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Bahnübergänge stellen besondere Kreuzungssituationen dar, an denen sich zwei Ver-
kehrssysteme mit unterschiedlichen Eigenschaften und Sicherheitsphilosophien treffen. 
Deshalb muss ihre Gestaltung den Anforderungen beider Verkehrssysteme genügen. 
Neben Aspekten der Leistungsfähigkeit steht dabei die Sicherheit im Vordergrund. Weil 
bei der Beteiligung von Schienenfahrzeugen ein großes und kaum zu beeinflussendes 
Schadensausmaß zu erwarten ist, muss der Schwerpunkt von Sicherheitsmaßnahmen 
auf der Unfallvermeidung liegen. Aufgrund zahlreicher Wechselwirkungen zwischen den 
beteiligten Verkehrssystemen ist eine systemübergreifende Betrachtung erforderlich. 
Während Zusammenpralle zwischen Straßen- und Schienenfahrzeugen an Bahnübergän-
gen einen äußerst geringen Anteil an der Gesamtunfallbilanz des Straßenverkehrs haben, 
stellen sie für das Bahnsystem eine der häufigsten Unfallarten dar. So bildeten sie im 
Mittel der Jahre 2001 bis 2008 in Deutschland rund ein Drittel der Eisenbahnunfälle mit 
Personenschäden [1] und stehen damit an zweiter Stelle nach Personenunfällen außer-
halb von Bahnübergängen (beispielsweise wegen unzulässigen Betretens von Bahnanla-
gen). Ähnliche Tendenzen sind auch bei den Bahnen der Europäischen Union und welt-
weit zu verzeichnen [2, 3]. Bemerkenswert ist dabei die Tatsache, dass Bahnübergänge 
praktisch die einzigen Fahrwegelemente im Eisenbahnsystem sind, bei denen der direkte 
Einfluss externer menschlicher Fehler auf die Sicherheit flächendeckend toleriert wird. 
Aber auch für den Straßenverkehr bergen Bahnübergänge trotz der geringeren Unfallzah-
len ein erhebliches Gefahrenpotenzial, denn aufgrund der ungleichen physikalischen Ei-
genschaften der Verkehrssysteme ist ein überproportional hohes Schadensausmaß zu 
verzeichnen. So war das Risiko, als Straßenverkehrsteilnehmer bei einem solchen Unfall 
getötet zu werden, im Mittel der Jahre 2001 bis 2008 in Deutschland rund 100-mal so 
groß wie bei einem durchschnittlichen Straßenverkehrsunfall [4]. 
Im Bereich der Straßenverkehrssicherheit wird von diversen Gremien und Interessenver-
bänden die Philosophie „Vision Zero“ verfolgt. Als wesentlicher Baustein zur Vermeidung 
von Personenschäden wird dabei die stärkere Berücksichtigung möglicher menschlicher 
Fehler gesehen. Nach diesem Ansatz sind Verkehrsanlagen „im Hinblick auf die Erkennt-
nis zu gestalten, dass der Mensch Fehler macht. Ohne ihn aus seiner Verantwortung zu 
entlassen muss das Verkehrssystem so gestaltet werden, dass Fehler keine fatalen Fol-
gen haben.“ [5] Bei der Bahnübergangssicherung in Deutschland ist dieser Ansatz bisher 
nicht etabliert, erscheint jedoch vor dem Hintergrund der genannten Besonderheiten die-
ser Kreuzungsstellen – insbesondere der Unfallschwere – notwendig und sinnvoll. Im 
Ausland wird „Vision Zero“ zum Teil explizit für Bahnübergänge proklamiert [6, 7, 8]. 
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Zwar ist die Zahl der Zusammenpralle an Bahnübergängen in Deutschland seit vielen Jah-
ren rückläufig, allerdings können daraus keine Rückschlüsse auf eine spezifische Erhö-
hung der Bahnübergangssicherheit gezogen werden. Zum einen hat sich gleichzeitig die 
Anzahl der Bahnübergänge verringert, zum anderen ist auch im sonstigen Straßenverkehr 
ein allgemeiner Trend zu rückläufigen Unfallzahlen festzustellen, ohne dass sich die Ver-
kehrsleistung wesentlich geändert hat [9]. Außerdem zeigen die Kriterien zur 
Priorisierung von Maßnahmen an Bahnübergängen [10], dass vorzugsweise Übergänge 
mit großer Verkehrsbelastung und großer Unfallhäufigkeit beseitigt werden, was einen 
gegenüber den Bestandszahlen überproportionalen Rückgang der Unfallzahlen erklärt. 
Bei juristischer Analyse der Unfallursachen wird in der überwiegenden Zahl der Fälle ein 
Fehlverhalten der Straßenverkehrsteilnehmer identifiziert [4]. Während sich die öffentlich 
zugänglichen Unfallstatistiken in Deutschland mit dieser Feststellung der Schuld begnü-
gen, ist bei einer sicherheitsorientierten Betrachtung zu hinterfragen, welche Gründe zum 
Fehlverhalten führen. Dabei ist zu vermuten, dass die Gestaltung von Bahnübergängen 
maßgeblichen Einfluss auf das Verhalten und damit auf die Sicherheit hat.  
Die heutigen rechtlichen Vorgaben zur Gestaltung von Bahnübergängen in Deutschland 
sind überwiegend historisch gewachsen, wie bereits ein Blick in den entsprechenden 
Paragrafen der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung [11, 12] zeigt: Von 1967 bis heute 
erfolgte keine grundlegende Weiterentwicklung, obwohl sich die Verhältnisse hinsichtlich 
Verkehrsstärken, Geschwindigkeiten sowie Fahrzeug- und Fahrwegtechnik sowohl im 
Eisenbahn- als auch im Straßenverkehr zweifellos erheblich verändert haben. Eine diffe-
renzierte Ableitung der Gestaltungsregeln aus konkreten Risiken ist nur grob erkennbar 
und beschränkt sich im Wesentlichen auf eine Kategorisierung der Straßenverkehrsstär-
ke. Außerdem betrachtet die genannte Verordnung ausschließlich Anlagen im Zuständig-
keitsbereich des Bahnbetreibers, wodurch die eingangs erwähnten Wechselwirkungen 
mit dem straßenverkehrlichen Umfeld nicht berücksichtigt werden. 
Auch die anerkannten Regeln der Technik für Bahnübergänge in Deutschland enthalten 
keine systematische Risikoorientierung der Gestaltungsvorgaben. Es wird vielmehr ein 
anderes Phänomen deutlich, das auf einen Zielkonflikt zwischen Sicherheit und Wirt-
schaftlichkeit schließen lässt: Je nach Eigentumsverhältnissen des Infrastrukturbetreibers 
gelten unterschiedliche Regelwerke und damit auch Sicherheitsanforderungen. Während 
für die Eisenbahnen des Bundes auf über 200 Seiten sehr detaillierte Vorschriften beste-
hen, die teilweise auch das straßenverkehrliche Umfeld berühren [10], sind Regelungstie-
fe und Verbindlichkeitsgrad bei nichtbundeseigenen Eisenbahnen auf rund 120 Seiten 
deutlich geringer und beschränken sich weitgehend auf die Bahnanlagen [13]. 
Schließlich ist noch anzumerken, dass die letzten umfassenden wissenschaftlichen Un-
tersuchungen zur Sicherheit an Bahnübergängen in Deutschland [14, 15, 16, 17] bis auf 
eine Ausnahme [18] aus den 1980-er Jahren stammen. 
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1.2 Zielstellung 
Ausgehend von der in Abschnitt 1.1 dargelegten Ausgangssituation ist es geboten, für die 
Gestaltung von Bahnübergängen in Deutschland und insbesondere zur Beurteilung der 
Sicherheit eine breitere wissenschaftliche Grundlage zu schaffen. 
Die Gestaltungsvorgaben sollten sich an den tatsächlich vorhandenen Risiken orientieren. 
Da diese insbesondere aus dem Verhalten der Straßenverkehrsteilnehmer resultieren, 
kommt der Betrachtung der Erscheinungsbilder und des straßenverkehrlichen Umfelds 
von Bahnübergängen innerhalb der Untersuchung eine besondere Bedeutung zu.  
Das Ziel der Arbeit besteht in der Entwicklung des Grundgerüstes eines risikoorientierten 
Verfahrens zur Beurteilung der Sicherheit und Auswahl von Maßnahmen an Bahnüber-
gängen. Als Eingangsparameter sollen dabei die örtlichen Verhältnisse dienen, als Ergeb-
nisse sollen sich quantifizierte Risiken ergeben. Für bisher nicht detailliert untersuchte 
Zusammenhänge sind geeignete Annahmen auf Basis der Literatur und ergänzender 
Schätzungen zu treffen. 
Eine vollständige Berücksichtigung aller denkbaren Risiken ist selbst mit erheblichem 
Aufwand nicht realisierbar. Die Praxis zeigt, dass bei einzelnen Unfällen nicht vorherseh-
bare Einflussfaktoren wirken. In der vorliegenden Untersuchung wird deshalb angestrebt, 
den Großteil der bereits aufgetretenen und damit bekannten Risiken abzudecken. Eine 
spätere Erweiterung des Verfahrens auf Basis neuer Erkenntnisse soll möglich sein. 
Die Genauigkeit des zu entwickelnden Verfahrens soll sich in Anlehnung an die bei Risi-
koanalysen im Bahnwesen üblichen Prinzipien (vgl. hierzu [19, 20]) innerhalb einer Zeh-
nerpotenz bewegen. Eine höhere Genauigkeit ist für den Zweck der Untersuchung unter 
Berücksichtigung der zu treffenden Annahmen und Schätzungen sowie der zu erwarten-
den Datenqualität weder notwendig noch möglich. 
Um notwendige Veränderungen der gegenwärtig geltenden Regelwerke zu identifizieren, 
soll ein Abgleich dieser Regelwerke mit den erzielten Ergebnissen erfolgen. Hieraus sol-
len Empfehlungen zur Weiterentwicklung abgeleitet werden. 
1.3 Abgrenzung 
Die Untersuchung ist auf Bahnübergänge in Deutschland fokussiert, wobei Erkenntnisse 
aus dem Ausland einbezogen werden. Da einzelne Unterschiede in der rechtlichen Ein-
ordnung, den Verhaltensregeln und den technischen Lösungen bestehen, wird eine Über-
tragung der Erkenntnisse nur bei vergleichbaren Rahmenbedingungen vorgenommen. 
Betrachtet werden Bahnübergänge auf Eisenbahnstrecken. Wegen ihrer Besonderheiten 
bleiben Bahnübergänge auf Straßenbahnstrecken, bei denen planmäßig auf Sicht gefah-
ren wird und bei denen der Schienenfahrzeugführer seinen Anhalteweg vor dem Bahn-
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übergang stets überblicken kann, unberücksichtigt. Wo Straßenbahnbetrieb mit Eisen-
bahncharakter stattfindet, also nicht auf Sicht gefahren wird, gelten die betreffenden 
Strecken im Sinne der vorliegenden Arbeit als Eisenbahnstrecken (vgl. hierzu [21]). 
Höhengleiche Bahnsteigzugänge und Übergänge für innerdienstliche Zwecke der Bahnen 
bleiben wegen ihrer Besonderheiten ebenso außerhalb der Betrachtung. Bahnsteigzu-
gänge weisen andere Abläufe und Risiken auf als Bahnübergänge [22]. Für innerdienstli-
che Übergänge ist dies ebenso anzunehmen, da deren Benutzerkreis aufgrund seiner 
Tätigkeit stärker mit den Gefahren des Eisenbahnbetriebs vertraut ist. 
In der vorliegenden Arbeit wird ausschließlich die für Straßenverkehrsteilnehmer relevan-
te Gestaltung der Bahnübergänge und ihrer Sicherungseinrichtungen untersucht. Aspekte 
der Fahrzeugtechnik und der Öffentlichkeitsarbeit bleiben unberücksichtigt, hierzu wird 
unter anderem auf [23, 24, 25] verwiesen. 
Im Rahmen der Untersuchung wird davon ausgegangen, dass alle sicherheitsrelevanten 
Aufgaben im bahnseitigen Sicherungsprozess ohne Mitwirkung von Bahnmitarbeitern von 
technischen Einrichtungen erfüllt werden, die mit einer um mehrere Größenordnungen 
höheren Zuverlässigkeit arbeiten als der Mensch. Damit hat das technische Versagen von 
Sicherungsanlagen gegenüber menschlichen Fehlern der Straßenverkehrsteilnehmer nur 
einen sehr geringen Einfluss auf das Gesamtrisiko (vgl. hierzu [19, 26]) und wird im Rah-
men der vorliegenden Untersuchung vernachlässigt.  
Weiterhin wird das Auftreten technischer Ausfälle der Straßenfahrzeuge (beispielsweise 
Bremsversagen, Motorschäden) auf einem Bahnübergang als so selten angenommen, 
dass es in der Untersuchung vernachlässigt werden kann. 
Bahnübergangsstatistiken beschränken sich in Deutschland meist auf Eisenbahnstrecken 
des Bundes, obgleich auch Bahnübergänge bei nichtbundeseigenen Eisenbahnen existie-
ren. Es wird angenommen, dass die zu den Eisenbahnen des Bundes verfügbaren Statis-
tiken aufgrund ihres Umfangs trotz einzelner Unterschiede zu nichtbundeseigenen Eisen-
bahnen (vgl. Abschnitt 1.1) repräsentativ für alle deutschen Bahnübergänge sind. 
1.4 Vorgehen 
Zunächst erfolgt in Kapitel 2 eine Analyse des Forschungsstandes zur risikoorientierten 
Gestaltung von Bahnübergängen im In- und Ausland, zu Modellen des menschlichen Ver-
haltens sowie zu statistischen Daten bezüglich Risiken der Bahnübergänge, woraus 
Schwerpunkte für die vorliegende Untersuchung gewonnen werden.  
Die folgenden Schritte orientieren sich an dem heute im Eisenbahnwesen üblichen Vor-
gehen bei Risikoanalysen [20]: In Kapitel 3 wird ein Modell der Anlagen und Abläufe am 
Bahnübergang im Sinne einer Systemdefinition entwickelt. Die Ermittlung und Quantifi-
zierung der Risiken ist Gegenstand des Kapitels 4, das den Kern der Untersuchung dar-
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stellt. Anschließend befasst sich Kapitel 5 mit Akzeptanzkriterien zur Bewertung der Risi-
ken. Kapitel 6 betrachtet Maßnahmen zur Beherrschung der Risiken, wobei diese eben-
falls quantifiziert werden.  
Damit liegen die theoretischen Grundlagen für das eigentliche Verfahren vor, dass in Kapi-
tel 7 zusammenfassend erläutert wird. Anschließend erfolgt eine Prüfung auf Plausibilität, 
bevor das Verfahren einer Sensitivitätsanalyse unterzogen und anhand mehrerer Beispiele 
demonstriert wird.  
Ein Abgleich der Erkenntnisse der vorliegenden Arbeit mit den bestehenden deutschen 
Regelwerken zur Gestaltung von Bahnübergängen und die Ableitung notwendiger Wei-
terentwicklungen erfolgt in Kapitel 8. Abschließend fasst Kapitel 9 die Arbeit zusammen 
und identifiziert Ansätze für weiterführende Untersuchungen. 
Zur leichteren Nachvollziehbarkeit der innerhalb der Untersuchung entwickelten und ver-
wendeten Begriffe ist ein Glossar beigefügt. 




In den folgenden Unterabschnitten erfolgt eine Auswertung der deutsch- und englisch-
sprachigen Literatur zu Modellen und Grundsätzen der risikoorientierten Gestaltung von 
Bahnübergängen. Die Auswertung ist wie folgt nach Regionen gegliedert: 
 Deutschland,  
 europäisches Ausland,  
 Nordamerika,  
 Asien und Australien. 
Umfassende Untersuchungen zum Einfluss der Gestaltung von Bahnübergängen auf das 
Risiko und damit auf die Sicherheit wurden in Deutschland nur selten durchgeführt. In der 
Fachliteratur finden sich zwar häufig Erörterungen zu Erscheinungsbildern der Bahnüber-
gänge, jedoch basieren diese oft auf grundsätzlichen Erwägungen der Verfasser und nur 
selten auf nachgewiesenen Erkenntnissen. Die Zusammenstellung für Deutschland kon-
zentriert sich deshalb auf diejenigen Quellen, deren Aussagen ausreichend belegt oder 
begründet sind und somit als verlässlich betrachtet werden können.  
Die Quellenlage im Ausland zeigt hingegen eine Vielzahl umfangreicher wissenschaftli-
cher Untersuchungen zur Sicherheit an Bahnübergängen. Dabei beschäftigen sich die 
meisten Arbeiten mit den Wirkungen einzelner Einflussfaktoren, worauf im Rahmen der 
Risikoanalyse in Kapitel 4 eingegangen wird. Nachfolgend werden die Untersuchungen 
vorgestellt, die sich mit der Sicherheitsbeurteilung des Bahnübergangs als Gesamtsys-
tem und insbesondere mit Risikomodellen im engeren Sinne befassen.  
Die Vorstellung der einzelnen Quellen innerhalb der regionalen Gliederung erfolgt chrono-
logisch nach dem Jahr ihrer Veröffentlichung. Mit der Reihenfolge ist daher keine Wer-
tung verbunden. 
2.1.1 Deutschland 
Die ersten deutschen Ansätze zur quantitativen Bewertung der Sicherheit an Bahnüber-
gängen sind bereits mehr als 50 Jahre alt. Raab schlug 1955 ein Wertungsmaß vor, mit 
dem die verkehrliche Belastung eines Bahnübergangs beschrieben und unter Vorgabe 
von Grenzwerten die geeignete Sicherungsart festgelegt werden kann. Unter Verwen-
dung von Unfallzahlen sollte so auch die erreichte relative Sicherheit quantifizierbar sein, 
wofür allerdings nur der prinzipielle Ansatz geliefert wurde. [27]  
Müller untersuchte 1965 die Unfallwahrscheinlichkeit verschiedener Sicherungsarten un-
ter Berücksichtigung des menschlichen Fehlverhaltens. Ergebnisse waren Schätzwerte in 
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der Größenordnung von Zehnerpotenzen für die Wahrscheinlichkeit des Eintretens eines 
Unfalls bei gleichzeitiger Annäherung von Straßen- und Schienenfahrzeug, woraus Vor-
schläge für neue Einsatzkriterien der verschiedenen Sicherungsarten entwickelt wurden. 
Unter Einbeziehung der Erkenntnisse von Raab [27] schlug er dafür unter anderem das 
Produkt aus Schienen- und Straßenverkehrsstärke vor. Eine über die Sicherungsarten 
hinausgehende Betrachtung weiterer Einflussfaktoren erfolgte allerdings nicht. [26] 
Eine Studie der Bundesanstalt für Straßenwesen aus dem Jahre 1980 beschäftigte sich 
mit der Fragestellung, ob sich Kraftfahrer an Bahnübergängen mit Blinklichtern anders 
verhalten als bei Lichtzeichen mit der Farbfolge Gelb-Rot. Hierbei konnten keine signifi-
kanten Unterschiede im Beachtungsgrad festgestellt werden. Allerdings trat bei Lichtzei-
chen ein geordneteres Fahrverhalten zu Beginn der Sperrung auf. Außerdem wiesen 
Bahnübergänge hinter Kurven bei beiden Erscheinungsbildern einen erheblich höheren 
Missachtungsgrad auf als bei geradem Straßenverlauf. Aus Nebenbefunden dieser Un-
tersuchung wurden qualitative Anforderungen an die Gestaltung abgeleitet [14]:  
 Die Sicht auf die Zeichen und Einrichtungen zur Sicherung der Bahnübergänge muss 
gewährleistet sein. 
 Eine Verknüpfung der Zeichen und Einrichtungen zur Sicherung der Bahnübergänge 
mit anderen vorfahrtregelnden Verkehrszeichen sollte unterbleiben. 
 Der Straßencharakter sollte sich im Bereich des Bahnübergangs nicht ändern; insbe-
sondere sollten eigene Wege für Fußgänger und Radfahrer auch über den Bahnüber-
gang hinweg geführt werden. 
Amann, Körner und Kröh werteten im Jahre 1981 Unfallstatistiken aus und analysierten 
das Verhalten von Straßenverkehrsteilnehmer an Bahnübergängen, wobei auch Einflüsse 
der straßenseitigen Gestaltung berücksichtigt wurden. Die wesentlichen, vorrangig quali-
tativen Erkenntnisse dieser Studie sind [28]: 
 Mit zunehmender Verkehrsstärke und zunehmenden Geschwindigkeiten auf der Stra-
ße steigt die Unfallhäufigkeit. 
 Je höher der Anteil ortskundiger Straßenverkehrsteilnehmer, umso häufiger werden 
Bahnübergänge – insbesondere nichttechnisch gesicherte – übersehen. 
 Die Sicherheit wird maßgeblich von der Erkennbarkeit des Bahnübergangs bestimmt. 
Daher muss er rechtzeitig und auffällig erkennbar gestaltet sein.  
 Häufungen von Verkehrszeichen vor Bahnübergängen sind wegen möglicher Reizüber-
flutung zu vermeiden. 
Einige Aussagen dieser Untersuchung müssen allerdings kritisch gewertet werden. So 
erfolgte eine Ableitung des vermuteten Anteils ortskundiger Fahrer aus der Straßenkate-
gorie, ohne dies näher zu begründen. Außerdem wird ohne Erläuterung der Methodik und 
der Örtlichkeiten angegeben, dass über 80 % der Straßenverkehrsteilnehmer optische 
oder akustische Signale sowie sich nähernde Eisenbahnfahrzeuge nicht beachten. 
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Heilmann untersuchte 1984 umfassend die Wirksamkeit der Sicherung von Bahnüber-
gängen und entwickelte dabei ein Berechnungsverfahren zur Abschätzung der zu erwar-
tenden Unfallzahlen. Der Schwerpunkt lag auf dem Verhalten der Straßenverkehrsteil-
nehmer bei den verschiedenen etablierten Sicherungsarten. Es wurden jedoch auch Er-
kenntnisse erzielt, die den Bahnübergang als Gesamtsystem betreffen [15]: 
 Beobachtete Verstöße wurden in fast allen Fällen als bewusstes Fehlverhalten identifi-
ziert und traten trotz ausreichender Erkennbarkeit der Bahnübergänge auf. 
 Bei bewusstem Fehlverhalten hielten die Straßenverkehrsteilnehmer vor dem Über-
queren der Gleise meist Ausschau nach Zügen. 
 Fußgänger und Radfahrer verhielten sich deutlich häufiger falsch als Kraftfahrer. In der 
Nähe von Haltepunkten war das Fehlverhalten von Fußgängern besonders ausgeprägt.  
 Bei der Sicherung durch Übersicht auf die Bahnstrecke sollten Bahnübergänge recht-
winklig sein, weil dadurch sich nähernde Schienenfahrzeuge aus beiden Seiten im Ge-
sichtsfeld des Straßenverkehrsteilnehmers wahrgenommen werden können. 
 Eine Sicherung von Bahnübergängen mit Kraftfahrzeugverkehr allein durch hörbare 
Signale der Schienenfahrzeuge wurde als bedenklich eingestuft. Messungen ergaben, 
dass die Pfeifsignale im fahrenden Fahrzeug je nach Schallpegel des Pfeifsignals bei 
geschlossenen Fenstern nicht oder nur zufällig wahrgenommen werden konnten. 
 Auch wenn die Übersicht auf die Bahnstrecke nicht vollständig vorhanden ist, ermög-
licht eine Restübersicht das Abwenden von Unfällen. Bei noch stärker eingeschränkter 
Sicht sollte der Einsatz von Stoppschildern erwogen werden. 
Der mathematische Ansatz weist Parallelen zu heutigen Risikoanalyseverfahren auf. Al-
lerdings wurde das straßenverkehrliche Umfeld der Bahnübergänge nicht näher betrach-
tet, sodass beispielsweise die quantitativen Angaben zum Fehlverhalten der Straßenver-
kehrsteilnehmer nicht ohne weiteres auf einen konkreten Bahnübergang angewendet 
werden können. 
Im Auftrag der Deutschen Bundesbahn wurde 1986 durch die Basler & Partner AG eine 
umfangreiche Studie zu Sicherheitsanforderungen an Bahnübergängen erarbeitet. Ziel 
war die Schaffung einer Entscheidungsgrundlage für die sicherheitsorientierte Sanierung 
von Übergängen. Verschiedene Maßnahmen wurden hinsichtlich Risikoreduktion und 
Kosten betrachtet. Als Datenbasis dienten allgemeine statistische Angaben zu rund 1000 
Unfällen der Jahre 1982 bis 1984 sowie eine nicht näher spezifizierte Anzahl ausführliche-
rer Unfallberichte aus dem Jahr 1983. Auf der gewählten Abstraktionsebene fand aller-
dings keine Unterscheidung nach Art der Straßenverkehrsteilnahme statt (Fußgänger, 
Kraftfahrer usw.); ebenso wenig wurden über die Sicherungsart hinausgehende Gestal-
tungsmerkmale betrachtet. Wesentliche Erkenntnisse waren [16]: 
 Für die Definition von Sicherheitsanforderungen an Bahnübergängen wird in der Regel 
das kollektive Risiko maßgebend. Nur in wenigen Einzelfällen, wenn Personen mehr-
mals am Tag einen Bahnübergang queren, wird das individuelle Risiko relevant. 
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 Unter Berücksichtigung von Aversionsfaktoren gegenüber Groß- und Mehrfachunfällen 
ist das empfundene Risiko rund dreimal so groß wie das tatsächliche kollektive Risiko. 
 Durch eine bloße Umlagerung der jährlichen für Bahnübergangsmaßnahmen anfallen-
den Kosten kann eine Risikoreduktion um 90 % erreicht werden. 
 Die optimale Maßnahmenkombination setzt sich aus einer Vielzahl einzelner Maßnah-
men zusammen, die von der jeweiligen Ausgangssituation abhängen. 
Von wenigen Ausnahmen abgesehen beziehen sich nahezu alle untersuchten Maßnah-
men auf die Sicherungsarten unmittelbar am Bahnübergang. Aspekte wie Straßenführung 
und Erkennbarkeit wurden nicht betrachtet. Bei dieser Studie ist kritisch zu bemerken, 
dass bestimmte grundsätzliche Vorstellungen des Auftraggebers eingeflossen sind und 
beispielsweise Maßnahmen mit der Begründung „widerspricht Stoßrichtung DB“ nicht 
näher untersucht wurden, obwohl diese möglicherweise gerechtfertigt gewesen wären. 
Ein Forschungsprojekt der Studiengesellschaft für unterirdische Verkehrsanlagen e. V. im 
Auftrag des Bundesverkehrsministeriums aus dem Jahre 1989 untersuchte die Bahn-
übergangssicherung bei Stadtbahnen. Dabei wurde das Verhalten der Straßenverkehrs-
teilnehmer an 23 Bahnübergängen ausgewertet und daraus qualitative Anforderungen an 
die Gestaltung abgeleitet, wobei auch das Umfeld Berücksichtigung fand [17]:  
 Ist ein Bahnübergang erst spät zu erkennen, sollten im Vorfeld eine auffällige Beschil-
derung und ggf. mit der Bahnübergangssicherung gekoppelte gelbe Blinklichter – wie 
gelegentlich vor Lichtsignalanlagen vorzufinden – angebracht werden. 
 Die Sicherung des Fußgängerverkehrs sollte nach eigenen Kriterien erfolgen, die vom 
Kraftfahrzeugverkehr unabhängig sind. Sind Radwege vorhanden, gilt dies auch für 
Radfahrer. 
 Für Fußgänger, die von den Sicherungseinrichtungen abgelenkt sind und den Bahn-
übergang aufgrund ihrer eigenen Einschätzungen auf Basis der Sichtverhältnisse que-
ren wollen, ist ein Blinklicht wesentlich wirksamer als ein rotes Lichtzeichen. 
 In unmittelbarer Nähe von Bahnübergängen sollten keine Verkehrszeichen zur Rege-
lung des übrigen Straßenverkehrs angebracht sein, um Missdeutungen zu vermeiden. 
 Rad- und Fußwege sollten im Bereich des Bahnübergangs nicht verengt oder auf die 
Straßenfahrbahn geführt werden. 
 Lässt sich die Anbindung von Bahnsteigen über Bahnübergänge nicht vermeiden, soll-
ten Schranken und eine Fußgängerführung ohne „Schlupflöcher“ vorgesehen werden. 
Trotz des Bezugs auf Straßenbahnen lassen sich die genannten grundsätzliche Erkennt-
nisse auf die Gestaltung von Bahnübergängen bei Eisenbahnen übertragen, während 
konkrete Zahlenwerte aufgrund der Besonderheiten der Straßenbahn sowie ungünstig 
gewählter Bezugsgrößen kaum verwendbar sind. 
Im Auftrag der Continental AG führten Ellinghaus und Steinbrecher im Jahr 2006 Unter-
suchungen zu Kenntnissen, Erfahrungen und Einstellungen von Straßenverkehrsteilneh-
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mern gegenüber Bahnübergängen durch. Die Erkenntnisse stützen sich vor allem auf eine 
repräsentative Befragung von Straßenverkehrsteilnehmern. Für die Gestaltung von Bahn-
übergängen sind folgende Aspekte interessant [18]: 
 39 % der befragten Straßenverkehrsteilnehmer halten ein rotes Blinklicht nur für einen 
Warnhinweis und glauben, erst bei rotem Standlicht muss angehalten werden. 
 6 % der befragten Straßenverkehrsteilnehmer glauben, Kraftfahrer dürften geschlos-
sene Halbschranken auf eigene Verantwortung umfahren. 
 30 % der befragten Kraftfahrer und 40 % der Fußgänger und Radfahrer sind bereit, 
Bahnübergänge bei roten Lichtzeichen, jedoch noch geöffneten Schranken zu queren. 
Dieses Verhalten wurde auch bei Verhaltensbeobachtungen festgestellt. 
 Fußgänger und Radfahrer sind deutlich häufiger zu bewusstem Fehlverhalten an 
Bahnübergängen bereit als Kraftfahrer.  
 Die Wahl der Geschwindigkeiten an Bahnübergängen basiert auf unterschiedlichen 
Motivationen, die zwischen einem langsamen Herantasten und einer möglichst schnel-
len Überquerung liegen und vor allem durch die Sichtverhältnisse beeinflusst werden. 
 Unzureichende Verminderung der Geschwindigkeit vor Bahnübergängen ist auch durch 
die gewollte Vermeidung von Konflikten mit nachfolgenden Fahrzeugen motiviert. 
 Bei Ortsbegehungen wurde eine große Vielfalt optischer Reize im Umfeld von Bahn-
übergängen festgestellt, insbesondere in bebauten Gebieten. Lässt sich der optische 
Hintergrund nicht verändern, sollte die Erkennbarkeit anderweitig verbessert werden. 
Die TÜV Süd Industrie Service GmbH untersuchte im Auftrag der Deutschen Bahn AG 
das Risiko an Bahnübergängen, die im Rahmen einer Ausnahmegenehmigung bis 1993 
mit Geschwindigkeiten bis 200 km/h, danach jedoch nur bis 160 km/h befahren werden 
durften. Die Risiken wurden durch Vergleichsrechnungen auf Basis von Unfallstatistiken 
analysiert und mit Akzeptanzgrenzen bewertet, die aus nicht näher ausgeführten Gründen 
um mehrere Größenordnungen niedriger liegen als beispielsweise in der Studie von Bas-
ler und Partner [16]. Im Ergebnis werden für Bahnübergänge über 160 km/h außer Maß-
nahmen zur Reduzierung von Wartezeiten bei Anlagen mit Lichtzeichen und Halbschran-
ken keine weitergehenden Anforderungen gestellt, mithin das Risiko von Bahnübergän-
gen bei Geschwindigkeiten bis 200 km/h für grundsätzlich akzeptabel erachtet. [29] 
Allerdings lassen die aus dieser Studie veröffentlichten Untersuchungsergebnisse von 
vornherein eine deutliche Tendenz zur Befürwortung höherer Geschwindigkeiten an 
Bahnübergängen erkennen, was an der Betonung von Aspekten wie wirtschaftlichen 
Zwängen, angestrebten Reisezeitverkürzungen, der allgemein hohen Sicherheit der Ei-
senbahn und rückläufigen Unfallzahlen deutlich wird. Außerdem weisen die Ergebnisse 
methodische Unklarheiten auf. So wird postuliert: „Bahnübergänge gesichert mit Blink-
licht/Lichtzeichen sind für alle Verkehrsteilnehmer am gefährlichsten“ sowie „Bahnüber-
gänge ohne technische Sicherung haben geringere Unfallzahlen als Bahnübergänge mit 
Blinklicht/Lichtzeichen“, während gleichzeitig auf die Nichtberücksichtigung der Ver-
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kehrsstärke hingewiesen wird. Ohne Berücksichtigung der Verkehrsstärke können jedoch 
auf Basis von Unfallstatistiken weder zum individuellen noch zum kollektiven Risiko an 
Bahnübergängen einer bestimmten Sicherungsart sinnvolle Aussagen getroffen werden. 
2.1.2 Europäisches Ausland 
Eine umfassende Studie zur Sicherheit der Bahnübergänge in Schweden legte 1993 
Shahriari vor. Er untersuchte und entwickelte verschiedene Methoden zur Beurteilung der 
Sicherheit. Verhaltensbeobachtungen an nichttechnisch gesicherten Bahnübergängen 
bewertete er insbesondere wegen des geringen Verkehrsaufkommens und der Unsi-
cherheiten bei der Interpretation des beobachteten Verhaltens als wenig praktikabel. Eine 
geeignete Alternative wurde in Simulationsprogrammen gesehen, mit denen verschiede-
ne Formen von Bahnübergängen untersucht werden können. Risikoanalysen auf Basis 
von Unfalldaten mit Anwendung von Fehlerbäumen wurden ebenfalls als effektiv be-
zeichnet, sofern ausreichend Parameter verfügbar sind und die Analyse auf einer sehr 
detaillierten Ebene erfolgt. Bei der beispielhaften Anwendung einiger der Methoden auf 
schwedische Bahnübergänge ergaben sich folgende Erkenntnisse [30]: 
 Die Unfallhäufigkeit hängt stark von der Lage vorhandener Sichthindernisse und der 
Geschwindigkeit der Straßenfahrzeuge ab. 
 Bei starker Sichteinschränkung sollten Kraftfahrzeuge unmittelbar vor dem Bahnüber-
gang anhalten. Für lange Straßenfahrzeuge mit geringer Anfahrbeschleunigung kann 
ein Halt in größerem Abstand sinnvoll sein, um einen „fliegenden Start“ zu erreichen. 
 Eine höhere Bremsverzögerung der Schienenfahrzeuge in Verbindung mit einer weiten 
Sicht des Schienenfahrzeugführers auf den Bahnübergang kann Zusammenpralle ver-
meiden oder ihre Konsequenzen vermindern. 
 Sonnenblendung von vorn oder von hinten ist bei Bahnübergängen mit Blinklichtern in 
Schweden eine der Hauptunfallursachen (tiefstehende Sonne). 
 Die Straßengeometrie kann sich gefährlich auswirken, wobei sowohl vor als auch hin-
ter dem Bahnübergang liegende Kurven oder Längsneigungen relevant sind. 
 Eine unzureichende Straßenbreite ist ebenfalls gefährlich, weil Straßenverkehrsteil-
nehmer dann gleichzeitig auf andere Straßenfahrzeuge, auf den Bahnübergang, auf 
sich nähernde Züge und auf die Straßengeometrie achten müssen. 
Darüber hinaus betrachtete Shahriari auch die eisenbahnseitigen Möglichkeiten zur Unfall-
folgenminderung, wobei der ungünstigste Fall eines Zusammenpralls zwischen einem 
leichten Triebwagen und einem stehenden schweren Lkw herangezogen wurde. Sofern 
der Triebwagen mit Deformationszonen von 1,5 m an jedem Ende ausgerüstet ist und die 
Aufprallgeschwindigkeit unter 70 km/h liegt, sind zufriedenstellende Überlebenschancen 
für die Insassen zu erreichen. Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn für den Schienen-
fahrzeugführer bei 130 bis 140 km/h eine Sicht von über 200 m auf den Bahnübergang 
besteht und der Triebwagen eine Schnellbremsverzögerung von 3,5 m/s² erreicht.  
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Mit dem Ziel einer volkswirtschaftlichen Bewertung von Unfallkosten an Bahnübergängen 
entwickelte Lindberg im Jahr 2002 ein Risikomodell für Schweden auf Basis von Statisti-
ken. Aus einer Reihe verfügbarer Merkmale (darunter auch Geschwindigkeiten der Schie-
nen- und Straßenfahrzeuge sowie Straßenbreite) wurden letztlich nur folgende Eigen-
schaften von Bahnübergängen als signifikant identifiziert [31]: 
 Schienenverkehrsstärke, 
 Straßenverkehrsstärke, 
 Lage in Stadtgebieten, 
 Sicherungsart. 
Marx, Skoric und Lösch untersuchten im Jahr 2000 und in einer Fortschreibung im Jahr 
2003 österreichische Unfallhäufungsstellen mit mehr als zwei Zusammenprallen. Ziel war 
eine Reihung nach Dringlichkeit der Sanierung, in der Regel durch Bau einer technischen 
Sicherung. Hierzu wurden die 54 betreffenden Bahnübergänge nach der auf die Straßen-
verkehrsstärke normierten Unfallzahl sortiert, die gleichzeitig als einziges Kriterium diente. 
Weitere Parameter der einzelnen Bahnübergänge wie Kreuzungswinkel, zulässige Ge-
schwindigkeiten usw. wurden zwar erfasst, jedoch nicht ausgewertet. [32, 33] 
Aufgrund der anhaltend hohen Zahl von Unfällen an österreichischen Bahnübergängen 
nahm Zodtl im Jahre 2005 weitergehende Untersuchungen vor und zog dazu unter ande-
rem die vorangegangenen Studien [32, 33] heran. Sie analysierte Unfälle aus dem Zeit-
raum von 1993 bis 2002 und zog daraus Schlussfolgerungen für die Gestaltung der Bahn-
übergänge. Dabei wurden auch Aspekte des straßenverkehrlichen Umfeldes betrachtet. 
Als potenziell gefährliche Einflussfaktoren wurden ermittelt [34]: 
 Nähe des Bahnübergangs zu Bahnhöfen, 
 Nähe des Bahnübergangs zu Straßenkreuzungen, 
 Einmündende Straße neben dem Bahnübergang, 
 spitzer Kreuzungswinkel, 
 Lage des Bahnübergangs in einer S-Kurve, 
 fehlende Ankündigung durch Verkehrszeichen, 
 hohes Straßenverkehrsaufkommen. 
Allerdings basierte die Zusammenstellung dieser Merkmale nur auf einer groben quantita-
tiven Einschätzung von Eigenschaften der zwanzig Übergänge mit den höchsten Unfall-
zahlen, ohne dabei den jeweiligen örtlichen Unfallhergang zu berücksichtigen.  
Feßl, Robatsch und Stefan stellten 2005 eine weitere österreichische Studie vor. Dabei 
ermittelten sie das Unfallrisiko der einzelnen Sicherungsarten unter Normierung auf Stra-
ßenverkehrsstärke und Zugzahl, die als wesentliche Faktoren bei der Risikobewertung 
betrachtet wurden. Allerdings flossen nur Unfälle mit Personenschäden in die Untersu-
chung ein. Überraschend ist dabei die etwa gleich große relative Unfallhäufigkeit bei 
Bahnübergängen mit Lichtzeichen und bei Bahnübergängen mit Halbschranken, für die 
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keine Erklärung geliefert wurde, die aber möglicherweise mit dem unterschiedlichen 
Fußgängerverkehrsanteil zusammenhängt. Weiterhin wurde das Schadensausmaß bei 
den einzelnen Beteiligungsarten analysiert. Eine über die Sicherungsarten hinausgehende 
Betrachtung erfolgt nicht. Dies zeigt sich auch in den empfohlenen Maßnahmen, die im 
Wesentlichen die nur Nachrüstung mit einer technischen Sicherung umfassen. [35] 
Griffioen analysierte Risikofaktoren an niederländischen Bahnübergängen. Er ermittelte 
jeweils 27 „sichere“ Bahnübergänge (kein Zusammenprall in 14 Jahren) sowie „unsiche-
re“ Bahnübergänge (mindestens zwei Zusammenpralle in 14 Jahren) und untersuchte 
deren Eigenschaften mittels umfangreicher örtlicher Erhebungen. Dabei konnten nur drei 
Merkmale als signifikant identifiziert werden [36]: 
 Straßenverkehrsstärke, 
 Geschwindigkeit der Straßenfahrzeuge, 
 Transparenz der straßenverkehrlichen Situation. 
Zahlreiche weitere Merkmale wurden als kaum oder nicht signifikant eingestuft. Die Er-
kenntnisse sind spezifisch für die zugrunde gelegte Stichprobe und nicht direkt auf ande-
re Grundgesamtheiten übertragbar. Die geringe Anzahl signifikanter Merkmale kann aus 
der Vielzahl verschiedener Ausprägungen der Eigenschaften gegenüber dem vergleichs-
weise geringen Stichprobenumfang resultieren. 
Für Ungarn stellte Mocsári 2004 eine Methode zur Sicherheitsbewertung vor, die nach 
einem drastischen Anstieg der Unfallzahlen Anfang der 1990er Jahre entwickelt wurde. 
Auf Basis einer Datenbank mit Bestands- und Unfalldaten und eines Punktesystems ent-
stand eine Rangliste der Bahnübergänge nach ihrem Risiko. Das Punktesystem berück-
sichtigte folgende Aspekte, geordnet nach Ihrem Wichtungsfaktor [37]: 
 Unfallzahlen, 
 Hindernisse für den Straßenverkehr, 
 Sicherungsart, 
 Straßengeometrie, 
 Wahrnehmbarkeit des Bahnübergangs, 
 Geschwindigkeit auf der Straße, 
 Straßensignale (nicht näher spezifiziert). 
An den Bahnübergängen mit den höchsten Risiken wurden Verbesserungsmaßnahmen 
vorgenommen und wiederum evaluiert. Im Ergebnis führte vor allem die Ergänzung der 
Blinklichtanlagen durch Halbschranken zu einem deutlichen Sicherheitsgewinn, während 
geänderte Verkehrsvorschriften mit grundsätzlichen Geschwindigkeitsbeschränkungen an 
Bahnübergängen mangels Beachtung keine signifikante Wirkung zeigten. 
Die britische Eisenbahnbehörde Rail Safety & Standards Board ließ 2007 im Rahmen ei-
nes Forschungsprogramms die Nutzung von Risikomodellen und Risikobewertungsver-
fahren bei zwölf ausländischen Eisenbahnen untersuchen, um Erkenntnisse für die Wei-
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terentwicklung der eigenen Modelle zu gewinnen. Die recherchierten Ansätze wurden in 
vier Gruppen eingeteilt [38]: 
 einfache Wenn-Dann-Entscheidungen zur Auswahl von Maßnahmen auf Basis von 
Tabellen oder Entscheidungsbäumen (keine Modelle im Sinne der Studie), 
 Modelle mit einfacher Wichtung der Eingangsparameter, 
 Modelle mit komplexer Wichtung der Eingangsparameter, 
 Modelle mit Wichtung der Parameter auf Basis statistischer Verfahren. 
Es wurde festgestellt, dass die Art des Modells für Bahnübergänge oft den generellen 
Ansatz des Sicherheitsmanagements im betreffenden Land widerspiegelt. Modelle auf 
statistischer Basis benötigen umfangreiche Datengrundlagen und werden dementspre-
chend meist von Ländern mit einer großen Bahnübergangs- und Unfallzahl eingesetzt. 
Modelle mit komplexer Wichtung sind sehr kompliziert für den Endanwender, da sie viele 
Eingangsparameter benötigen. Einige Modelle betrachten auch das Schadensausmaß, die 
übrigen nur das Eintreten eines Zusammenpralls. 
Hinsichtlich der berücksichtigten Eigenschaften der Bahnübergänge wurden in der Studie 
folgende Erkenntnisse gewonnen: 
 Alle untersuchten Modelle beziehen die Straßen- und Schienenverkehrsstärke ein, 
straßenseitig jedoch meist nur den Kraftfahrzeugverkehr. 
 Zuggeschwindigkeit, Sicherungsart, Gleisanzahl und Straßencharakteristika werden 
von den meisten Modellen betrachtet. 
 Weitere Eigenschaften wie die Dauer der Sperrungen, Unfallgeschehen oder die Art 
der in den Zügen transportierten Güter finden sich nur bei wenigen Modellen. 
Im Rahmen des Projektes SELCAT (Safer European Level Crossing Appraisal and Techno-
logy) der Europäischen Kommission wurden 2008 verschiedene Ansätze zur Risikomodel-
lierung und -bewertung untersucht. Dabei fanden Erfahrungen aus den Mitgliedsstaaten 
und weiteren Ländern Eingang. Ein wesentliches Ziel bestand in der Entwicklung interna-
tional vergleichbarer Parameter für die Sicherheit an Bahnübergängen. Als mögliche und 
geeignete Detaillierungsgrade von Modellen wurden definiert [39]: 
 Stufe 0: Unfallzahl und Schadensausmaß in einem Mitgliedsstaat (netzweite Risiken). 
 Stufe 1: Risiken nach Sicherungsart (netzweite Risiken), 
 Stufe 2: Risiken nach Sicherungsart und Ursachenkategorie (netzweite Risiken), 
 Stufe 3: Risiken nach Sicherungsart und detaillierter Ursache (netzweite Risiken), 
 Stufe 4: Risiken nach Eigenschaften des einzelnen Bahnübergangs (örtliche Risiken). 
Ein prototypisches Modell über alle Stufen zeigte die Umsetzungsmöglichkeiten, offen-
barte jedoch auch den erheblichen Datenbedarf, insbesondere in Stufe 4. Verfahren auf 
statistischer Basis wurden in der Studie die größte Objektivität und Genauigkeit und da-
mit Eignung für ein europäisches Modell zugeschrieben. Grundsätzlich sollten nach den 
Erkenntnissen aus [39] folgende Faktoren berücksichtigt werden: 
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 Länge und Breite des Kreuzungsbereichs, 
 Himmelsrichtung der Straße (Nord-Süd oder Ost-West), 
 Geschwindigkeiten auf Straße und Bahnstrecke, 
 Sichtverhältnisse, 
 Art der Straßenbefestigung, 
 Fehlverhalten der Straßenverkehrsteilnehmer in der Vergangenheit, 
 technische Fehler in der Vergangenheit. 
Beard und Melo stellten 2010 ein Risikomodell für Portugal vor. Anlass für die Entwick-
lung war eine im europäischen Vergleich sehr hohe Unfallrate an Bahnübergängen. Dabei 
flossen die Eigenschaften der rund 1 200 portugiesischen Bahnübergänge sowie Exper-
tenschätzungen in ein komplexes Berechnungsverfahren ein. Mittels eines Softwarepro-
gramms können aus den eingegebenen Eigenschaften die individuellen und kollektiven 
Risiken sowie die erwartete Unfallzahl berechnet werden. Dabei erfolgt eine Unterschei-
dung nach Insassen der Schienenfahrzeuge sowie den unterschiedlichen Straßenver-
kehrsteilnehmern. Folgende Faktoren werden dabei berücksichtigt [40]: 
 aufgrund statistischer Signifikanz: 
o Straßenverkehrsstärke, 
o Schienenverkehrsstärke 
o Geschwindigkeit der Schienenfahrzeuge,  
o Kreuzungswinkel, 
 aufgrund von Expertenmeinungen: 
o Anzahl der Gleise, 
o Sichtzeit bei Bahnübergängen ohne technische Sicherung, 
o Annäherungszeit bei Bahnübergängen mit technischer Sicherung, 
o Abstand zu benachbarten Straßenkreuzungen oder Einmündungen, 
o Kuppen-/Wannenausrundung, 
o Erkennbarkeit des Bahnübergangs bei der Annäherung, 
o niedriger Sonnenstand bei Annäherung an den Bahnübergang, 
o niedriger Sonnenstand bei Überblicken der Bahnstrecke, 
o Geschwindigkeit der Straßenfahrzeuge, 
o vorübergehende Sichtbeeinträchtigungen (zum Beispiel Nebel). 
Innerhalb der Untersuchung wurde angemerkt, dass die Eigenschaften der Bahnübergän-
ge und das Verhalten ihrer Benutzer durchaus länderspezifisch sind. Daher können zwar 
einzelne Erkenntnisse und Tendenzen, jedoch nicht das Modell als solches auf andere 
Länder übertragen werden. 
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Ein statistikbasiertes Risikomodell für die Österreichischen Bundesbahnen legten Stefan, 
Stütz und Machata im Jahr 2012 vor. Mit dem Modell lässt sich die erwartete Unfallzahl 
für einen Bahnübergang mit bestimmten Eigenschaften berechnen. Außerdem kann ein 
Risikoscore unter Einbeziehung des Schadensausmaßes ermittelt werden, um damit eine 
volkswirtschaftliche Bewertung von Maßnahmen vornehmen zu können. Das Modell 
setzt sich aus einem multivariaten Teil zur Berechnung des typischen Unfallgeschehens 
und aus einem Teil zur Berechnung des realen Unfallgeschehens bei bestimmten örtli-
chen Risikofaktoren zusammen. 
Für das multivariate Modell wurden Bestands- und Unfalldaten einer Stichprobe von 350 
Bahnübergängen der Jahre 2000 bis 2009 zugrunde gelegt und durch zusätzliche örtliche 
Erhebungen von nicht in den Datenbanken enthaltenen Parametern ergänzt. Im letztlich 
gewählten Modell sind folgende als signifikant identifizierte Parameter enthalten [41]: 
 Sicherungsart, 
 Geschwindigkeit der Schienenfahrzeuge, 
 Schienenverkehrsstärke, 
 Geschwindigkeit der Straßenfahrzeuge, 
 Straßenverkehrsstärke, 
 Straßenbreite, 
 Entfernung zur nächsten Straßenkreuzung/-einmündung. 
Zusätzlich zu den Parametern des multivariaten Modells wird das örtliche Unfallgesche-
hen über einen Wichtungsfaktor einbezogen. Grundlage sind örtliche Risikofaktoren, die 
allerdings in der Veröffentlichung nicht dokumentiert wurden.  
2.1.3 Nordamerika 
In einer Forschungsarbeit von Berg und Oppenlander aus dem Jahr 1969 entstand ein 
mathematisches Modell zur Beurteilung der Sicherheit US-amerikanischer Bahnübergän-
ge in städtischen Gebieten, um auf dessen Basis Verbesserungsmaßnahmen zu priorisie-
ren. Mittels einer Diskriminanzanalyse auf der Basis von jeweils rund 300 Bahnübergän-
gen im Bundesstaat Indiana mit Unfällen und ohne Unfälle im Zeitraum 1963 bis 1964 
wurden Merkmale für unfallträchtige und nicht unfallträchtige Übergänge abgeleitet. 
Durch eine Vorgabe der maximalen zulässigen Wahrscheinlichkeit einer Einordnung in die 
unfallträchtige Gruppe konnten dabei auch eine Mindestsicherung von Bahnübergängen 
abgeleitet werden. Das ermittelte Modell berücksichtigte folgende Faktoren [42]: 
 Sichtverhältnisse (ermittelt aus einer Formel mit Geschwindigkeiten auf Bahn und 
Straße, Kreuzungswinkel und Sichtwinkel), 
 Straßenverkehrsstärke, 
 Schienenverkehrsstärke, 
 Vorhandensein verschiedener Sicherungseinrichtungen, 
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 Anzahl ablenkender Elemente neben der Straße (Werbetafeln, Hinweisschilder usw.) 
im Bereich von 150 m vor bis 60 m hinter dem Bahnübergang. 
Der Test des Modells an der zugrunde liegenden Stichprobe ergab in 74 % der Fälle eine 
korrekte Einordnung der Bahnübergänge. Damit ist zwar belegt, dass dieses Modell für 
die betreffenden Bahnübergänge geeignet ist, allerdings wurde weder die Vollständigkeit 
der ermittelten Faktoren noch ihre Kausalität zur Unfallentstehung nachgewiesen.  
Zalinger, Rogers und Johri ermittelten 1977 Formeln zur Berechnung eines Gefährdungs-
index für Kanada auf Basis der Bestands- und Unfalldaten von rund 20 000 Bahnübergän-
gen aus den Jahren 1970 bis 1974. Sie unterschieden dabei nach Bahnübergängen in 
städtischen und ländlichen Gebieten und erkannten folgende Faktoren als signifikant [43]: 
 Straßenverkehrsstärke, 
 Schienenverkehrsstärke, 
 Höchstgeschwindigkeit für Straßenfahrzeuge (nur in ländlichen Gebieten), 
 Höchstgeschwindigkeit für Züge (nur in ländlichen Gebieten), 
 Breite der Straßenfahrbahn, 
 Art der Straßenbefestigung (nur in ländlichen Gebieten), 
 Status der Bahnstrecke als Haupt- oder Nebenbahn, 
 Sichtweite ab etwa 90 m vor dem Bahnübergang (nur in ländlichen Gebieten), 
 Vorhandensein verschiedener Sicherungseinrichtungen, 
 Zulässigkeit der Abgabe von Pfeifsignalen der Züge (nur in städtischen Gebieten). 
Das Modell wurde anhand von Stichproben, die nicht aus den zugrunde liegenden Daten 
stammten, validiert und als gültig erkannt. Aufgrund der ausschließlich induktiven Ablei-
tung der Formeln aus dem vorhandenen pauschalisierten Datenmaterial mittels multipler 
Regressionsrechnung und der Beschränkung auf verfügbare Parameter ist allerdings auch 
hier weder der kausale Zusammenhang zwischen den Einflussfaktoren und den Unfallzah-
len noch die Vollständigkeit der Einflussfaktoren nachgewiesen. Dies wird beispielsweise 
am Einfluss der Höchstgeschwindigkeit auf der Straße deutlich, deren Erhöhung sich 
entgegen landläufiger Erwartungen im Modell senkend auf die Unfallzahlen auswirkt. Die 
Verfasser der Studie vermuten hierfür einen indirekten Einfluss anderer gefährlicher Ver-
hältnisse an Bahnübergängen, die Fahrer zu einer Geschwindigkeitsverringerung veran-
lassen. Damit stellt die Geschwindigkeit lediglich einen Indikator für andere, nicht be-
trachtete Faktoren dar, möglicherweise auch für eine Kombination aus mehreren Fakto-
ren, die ihrerseits erhöhend oder senkend auf die Geschwindigkeit wirken können. 
Als Alternative zu bestehenden US-amerikanischen Unfallvorhersagemodellen veröffent-
lichten Austin und Carson 2002 ein eigenes Verfahren und berücksichtigten dabei eine 
deutlich größere Zahl von Einflussfaktoren. Mittels negativer binomialer Regressions-
rechnung wurden aus rund 81 000 Bahnübergängen mit rund 1 500 Unfällen der Jahre 
1997 und 1998 folgende Parameter als entscheidend für die Unfallgefahr abgeleitet [44]: 
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 Straßenverkehrsstärke, 
 Schienenverkehrsstärke während der Nachtstunden, 
 Höchstgeschwindigkeit der Schienenfahrzeuge, 
 Anzahl der Gleise, 
 Anzahl der Straßenfahrstreifen, 
 Art der Straßenbefestigung, 
 Art des Bahnübergangsbelags, 
 Vorhandensein von Fahrbahnmarkierungen, 
 Art der Sicherung. 
Eine umfangreiche Dokumentation und Handlungsanleitung für Bahnübergänge gab das 
US-Verkehrsministerium im Jahr 2007 in Form der zweiten Auflage des „Railroad-
Highway Grade Crossing Handbook“ heraus. Darin werden unter anderem Verfahren zur 
quantitativen Risikobeurteilung erläutert. Weit verbreitet ist dabei das vom US-
Verkehrsministerium entwickelte dreistufige Unfallvorhersagemodell. Die erste Formel 
ermittelt dabei einen Gefährdungsindex auf Basis der Eigenschaften der Bahnübergänge. 
In einer zweiten Stufe wird aus dem Unfallgeschehen der Vergangenheit (Statistik) die zu 
erwartende Unfallzahl berechnet. Die dritte Stufe ergänzt die ermittelten Daten um aktu-
elle Tendenzen. Insgesamt werden folgende Einflussfaktoren berücksichtigt [45]: 
 Straßenverkehrsstärke, 
 Schienenverkehrsstärke, 
 Anzahl der Gleise, 
 Art der Straßenbefestigung, 
 Höchstgeschwindigkeit der Schienenfahrzeuge, 
 Art der Straße, 
 Anzahl der Straßenfahrstreifen, 
 Lage des Bahnübergangs in städtischem oder ländlichem Umfeld, 
 Unfallzahlen. 
Ein weiteres, bereits seit vielen Jahren in den USA etabliertes und in [45] dokumentiertes 
Modell ist der New-Hampshire-Gefährdungsindex. Zu einer Grundformel, in der Straßen- 
und Schienenverkehrsstärke sowie ein Faktor für die Sicherungsart enthalten sind, haben 
verschiedene US-Bundesstaaten Anpassungen und Erweiterungen vorgenommen, so-





 Geschwindigkeit der Schienenfahrzeuge, 
 Geschwindigkeit der Straßenfahrzeuge, 
 Sichtverhältnisse, 
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 Kreuzungswinkel, 
 Länge des Kreuzungsbereichs, 
 Art der Bahnstrecke, 
 Art der Straßenbefestigung, 
 Anzahl der Busse, Schulbusse, Lkw und Gefahrguttransporte, 
 Nähe zur Straßenkreuzungen, 
 Art der Straße, 
 Längsneigung der Straße, 
 Anzahl der Reisenden in den Schienenfahrzeugen, 
 Unfallzahlen. 
Als Verfahren auf statistischer Basis nennt [45] außerdem die NCHRP-50- und die Peabo-
dy-Dimmick-Unfallvorhersageformel sowie eine Formel der staatlichen Universität Florida. 
Letztere bezieht als besondere Eigenschaft unter anderem das Verhältnis zwischen tat-
sächlich vorhandener und zum Räumen des Bahnübergangs benötigter Sicht ein. Im Üb-
rigen ähneln Herleitung und Anwendung dieser Modelle den bereits vorgestellten statis-
tikbasierten Verfahren. 
2.1.4 Asien und Australien 
Gitelman und Hakkert stellten 1997 ein Berechnungsverfahren für einen Gefährdungsin-
dex israelischer Bahnübergänge vor. Die besondere Schwierigkeit bestand dabei in dem 
geringen Umfang verfügbarer Daten, resultierend aus einer Zahl von nur rund 210 Bahn-
übergängen mit Kraftfahrzeugverkehr und durchschnittlich 13 Unfällen jährlich. Deshalb 
wurden die Bestandsdaten auf einen Zeitraum von sechs Jahren (1988 bis 1993) ausge-
weitet und dabei Veränderungen am Bestand berücksichtigt, womit 78 Unfälle bei einem 
fiktiven Bestand von 1268 Bahnübergängen untersucht werden konnten. Zusätzlich er-
folgte eine Zusammenfassung in Gruppen mit ähnlichen Charakteristika. Folgende Fakto-
ren wurde als relevant eingestuft und flossen in das Modell ein [46]: 




Getestet wurde das Modell an den Unfalldaten des Jahres 1993, wobei sich eine gute 
Übereinstimmung ergab. Eine Übertragung des Modells auf andere Länder ist insbeson-
dere durch die vergleichsweise grobe Einstufung der Bahnübergänge in Verbindung mit 
weiteren Vereinfachungen wiederum kaum möglich und auch nicht sinnvoll. 
Für japanische Bahnübergänge berechneten Anandarao und Martland 1997 aus Bestands- 
und Unfalldaten der Jahre 1987 bis 1993 den Einfluss verschiedener Einflussfaktoren auf 
das Risiko und leiteten daraus Empfehlungen für konkrete Gestaltungsmaßnahmen ab. 
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Im Gegensatz zu anderen Untersuchungen wurden auch die Unfallhergänge in Form von 
neun Kategorien in die Betrachtung einbezogen. Folgende Einflussfaktoren auf das Risiko 
wurden als signifikant ermittelt, ohne die genaue Vorgehensweise offenzulegen [47]: 
 Straßenverkehrsstärke, 
 Schienenverkehrsstärke, 
 Zusammensetzung des Straßenverkehrs, 
 Erkennbarkeit des Bahnübergangs von der Straße aus, 
 Straßenlängsneigung, 
 Abstand des Bahnübergangs von der nächsten Straßenkreuzung, 
 Anzahl der Gleise, 
 Art der Sicherung. 
Bemerkenswert hinsichtlich des Einflusses der Verkehrsstärke ist die Feststellung, dass 
Bahnübergänge mit einer geringen Zugzahl und Straßenverkehrsstärke ein höheres Risiko 
aufweisen als Bahnübergänge mit einer hohen Zugzahl und Straßenverkehrsstärke. Dies 
wird mit der steigenden Wahrscheinlichkeit bereits vor dem Bahnübergang wartender 
Fahrzeuge bei einer steigenden Straßenverkehrsstärke begründet. Bei der Interpretation 
der Ergebnisse ist allerding zu beachten, dass die Risikowerte in der Untersuchung stets 
auf die Zahl der Züge bezogen und damit von ihr abhängig sind. 
Ein Risikomodell mit statistischem Ansatz, jedoch stärkerer Betonung kausaler Zusam-
menhänge stellten Saccomanno und Lai 2004 für Australien vor. In einem ersten Schritt 
wurden zahlreiche Merkmale der Bahnübergänge erfasst. Die Daten wurden dann mit 
einer Faktorenanalyse bei gleichzeitiger Prüfung des kausalen Zusammenhangs so redu-
ziert, dass vier charakteristische Gruppen verblieben, bei denen die genannten Merkmale 
möglichst ähnlich waren. Diese Gruppen wiesen folgende Eigenschaften auf [48]: 
 hohe Straßenverkehrsstärke, aktive Sicherung, Lage meist in städtischen Gebieten; 
 hohe Schienenverkehrsstärke, hohe Geschwindigkeiten der Schienenfahrzeuge, gerin-
ges Straßenverkehrsaufkommen, Lage meist auf Nebenbahnen in ländlichen Gebieten; 
 geringe Straßenverkehrsstärke, geringe Schienenverkehrsstärke, passive Sicherung, 
spitzer Kreuzungswinkel, Verbot der Abgabe von Pfeifsignalen; 
 geringe Straßenverkehrsstärke, geringe Schienenverkehrsstärke, geringe Geschwin-
digkeiten, spitze Kreuzungswinkel, Lage meist in ländlichen Gebieten. 
Für die Gruppen wurden mittels weiterer statistischer Analysen individuelle Unfallvorher-
sagemodelle entwickelt. Letztlich wurden folgende Merkmale für signifikant befunden, 




 Geschwindigkeit der Schienenfahrzeuge, 
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 Geschwindigkeit der Straßenfahrzeuge, 
 Kreuzungswinkel, 
 Zulässigkeit der Abgabe von Pfeifsignalen. 
Die Clusterbildung ist allerdings spezifisch für die zugrunde liegende Stichprobe australi-
scher Bahnübergänge und ihre Eigenschaften, sodass auch bei diesem Verfahren eine 
Übertragung konkreter Werte oder Formeln auf ein anderes Land ausgeschlossen ist. 
Oh, Washington und Nam veröffentlichten 2006 ein empirisches Unfallvorhersagemodell 
für Südkorea. Sie analysierten Bestands- und Unfalldaten aus dem Zeitraum 1998 bis 
2002 von 162 zufällig ausgewählten Bahnübergängen (10 % des Gesamtbestandes) unter 
Verwendung eines Gamma-Wahrscheinlichkeitsmodells. Als signifikant wurden dabei 
folgende Eigenschaften erkannt [49]: 
 Straßenverkehrsstärke, 
 Schienenverkehrsstärke, 
 Nähe zu Gewerbegebieten, 
 Abstand des Einschaltkontaktes vom Bahnübergang, 
 Zeitdauer zwischen Aufleuchten der Blinklichter und Schließen der Schranken, 
 Vorhandensein geschwindigkeitsdämpfender Maßnahmen („speed humps“). 
In der Studie wurde auch diskutiert, weshalb das Modell bestimmte erwartete Einfluss-
faktoren als nicht signifikant einstufte, beispielsweise die Fahrbahnbreite oder die Gleis-
anzahl. Es wurde vermutet, dass diese Merkmale stark mit anderen, bereits im Modell 
enthaltenen Faktoren korrelieren und dadurch zwar an sich praktisch relevant, für das 
Modell jedoch nicht signifikant sind. Da diese Korrelationen spezifisch für südkoreanische 
Bahnübergänge sein können, ist eine Übertragung von Erkenntnissen aus der Studie auf 
andere Länder nur bedingt möglich. 
Eine australische Arbeitsgruppe entwickelte in den Jahren 1999 bis 2009 das semi-
quantitative Risikobewertungsmodell ALCAM (Australian Level Crossing Assessment 
Model), mit dem ein Index zum Vergleich der Sicherheit verschiedener Bahnübergänge 
berechnet werden kann. In die Grundformel fließen Aussetzung, Eintrittswahrscheinlich-
keit und Schadensausmaß ein. Die Wichtungsfaktoren, mit denen die Eingangsparameter 
bewertet werden, beruhen im Wesentlichen auf Expertenschätzungen. Folgende Merk-
male, unterschieden nach Straßen und Fußwegen, finden dabei Berücksichtigung [50]: 
 für die Aussetzung:  
o Straßenverkehrsstärke (Fahrzeuge bzw. Fußgänger), 
o Schienenverkehrsstärke, 
 für die Eintrittswahrscheinlichkeit: 
o Eigenschaften des Bahnübergangs (29 Faktoren für Straßen, 28 für Fußwege), 
o Sicherungsart und weitere Sicherheitsmaßnahmen (jeweils 40 Faktoren) 
o Unfallhergänge (21 Faktoren für Straßen, 19 für Fußwege), 
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 für das Schadensausmaß:  
o Geschwindigkeit der Schienenfahrzeuge, 
o Nähe zu Brücken, Weichen, Tunneln, Gleisbögen auf der Bahnstrecke, 
o Verkehr von Schulbussen oder schweren Lkw. 
Das Ergebnis der Berechnung, die über ein hierfür entwickeltes Softwareprogramm läuft, 
wird nach der Notwendigkeit von Verbesserungsmaßnahmen kategorisiert. Somit impli-
ziert dieses Modell auch ein Risikoakzeptanzkriterium. Zwar sind umfangreiche Eingangs-
daten erforderlich, dafür ist im Unterschied zu den meisten anderen Verfahren durch den 
hohen Detaillierungsgrad eine individuelle Bewertung jedes Bahnübergangs möglich. 
Nach zunächst stark sinkenden, dann jedoch stagnierenden Bahnübergangsunfallzahlen 
entwickelten Omori, Abe und Kubota 2010 für den ostjapanischen Bahnbetreiber JR East 
einen risikoorientierten Ansatz zur Priorisierung von Maßnahmen. Der Schwerpunkt lag 
dabei auf der Identifikation von Bahnübergängen mit hohem Risiko, an denen Maßnah-
men wie technische Gefahrenraumfreimeldeanlagen und Entgleisungsschutz vorgenom-
men werden sollten. Im Ergebnis der auf Statistiken und Expertenmeinungen beruhen-
den Studie wurden folgende Merkmale als risikosteigernd ermittelt [6]: 
 hohe Schienenverkehrsstärke, 
 hohe Geschwindigkeit der Schienenfahrzeuge, 
 geringe Straßenbreite, 
 hohe Straßenverkehrsstärke, 
 Unfälle in der Vergangenheit, 
 örtliche Faktoren, die das Potenzial bahnseitiger Sekundärschäden erhöhen, beispiels-
weise Nähe zu Brücken oder Tunneln. 
Die meisten dieser Einflussfaktoren wirken entweder auf die Aussetzungshäufigkeit oder 
auf das Schadensausmaß, während verhaltensrelevante Merkmale nicht enthalten sind. 
Interessant bei diesem Ansatz ist jedoch die Einbeziehung von Folgeschäden in Abhän-
gigkeit von örtlichen Merkmalen, die bei anderen Studien kaum betrachtet werden; aller-
dings erfolgte diese nur qualitativ. 
2.1.5 Schlussfolgerungen 
Der Forschungsstand in Deutschland zeigt nur wenige Untersuchungen, die eine über die 
Sicherungsart hinausgehende Betrachtung aufweisen. Sofern dies überhaupt der Fall ist, 
handelt es sich um ausschließlich qualitative Analysen zur Formulierung allgemeiner An-
forderungen an die Bahnübergangsgestaltung. 
Im Ausland wurden hingegen teils umfangreiche Modelle entwickelt, mit denen der Ein-
fluss von Gestaltungsmerkmalen auf die Sicherheit quantitativ ermittelt werden kann. Die 
ausgewerteten ausländischen Studien und die dabei berücksichtigten Risikofaktoren sind 
in Tabelle 2-1 zusammengefasst.  
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Berg, Oppenlander US [42] G x           x     x x x    
Zalinger, Rogers, Johri CA [43] G x  (x)   x  (x)    x (x) x   x  x    
Shahriari SE [30] Q   x  x x   x          x   x 
Gitelman, Hakkert IL [46] G x           x     x  x    
Anandarao, Martland JP [47] Q x x     x   x  x   x  x x     
Austin, Carson US [44] U x     x  x    (x) x  x       x 
Lindberg SE [31] U x          x x     x      
Marx, Skoric, Lösch AT [32] G x                    x  
Zodtl AT [34] U x    x     x      x      x 
Feßl, Robatsch, Stefan AT [35] Q x           x     x    x  
Griffioen NL [36] Q x  x               x     
Mocsári HU [37] G   x  x            x x   x x 
Saccomanno, Lai AU [48] U x  x  x       x x    x      
Oh, Washington, Nam KR [49] U x  x        x x        x   
US-Verkehrsminist. US [45] U x   x  x  x   x x x  x      x  
New-Hampshire-Index US [45] G x x x x x  x x  x  x x x x  x  x  x x 
SELCAT-Arbeitsgruppe - [39] Q x     x  x x   x   x  x  x  (x)  
ALCAM-Arbeitsgruppe AT [50] G x x x  x x x x x x x x x  x x x x x x x x 
Beard, Melo PT [40] U x  x  x    x x  x x  x   x x x  x 
Omori, Abe, Kubota JP [6] G x  x   x      x         x x 
Stefan, Stütz, Machata AT [41] U x  x  x x    x  x x    x      
Anzahl Nennungen 19 3 11 2 8 8 3 6 4 6 4 16 8 2 7 2 12 6 8 3 8 - 
Zeichenerklärung 
Zielstellungen:  G = Gefährdungsindex, U = Unfall- bzw. Risikovorhersage, Q = Qualitative Bewertung 
Risikofaktoren:  x = Merkmal berücksichtigt, (x) = Merkmal unter bestimmten Bedingungen berücksichtigt 
Tabelle 2-1: Zusammenfassung der ausländischen Studien 
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Der Zweck der Verfahren und Modelle besteht dabei meist in der Priorisierung von Ver-
besserungsmaßnahmen innerhalb eines Landes. Die Zielstellungen der Verfahren mit 
quantitativer Bewertung lassen sich dabei in zwei Kategorien einteilen: 
 Berechnung eines Gefährdungsindex im Sinne einer Rangfolge von Bahnübergängen 
nach ihrem Risiko, ohne dieses Risiko absolut zu quantifizieren, 
 Berechnung des Risikos im Sinne zu erwartender Unfälle oder Personenschäden pro 
Zeiteinheit.  
Die Modelle zur Ermittlung eines Gefährdungsindex beruhen vorwiegend auf Experten-
schätzungen und beziehen nur teilweise statistische Daten ein. Dagegen beruhen die 
Unfallvorhersagemodelle nahezu ausschließlich auf Statistiken. Auffällig ist die Anzahl der 
als signifikant eingestuften Einflussfaktoren, die bei den auf Expertenmeinungen basie-
renden Verfahren regelmäßig deutlich größer ist als bei den statistikbasierten Verfahren. 
Während Expertenschätzungen stets subjektiven Einflüssen der Beteiligten unterworfen 
sind, haben statistische Verfahren einen anderen Nachteil: Eigenschaften, die innerhalb 
der zugrunde liegenden Stichprobe stark miteinander korrelieren, werden einzeln nicht 
mehr als signifikant angesehen, obwohl sie für die Sicherheit bedeutsam sind. Die Ver-
fahren liefern demzufolge nur dann korrekte Ergebnisse, sofern der einzelne Bahnüber-
gang diese Merkmalskombination ebenfalls aufweist. Abweichungen in Einzelfällen kön-
nen von den statistikbasierten Modellen nicht abgebildet werden. Zudem können nur 
Eigenschaften berücksichtigt werden, die in den Datenbanken enthalten sind. Die Frage-
stellung des kausalen Zusammenhangs bestimmter Eigenschaften mit der Unfallentste-
hung sowie der Vollständigkeit wurde nur in wenigen Modellen betrachtet. 
Sowohl in Deutschland als auch im Ausland wird die Bahnübergangssicherheit bislang 
überwiegend auf makroskopischer Ebene betrachtet. Im Mittelpunkt steht das kollektive 
Risiko. Nur sehr wenige Modelle bewegen sich auf einer mikroskopischen Ebene und 
betrachten den einzelnen Bahnübergang, den einzelnen Unfallhergang und das individuel-
le Risiko des einzelnen Benutzers. Sofern das individuelle Risiko zugrunde gelegt wird 
(beispielsweise in [16] und [39]), dann meist im Sinne eines aus dem kollektiven Risiko 
abgeleiteten Durchschnittswertes. Dies impliziert die Annahme, dass jeder Nutzer den 
gleichen Bedingungen ausgesetzt ist, was allerdings angesichts der zahlreichen Merkma-
le und damit möglichen Merkmalskombinationen jedes Bahnübergangs bezweifelt wer-
den kann: Bereits für zwei entgegen gerichtete Hauptzufahrtsrichtungen besitzen Bahn-
übergänge in der Regel unterschiedliche Erscheinungsbilder und somit unterschiedliche 
Einflussfaktoren auf das Risiko. 
Vom überwiegenden Teil der Verfahren wird ausschließlich der Kraftfahrzeugverkehr be-
rücksichtigt. Sofern in Untersuchungen der Fußgängerverkehr betrachtet wurde, ergaben 
sich stets erhebliche Unterschiede zum Kraftfahrzeugverkehr, insbesondere hinsichtlich 
des vorsätzlichen Fehlverhaltens. 
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Für die vorliegende Untersuchung und ein auf deutsche Verhältnisse zuzuschneidendes 
Verfahren ergeben sich folgende inhaltliche und methodische Konsequenzen: 
 Zur Reduzierung der Unfallzahlen ist eine konsequente Risikoorientierung, wie sie die 
meisten etablierten Verfahren aus dem Ausland aufweisen, notwendig. 
 Die Betrachtung soll das individuelle Risiko, mögliche Unfallabläufe und die örtlichen 
Verhältnisse berücksichtigen. Im Mittelpunkt muss der einzelne Bahnübergang stehen. 
 Fußgänger und Radfahrer sollen aufgrund ihrer Besonderheiten getrennt vom Kraft-
fahrzeugverkehr betrachtet werden. 
 Statistische Daten sollen unter Beachtung ihrer Möglichkeiten und Grenzen einbezo-
gen und durch Expertenmeinungen ergänzt werden. 
 Das Verfahren soll sowohl die Risiken an bestehenden Bahnübergängen bewerten als 
auch Maßnahmen zur Beeinflussung der Sicherheit vorschlagen können. 
Dabei können die ausländischen Erkenntnisse soweit einbezogen werden, wie sie die 
potenziellen Gefährdungsfaktoren und deren tendenzielle Wirkung betreffen. Eine Über-
tragung konkreter Berechnungsformeln wird jedoch aufgrund der meist erfolgten Ablei-
tung aus Grundgesamtheiten mit nationalen Besonderheiten in der Regel nicht möglich 
sein (vgl. auch [40]). Zudem ist bei der Verwendung ausländischer Erkenntnisse zu be-
rücksichtigen, dass an Bahnübergängen teilweise von Deutschland abweichende Ver-
kehrsregeln gelten. 
2.2 Verhaltensmodelle 
Nachfolgend werden die in der Literatur enthaltenen qualitativen Modelle zum Verhalten 
von Straßenverkehrsteilnehmern an Bahnübergängen dargestellt. Da das Verhalten stark 
mit den Verkehrsanlagen verknüpft ist, werden zunächst verhaltensbezogene Kategorisie-
rungen der Bahnübergangsanlagen und anschließend konkrete Ablaufmodelle betrachtet. 
Ergänzend werden nicht-bahnübergangsspezifische Ansätze zur quantitativen Einordnung 
des menschlichen Verhaltens vorgestellt. 
Aufgrund der im Vergleich zu den Risikomodellen anzunehmenden weitgehenden länder-
unabhängigen Gültigkeit der Erkenntnisse und der geringeren Anzahl Fundstellen wird auf 
eine Untergliederung in deutsche und ausländische Forschungsergebnissen verzichtet. 
2.2.1 Anlagen 
Eine grobe Einteilung der Verkehrsanlagen nahmen bereits 1955 Klein und Raab vor, die 
für die Annäherung eines Straßenverkehrsteilnehmers drei Bereiche unterschieden [51]: 
 Ankündigungsbereich, in dem über die Existenz des Bahnübergangs informiert wird, 
 Beobachtungsbereich, in dem die Beobachtung der Bahnstrecke, eine Entscheidung 
über Anhalten oder Durchfahren sowie die entsprechende Handlung erwartet werden, 
 Gefahren- und Räumungsbereich, in dem die Bahnstrecke überquert werden soll. 
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Lerner et al. teilten im Jahr 2002 die Straßenanlagen in ähnlicher Weise wie Klein und 
Raab ein (Abbildung 2-1), wobei die Begriffe etwas anders verwendet werden [52]: 
 erweiterter Annäherungsbereich, in dem über die Existenz des Bahnübergangs infor-
miert wird (entspricht dem Ankündigungsbereich nach Klein und Raab), 
 Annäherungsbereich, in dem die Beobachtung der Bahnstrecke und eine Entscheidung 
über Anhalten oder Durchfahren erwartet werden (entspricht dem Teil des Beobach-
tungsbereichs nach Klein und Raab, in dem beobachtet und entschieden werden soll), 
 Anhaltebereich, in dem bei erfolgter Entscheidung angehalten wird und eine Änderung 
der Entscheidung nicht mehr möglich ist („nonrecovery zone“, entspricht Teil des Be-
obachtungsbereichs nach Klein und Raab, in dem die Handlung ausgeführt wird),  
 Gefahrenbereich, in dem die Bahnstrecke vollständig überquert werden soll (entspricht 
dem Gefahren- und Räumungsbereich nach Klein und Raab). 
 
Abbildung 2-1: Einteilung der Verkehrsanlagen nach Lerner et al. [52] 
2.2.2 Abläufe 
Mit der menschlichen Informationsverarbeitung an Bahnübergängen setzten sich Amann, 
Körner und Kröh 1981 ausführlicher auseinander. Sie definierten vier aufeinanderfolgende 
Vorgänge, die vom Straßenverkehrsteilnehmer erwartet werden [28]: 
 Wahrnehmen: visuelles Erfassen des dargebotenen Reizes, 
 Erkennen: Bewertung der Information durch Vergleich mit früheren Erfahrungen, 
 Entscheiden: Entschluss für eine von mehreren Handlungsalternativen, 
 Handeln: Änderung des Verhaltens durch Bedienung des Fahrzeugs. 
Teilweise findet sich in der Literatur vor der Stufe des Wahrnehmens noch die Stufe des 
Sehens, so beispielsweise bei Schlichter und Schwarz [53]. Gegenüber dem von Körner 
und Kröh verwendeten Wahrnehmungsbegriffs stellt dies eine weitere mögliche Diffe-
renzierung dar. 
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Heilmann griff 1984 die Erkenntnisse von Amann, Körner und Kröh auf und entwickelte 
ein komplexes Ablaufmodell (Abbildung 2-2). In Erweiterung der oben erwähnten Ansätze 
wird dabei neben der Ausgangsfrage nach dem Antreffen einer Sperrung (Annäherung 
eines Schienenfahrzeugs) auch die mögliche Unfallvermeidung betrachtet. Außerdem 
beinhaltet das Modell den Aspekt des ordnungsgemäßen Verhaltens des Straßenver-
kehrsteilnehmers, der als Frage nach einem bewussten Be- oder Missachten von Hand-
lungsanweisungen zu verstehen ist. [15] 
 
Abbildung 2-2: Ablaufmodell nach Heilmann [15]  
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Ein ähnliches, jedoch stärker nach psychologischen Gesichtspunkten gegliedertes und 
zusätzlich auf die verschiedenen örtlichen Bereiche eines Bahnübergangs bezogenes 
Modell stammt aus Japan (Abbildung 2-3). Es wurde 1999 von Fukuda et al. veröffentlicht 
und unterscheidet zwischen Wahrnehmen und Verstehen sowie zwischen dem Annähe-
rungsbereich und den Sicherungseinrichtungen des Bahnübergangs selbst. Allerdings 
beinhaltet es im Gegensatz zum Modell von Heilmann keine vorsätzlichen Fehlhandlun-
gen des Straßenverkehrsteilnehmers und erstreckt sich nicht bis zur möglichen Unfall-
vermeidung. [54] 
 
Abbildung 2-3: Ablaufmodell nach Fukuda et al. [54] 
2.2.3 Fehler 
Umfassende quantitative Analysen zum Fehlverhalten der Straßenverkehrsteilnehmer an 
Bahnübergängen existieren nach Durchsicht der Fachliteratur bisher nicht. Es wurden 
jedoch verschiedene allgemeine Untersuchungen zur Ermittlung menschlicher Fehler-
wahrscheinlichkeiten durchgeführt, auf die nachfolgend eingegangen wird. 
Zentrale Bedeutung für risikoorientierte Verhaltensanalysen hat das Modell der menschli-
chen Informationsverarbeitung von Rasmussen aus dem Jahr 1983. Er definierte folgen-
de drei Verhaltensebenen, auf denen Aufgaben ausgeführt werden [55]: 
 fertigkeitsbasierte Handlungen: Ausführung einer Aufgabe mittels unbewusst und au-
tomatisch ablaufender, sensomotorischer Reaktionen (Reflexe), 
 regelbasierte Handlungen: Ausführung einer Aufgabe auf Basis festgelegter Sympto-
me und gelernter Wenn-Dann-Regeln, 
 wissensbasierte Handlungen: Ausführung einer Aufgabe unter Erfahrungsmangel auf 
Basis allgemeiner Ziele und Systemwissen. 
Eine für den Bereich der Sicherheitsbewertung im Eisenbahnwesen bedeutende For-
schungsarbeit, die sich in wesentlichen Teilen auf das Modell von Rasmussen stützt, 
stammt von Hinzen aus dem Jahr 1993. Unter Auswertung einer Vielzahl von Quellen 
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entwickelte er ein Schema zur Quantifizierung der menschlichen Fehlerwahrscheinlichkei-
ten in Abhängigkeit von Aufgabenart, Stressniveau und Umweltbedingungen. [56]  
Die von Hinzen vorgenommene Verknüpfung der Verhaltensebenen von Rasmussen mit 
den aus weiterer Literatur ermittelten Fehlerwahrscheinlichkeiten zeigt Abbildung 2-4. 
Dabei ist zu beachten, dass die dargestellten Wertebereiche die Streuungen der zahlrei-
chen Literaturquellen aus unterschiedlichen Anwendungsgebieten wiedergeben und so-
mit lediglich als Tendenz zu verstehen sind. Es wird deutlich, dass fertigkeitsbasierte 
Handlungen die kleinste und wissensbasierte Handlungen die größte Fehleranfälligkeit 
aufweisen. 
 
Abbildung 2-4: Zuordnung von Verhaltensebenen und Fehlerwahrscheinlichkeiten [56] 
Die Wertebereiche der Fehlerwahrscheinlichkeiten wurden näher untersucht und dabei 
insbesondere die Abhängigkeiten von weiteren Einflussfaktoren betrachtet. Im Ergebnis 
schlug Hinzen die in Tabelle 2-2 dargestellten Fehlerwahrscheinlichkeiten vor. 
Verhaltensebene 
der Aufgabe 

















fertigkeitsbasiert 2 ⋅ 10-3 10-3 2 ⋅ 10-3 10-2 5 ⋅ 10-3 10-2 
regelbasiert 2 ⋅ 10-2 10-2 2 ⋅ 10-2 10-1 5 ⋅ 10-2 10-1 
wissensbasiert 2 ⋅ 10-1 10-1 5 ⋅ 10-1 1 5 ⋅ 10-1 1 
Tabelle 2-2: Menschliche Fehlerwahrscheinlichkeiten nach Hinzen [56] 
Forschungsstand  Kapitel 2 
Seite 40 
Die zu berücksichtigenden Einflussfaktoren sind dabei wie folgt definiert [56]: 
 günstige Umweltbedingungen: Abwesenheit ungünstiger Umweltbedingungen, 
 ungünstige Umweltbedingungen: beispielsweise erschwerte Unterscheidung zwi-
schen ähnlichen optischen oder akustischen Reizen durch Störpegel,  
 Stress durch Unterforderung: zu kleine Belastung durch fehlende oder monotone Auf-
gaben, 
 optimales Stressniveau: Belastung im mittleren Bereich, die weder Unter- noch Über-
forderung darstellt, 
 Stress durch Überforderung: zu große Belastung durch zu viele Aufgaben. 
Die Richtlinien des Vereins Deutscher Ingenieure zur quantitativen Bewertung der 
menschlichen Zuverlässigkeit aus dem Jahr 2003 enthalten ebenfalls Größenordnungen 
menschlicher Fehlerwahrscheinlichkeiten [57]. Tabelle 2-2 zeigt einen Auszug mit den 
entsprechenden Zahlenwerten. 
Beschreibung Wert 
einfache und häufig durchgeführte Aufgaben, geringer Stress, genügend zur Verfügung stehen-
de Zeit, gewohnte Situationen (ohne ablenkende oder störende zusätzliche Einflüsse) 
10-3 
komplexe und häufig durchgeführte Aufgaben, geringer Stress, genügend zur Verfügung ste-
hende Zeit, gewohnte Situationen (ohne ablenkende oder störende zusätzliche Einflüsse) 
10-2 
komplexere und regelmäßig durchgeführte Aufgaben, hoher Stress oder geringe zur Verfügung 
stehende Zeit, ungewohnte Situationen (mit ablenkenden oder störenden Einflüssen) 
10-1 
komplexere und selten durchgeführte Aufgaben, hoher Stress oder geringe zur Verfügung ste-
hende Zeit, ungewohnte Situationen (mit ablenkenden oder störenden Einflüssen) 
3 ⋅ 10-1 
hochkomplexe oder sehr selten durchgeführte Aufgaben, sehr hoher Stress oder geringe zur 
Verfügung stehende Zeit, ungewohnte Situationen (mit ablenkenden oder störenden Einflüssen) 
1 
Tabelle 2-3: Menschlichen Fehlerwahrscheinlichkeiten nach VDI [57] 
Diese Werte liegen in den gleichen Größenordnungen wie von Hinzen vorgeschlagenen. 
Auch Spurgin nennt 2010 in einem Grundlagenwerk zur menschlichen Zuverlässigkeit 
einen Bereich für menschliche Fehlerwahrscheinlichkeiten zwischen 10-3 und 1 sowie 
ähnliche Einflussfaktoren [58]. Daher soll für die vorliegende Untersuchung von der An-
wendbarkeit der gezeigten Werte ausgegangen werden. 
Es sei darauf hingewiesen, dass sämtliche bisher dargestellten Fehlerwahrscheinlichkei-
ten nur für unbeabsichtigte menschliche Fehlhandlungen gelten. Eine Quantifizierung 
absichtlicher Fehlhandlungen ist mit den gezeigten Ansätzen nicht möglich.  
Die Erkenntnisse von Rasmussen – insbesondere das Modell der menschlichen Informa-
tionsverarbeitung – haben auch Eingang in die Straßenverkehrspsychologie und -technik 
gefunden. Das in diesen Fachbereichen häufig verwendete Drei-Ebenen-Modell der Fahr-
aufgaben, das unter anderem auf eine Untersuchung von Bernotat aus dem Jahr 1970  
zurückzuführen ist [59], wurde durch Donges im Jahr 1982 mit den Verhaltensebenen von 
Rasmussen verknüpft [60]. Das Modell ist in Abbildung 2-5 dargestellt, wobei die Stärke 
der mittleren Pfeile die Bedeutung der jeweiligen Verbindung zum Ausdruck bringt. 
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Abbildung 2-5: Verknüpfung der Modelle nach Donges [60] 
Zur Veranschaulichung enthält Tabelle 2-4 einige Beispiele von Hale, Stoop und Hommels 
zu den verschiedenen Fahrzeugführungs- und Verhaltensebenen. [61] 
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Tabelle 2-4: Beispiele zu den Verhaltensebenen nach Hale, Stoop und Hommels [61] 
Untersuchungen zur detaillierten quantitativen Hinterlegung der verschiedenen Fahrauf-
gaben mit Fehlerwahrscheinlichkeiten sind bisher nicht bekannt; hierzu existieren allen-
falls erste methodische Ansätze [60]. Bekannt ist jedoch die Bedeutung der Ebenen für 
die Gesamtsicherheit im Straßenverkehr. So geht die überwiegende Zahl schwerer Unfäl-
le auf Fehler in der Führungsebene zurück, wobei Aufmerksamkeitsfehler (fehlendes oder 
falsches Erkennen relevanter Informationen) den größten Anteil darstellen, gefolgt von 
fehlerhafter Geschwindigkeits- oder Abstandswahl [62]. 
2.2.4 Schlussfolgerungen 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass sich die qualitativen Modelle zu den Anla-
gen und Abläufen an Bahnübergänge ähneln und ergänzen. Es wird vorrangig die Annähe-
rung und die Entscheidung zwischen Anhalten oder Überqueren betrachtet. Auf die Stra-
ßenverkehrsanlagen hinter dem Bahnübergang, die für die Räumung des Gefahrenbe-
reichs relevant sein können, erstreckt sich keiner der bisherigen Ansätze. Außerdem ist 
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festzustellen, dass sich die Modelle hinsichtlich ihrer Formulierungen zwar überwiegend 
auf die Benutzung des Bahnübergangs durch Straßenfahrzeuge beziehen, jedoch prinzipi-
ell auch auf nichtmotorisierte Straßenverkehrsteilnehmer übertragen lassen. 
Bei den quantitativen Untersuchungen zu menschlichen Fehlerwahrscheinlichkeiten kann 
von einer Allgemeingültigkeit ausgegangen werden, die eine Verwendbarkeit im Rahmen 
der vorliegenden Untersuchung erlauben. Insbesondere die bereits erfolgte Nutzung der 
zugrunde liegenden Modelle zum menschlichen Verhalten in der Straßenverkehrstechnik 
bietet hierfür gute Voraussetzungen. 
Somit sollte für die weitere Untersuchung aus den verschiedenen beschriebenen Model-
len ein geeignetes Ablaufmodell abgeleitet werden, das jedoch auch den bisher nicht 
berücksichtigten Aspekt der Räumung enthält. Dieses qualitative Modell ist dann mit den 
Fehlerwahrscheinlichkeiten zu verknüpfen, um damit die Grundlage für die quantitative 
Ermittlung und Bewertung von Risiken an Bahnübergängen zu schaffen. 
Vorsätzliches Fehlverhalten, das mit den beschriebenen Modellen nicht abbildbar ist, 
muss gesondert berücksichtigt werden. Dabei spielen komplexe Faktoren und Vorgänge 
wie Einstellung, Motivation und Risikobewusstsein eine Rolle. Da diese quantitativ kaum 
fassbar sind, wird sich die Berücksichtigung vorsätzlichen Fehlverhaltens in der weiteren 
Untersuchung auf die Bewertung konkreter bekannter Verhaltensweisen an Bahnüber-
gängen beschränken müssen. 
2.3 Risikoschwerpunkte 
Um zunächst einen Überblick zu erhalten, welche Bereiche und Faktoren das Gesamtrisi-
ko entscheidend beeinflussen und daher innerhalb der vorliegenden Untersuchung einer 
besonderen Aufmerksamkeit bedürfen, werden nachfolgend Statistiken und weitere Lite-
ratur analysiert. Den Auswertungen liegen unterschiedliche Betrachtungsebenen zugrun-
de: zunächst werden die Risiken nach Verkehrsarten betrachtet, anschließend die Ver-
kehrssituationen bei den Zusammenprallen und danach die Ursachen und Begleitumstän-
de der Unfälle. 
Für eine umfassende Auswertung wären Bestands- und Unfalldaten einer hinreichend 
großen Stichprobe deutscher Bahnübergänge notwendig, zu denen auch detaillierte Ei-
genschaften und Unfallhergänge bekannt sein müssten. Bereits die Beschaffung von Be-
standsdaten stößt auf Schwierigkeiten, da diese von den Bahnbetreibern nicht veröffent-
licht werden. Auch zu den Unfalldaten werden im deutschsprachigen Raum keine hinrei-
chend detaillierten Statistiken veröffentlicht; die verfügbaren Quellen beschränken sich in 
der Regel auf die Anteile des Fehlverhaltens der Straßenverkehrsteilnehmer (vgl. [63]). 
Daher muss neben eigenen Auswertungen der in begrenztem Umfang verfügbaren Daten 
insbesondere auf Literatur aus dem In- und Ausland zurückgegriffen werden. 
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2.3.1 Verkehrsarten 
Um Besonderheiten der einzelnen Verkehrsarten zu identifizieren, wurde deren Beteili-
gung an Zusammenprallen, an Personenschäden sowie an der Gesamtverkehrsleistung 
ausgewertet. Als Basis dienten Unfallstatistiken der Eisenbahnen des Bundes für die Jah-
re 2001 bis 2009 [64, 65, 66, 67, 68, 69, 4, 70, 71], wobei sonstige Fahrzeuge herausge-
rechnet wurden. Die Personenschäden umfassen sowohl Straßenverkehrsteilnehmer als 
auch Schienenfahrzeuginsassen; sie wurden nach dem in Abschnitt 4.1 erläuterten Ver-
fahren gewichtet. Die Anteile an der Verkehrsleistung (zurückgelegte Strecken) wurden 
unter Abzug der Autobahnen aus deutschen Verkehrsstatistiken der Jahre 2002, 2007 
und 2008 ermittelt [9, 72]. Das Ergebnis ist in Abbildung 2-6 dargestellt. 
 
Abbildung 2-6: Unfallbeteiligung und Verkehrsleistung nach Verkehrsarten 2001–2009 
An mehr als 80 % der Zusammenpralle sind motorisierte Straßenverkehrsteilnehmer be-
teiligt. Dabei stellen Pkw mit rund 70 % die größte Gruppe dar, gefolgt von Lkw mit rund 
10 %. Die Zusammenpralle mit nichtmotorisierten Straßenverkehrsteilnehmern teilen 
sich annähernd gleichmäßig auf Radfahrer (rund 7 %) und Fußgänger (rund 10 %) auf. 
Busse und Krafträder spielen bei der Unfallbeteiligung eine geringe Rolle. 
Für Zusammenpralle mit Bussen, Krafträdern, Fahrrädern und Fußgängern zeigen sich 
überproportional hohe Anteile an den Personenschäden, die auf die höhere Insassenzahl 
(Bus) bzw. den geringeren Geschütztheitsgrad (Krad, Rad, Fuß) zurückzuführen sind. Bei 
Fußgängern ist die Überproportionalität besonders stark ausgeprägt. 
Die Unfallbeteiligungen der motorisierten Verkehrsarten spiegeln weitgehend deren An-
teile an der jeweiligen Verkehrsleistung wider, wobei zu Bus und Krad aufgrund der ge-
ringen Unfallzahlen keine sinnvolle Aussage möglich ist. Bei Radfahrern und Fußgängern 
ist eine größere Abweichung erkennbar; diese sind gegenüber ihrer Verkehrsleistung 
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überproportional häufig in Zusammenpralle verwickelt. Hierfür kann neben Verhaltensun-
terschieden die geringere Fortbewegungsgeschwindigkeit dieser Straßenverkehrsteil-
nehmer und damit ihre längere Aufenthaltszeit im Gefahrenbereich ein Grund sein. 
2.3.2 Unfallsituationen 
Um die Bedeutung der unterschiedlichen Bereiche des Bahnübergangs bei der Unfallent-
stehung zu analysieren, sollen die verkehrlichen Konstellationen zum Zeitpunkt des Zu-
sammenpralls betrachtet werden. Hierzu kann auf Auswertungen aus der Literatur zu-
rückgegriffen werden. 
Eine Studie von Basler und Partner wertete Unfallstatistiken der Deutschen Bundesbahn 
aus dem Zeitraum 1982 bis 1984 aus, wobei für rund 1000 Zusammenpralle mit Kraft-
fahrzeugen folgende Situationen und Ursachen ermittelt wurden [16]: 
 bei rund 70 % bis 95 % (je nach Sicherungsart) fuhr das Straßenfahrzeug über den 
Bahnübergang und wurde vom Schienenfahrzeug erfasst, 
 bei rund 5 % bis 30 % (je nach Sicherungsart) stand das Straßenfahrzeug auf dem 
Bahnübergang und wurde vom Schienenfahrzeug erfasst, davon 
o bei rund 50 % bis 60 % wegen Defekt, Stau oder Panik, 
o bei rund 40 % bis 50 % wegen eines Straßenverkehrsunfalls.  
Füser gibt an, dass bei 59 untersuchten Zusammenprallen aus Deutschland nur in zwei 
Fällen eine Kollision des Straßenfahrzeugs mit einem bereits auf dem Bahnübergang be-
findlichen Schienenfahrzeug vorlag [23]. Dies entspricht einem Anteil von rund 3 %, wäh-
rend sich in 97 % der Fälle das Straßenfahrzeug zuerst auf dem Bahnübergang befand. 
Für schwedische Bahnübergänge erzielte Shahriari auf Basis einer Auswertung von 126 
Unfällen der Jahre 1985 bis 1989 folgende Erkenntnisse [30]: 
 je nach Sicherungsart befand sich der Straßenverkehrsteilnehmer bei rund 70 % bis 
90 % der Zusammenpralle unmittelbar vor der Kollision auf dem Bahnübergang, davon 
o bei Halbschranken oder Vollabschluss rund 25 % fahrend und 75 % stehend, 
o bei den übrigen Bahnübergängen rund 70 % fahrend und 30 % stehend,  
 bei 10 % bis 30 % befand sich das Schienenfahrzeug unmittelbar vor der Kollision be-
reits auf dem Bahnübergang. 
Eine Auswertung von rund 600 Unfällen an kalifornischen Bahnübergängen in den Jahren 
2000 bis 2004 durch Cooper und Ragland ergab [73]: 
 zu 79 % befand sich das Straßenfahrzeug zuerst auf dem Bahnübergang, davon:  
o 49 % fahrend, 
o 36 % stehend, da verkehrsbedingt angehalten, 
o 11 % stehend, da Motor abgewürgt, 
o 4 % stehend, da zwischen Schranken eingeschlossen, 
 zu 21 % befand sich das Schienenfahrzeug zuerst auf dem Bahnübergang. 
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Beim größten Teil der Zusammenpralle befindet sich der Straßenverkehrsteilnehmer zum 
Kollisionszeitpunkt bereits auf dem Bahnübergang und wird seitlich vom Schienenfahr-
zeug erfasst; der umgekehrte Fall ist in allen betrachteten Ländern deutlich seltener. Ob 
sich der Straßenverkehrsteilnehmer dabei in Bewegung befindet oder steht, unterschei-
det sich zwischen den Sicherungsarten. In Deutschland überwiegt der Fall des Fahrens. 
2.3.3 Unfallursachen 
Neben der Unfallsituation ist für die Risikoanalyse auch die Kenntnis der wesentlichen 
Ursachen und Begleitumstände notwendig. Hierzu finden sich ebenfalls Angaben in der 
Literatur, allerdings sind diese stets mit Unsicherheiten behaftet, da sich die genauen 
Ursachen von Zusammenprallen aus den Statistiken nur bedingt rekonstruieren lassen. 
Zudem wird der Begriff „Ursache“ in den einzelnen Quellen unterschiedlich verwendet 
(juristisch, kausal usw.), sodass die Ergebnisse aus der Literatur nur als erste Orientie-
rung dienen können. 
Müller nennt für Zusammenpralle an Bahnübergängen der Deutschen Bundesbahn im 
Zeitraum von 1987 bis 1989 bezogen auf sämtliche Unfälle folgende – angesichts der 
Tiefe der zugrunde liegenden Statistik teilweise nur vermutete – Ursachen [74]: 
 44 % Unachtsamkeit von Pkw-Fahrern bei Übersicht/Pfeifsignalen, 
 23 % Missachtung von Blinklichtern oder Lichtzeichen, 
 6 % Stehenbleiben auf dem Bahnübergang, 
 6 % Unachtsamkeit von Fußgängern und Radfahrern bei Übersicht/Pfeifsignalen, 
 3 % Überquerung bei geschlossenen Schranken durch Fußgänger, Rad-/Mofafahrer, 
 3 % Schrankendurchbrüche, 
 3 % Umfahren von Halbschranken durch Pkw-Fahrer, 
 3 % Abkommen von der Fahrbahn, 
 jeweils unter 3 % weitere Ursachen wie Störungen, Straßenbauarbeiten usw. 
Mit den Unfallursachen bei 927 Zusammenprallen an japanischen Bahnübergängen der 
Jahre 1987 bis 1993 beschäftigte sich Anandarao und gelangte hinsichtlich der Ursachen 
zu folgenden Erkenntnissen [75]: 
 21 % Missachtung von Warneinrichtungen, 
 16 % Schrankendurchbrüche, 
 16 % Probleme bei der Räumung des Bahnübergangs, 
 10 % Reifenschaden, 
 10 % Fahrfehler (Motor „abgewürgt“), 
 8 % Anhalten im Lichtraumprofil, 
 7 % Rückstau auf den Bahnübergang, 
 7 % sonstige Ursachen, 
 4 % seitliches Hineinfahren in das Schienenfahrzeug. 
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Griffioen analysierte 2004 die Ursachen von rund 100 Unfällen in den Niederlanden und 
ermittelte folgende Ursachen [36]: 
 53 % unbeabsichtigte Fehlhandlungen, darunter 
o 22 % durch Fehler bei der Wahrnehmung, 
o 21 % durch äußere Einflüsse (zum Beispiel Rückstau, Fahrzeugdefekt, Eisglätte),  
o 10 % durch falsche Informationsverarbeitung, 
 40 % absichtliche Fehlhandlungen der Straßenverkehrsteilnehmer, 
 6 % fahrlässiges Fehlverhalten von Bahnmitarbeitern, 
 1 % technische Fehler. 
Eine Studie von Rakotonirainy, Soole und Larue nennt 2010 folgende Anteile der Fehl-
handlungen der Straßenverkehrsteilnehmer bei Zusammenprallen an australischen Bahn-
übergängen [76]: 
 46 % unbeabsichtigte Fehlhandlungen, 
 9 % Verwendung von Rauschmitteln, 
 7 % überhöhte Geschwindigkeit, 
 3 % Übermüdung, 
 3 % Risikofreude, 
 32 % keine Angabe. 
Aus Großbritannien berichtet die Unfalluntersuchungsstelle RSSB für den Zeitraum von 
2000 bis 2009 folgende Umstände bei 161 Zusammenprallen mit Kraftfahrzeugen [77]: 
 27 % unbeabsichtigte Fehlhandlungen der Straßenverkehrsteilnehmer, 
 24 % absichtliche Fehlhandlungen der Straßenverkehrsteilnehmer, 
 15 % fehlende Berücksichtigung von Witterungsbedingungen wie Nebel oder Schnee, 
 9 % Räumungsprobleme wegen Kuppen-/Wannenausrundung, 
 5 % Liegenbleiben wegen Fahrzeugschaden oder Straßenverkehrsunfall, 
 5 % bahnseitige Ursachen (technische Fehler, Bedienungsfehler), 
 4 % Suizid, 
 11 % unklar. 
Ergänzend wurden für die vorliegende Untersuchung 116 behördliche Unfallberichte zu 
Zusammenprallen in Deutschland aus den Jahren 2009 und 2010 analysiert [78]. Bei 101 
Unfällen konnten die Begleitumstände rekonstruiert werden, dies entspricht rund 25 % 
der Zusammenpralle in diesem Zeitraum (berechnet nach [69, 4]). Die Ergebnisse für 64 
Unfälle mit Beteiligung motorisierter Straßenverkehrsteilnehmer sind in Abbildung 2-7 
dargestellt. 
Für die übrigen 37 Unfälle mit Fußgängern und Radfahrern ist eine quantitative Darstel-
lung der Anteile nicht sinnvoll, da für den geringen Stichprobenumfang zu viele unter-
schiedliche Begleitumstände vorliegen. Die mehrfach aufgetretenen Merkmale werden 
nachfolgend stichpunktartig genannt: 
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 Umlaufen oder Unterkriechen von Halbschranken und Schranken durch Fußgänger, 
 Begleitperson voraus, Fußgänger ohne Beachtung der Schienenfahrzeuge hinterher, 
 Hund voraus, Fußgänger ohne Beachtung der Schienenfahrzeuge hinterher, 
 Steckenbleiben von Rollatoren in den Spurrillen, 
 Umfahren von Halbschranken durch Radfahrer, 
 Annäherung von Radfahrern im spitzen Winkel oder parallel zur Bahnstrecke, 
 Fahrfehler von Radfahrern (Stürze durch zu starkes Abbremsen), 
 beeinträchtigtes Wahrnehmungsvermögen alkoholisierter Fußgänger und Radfahrer. 
 
Abbildung 2-7: Unfallumstände mit Kraftfahrzeugen (N = 64) im Zeitraum 2008–2009 
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die Angaben der einzelnen Quellen stark 
differieren, da sehr viele unterschiedliche Faktoren wirken und keine einheitliche Auswer-
tungssystematik besteht. Übereinstimmend spielt bei etwa 80 % bis 90 % der Zusam-
menpralle das menschliche Verhalten die Hauptrolle, wobei sowohl absichtliche als auch 
unbeabsichtigte Fehlhandlungen zu verzeichnen sind. In den übrigen Fällen können äuße-
re Einflüsse wie Witterungsbedingungen, Fahrzeugdefekte oder bahnseitige Fehler als 
wesentliche Ursache identifiziert werden. 
2.3.4 Schlussfolgerungen 
Auf Basis der betrachteten Quellen werden die Risiken für die vorliegende Untersuchung 
wie folgt kategorisiert: 
 nach Verkehrsart: 
o motorisierte Straßenverkehrsteilnehmer (Pkw, Lkw, Bus, Krad), 
o nichtmotorisierte Straßenverkehrsteilnehmer (Rad, Fuß), 
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 nach Verursachungsbereich: 
o Entscheidungsbereich (Ursache vor bzw. am Bahnübergang), 
o Räumungsbereich (Ursache hinter dem Bahnübergang), 
 nach Ursachenart: 
o absichtliches Fehlverhalten, 
o unbeabsichtigtes Fehlverhalten, 
o externe Ursachen. 
Hinsichtlich der Verkehrsarten muss ein Schwerpunkt auf die Unterscheidung zwischen 
motorisierten und nichtmotorisierten Straßenverkehrsteilnehmern gelegt werden, da letz-
tere im Vergleich zu ihrer Verkehrsleistung überproportional häufig in Zusammenpralle 
verwickelt sind. Die Personenschäden bei eingetretenem Zusammenprall verteilen sich 
unterschiedlich auf die Verkehrsarten und sollten differenziert betrachtet werden. Hin-
sichtlich des Gesamtrisikos, für das die Personenschäden maßgebend sind, weisen Pkw 
und Fußgänger die größten Anteile auf und bedürfen daher besonderer Beachtung. 
Aus den Unfallhergängen wird die größere Bedeutung des Entscheidungsbereichs für das 
Gesamtrisiko gegenüber dem Räumungsbereich deutlich. Im Entscheidungsbereich sind 
vorrangig die Fälle zu betrachten, in denen der Straßenverkehrsteilnehmer unmittelbar vor 
dem Schienenfahrzeug den Bahnübergang quert. Seitliche Zusammenpralle mit bereits 
auf dem Bahnübergang befindlichen Schienenfahrzeugen sind selten. 
Die Betrachtung der Ursachen zeigt, dass absichtliche und unbeabsichtigte Fehlhandlun-
gen der Straßenverkehrsteilnehmer gleichermaßen relevant sind, wobei unbeabsichtigte 
Fehlhandlungen den größeren Anteil darstellen. Unter diesen haben wiederum Wahr-
nehmungs- und Informationsverarbeitungsfehler einen wesentlichen Anteil. Externe Ein-
flüsse sind seltener und ergeben sich meist aus Witterungsbedingungen. Technische 
Funktionsfehler an Bahnübergangssicherungsanlagen treten kaum auf können vernach-
lässigt werden. 
Aus den Statistiken lässt sich weiterhin ableiten, dass das Umfeld von Bahnübergängen 
die Sicherheit beeinflusst. Große Beachtung sollte daher der Straßenführung und den 
Verkehrsanlagen vor und hinter dem Bahnübergang geschenkt werden. Bei Fußgängern 
und Radfahrern spielt eher der unmittelbare Bahnübergangsbereich die Hauptrolle, wobei 
eine breite Palette von Unfallursachen vorliegt, deren Systematisierung schwierig ist. 
Schließlich ist festzustellen, dass sich die Unfallsituationen und Unfallursachen teilweise 
erheblich zwischen den Sicherungsarten unterscheiden. Deshalb sollten diese bereits auf 
einer niedrigen Detaillierungsstufe differenziert betrachtet werden. 
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3 Systemdefinition 
3.1 Bahnübergangsanlagen 
Im Rahmen der vorliegenden Untersuchung wird der Bahnübergang als höhengleiche 
Kreuzung einer Eisenbahnstrecke mit einer Straße oder mit einem Weg betrachtet. Eine 
Kreuzung mit einem Platz, wie sie beispielsweise die Eisenbahn-Bau- und Betriebsord-
nung in die Bahnübergangsdefinition einschließt [12], tritt selten auf und lässt sich bei 
Berücksichtigung der einzelnen Fahrstreifen in der Regel auf eine Kreuzung mit einer 
Straße oder ggf. auf mehrere solche Kreuzungen zurückführen. 
Ausgangspunkt der Systemdefinition soll die geometrische Anordnung des Bahnüber-
gangs sein, wie sie durch die Lage der Straße und der Bahnstrecke vorgegeben wird. 
Diese Anordnung wird in der Literatur einschließlich der Regelwerke häufig stark abstra-
hiert dargestellt (beispielsweise in [10, 13, 20, 79, 80]), meist mit geradem Verlauf der 
Straße und der Bahnstrecke, zwei straßenseitigen Zuflussrichtungen und rechtem Kreu-
zungswinkel, allenfalls als leicht spitzwinklige Kreuzung (Abbildung 3-1).  
 
Abbildung 3-1: Typische Lageskizzen von Bahnübergangsmodellen in der Literatur 
Vergleicht man diese abstrakten Modelle mit realen Bahnübergängen (Abbildung 3-2), 
wird der mit der Abstraktion einhergehende Informationsverlust deutlich. Reale Bahn-
übergänge können deutlich komplexere geometrische Formen aufweisen. Dabei gibt es 
eine große Bandbreite möglicher und tatsächlich auftretender Formen. 
Am Beispiel der Eisenbahnstrecke Pratau – Pretzsch (Elbe), die hinsichtlich der Anord-
nung ihrer Bahnübergänge einen typischen Vertreter für Nebenbahnen darstellt, zeigt sich 
die Praxisrelevanz: Von 18 Bahnübergängen dieser Strecke weisen lediglich fünf eine 
Form auf, die dem vereinfachten Modell entspricht. Bei den übrigen Bahnübergängen 
sind straßenseitig weitere Zufahrten (Seitenwege), Parallelführungen von Bahn und Stra-
ße, Lagen in Kurven oder stark spitzwinklige Kreuzungen vorzufinden. 
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Abbildung 3-2: Beispiele für Lageskizzen realer Bahnübergänge, erstellt nach [81] 
Während für eine ausschließliche Betrachtung technisch-funktionaler Aspekte der Bahn-
übergangssicherung eine stark vereinfachte Modellierung oft ausreichend ist, muss für 
eine detaillierte Betrachtung unter Einbeziehung des menschlichen Verhaltens eine Mo-
dellierung gewählt werden, die diese Komplexität berücksichtigt. 
Es sind sämtliche straßenseitigen Zuflussrichtungen zum Bahnübergang einzubeziehen, 
die – abgesehen vom Spezialfall der Einbahnstraße – aus der entgegengesetzten Zu-
fahrtsseite gleichzeitig Abflussrichtungen darstellen. Außerdem sind alle Gleise der Bahn-
strecke zu berücksichtigen. Es ergibt sich das in Abbildung 3-3 gezeigte Schema. 
 
Abbildung 3-3: Schema der Zu- und Abflussrichtungen am Bahnübergang 
Den Gefahrenbereich eines Bahnübergangs bildet der Raum über der vom Straßen- und 
Schienenverkehr gemeinsam genutzten Fläche, begrenzt durch die Lichtraumprofile. Für 
jedes Gleis im Gefahrenbereich sind zur Beschreibung folgende Merkmale notwendig: 
 Schienenverkehrsstärke (Schienenfahrzeuge je Zeiteinheit), 
 Geschwindigkeiten der Schienenfahrzeuge (km/h), 
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Für die einzelnen Zufluss- bzw. Abflussrichtungen zum Bahnübergang wird ein Detaillie-
rungsgrad gewählt, der auf Basis der Erkenntnisse aus Abschnitt 2.1 die in Tabelle 3-1 
zusammengestellten Merkmale enthält. 
Merkmal Einheiten/Ausprägungen 
Straßenverkehrsstärke Straßenverkehrsteilnehmer je Zeiteinheit 
Geschwindigkeiten der Straßenverkehrsteilnehmer km/h 
Straßenführung vor dem Bahnübergang gerade/kurvig 
Kreuzungswinkel Grad 
Abstand zu benachbarten Verkehrsanlagen m 
Vorfahrtregelung an benachbarten Verkehrsanlagen Rangfolge gegenüber anderen Verkehrsströmen 
Sichtweite von der Straße auf den Bahnübergang m 
Sichtweite von der Straße auf die Bahnstrecke m 
Sicherungsart (siehe unten) 
Tabelle 3-1: Eigenschaften der Zu- und Abflussrichtungen 
Die Sicherungsarten des Bahnübergangs, wie sie sich den Straßenverkehrsteilnehmern 
darstellen, werden in Anlehnung an [82] und [83] folgendermaßen kategorisiert, wobei 
Kombinationen innerhalb der beiden Hauptkategorien möglich sind: 
 passive Bahnübergänge:  
o Freihaltung von Sichtflächen (nachfolgend kurz als Übersicht bezeichnet), 
o Abgabe akustischer Signale der Schienenfahrzeuge (nachfolgend: Pfeifsignale), 
 aktive Bahnübergänge: 
o optische Signale (nachfolgend: Lichtsignale), 
o physische Barrieren über die Breite der Zufahrtsseite (nachfolgend: Halbschranken), 
o physische Barrieren über die gesamte Fahrbahnbreite (nachfolgend: Vollabschluss). 
Dass bei Halbschranken und Vollabschluss jeweils auch Lichtsignale vorhanden sind, um 
den bevorstehenden Schließvorgang anzuzeigen und Kollisionen mit den Schranken zu 
vermeiden, wird im Rahmen der vorliegenden Untersuchung als Regelfall vorausgesetzt 
und nicht gesondert erwähnt.  
Sonderfälle wie manuell gegebene Zeichen von Bahnmitarbeitern (Postensicherung) oder 
in Grundstellung geschlossene Schranken (Anrufschranken) werden nicht betrachtet. 
Hinsichtlich der Gefahrraumfreimeldung werden zwei Fälle unterschieden: 
 ohne Gefahrenraumfreimeldung, 
 mit Gefahrenraumfreimeldung und Rückhalt der Schienenfahrzeuge bei Belegung. 
Weitere technische Unterscheidungsmerkmale aktiver Bahnübergänge, beispielsweise 
Art der Einschaltung oder Art der Überwachung (vgl. [84, 85, 86, 87]) sind für die vorlie-
gende Untersuchung nicht relevant.  
Beim bahnseitigen Sicherungsprozess wird angenommen, dass die sicherheitsrelevante 
Aufgabe der Signalbeachtung durch den Schienenfahrzeugführer stets von technischen 
Einrichtungen (Zugbeeinflussung) überwacht wird und sich menschliche Fehler damit im 
Regelfall nicht gefährlich auswirken. 
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3.2 Straßenverkehrsteilnehmer 
Die straßenseitigen Bahnübergangsbenutzer werden für die vorliegende Untersuchung in 
folgende Kategorien eingeteilt: 
 motorisierte Verkehrsteilnehmer: 
o Personenkraftwagen (nachfolgend kurz als Pkw bezeichnet), 
o Lastkraftwagen oder Lastzug (nachfolgend: Lkw), 
o Omnibus (nachfolgend: Bus), 
o Kraftrad (nachfolgend: Krad), 
 nichtmotorisierte Verkehrsteilnehmer: 
o Radfahrer (nachfolgend: Rad),  
o Fußgänger (nachfolgend: Fuß). 
Fahrzeuge besonderer Bauart und andere nicht aufgeführte Fälle sollen der Kategorie zu-
geordnet werden, mit der sie die größten Gemeinsamkeiten aufweisen; beispielsweise 
wären Traktoren als Lastkraftwagen einzustufen. Die in Tabelle 3-2 zusammengestellten 
Eigenschaften werden als Durchschnittswerte angenommen. 
Nr. 1 2 3 4 5 6 
Quellen 
Verkehrsart Pkw Lkw Bus Krad Rad Fuß 
Länge (m) 5 15 12 2 2 0 [88, 89, 90] 
Breite (m) 2 2,5 2,5 1 1 0,5 [90] 
Geschwindigkeiten (km/h) 10…70 10…70 10…70 10…70 10…30 4…6 [10, 91, 92, 93] 
Betriebsbremsverzögerung (m/s²) 3,4 3,4 3,4 3,4 3,4  [94, 95] 
Reaktionszeit Normalbetrieb (s) 2,5 2,5 2,5 2,5 2,5 1,0 [94, 95] 
Gefahrbremsverzögerung (m/s²) 7 6 6 6 5  [90, 96, 97] 
Reaktionszeit Gefahrenfall (s) 1,3 1,3 1,3 1,3 1,3 1,0 [98] 
Personenzahl 1,4 1,0 20 1,0 1,0 1,0 [99, 100] 
Tabelle 3-2: Annahmen zu den Eigenschaften der Straßenverkehrsteilnehmer 
Die angegebenen Geschwindigkeitsbereiche beziehen sich auf die Annäherung und 
Überquerung von Bahnübergängen durch die Straßenverkehrsteilnehmer. Die Bremsver-
zögerungen und Reaktionszeiten für den Normalbetrieb sind übliche Bemessungswerte 
für Straßenverkehrsanlagen und sollen einen optimalen Verkehrsablauf gewährleisten, 
während die Werte für den Gefahrenfall als Höchstwerte für Notreaktionen zu verstehen 
sind. Für Fußgänger wird von der Möglichkeit eines sofortigen Anhaltens ausgegangen, 
weshalb eine theoretisch unendliche Bremsverzögerung angesetzt wird. Mit der Perso-
nenzahl wird die Anzahl der Insassen der Straßenfahrzeuge bzw. der bei einem Unfall 
potenziell betroffenen Personen beschrieben. 
Eng mit den Anlagen des Bahnübergangs verknüpft sind die Abläufe bei der Benutzung 
durch die Straßenverkehrsteilnehmer. Unter Berücksichtigung des menschlichen Verhal-
tens lassen sich die Anlagen des Bahnübergangs kategorisieren. Hierzu existiert in der 
Literatur eine Reihe von Modellen, die für die vorliegende Untersuchung herangezogen 
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werden können (vgl. Abschnitt 2.2). Es soll ein neues Modell auf Basis dargestellten An-
sätze verwendet werden, um Anlagen und Verhalten gleichzeitig zu systematisieren.  
Folgende Anpassungen und Erweiterungen gegenüber den in Abschnitt 2.2 vorgestellten 
Modellen werden dabei vorgenommen: 
 Die Fragen des Wahrnehmens und Verstehens aus dem Modell von Fukuda et al. [54] 
werden – in Anlehnung an Heilmann [15] und Schlag, Fischer, Rößger [101] – ergänzt 
um die Akzeptanz, wodurch auch vorsätzliches Fehlverhalten abgebildet werden kann. 
 Ebenfalls hinzugefügt wird der bisher nicht berücksichtigte Aspekt einer korrekten 
Ausführung der Handlung durch den Straßenverkehrsteilnehmer, wodurch beispiels-
weise Fehler bei der Fahrzeugbedienung abbildbar sind. In einzelnen Verhaltensmodel-
len des Straßenverkehrs (beispielsweise [62]) wird dieser Faktor bereits berücksichtigt. 
 Ergänzt wird die Phase des Räumens im Hinblick auf Verkehrsanlagen und -abläufe 
hinter dem Bahnübergang, die bisher in keinem der Ansätze enthalten ist. Behinderun-
gen beim Räumen des Bahnübergangs können ebenso zu einem Zusammenprall füh-
ren wie ein Übersehen oder eine Missachtung sich nähernder Schienenfahrzeuge. 
 Die mögliche Vermeidung eines Unfalls durch eine Notreaktion wird aus dem Modell 
von Heilmann [15] übernommen und um den Begriff des Beinahezusammenpralls er-
weitert. Diese Unterscheidung ist notwendig, da ein erfolgreich abgewendeter Zu-
sammenprall mit einem Schienenfahrzeug dennoch zu einer Kollision führen kann, bei-
spielsweise mit anderen Verkehrsteilnehmern oder mit Sicherungseinrichtungen. 
Das resultierende Modell ist in Abbildung 3-4 dargestellt. Es besteht aus den vier Haupt-
bereichen Annäherung, Entscheidung, Räumung sowie Konsequenzen.  
Im Bereich Annäherung soll auf das Vorhandensein des Bahnübergangs reagiert werden 
(beispielsweise auf Basis ankündigender Verkehrszeichen), während im Bereich Ent-
scheidung eine Reaktion auf sich nähernde Schienenfahrzeuge erwartet wird (beispiels-
weise auf Basis von Sichtbeziehungen oder technischen Einrichtungen). Im Bereich 
Räumung soll auf Umstände reagiert werden, die ein Verlassen des Bahnübergangs be-
hindern (beispielsweise Stau hinter dem Bahnübergang). Aus den möglichen Abläufen in 
den vorgenannten Bereichen ergeben sich die Konsequenzen in Form der Unfallentste-
hung oder -vermeidung.  
Die Phasen bauen aufeinander auf, wobei die Räumung auch ohne vorherige Entschei-
dung behindert werden kann und erst bei späterer Annäherung eines Schienenfahrzeugs 
zur Gefahr führt. Bis zur Ankunft des Schienenfahrzeugs ist die Situation noch auflösbar, 
indem beispielsweise ein Rückstau vom Bahnübergang abfließt. 
Wie in Abschnitt 1.3 erörtert, werden im Modell weder technische Ausfälle der siche-
rungstechnischen Anlagen noch der Straßenfahrzeuge angenommen. 
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Abbildung 3-4: Ablaufmodell für die weitere Untersuchung 
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4 Risikoanalyse  
4.1 Grundlagen 
Müller formulierte 1990: „Im Grunde geht von einem Bahnübergang kein Risiko aus, 
wenn seine Zeichen und Signale beachtet werden“, jedoch werde „dieses Ziel wohl ein 
Wunschtraum bleiben“ [74]. Ebenso erkannten Feßl, Robatsch und Stefan 2005: „Alleine 
auf das korrekte Verhalten der Verkehrsteilnehmer kann nicht vertraut werden“ [35]. 
Demzufolge müssen zur Beurteilung der Sicherheitsverhältnisse eines Bahnübergangs 
seine Gestaltungsmerkmale und deren Einflüsse auf das menschliche Verhalten betrach-
tet werden. Ziel ist eine Quantifizierung der Risiken, weshalb die mathematischen Zu-
sammenhänge aus der Sicherheitswissenschaft (siehe [19, 20, 102]) auf die im Kapitel 
2.3 dargestellte Systemdefinition angewendet werden sollen.  
Allgemein lässt sich das Risiko R als Produkt der Häufigkeit H eines unerwünschten Er-
eignisses und des dabei erwarteten Schadensausmaßes S berechnen [20, 103]: 
       Formel 4-1 
Als maßgebendes unerwünschtes Ereignis soll im Rahmen der vorliegenden Untersu-
chung die Kollision eines Schienenfahrzeugs mit einem Straßenverkehrsteilnehmer auf 
einem Bahnübergang gelten, nachfolgend als Zusammenprall bezeichnet (zur Definition 
vgl. [19, 104]). Andere unerwünschte Ereignisse, wie beispielsweise Kollisionen zwischen 
Straßenverkehrsteilnehmern oder mit Sicherungseinrichtungen, werden aufgrund ihrer 
geringeren Bedeutung für die Gesamtsicherheit des Bahnübergangs vernachlässigt. 
Zur Quantifizierung des Schadensausmaßes sollen nur Personenschäden herangezogen 
werden. Diese werden, wie bei Risikobetrachtungen im Eisenbahnwesen üblich, in einem 
festen Verhältnis in Zehnerpotenzen zwischen den Schadensarten nach ihrer Schwere 
gewichtet (vgl. [19, 20, 39, 105, 106]). Dies entspricht auch der angestrebten Genauigkeit 
des Verfahrens (vgl. Abschnitt 1.2). Ein Personenschaden ist damit äquivalent zu: 
 einer getöteten Person oder 
 zehn schwer verletzten Personen oder 
 100 leicht verletzten Personen. 
Sachschäden bleiben unberücksichtigt; es wird angenommen, dass die Personenschäden 
einen hinreichend genauen Indikator für den Gesamtschaden darstellen (vgl. [20]).  
In grober Näherung spiegelt die Wichtung der Personenschäden auch das Verhältnis der 
volkswirtschaftlichen Kostensätze für Straßenverkehrsunfällen mit Personenschäden in 
Deutschland [107] und in Österreich [108] wider. Dadurch können die Risikowerte auch 
bei einer späteren Erweiterung des in der vorliegenden Untersuchung entwickelten Ver-
fahrens um eine volkswirtschaftliche Bewertung eingesetzt werden. 
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Der Zeitbezug des Risikos wird durch Verwendung folgender Einheiten hergestellt: 
 [R ] = Personenschäden/Betrachtungszeitraum, 
 [H ] = Zusammenpralle/Betrachtungszeitraum, 
 [S ] = Personenschäden/Zusammenprall. 
Nach den Festlegungen in Abschnitt 3.2 tritt ein Zusammenprall ein, wenn sich Schienen-
fahrzeug und Straßenverkehrsteilnehmer gleichzeitig dem Bahnübergang nähern bzw. 
sich gleichzeitig auf dem Bahnübergang befinden (Aussetzung A), dabei ein oder mehrere 
Faktoren die vorgesehenen sicherheitsrelevanten Abläufe beeinträchtigen und somit zu 
einer Gefahr führen (Gefährdung G) und außerdem eine Abwendung des Zusammenpralls 
durch die Beteiligten nicht mehr möglich ist (Unabwendbarkeit U). Unter Annahme der 
Unabhängigkeit dieser drei Bedingungen ergibt sich folgender Zusammenhang: 
         Formel 4-2 
Dabei werden folgende Einheiten verwendet: 
 [A ] = Begegnungen/Betrachtungszeitraum,  
 [G ] = Gefährdungen/Begegnung, 
 [U ] = Zusammenpralle/Gefährdung. 
Aus Formel 4-1 und Formel 4-2 ergibt sich damit das Risiko R wie folgt: 
           Formel 4-3 
Für das Risiko können verschiedene Bezugsgrößen gewählt werden [39]: alle Bahnüber-
gänge eines Netzbetreibers, alle Bahnübergänge einer bestimmten Sicherungsart usw. 
Da hier die Gestaltungsmerkmale des einzelnen Bahnübergangs von Interesse sind, soll 
dieser als gröbste Betrachtungsebene dienen. Unter Zugrundelegung des in Abschnitt 3.2 
entwickelten Ablaufmodells setzt sich das Gesamtrisiko des Bahnübergangs aus den Ri-
siken in den Teilbereichen Annäherung, Entscheidung und Räumung zusammen. 
Allerdings wirken sich die Prozesse im Bereich der Annäherung nicht unmittelbar aus, 
sondern es müssen erst weitere Prozesse im Bereich der Entscheidung durchlaufen 
werden. Aussetzung, Unabwendbarkeit und Schadensausmaß sind in beiden Bereichen 
gleich. Gleichwohl können spezifische Gefährdungen im Bereich der Annäherung die Ri-
siken in den anderen Bereichen beeinflussen. Demzufolge kann der Annäherungsbereich 
mit dem Entscheidungsbereich rechnerisch zusammengelegt werden, wenn die bei der 
Annäherung möglichen Gefährdungen im Entscheidungsbereich berücksichtigt werden. 
Das Gesamtrisiko des Bahnübergangs setzt sich somit zusammen aus den Risiken im 
Entscheidungsbereich (Index E) und im Räumungsbereich (Index R): 
           Formel 4-4 
Für die beiden Teilbereiche ergibt sich unter Verwendung von Formel 4-3 wiederum:  
                Formel 4-5 
                Formel 4-6 
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Wie in Abschnitt 2.3.3 gezeigt wurde, können sowohl absichtliche als auch unbeabsich-
tigte Fehler zu Zusammenprallen führen. Deshalb sind Gefährdung und Unabwendbarkeit 
entsprechend zu differenzieren. Es wird angenommen, dass absichtliche Fehler nur im 
Entscheidungsbereich auftreten (bewusstes Missachten von Sicherungsmaßnahmen), 
nicht jedoch im Räumungsbereich (kein bewusstes Stehenbleiben auf dem Bahnüber-
gang). Für den Entscheidungsbereich ergibt sich damit folgender Zusammenhang: 
      (                           )      Formel 4-7 
Für den gesamten Bahnübergang lautet die Risikoformel damit: 
       (                           )                  Formel 4-8 
Die zur Risikoformel gehörenden Ereignisse und Faktoren sind in Abbildung 4-1 einer 
Baumstruktur dargestellt. Eine ähnliche Darstellungsweise wurde beispielsweise in den 
Studien von Basler und Partner [16], Shahriari [30] oder Griffioen [36] gewählt. Für diffe-
renzierte Auswertungen können die kreisförmig dargestellten Basisereignisse weiter auf-
geteilt werden.  
Die Risiken können als individuelle oder als kollektive Risiken betrachtet werden, wobei 
zwischen Straßenverkehrsteilnehmern und Schienenfahrzeuginsassen unterschieden 
werden kann. In der vorliegenden Untersuchung sollen nur die Risiken der Straßenver-
kehrsteilnehmer quantitativ betrachtet werden, da diese mehr als 95 % der gewichteten 
Personenschäden und mehr als 99 % der Getöteten darstellen (berechnet nach [64, 65, 
66, 67, 68, 69, 4]). Somit wird angenommen, dass das Schadensausmaß der Straßenver-
kehrsteilnehmer repräsentativ für das gesamte Schadensausmaß eines Zusammenpralls 
ist. Sonderfälle, in denen die Risiken der Schienenfahrzeuginsassen maßgebend werden 
können, sind gegebenenfalls qualitativ zu berücksichtigen. 
Es sind sowohl individuelle als auch kollektive Risiken zu berücksichtigen, um sowohl das 
Risiko bei der Benutzung des Bahnübergangs durch einen einzelnen Straßenverkehrsteil-
nehmer (Rind) als auch das Gesamtrisiko eines Bahnübergangs (Rkoll) abzudecken. Das 
kollektive Risiko ergibt sich dabei aus der Summe der individuellen Risiken. Durch die 
individuelle und kollektive Sichtweise werden sowohl die Anforderungen des einzelnen 
Straßenverkehrsteilnehmers als auch der Gesellschaft berücksichtigt, dadurch mittelbar 
auch die Anforderungen der Schienenfahrzeuginsassen. 
Es soll vereinfacht angenommen werden, dass an den einzelnen Bahnübergängen Unter-
schiede nur zwischen der Nutzung der Zu- und Abflussrichtungen sowie zwischen den 
verschiedenen Verkehrsarten bestehen, nicht jedoch zwischen einzelnen Straßenver-
kehrsteilnehmern derselben Gruppe. Zwar ist das Verhalten beispielsweise von Alter und 
Geschlecht abhängig [109], dies gilt jedoch nicht nur spezifisch für den Bahnübergang, 
sondern generell im Straßenverkehr (vgl. [110, 111, 112]). Zudem ist eine Ermittlung der 
nutzerspezifischen Eigenschaften sowie der am Bahnübergang auftretenden Nutzerantei-
le mit vertretbarem Aufwand kaum möglich. 
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Abbildung 4-1: Fehlerbaum zum Gesamtrisiko eines Bahnübergangs 
Somit stellt das zu erwartende kollektive Risiko einen am konkreten Bahnübergang real 
messbaren Wert dar, während die individuellen Risiken jeweils als Mittelwerte über eine 
bestimmte Gruppe von Straßenverkehrsteilnehmern zu verstehen sind. Eine Zuordnung 
zu einem konkreten Straßenverkehrsteilnehmer ist dabei nicht möglich. Das individuelle 
Risiko der einzelnen Person kann kleiner oder größer sein als der Mittelwert. Für den vor-
liegenden Zweck ist dieses Vorgehen jedoch als hinreichend genau anzusehen.   
Sofern bestimmte körperliche Beeinträchtigungen (insbesondere hinsichtlich des Sehens 
und Hörens) zu bahnübergangsspezifischen Benutzungsschwierigkeiten führen können, 
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sind diese aus Gründen der Diskriminierungsfreiheit grundsätzlich qualitativ zu berück-
sichtigen, da sie sich einer quantitativen Bewertung entziehen.  
Ein Straßenverkehrsteilnehmer nutzt in der Regel jeweils genau eine der in Abschnitt 3.1 
definierten Zuflussrichtungen z  {1  2  …  m} und Abflussrichtungen a  {1  2 …  n} des 
Bahnübergangs. Außerdem ist jeder Straßenverkehrsteilnehmer genau einer der in Ab-
schnitt 3.2 definierten Verkehrsarten s  {1  2  …  6} zuzuordnen. 
Für den Entscheidungsbereich sind die Zuflussrichtungen zu unterscheiden, für den 
Räumungsbereich die Abflussrichtungen. Damit ist das einem mittleren Straßenverkehrs-
teilnehmer der Verkehrsart s von Zuflussrichtung z zur Abflussrichtung a entstehende 
individuelle Risiko unter Verwendung von Formel 4-5 und Formel 4-6 definiert als:  
                                         Formel 4-9 
Ausführlich lässt sich das individuelle Risiko demzufolge berechnen als: 
                         (                                                )                                                  
Formel 4-10 
In der Regel queren die einzelnen Straßenverkehrsteilnehmer den Bahnübergang wäh-
rend des Betrachtungszeitraums mehrfach, was in der Aussetzung AE,ind,s,z,a bzw. AR,ind,s,z,a 
zu berücksichtigen ist. Die Anzahl dieser Überquerungen des einzelnen Straßenverkehrs-
teilnehmers im Betrachtungszeitraum wird nachfolgend mit NÜb bezeichnet und für die 
Berechnung des kollektiven Risikos benötigt. 
Das kollektive Risiko ergibt sich aus der Summe der individuellen Risiken bei gleichzeiti-
ger Multiplikation mit der Anzahl NSvt der während des Betrachtungszeitraums querenden 
Straßenverkehrsteilnehmer der entsprechenden Gruppe, wobei die Mehrfachquerungen 
wie beschrieben durch die Überquerungszahl NÜb zu berücksichtigten sind: 
         ∑∑∑
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  Formel 4-11 
Die Verknüpfung zwischen individuellem und kollektivem Risiko erfolgt mit Hilfe der un-
terschiedlichen Aussetzung, während sich die übrigen Risikofaktoren Gefährdung, Unab-
wendbarkeit und Schadensausmaß nicht zwischen individueller und kollektiver Betrach-
tungsweise unterscheiden. Für die kollektive Aussetzung gilt also: 
              
          
   
               Formel 4-12 
              
          
   
               Formel 4-13 
Damit kann das kollektive Risiko schließlich wie folgt ausgedrückt werden: 
         ∑∑∑(             (                                             )                                              )
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Somit werden für eine vollständige Berechnung der individuellen und kollektiven Risiken 
eines Bahnübergangs folgende Eingangsdaten benötigt: 
 im Entscheidungsbereich (Abschnitt 4.2):
o Aussetzung AE (Abschnitt 4.2.1),
o Gefährdung GE (Abschnitt 4.2.2),
 für absichtliche Fehlhandlungen GE,abs (Abschnitt 4.2.2.2),
 für unbeabsichtigte Fehlhandlungen GE,unb (Abschnitt 4.2.2.3),
o Unabwendbarkeit UE (Abschnitt 4.2.3)
 für absichtliche Fehlhandlungen UE,abs (Abschnitt 4.2.3.2),
 für unbeabsichtigte Fehlhandlungen UE,unb (Abschnitt 4.2.3.3),
o Schadensausmaß SE (Abschnitt 4.2.4),
 im Räumungsbereich (Abschnitt 4.3):
o Aussetzung AR (Abschnitt 4.3.1),
o Gefährdung GR (Abschnitt 4.3.2),
o Unabwendbarkeit UR (Abschnitt 4.3.3),
o Schadensausmaß SR (Abschnitt 4.3.4).
Eine exakte Berechnung der Werte nach dem erläuterten Verfahren setzt voraus, dass für 
jeden Bahnübergang sämtliche benötigte Angaben bekannt sind. Dies wird in der Praxis 
jedoch meist nicht der Fall sein. In den folgenden Abschnitten werden deshalb anhand 
der Literatur Einflussfaktoren und geeignete Näherungswerte ermittelt. 
4.2 Entscheidungsbereich 
4.2.1 Aussetzung 
Erste Voraussetzung für einen Zusammenprall aufgrund einer Gefährdung im Entschei-
dungsbereich ist das gleichzeitige Eintreffen eines Schienenfahrzeugs und eines Straßen-
verkehrsteilnehmers am Bahnübergang. Diese wird hier als Aussetzung bezeichnet, da 
Straßenverkehrsteilnehmer nur dann einer bahnübergangsbedingten Gefährdung ausge-
setzt sind. Um die Aussetzung quantitativ zu bestimmen, wird im vorliegenden Abschnitt 
untersucht, welche Faktoren die Anzahl der Begegnungen pro Zeiteinheit beeinflussen. 
Als allgemein anerkannt kann angesehen werden, dass die Verkehrsstärke auf Straße und 
Eisenbahnstrecke die Unfallhäufigkeit an Bahnübergängen beeinflusst [28, 113]. In vielen 
Modellen zur Berechnung von Gefährdungsindizes und zur Vorhersage von Unfallzahlen 
geht das Produkt aus beiden Verkehrsstärken ein, teilweise verknüpft mit weiteren Koef-
fizienten oder Konstanten [42, 44, 49]. Auch bei Sicherheits- und Risikoanalysen von 
Straßen wird als Bezugsgröße die Verkehrsstärke genutzt [114, 115], was auf die An-
nahme eines wesentlichen Zusammenhangs zwischen der Verkehrsstärke und dem 
Grundrisiko eines Straßenabschnitts oder einer Gefahrstelle schließen lässt. 
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Allerdings differenzieren die vorgenannten Quellen nicht wie die vorliegende Untersu-
chung zwischen den einzelnen Risikofaktoren. Dadurch ist der unmittelbare mathemati-
sche Zusammenhang zwischen Verkehrsstärke und Aussetzung nicht aus empirisch er-
mittelten Daten zur Unfallhäufigkeit ableitbar, da anderweitige Wirkungsmechanismen zu 
erwarten sind. Beispielsweise kann eine steigende Straßenverkehrsstärke die Aufmerk-
samkeit der Straßenverkehrsteilnehmer beanspruchen, dadurch vom Bahnübergang ab-
lenken und auf diese Weise die Unfallzahl erhöhen. Derartige Aspekte gehören jedoch 
zum Risikofaktor Gefährdung und werden im Abschnitt 4.2.2 betrachtet. 
Für die hier zu ermittelnde Aussetzung ist zunächst nur die Frage von Interesse, wie viele 
Zusammenpralle entstünden, wenn Schienen- und Straßenverkehr völlig unbeeinflusst 
voneinander den Bahnübergang überquerten, keinerlei Sicherungsmaßnahmen wirkten 
und jegliche Abwendbarkeit unberücksichtigt bliebe. Damit ergibt sich die Aussetzung 
aus der Begegnungswahrscheinlichkeit. 
Häufig wird ein linearer Einfluss der Schienen- und Straßenverkehrsstärke auf die Begeg-
nungswahrscheinlichkeit und damit auf die Aussetzung unterstellt. Während dies für den 
Schienenverkehr aufgrund der vergleichsweise großen zeitlichen Abstände zwischen den 
einzelnen Fahrzeugankünften eine zulässige Annahme darstellt, gilt dies für den Straßen-
verkehr nur dann, wenn sich die einzelnen Straßenverkehrsteilnehmer hinsichtlich ihres 
Eintreffens am Bahnübergang nicht gegenseitig beeinflussen. Dies trifft lediglich bei klei-
nen Straßenverkehrsstärken oder bei nichtmotorisierten Straßenverkehrsteilnehmern zu.  
 
Abbildung 4-2: Fehlerbaum für die Aussetzung im Entscheidungsbereich 
Risikoanalyse  Kapitel 4 
Seite 62 
Mit steigender Straßenverkehrsstärke beeinflussen sich die Kraftfahrzeuge gegenseitig: 
Sobald ein Kraftfahrzeug vor dem Bahnübergang wartet, werden nachfolgende Fahrzeuge 
an der Überquerung gehindert. Dieses nach seinem Entdecker auch als „Stott-Effekt“ 
bezeichnete Phänomen führt dazu, dass jeweils nur das erste Fahrzeug aus einer Zu-
fahrtsrichtung mit einer möglichen Gefährdung konfrontiert wird; ein mögliches Vorbei-
fahren an bereits wartenden Fahrzeugen sowie Auffahrunfälle mit anschließendem Zu-
sammenprall werden dabei vernachlässigt [116, 117]. Damit lässt sich die Aussetzung als 
weitere Detaillierungsstufe des in Abschnitt 4.1 entwickelten Fehler- und Ereignisbaums 
wie in Abbildung 4-2 gezeigt modellieren.  
Mathematisch formulierte Stott die Eintreffenswahrscheinlichkeit des ersten Kraftfahr-
zeugs unter Annahme eines poissonverteilten Ankunftsstroms (vgl. hierzu [118]). Ein-
flussgrößen sind hierbei die mittlere Anzahl eintreffender Kraftfahrzeuge NSvt während des 
Betrachtungszeitraums tBetr, die mittlere Vorsperrzeit des Bahnübergangs tVorsp (Zeitdauer 
vom Beginn der Sperrung des Bahnübergangs bis zur Ankunft des Schienenfahrzeugs) 
sowie die mittlere Aussetzungszeit tAus, während der eine Gefährdung durch Schienen-
fahrzeuge möglich ist. Die Wahrscheinlichkeit, dass ein Kraftfahrzeug während der Aus-
setzungszeit am Bahnübergang ankommt und dabei innerhalb der Annäherungszeit noch 
kein anderes Kraftfahrzeug eingetroffen ist, beträgt nach Stott [116]: 
 (1               )   
 
      (           )




           
     
 
  Formel 4-15 
 
 
Abbildung 4-3: Eintreffenswahrscheinlichkeit unter Einfluss des „Stott-Effekts“ [117] 
Die Auswirkungen sollen anhand Abbildung 4-3 erläutert werden. Bei kleinen Verkehrs-
stärken wirkt sich der Effekt noch nicht aus, weil während der Vorsperrzeit höchstens ein 
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Kraftfahrzeug eintrifft; es gilt ein etwa linearer Zusammenhang. Mit steigender Verkehrs-
stärke werden eintreffende Kraftfahrzeuge zunehmend durch bereits wartende Kraftfahr-
zeuge an der Weiterfahrt und damit an der Gefährdung gehindert. Nachdem die Wahr-
scheinlichkeit des einzelnen Kraftfahrzeugs, als erstes Fahrzeug einzutreffen, ein Maxi-
mum erreicht hat, sinkt diese Wahrscheinlichkeit mit zunehmender Verkehrsstärke wie-
der. 
Die Eintreffenswahrscheinlichkeit der Schienenfahrzeuge während der Aussetzungszeit 
tAus lässt sich unter der Annahme einer Gleichverteilung aus der Anzahl Schienenfahrzeu-
ge NSfz in der Betrachtungszeit tBetr ermitteln:  
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  Formel 4-16 
Unter der Annahme der Unabhängigkeit beider Ereignisse erfolgt eine multiplikative Ver-
knüpfung, um die Wahrscheinlichkeit einer gleichzeitigen Belegung auszudrücken: 
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Aus dieser Wahrscheinlichkeit kann nun die Gesamtaussetzungszeit tAus,ges während des 
Betrachtungszeitraums tBetr berechnet werden: 
           (  )         Formel 4-19 
Unter Verwendung von Formel 4-17 ergibt sich daraus: 
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)  Formel 4-20 
Die Aussetzung soll jedoch definitionsgemäß als Anzahl der Begegnungen pro Zeiteinheit 
ausgedrückt werden. Hierzu ist die mittlere Zeitdauer einer Aussetzung tAus anzusetzen, in 
der ein Schienenfahrzeug mit einem Straßenverkehrsteilnehmer zusammenprallen kann. 
Zur Berechnung dient damit folgender Zusammenhang: 
   
        
    
  Formel 4-21 
Nach Einsetzen der Formel 4-20 lässt sich die Aussetzung im Entscheidungsbereich wie 
folgt berechnen: 
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) Formel 4-22 
Die Schienen- und Straßenverkehrsstärken NSfz und NSvt im gewählten Betrachtungszeit-
raum tBetr können aus Fahrplandaten und Verkehrszählungen ermittelt werden.  
Die Zeitwerte für die Vorsperrzeit des Bahnübergangs tVorsp sind als Mittelwerte über den 
Betrachtungszeitraum örtlich zu ermitteln; gemäß dem heutigen Regelwerk für die Eisen-
bahnen des Bundes (dort als Annäherungszeit der Schienenfahrzeuge bezeichnet) kommt 
bei Lichtsignalen ein Wertebereich zwischen 20 s und 90 s und bei Halbschranken ein 
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Wertebereich zwischen 26 s und 240 s infrage [10]. Für passive Bahnübergänge ist eine 
deutlich geringere Vorsperrzeit anzusetzen, die sich nach dem Zeitraum zwischen Anhal-
ten des ersten Straßenfahrzeugs und Ankunft des Zuges bemisst; ein Wert von 10 s ist 
hierfür angemessen. 
Nun ist noch die Aussetzungszeit tAus zu bestimmen. Stott nahm hierfür einen pauschalen 
Wert von 2 s an, in dem ein Zusammenprall erfolgen kann [116]. Aus dieser kurzen Zeit-
dauer lässt sich ableiten, dass bereits Aspekte der Abwendbarkeit integriert wurden, die 
jedoch in der vorliegenden Untersuchung als separater Faktor betrachtet werden. So lässt 
sich beispielsweise ein Zusammenprall eines Kraftfahrzeugs, das noch 2 s bis zum Errei-
chen und weitere 2 s zum Überqueren des Bahnübergangs benötigt, mit einem Schie-
nenfahrzeuge, das in diesem Moment eintrifft, bereits aufgrund der Reaktionszeit kaum 
vermeiden; die Aussetzungszeit müsste in diesem Fall mindestens 4 s betragen. Insoweit 
spielt auch die Belegungszeit der Schienenfahrzeuge eine Rolle, da im vorgenannten Fall 
ein Zusammenprall nicht eintreten könnte, wenn das Schienenfahrzeug den Bahnüber-
gang bereits nach weniger als 2 s wieder verlassen hätte. 
Demzufolge muss die Aussetzungszeit gegenüber der Annahme von Stott modifiziert und 
nach den Eigenschaften der Straßenverkehrsteilnehmer, der Schienenfahrzeuge und des 
Bahnübergangs differenziert werden. In jedem Falle ist die Belegungszeit des Straßen-
verkehrsteilnehmers im Gefahrenbereich tBel,Svt zu berücksichtigen. Hinzu kommt das Mi-
nimum aus folgenden beiden Zeiten: 
 Annäherungszeit des Straßenverkehrsteilnehmers tAnn,Svt, während der er seinen rech-
nerischen Anhalteweg mit unverminderter Geschwindigkeit zurücklegt, 
 Belegungszeit des Schienenfahrzeugs tBel,Sfz, das in diesem Fall den Gefahrenbereich 
vor Eintreffen des Straßenverkehrsteilnehmers bereits wieder verlassen hat. 
Dies impliziert die Annahme, dass es zu einem Zusammenprall kommen kann, wenn ein 
Schienenfahrzeug am Bahnübergang eintrifft, während sich der Straßenverkehrsteilneh-
mer im Gefahrenbereich befindet oder sich ihm bereits soweit genähert hat, dass ein 
Anhalten unter normalen Bedingungen nicht mehr möglich ist. Hingegen kann ein Zu-
sammenprall nicht eintreten, wenn das Schienenfahrzeug den Bahnübergang bereits 
wieder verlassen hat, bevor der Straßenverkehrsteilnehmer dort eintrifft. 
Damit lautet die Formel zur Berechnung der Aussetzungszeit: 
                  (                 )  Formel 4-23 
Zur vollständigen Berechnung müssen noch die Belegungszeiten ermittelt werden. Dabei 
wird von einer kontinuierlichen Bewegung der Straßenverkehrsteilnehmer und der Schie-
nenfahrzeuge ausgegangen. Damit lassen sich die Belegungszeiten aus den Strecken und 
Geschwindigkeiten berechnen. Die Strecken sind durch die Längen und Breiten der Stra-
ßenverkehrsteilnehmer bzw. Schienenfahrzeuge und bestimmt, aus denen sich mit dem 
Kreuzungswinkel die gemeinsam beanspruchte Fläche ergibt (Abbildung 4-4). 
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Abbildung 4-4: Geometrische Zusammenhänge zu den Belegungszeiten 
Vernachlässigt wird die insbesondere bei nicht rechtwinkligen Kreuzungen zu Beginn und 
zum Ende der Belegung auftretende, kontinuierliche Zunahme der Flächenbeanspruchung 
auf dem Bahnübergang. Es wird stattdessen vereinfacht davon ausgegangen, dass jegli-
che Belegung der gemeinsam beanspruchten Fläche als Belegung gilt und damit in die 
Berechnung einfließt. 
Die Belegungszeiten sind demnach wie folgt zu ermitteln: 
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Für die Längen- und Breitenangaben bSvt und lSvt der Straßenverkehrsteilnehmer enthält 
Tabelle 3-2 geeignete Annahmen.  
Die Längen der Schienenfahrzeuge lSfz sind vom Betriebsprogramm abhängig, wobei in 
Deutschland als Obergrenzen im Regelfall für Personenzüge 400 m und für Güterzüge 
750 m angesehen werden können [119]. Triebwagen für den Regionalverkehr haben oft-
mals Längen von weniger als 50 m. Anzusetzen ist der Mittelwert über den gewählten 
Betrachtungszeitraum. 
Als Breite des Schienenfahrzeugs bSfz kann bei regelspurigen Eisenbahnstrecken in 
Deutschland vereinfacht ein Wert von 3,5 m angesetzt werden, der ungefähr der kleinen 
Grenzlinie des Regellichtraumprofils entspricht [12]. Es wird davon ausgegangen, dass 
nur innerhalb dieses Bereichs eine Gefährdung auftreten kann. Für schmalspurige Eisen-
bahnen ist der Wert entsprechend zu verringern. 
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Die Kreuzungswinkel  sind örtlich zu bestimmen (vgl. Abschnitt 3.1), wobei gilt: 
0° <  < 180°. Bei komplexeren geometrischen Erscheinungsbildern ist ggf. der Winkel zu 
ermitteln, in dem die unterschiedlichen Straßenverkehrsteilnehmer der jeweiligen Zu- und 
Abflussrichtungen den Bahnübergang überqueren.  
Die Geschwindigkeiten der Schienenfahrzeuge vSfz können aus den Strecken- und Fahr-
plandaten entnommen werden, wobei die unmittelbar auf dem Bahnübergang gefahrene 
Geschwindigkeit relevant ist. Verkehren Schienenfahrzeuge mit unterschiedlichen Ge-
schwindigkeiten, ist der Mittelwert über den Betrachtungszeitraum heranzuziehen. Glei-
ches gilt für die Geschwindigkeiten der Straßenfahrzeuge vSvt.  
Für die Belegungszeiten lassen sich unter Zugrundelegung der Annahmen aus der Sys-
temdefinition Standardwerte im Rahmen typischer Ausprägungen ermitteln. Diese zeigt 
Abbildung 4-5 für Straßenverkehrsteilnehmer und Abbildung 4-6 für Schienenfahrzeuge, 
wobei die unterschiedlichen Maßstäbe der Ordinatenachsen zu beachten sind. 
 
Abbildung 4-5: Belegungszeiten der Straßenverkehrsteilnehmer 
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Längere Belegungszeiten als 10 s treten unter den hier getroffenen Annahmen nicht auf. 
In den für motorisierte Straßenfahrzeuge üblichen Geschwindigkeitsbereichen ab 30 km/h 
sowie für Radfahrer beträgt die Belegungszeit höchstens rund 4 s. Geringere Geschwin-
digkeiten von Straßenfahrzeugen stellen selbst bei angeordneten Geschwindigkeitsbe-
schränkungen eine Ausnahme dar (vgl. hierzu [120]). Für Fußgänger gilt der Höchstwert 
von 4 s mit Ausnahme sehr spitzer oder sehr stumpfer Kreuzungswinkel ebenfalls, wobei 
zu berücksichtigen ist, dass Fußgänger aufgrund ihrer Bewegungsfreiheit ohnehin nicht 
zwangsläufig der vorgegebenen Wegführung folgen. So kann insbesondere angenommen 
werden, dass Fußgänger bei herannahenden Schienenfahrzeugen den kürzesten Weg 
zum Verlassen des Gefahrenbereichs nehmen. 
Die Belegungszeit der Schienenfahrzeuge ist in starkem Maße von deren Länge und Ge-
schwindigkeit abhängig. Der Einfluss des Kreuzungswinkels und der Breite der beteiligten 
Straßenverkehrsteilnehmer ist vernachlässigbar gering (in Abbildung 4-6 erfolgte die Dar-
stellung für eine rechtwinklige Kreuzung und eine Pkw-Breite). 
 
Abbildung 4-6: Belegungszeiten der Schienenfahrzeuge 
Weiterhin wird die Annäherungszeit des Straßenverkehrsteilnehmers tAnn,Svt benötigt. Sie 
ergibt sich aus dem Anhalteweg sAnh,Svt, der mit unverminderter Geschwindigkeit vSvt zu-
rückgelegt wird. Unter Zugrundelegung einer Betriebsbremsverzögerung (Tabelle 3-2) 
lässt sich die Annäherungszeit aus den physikalischen Bewegungsgleichungen ermitteln; 
auf eine Wiedergabe der ausführlichen Berechnung wird an dieser Stelle verzichtet. Für 
Fußgänger entspricht die Annäherungszeit aufgrund der Möglichkeit zum sofortigen An-
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halten unabhängig von ihrer Geschwindigkeit der Reaktionszeit, da kein Anhalteweg zu 
berücksichtigen ist. Die Ergebnisse sind aus Abbildung 4-7 ersichtlich. 
 
Abbildung 4-7: Annäherungszeit der Straßenverkehrsteilnehmer 
Stellt man die beiden zu vergleichenden Zeitwerte – Belegungszeit der Schienenfahrzeu-
ge und Annäherungszeit der Straßenverkehrsteilnehmer – gegenüber, wird deutlich, dass 
die Belegungszeiten der Schienenfahrzeuge nur bei Längen unter 200 m und insbesonde-
re bei größeren Geschwindigkeiten als Minimum maßgebend werden, sonst die Annähe-
rungszeiten der Straßenverkehrsteilnehmer (Abbildung 4-8, Belegungszeiten der Schie-
nenfahrzeuge vereinfacht bezogen auf rechtwinklige Kreuzung und Pkw-Breite). 
 
Abbildung 4-8: Gegenüberstellung von Belegungs- und Annäherungszeiten 
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Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass sich die Aussetzungszeiten für alle Ver-
kehrsarten bei annähernd rechtwinkligen Kreuzungen und Schienenfahrzeuglängen über 
100 m meist im Bereich von 5 s bis 6 s bewegen. Dies resultiert aus den langen Annähe-
rungszeiten und kurzen Belegungszeiten schneller Straßenverkehrsteilnehmer analog zu 
kurzen Annäherungszeiten und langen Belegungszeiten langsamer Straßenverkehrsteil-
nehmer. Der Unterschied zwischen kurzen und langen Straßenfahrzeugen lässt sich mit 
etwa 1 s beziffern. Nur bei einer Kombination aus sehr spitzen bzw. stumpfen Kreu-
zungswinkeln mit langsamen und langen Straßenfahrzeugen treten bis zu 5 s längere 
Aussetzungszeiten auf. Bei schnellen und kurzen Schienenfahrzeugen kann sich die Aus-
setzungszeit hingegen um bis zu 4 s verkürzen. In allen Fällen liegt die Aussetzungszeit 
deutlich höher als die von Stott [116] angenommenen 2 s. 
Schließlich muss die Betrachtung für die beiden Zufahrtseiten des Bahnübergangs sowie 
die Verkehrsarten und Zuflussrichtungen differenziert werden. Es wird vereinfacht ange-
nommen, dass das erste Kraftfahrzeug je Zufahrtsseite unabhängig von der Zuflussrich-
tung bis an den Bahnübergang heranfährt und damit für alle Zuflussrichtungen dieser Zu-
fahrtsseite ein Hindernis darstellt. Damit teilen sich die Eintreffenswahrscheinlichkeiten 
der Verkehrsarten und Zuflussrichtungen entsprechend ihrer Anteile NSvt,Zuf,s,z,a an der Ge-
samtverkehrsstärke der jeweiligen Zufahrtsseite NSvt,Zuf,ges auf. Die Aussetzungszeit 
(Formel 4-22) gilt jeweils spezifisch für Verkehrsart, Zu- und Abflussrichtung. Somit be-
trägt die Aussetzung der Verkehrsart s in der Zuflussrichtung z und der Abflussrichtung a: 
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) Formel 4-26 
Die Wahl des Betrachtungszeitraums tBetr ist abhängig vom Zweck der Untersuchung. Für 
eine exakte Modellierung unter Berücksichtigung von Verkehrsschwankungen müsste die 
Aussetzung für möglichst kleine Betrachtungszeiträume (beispielsweise eine Stunde) 
berechnet und über einen größeren Zeitraum (beispielsweise ein Jahr) summiert werden. 
In der Praxis werden die genauen Schwankungen jedoch in den seltensten Fällen bekannt 
sein, stattdessen liegt in der Regel nur der durchschnittliche tägliche Verkehr vor. Ein 
deutlich schwächerer Verkehr in den Nachtstunden ist allerdings stets anzunehmen. 
Eine Lösungsmöglichkeit besteht in der vereinfachten Annahme, dass sich der gesamte 
tägliche Schienen- und Straßenverkehr im Zeitraum von 6 bis 22 Uhr abspielt und in die-
ser Zeit keine relevanten Schwankungen auftreten. Der schwache Verkehr der Nacht-
stunden wird für die Betrachtung mit in den genannten Zeitraum einbezogen. 
Eine genauere Lösungsmöglichkeit liegt in der Verwendung von Faktoren für Spitzen- und 
Schwachlastzeiten, mit denen sich die Straßenverkehrsstärke in diesen Zeiträumen aus 
dem durchschnittlichen täglichen Verkehr ableiten lässt. Bei Annahme typischer Ver-
kehrsschwankungen nach dem Handbuch für die Bemessung von Straßenverkehrsanla-
gen [121] kann von folgenden Anhaltswerten ausgegangen werden: 
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 rund 10 % des täglichen Verkehrs werden in der Spitzenstunde abgewickelt, 
 rund 10 % des täglichen Verkehrs finden insgesamt in den Nachtstunden statt. 
Damit liegt in den Spitzenstunden eine überdurchschnittliche und in den Nachtstunden 
eine unterdurchschnittliche Straßenverkehrsstärke vor. Durch den Stott-Effekt ergibt sich 
hieraus in den Spitzenstunden eine kleinere und in den Nachtstunden eine größere Aus-
setzung als bei Annahme einer gleichbleibenden Straßenverkehrsstärke. Gleichzeitig ist 
jedoch von einer kleineren Schienenverkehrsstärke in den Nachtstunden auszugehen, 
womit die Aussetzung in diesen Zeiten wieder sinkt. Deutlich ausgeprägte Spitzenstun-
den wie im Straßenverkehr liegen im Schienenverkehr in der Regel nicht vor. 
Insgesamt ist somit nur von einem kleinen Einfluss der genannten Verkehrsschwankun-
gen auf das Gesamtergebnis auszugehen. Dies soll nachfolgend anhand einer Beispiel-
rechnung überprüft werden. Dabei werden zwei Varianten gegenübergestellt: 
 gleichbleibende Schienen- und Straßenverkehrsstärke, wobei der gesamte tägliche 
Verkehr auf einen Zeitraum von 16 h (6 bis 22 Uhr) umgelegt wird, 
 schwankende Schienen- und Straßenverkehrsstärke, wobei  
o der tägliche Schienenverkehr zu 10 % auf 8 h (Nachtstunden) und zu 90 % auf die 
verbleibenden 16 h (Reststunden) sowie 
o der tägliche Straßenverkehr zu 10 % auf 8 h (Nachtstunden), zu 20 % auf 2 h (Spit-
zenstunden) und zu 70 % auf die verbleibenden 14 h (Reststunden) umgelegt wird. 
Da die Vorsperrzeiten wesentlichen Einfluss auf die Aussetzung haben, sind sie in die 
Vergleichsrechnung einzubeziehen. Abbildung 4-9 stellt die beiden Varianten mit und oh-
ne Verkehrsschwankungen für unterschiedliche Vorsperrzeiten gegenüber; die konkreten 
zugrunde liegenden Annahmen und ausführlichen Datentabellen enthält der Anhang. 
 
Abbildung 4-9: Vergleichsrechnung zur Aussetzung mit/ohne Verkehrsschwankungen 
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Im Ergebnis unterscheidet sich die vereinfachte Variante nur geringfügig von der genaue-
ren Variante. Eine Vernachlässigung der Verkehrsschwankungen ist damit zulässig. Es ist 
nicht zu erwarten, dass dadurch die Genauigkeit des Gesamtverfahrens maßgeblich be-
einträchtigt wird. Basis für die weitere Untersuchung bildet somit der gesamte Schienen- 
und Straßenverkehr eines Jahres, der für das Modell gleichmäßig auf einen täglichen 
Zeitraum von jeweils 16 h (6 Uhr bis 22 Uhr) verteilt wird. Als Betrachtungszeitraum 
ergibt sich die über ein Jahr summierte Anzahl von Tagen mit jeweils 16 h Dauer. 
Auf nichtmotorisierte Straßenverkehrsteilnehmer wirkt sich der erläuterte „Stott-Effekt“ 
nicht aus, weshalb für diese Verkehrsarten in Formel 4-22 die Annäherungszeit der 
Schienenfahrzeuge mit der Aussetzungszeit gleichgesetzt werden kann. Deshalb muss 
auch nicht nach den beiden Zufahrtsseiten differenziert werden. Es ergibt sich folgende 
Formel für die Aussetzung im Entscheidungsbereich: 
                    (1   
 
                    
     
 
) Formel 4-27 
Die nach Zu- und Abflussrichtung sowie Verkehrsart differenzierte Formel für die Ausset-
zungszeit lautet: 
                              (                       )  Formel 4-28 
Wird die individuelle Aussetzung benötigt, ist diese aus der kollektiven Aussetzung zu 
berechnen, wobei die Anzahl der Querungen des einzelnen Straßenverkehrsteilnehmers 
NÜb im Betrachtungszeitraum berücksichtigt werden muss (vgl. hierzu Abschnitt 4.1): 
              
                 
          
 Formel 4-29 
Standardisierte Werte zur Überquerungshäufigkeit existieren nicht. In der Fachliteratur 
finden sich unterschiedliche Angaben: Basler und Partner gehen von zwei bis vier Über-
querungen pro Straßenverkehrsteilnehmer und Tag aus [16], während Beard und Melo 
mit umgerechnet nur 1,4 Überquerungen pro Straßenverkehrsteilnehmer und Tag rech-
nen [40]. Da aus Verkehrsstatistiken bekannt ist, dass jede Person in Deutschland im Mit-
tel rund drei Wege pro Tag zurücklegt [72], sollen in der vorliegenden Untersuchung drei 
Überquerungen pro Straßenverkehrsteilnehmer und Tag angenommen werden (ent-
spricht bei jährlicher Betrachtung 1095 Überquerungen). Damit wird auch der für die Risi-
kobetrachtung ungünstige Fall hinreichend berücksichtigt, in dem ein Grundstück nur 
über einen Bahnübergang erschlossen ist und somit jedes Verlassen des Grundstücks 
eine Überquerung des Bahnübergangs bedingt. 
Zum „Stott-Effekt“, der mit steigender Vorsperrzeit zu einer geringeren Aussetzung und 
damit theoretisch auch zu einem geringeren Risiko führt, ist noch anzumerken, dass dies 
nicht uneingeschränkt gilt (vgl. [117]). Mit steigender Vorsperrzeit ist mit einem Anstieg 
der Ungeduld und damit des absichtlichen Fehlverhaltens zu rechnen. Diese Wirkung ge-
hört jedoch nicht zur Aussetzung, sondern ist bei der Gefährdung zu berücksichtigen. 




Die Gefährdung beschreibt im Rahmen der vorliegenden Untersuchung die Wahrschein-
lichkeit, mit der bei einer Begegnung zwischen Schienenfahrzeug und Straßenverkehrs-
teilnehmer eine gefährliche Situation auftritt. Diese Wahrscheinlichkeit wird von unter-
schiedlichen Einflussfaktoren bestimmt, die in den folgenden Abschnitten ermittelt und 
quantifiziert werden.  
Aus einer Gefährdung muss nicht zwangsläufig ein Zusammenprall entstehen. Theore-
tisch entspricht bei völliger Unabwendbarkeit die Gefährdungswahrscheinlichkeit direkt 
der Unfallwahrscheinlichkeit. Die Unabwendbarkeit wird in Abschnitt 4.2.3 behandelt. 
Theoretisch ist eine quantitative Ermittlung der einzelnen Gefährdungen durch Vergleich 
der Aussetzung mit der Unfallhäufigkeit unter Berücksichtigung der Unabwendbarkeit 
möglich. Praktisch müssten hierfür umfangreiche Daten zu einer Vielzahl unterschiedli-
cher Gestaltungsvarianten vorliegen, was bereits aufgrund des seltenen Auftretens von 
Unfällen auf Probleme stößt. Bestandsdaten zu Bahnübergängen liegen ebenfalls nicht 
bzw. nicht in der erforderlichen Qualität vor. Auch zur Unabwendbarkeit sind keine Daten 
verfügbar (vgl. Abschnitt 4.2.3). 
Demzufolge können die Zahlenwerte nur durch einzelne Betrachtungen von Einflussfakto-
ren ermittelt werden, wie sie vielfach in der Literatur zu finden sind. Dabei ist allerdings 
jeweils zu prüfen, unter welchen Bedingungen die Erkenntnisse gelten und inwieweit 
eine Verallgemeinerung zulässig ist, da an allen real auftretenden Bahnübergängen mehr 
oder weniger wirksame Gegenmaßnahmen getroffen sind, die die Wahrscheinlichkeit von 
Gefährdungen beeinflussen. Hierzu gehören auch die Sicherungsarten der Bahnübergän-
ge, die wegen grundlegender Unterschiede im erwarteten Verhalten und ihres damit ver-
bundenen erheblichen Einflusses auf die Gefährdung vorab betrachtet werden sollen.   
Vor der detaillierten Quantifizierung von Gefährdungen muss eine Ausgangsgröße festge-
legt werden, die als „Grundgefährdung“ auch bei idealen Verhältnissen vorliegt (vgl. Soll-
Verhalten nach Abbildung 3-4), da eine völlige Fehlerfreiheit menschlicher Handlungen 
nicht angenommen werden kann. Für einen Bahnübergang mit idealen Verhältnissen 
werden dabei folgende Eigenschaften vorausgesetzt (vgl. Abschnitt 4.2.2.1): 
 eingleisige Eisenbahnstrecke, 
 keine Bahnhöfe oder Haltepunkte in der Nähe des Bahnübergangs, 
 für Begegnungen ausreichende Fahrbahn- bzw. Wegbreite, 
 befestigte Straßenfahrbahn bzw. befestigter Weg, 
 gerade Straßen- bzw. Wegführung, 
 rechtwinklige Kreuzung zwischen Straße bzw. Weg und Eisenbahnstrecke, 
 ebene Straßenfahrbahn bzw. ebener Weg ohne Längsneigung, 
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 eigene Wege für Fußgänger und Radfahrer, 
 keine Anlagen für ruhenden Verkehr im Umfeld, 
 uneingeschränkte Sicht auf den Bahnübergang, 
 homogener optischer Hintergrund des Bahnübergangs und der Bahnstrecke, 
 uneingeschränkte Erkennbarkeit der sich nähernden Schienenfahrzeuge (bei passiven 
Bahnübergängen) bzw. der Sicherungseinrichtungen (bei aktiven Bahnübergängen), 
 nur bahnübergangsbezogene Fahrbahnmarkierungen und Verkehrszeichen, 
 keine Kreuzungen, Einmündungen oder andere Verkehrsanlagen im Umfeld, 
 keine Beeinflussung durch andere Straßenverkehrsteilnehmer. 
Die Gefährdungswahrscheinlichkeit im Bereich der Entscheidung wird in diesem Fall 
praktisch nur durch die korrekte Beachtung der Sicherungseinrichtungen bzw. der sich 
nähernden Schienenfahrzeuge durch die Straßenverkehrsteilnehmer bestimmt. Zunächst 
ist deshalb die aus der Sicherungsart resultierende Grundgefährdung zu ermitteln. Dabei 
müssen die unterschiedlichen Straßenverkehrsteilnahmearten berücksichtigt werden. Die 
weiteren Gefährdungsfaktoren an realen Bahnübergängen können dann durch multiplika-
tive Verknüpfung mit den so ermittelten Grundgefährdungen des Idealfalls berücksichtigt 
werden. 
Zur Wirksamkeit der Sicherungsarten existieren zahlreiche Untersuchungen im In- und 
Ausland, allerdings mit unterschiedlichen Bezugsgrößen und Zielstellungen. Um die Fehl-
handlungswahrscheinlichkeit bei einer bestimmten Sicherungsart abzuleiten, können nur 
solche Werte direkt übernommen werden, die für das Verhalten der Straßenverkehrsteil-
nehmer bei Überquerung eines Bahnübergangs mit den oben genannten idealen Bedin-
gungen gelten. Allerdings beziehen sich die Zahlenwerte in der Literatur in der Regel auf 
eine größere Anzahl Bahnübergänge, sodass im Mittel nicht mehr von idealen Bedingun-
gen ausgegangen werden kann. Dies ist entsprechend zu berücksichtigen. Bei Quellen, 
die die Unfallwahrscheinlichkeit insgesamt betrachten, implizieren die Werte zudem die 
Aussetzung und die Unabwendbarkeit, wodurch solche Werte hier nicht verwendbar sind.  
Bei ausländischen Quellen ist bei einer Ableitung aus dem Unfallgeschehen zudem zu 
beachten, dass insbesondere für Bahnübergänge mit Vollabschluss unterschiedliche Ein-
satzvorschriften hinsichtlich Gefahrenraumfreimeldung und Signaldeckung existieren, die 
in Deutschland nach gegenwärtiger Vorschriftenlage [12, 10, 122] zwingend erforderlich 
sind. 
Naturgemäß weisen die Sicherungsarten aufgrund der unterschiedlichen Intensität ihrer 
dargebotenen Reize eine abgestufte Sperrwirkung auf. Während die passive Sicherung 
wegen des meist erforderlichen bewussten Suchverhaltens der Straßenverkehrsteilneh-
mer als schwächste Form zu betrachten und daher am anfälligsten für unbeabsichtigtes 
Fehlverhalten ist, tritt diese Art des Fehlverhaltens bei Lichtsignalen seltener auf. Aller-
dings sind diese beiden Sicherungsarten praktisch unwirksam gegenüber absichtlichem 
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Fehlverhalten. Halbschranken setzen aufgrund der eindeutigen Sperrwirkung die Häufig-
keit des unbeabsichtigten Fehlverhaltens weiter herab und erschweren beabsichtigtes 
Fehlverhalten. Ein Vollabschluss schließt sowohl unbeabsichtigtes als auch beabsichtig-
tes Fehlverhalten weitgehend aus und kann damit als wirksamste Sicherungsart bezeich-
net werden. [28] 
Als erste Orientierung sollen die Werte von Müller betrachtet werden, der bereits 1965 
die Wirksamkeit verschiedener Sicherungsarten von Bahnübergängen der Deutschen 
Reichsbahn auf Basis von Schätzungen und früheren Erkenntnissen beurteilte. Er ver-
nachlässigte dabei technische Ausfälle und betrachtete nur das fahrlässige und vorsätzli-
che Fehlverhalten der Straßenverkehrsteilnehmer. Die für die vorliegende Untersuchung 
relevanten Ergebnisse (nur vollautomatische Anlagen ohne Mitwirkung von Schranken-






Tabelle 4-1: Fehlhandlungswahrscheinlichkeiten nach Sicherungsarten [26] 
Müller ging von einer Abstufung des Fehlverhaltens zwischen den Sicherungsarten in 
Höhe jeweils einer Zehnerpotenz aus. Allerdings differenzierte er nicht zwischen motori-
sierten und nichtmotorisierten Straßenverkehrsteilnehmern. Deshalb soll von einer Gel-
tung der Werte nur für Fahrer motorisierter Straßenfahrzeuge ausgegangen werden, da 
das Verhalten von Radfahrern und Fußgängern erheblich davon abweicht (vgl. Abschnitte 
2.1.1 bis 2.1.5). Die Schätzung von 10-4 für den Vollabschluss dürfte allerdings mindes-
tens eine Zehnerpotenz zu hoch angesetzt sein, da andernfalls je 10 000 Straßenfahrzeu-
ge ein Schrankendurchbruch oder ein eingeschlossenes Straßenfahrzeug zu verzeichnen 
wären, was der Lebenswirklichkeit widerspricht. Allerdings war die Angabe zu dieser Si-
cherungsart ausdrücklich rein theoretischer Natur, da automatisierte Bahnübergänge mit 
Vollabschluss (ohne Schrankenwärter) zum damaligen Zeitpunkt nicht existierten. 
Im Rahmen des von Berg und Oppenlander im Jahr 1969 vorgestellten Priorisierungsver-
fahrens zur Erhöhung der Sicherheit an US-amerikanischen Bahnübergängen wurde auch 
die Wirksamkeit verschiedener Sicherungsarten (nicht-reflektierende Andreaskreuze, re-
flektierende Andreaskreuze, Blinklichter, Halbschranken) für Kraftfahrzeuge untersucht. 
Die Angaben wurden aus der Unfallhäufigkeit abgeleitet und erfolgten relativ zur passiven 
Sicherung mit nicht-reflektierenden Andreaskreuzen. Bezieht man die Angaben auf reflek-
tierende Andreaskreuze, die in Deutschland als Standard gelten, können folgende Ver-
hältnisse abgeleitet werden [42]: 
 Blinklichter sind etwa um den Faktor 10 wirksamer als eine passive Sicherung, 
 Halbschranken sind etwa um den Faktor 2,5 wirksamer als Blinklichter. 
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Die Bundesanstalt für Straßenwesen verglich im Jahr 1980 die Wirksamkeit von Blinklich-
tern und Lichtzeichen an Bahnübergängen. Neben der Feststellung, dass hinsichtlich der 
Beachtung kein statistisch signifikanter Unterschied zwischen beiden Erscheinungsbil-
dern besteht, können aus der Untersuchung konkrete Fehlverhaltensquoten entnommen 
werden. Die Missachtungsquote bei roten Blinklichtern bzw. roten Lichtzeichen lag zwi-
schen 2 ⋅ 10-2 und 6 ⋅ 10-2. Dabei wurden nur Pkw berücksichtigt, die bei der Einschaltung 
des Blinklichts bzw. Lichtzeichens einen Abstand vom Bahnübergang hatten, der deutlich 
größer war als der Anhalteweg. [14] 
In der Untersuchung von Amann, Körner und Kröh zum Verhalten von Straßenverkehrs-
teilnehmern an Bahnübergängen aus dem Jahr 1981 finden sich ebenfalls konkrete Fehl-
verhaltensquoten. Wegen fehlender Angabe der Rahmenbedingungen zu den übrigen 
beobachteten Sicherungsarten kann allerdings nur der Wert für Halbschranken verwendet 
werden. Für die absichtliche Missachtung geschlossener Halbschranken durch motori-
sierte Straßenverkehrsteilnehmer wurde eine relative Häufigkeit von 10-3 ermittelt. [28] 
In den wahrnehmungspsychologischen Betrachtungen von Raslear aus dem Jahr 1996 
wurden ebenfalls Unterschiede zwischen den Sicherungsarten analysiert. Dabei wurde 
die Effektivität aus einem Vergleich der beobachteten Unfallhäufigkeit mit der theoreti-
schen Begegnungshäufigkeit berechnet. Da in diesen Werten auch die Unabwendbarkeit 
enthalten ist, können die absoluten Werte hier nicht verwendet werden. Die passive Si-
cherung wurde zudem als komplett unwirksam eingestuft, was angesichts zahlreicher 
genteiliger Untersuchungen nicht realistisch erscheint. Deshalb kann nur die relative Ab-
stufung zwischen der Wirksamkeit von Halbschranken gegenüber Blinklichtern über-
nommen werden, für die ein Faktor von 10 angegeben wurde. [113] 
Eine quantitative Unterscheidung zwischen Kraftfahrern sowie Fußgängern und Radfah-
rern wurde 1984 von Heilmann vorgenommen, der das Verhalten bei verschiedenen Si-
cherungsarten beobachtete. Die Werte für gefährliches Fehlverhalten (d. h. ohne Verstö-
ße wie Rotlichtmissachtung bei noch geöffneten Schranken, die sich nicht unmittelbar 




Pfeifsignale 7 ⋅ 10-1 – 
Übersicht 4 ⋅ 10-1 5 ⋅ 10-1 
Blinklichter/Lichtzeichen 1 ⋅ 10-2 1 ⋅ 10-1 
Halbschranken 7 ⋅ 10-4 1 ⋅ 10-1 
Vollabschluss 2 ⋅ 10-5 1 ⋅ 10-2 
Tabelle 4-2: Fehlhandlungswahrscheinlichkeiten nach Sicherungsarten  [15] 
Heilmann interpretierte sämtliches gefährliche Fehlverhalten, das an aktiven Bahnüber-
gängen beobachtet wurde, als absichtliche Fehlhandlungen der Straßenverkehrsteilneh-
mer. Bei den Werten für passive Bahnübergänge erfolgte keine Unterscheidung zwischen 
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gefährlichem und ungefährlichem Fehlverhalten, sodass die Wahrscheinlichkeiten für das 
hier interessierende gefährliche Fehlverhalten geringer sein dürften. Bei der Sicherung 
durch Pfeifsignale, deren Probleme für motorisierte Straßenverkehrsteilnehmer bereits 
seit langer Zeit bekannt sind (vgl. [123, 51, 124]), wurde vorausgesetzt, dass die Hälfte 
der Kraftfahrer ein Fenster geöffnet hat.  
Das Blickverhalten von Straßenverkehrsteilnehmer an durch Übersicht gesicherten Bahn-
übergängen ist unter den hier benötigten idealen Umgebungsbedingungen schwer be-
obachtbar, weil der Blickzeitpunkt je nach individuellem Fahrverhalten stark variiert und 
die Bahnstrecke aus größerer Entfernung auch ohne erkennbare Kopfbewegungen weit 
übersehbar ist. Anhaltspunkte können jedoch verschiedene Studien liefern, bei denen die 
Sicht eingeschränkt und dadurch ein Überblicken der Bahnstrecke nur durch bewusste 
Kopfbewegungen möglich war.  
So fand Rösiger 2006 heraus, dass an einem solchen Bahnübergang etwa ein Drittel aller 
motorisierten Straßenverkehrsteilnehmer nicht in die sichteingeschränkte Richtung 
schaute, obwohl dies für ein sicheres Überqueren objektiv notwendig gewesen wäre 
[125]. Ähnliche Erkenntnisse erzielten Schöne und Buder im Jahr 2011, wobei Fahrzeug-
führer hinsichtlich des sicheren Blickverhaltens eine Fehlhandlungsquote von 2 ⋅ 10-1 bis 
3 ⋅ 10-1 aufwiesen [120]. Allerdings beruhen die genannten Ergebnisse auf Beobachtun-
gen der Kopfbewegungen ohne Annäherung von Schienenfahrzeugen, sodass real von 
einer niedrigeren Fehlverhaltenswahrscheinlichkeit ausgegangen werden muss. 
Für die Fehlhandlungswahrscheinlichkeit von Fußgängern bei einer Sicherung durch 
Übersicht ohne zusätzliche akustische Signale nennt Stevens 2004 einen Wert von rund 
2 ⋅ 10-1 [126]. Hoefert beobachtete 2012 an Bahnübergängen von Fußwegen mit unter-
schiedlichen Sichtverhältnissen, rechnete Gruppeneffekte heraus (indem nur Personen 
mit einem zeitlichen Mindestabstand zum Vorgänger betrachtet wurden) und ermittelte 
hinsichtlich des jeweils örtlich erforderlichen Blickverhaltens Fehlverhaltensquoten von 
2 ⋅ 10-1 bis 7 ⋅ 10-1 [127]. Hier gelten aufgrund der methodischen Schwierigkeiten, insbe-
sondere der fehlenden Interaktionen mit Zügen, ebenfalls die oben genannten Einschrän-
kungen. 
In einer Untersuchung von Schöne wurde das Verhalten von Fußgängern und Radfahrern 
an Bahnübergängen mit Halbschranken beobachtet. Unter Herausrechnung von Missach-
tungen während des Schließvorgangs und von Gruppeneffekten ergab sich dabei eine 
Fehlverhaltensquote von etwa 5 ⋅ 10-2. Allerdings traten diese Missachtungen an Bahn-
übergängen mit sehr langen mittleren Vorsperrzeiten auf. [128] 
Trotz der vielfach postulierten Unwirksamkeit der Pfeifsignale belegen US-amerikanische 
Studien ihre Bedeutung für die Sicherheit an Bahnübergängen, wenn sie zusätzlich zur 
Übersicht eingesetzt werden. So wird von Raslear berichtet, dass sich die Unfallhäufigkeit 
in Florida nach dem Verbot von Pfeifsignalen verdreifachte [113]. Theoretisch wird dies 
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mit einer schnelleren Blickzuwendung in die Richtung begründet, aus der sich das Schie-
nenfahrzeug nähert: Statt des Scannens eines Bereichs von 180° reduziert sich der Such-
bereich auf etwa 10°, nachdem das Pfeifsignal wahrgenommen wurde. Eine Ursache 
hierfür kann allerdings im größeren Schallpegel der US-amerikanischen Schienenfahrzeu-
ge liegen. Daher lässt sich diese Erkenntnis nur übertragen, wenn die Wahrnehmung der 
Pfeifsignale sichergestellt ist. 
Für nichtmotorisierte Straßenverkehrsteilnehmer hat die Sicherung durch Pfeifsignale im 
Vergleich zu den motorisierten Straßenverkehrsteilnehmern größere Bedeutung. Nach 
Stevens erhöht das Fehlen von Pfeifsignalen ergänzend zur vorhandenen Übersicht das 
Risiko für nichtmotorisierte Verkehrsteilnehmer um den Faktor 10 [126], nach Sac-
comanno und Lai für motorisierte Verkehrsteilnehmer etwa um den Faktor 1,3 [48]. Aller-
dings werden die Signale nicht immer von den Triebfahrzeugführern abgegeben, wofür 
von Stevens und Heilmann übereinstimmend Werte von etwa 10-1 angegeben werden 
[15, 126]. Damit kann die Wirksamkeit nicht besser als dieser Wert sein. 
Bei einem Teil der Straßenverkehrsteilnehmer ist mit eingeschränkten Hörfähigkeiten 
(betrifft alle Verkehrsarten) bzw. Sehfähigkeiten (betrifft nur Fußgänger) zu rechnen, 
wodurch eine Sicherung mit nur akustischer bzw. nur optischer Wahrnehmung für die 
betreffenden Personen von vornherein unwirksam ist. Dieser Sachverhalt entzieht sich 
allerdings einer quantitativen Bewertung und ist im Sinne der Diskriminierungsfreiheit als 
qualitative Anforderung zu formulieren. 
Quelle 



















Müller [26] 10-1 10-2 10-3 10-4 - - - - 
Berg, Oppenlander [42] 
  : 10  : 2,5 




2 ⋅ 10-2 
…6 ⋅ 10-2 
- - - - - - 
Amann,Körner,Kröh [28] - - 10-3 - - - - - 
Raslear [113] 
  : 10 
- - - - - - 
Heilmann [15] 4 ⋅ 10-1 1 ⋅ 10-2 7 ⋅ 10-4 2 ⋅ 10-5 5 ⋅ 10-1 1 ⋅ 10-1 1 ⋅ 10-1 1 ⋅ 10-2 
Rösiger [125] 
2 ⋅ 10-1 
…3 ⋅ 10-1 
- - - - - - - 
Stevens [126] 2 ⋅ 10-1 - - - - - - - 
Hoefert [127] 
2 ⋅ 10-1 
…7 ⋅ 10-1 
- - - - - - - 
Schöne [128] - - - - - - 5 ⋅ 10-2 - 
Tabelle 4-3: Fehlhandlungswahrscheinlichkeiten nach Sicherungsarten (Überblick) 
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Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass sich in der Literatur insbesondere zu den 
motorisierten Straßenverkehrsteilnehmern ein relativ homogenes Bild zur Wirksamkeit 
der verschiedenen Sicherungsarten zeigt (Tabelle 4-3), obwohl mangels konkreter Anga-
ben von einer gewissen Streuung der Rahmenbedingungen ausgegangen werden muss. 
Im Wesentlichen bestätigen die Quellen die Größenordnungen der von Müller [26] ange-
nommenen Fehlhandlungswahrscheinlichkeiten. Allerdings treffen diese Werte nicht für 
Fußgänger und Radfahrer zu; hier ist wegen der geringeren Akzeptanz der Sicherungsein-
richtungen von einer höheren Grundgefährdung auszugehen. Außerdem fehlt dabei die 
benötigte Unterscheidung in absichtliches und unbeabsichtigtes Fehlverhalten. 
Die meisten der bisher betrachteten Werte sind bereits durch in der Praxis auftretende 
nicht-ideale Umgebungsbedingungen beeinflusst. Für die Grundgefährdung unter idealen 
Bedingungen muss daher mit niedrigeren Werten gerechnet werden. Bereits auf dieser 
Ebene muss auch zwischen absichtlichem und unbeabsichtigtem Fehlverhalten unter-
schieden werden, da unterschiedliche Einflussfaktoren wirken. So spielen beispielsweise 
Ablenkungsfaktoren von den Sicherungseinrichtungen nur bei unbeabsichtigtem Fehlver-
halten eine Rolle, während sie sich auf absichtliches Fehlverhalten – bei dem die Siche-
rungseinrichtungen zwar wahrgenommen, jedoch ignoriert werden – nicht auswirken. 
Um die Werte in der benötigten Differenzierung zu ermitteln, sollen nachfolgend zwei 
Größen herangezogen werden: einerseits die Anteile absichtlichen und unbeabsichtigten 
Fehlverhaltens, andererseits die menschlichen Fehlerwahrscheinlichkeiten unter günsti-
gen Umweltbedingungen, die für unbeabsichtigte Fehlhandlungen gelten. 
Der Anteil absichtlichen Fehlverhaltens ist bei passiven Bahnübergängen schwierig einzu-
schätzen. Empirisch ermittelte Werte wurden meist durch Verhaltensbeobachtungen 
(Geschwindigkeiten, Blickverhalten) ohne Anwesenheit vom Schienenfahrzeugen ge-
wonnen und sind daher nur bedingt aussagekräftig, da die Sperrwirkung im Gegensatz zu 
passiven Bahnübergängen erst durch das sich nähernde Schienenfahrzeug selbst ein-
setzt. Solche Interaktionen sind aufgrund der geringen Verkehrsstärken an passiven 
Bahnübergängen selten. Daher sind keine gesicherten Aussagen darüber möglich, in wie 
vielen Fällen bei der Annäherung eines Schienenfahrzeugs die Straßenverkehrsteilnehmer 
dennoch den Bahnübergang überqueren und in wie vielen Fällen dies unbeabsichtigt er-
folgt. Es wird vereinfacht angenommen, dass absichtliches und unbeabsichtigtes Fehl-
verhalten gleichermaßen auftritt.  
Bei Lichtsignalen sowie Halbschranken ist ein höherer Anteil absichtlichen Fehlverhaltens 
zu erwarten, da die Straßenverkehrsteilnehmer wissen, dass zwischen technischer Sper-
rung (Rotlicht) und Ankunft der Schienenfahrzeuge eine gewisse Zeitspanne vergeht. 
Nach einer Analyse von Basler und Partner lassen sich rund 25 % der Zusammenpralle 
mit Kraftfahrzeugen auf unbeabsichtigtes Fehlverhalten (Übersehen der Lichtsignale bzw. 
Schrankendurchbrüche) und rund 75 % auf absichtliches Fehlverhalten (Missachten der 
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Lichtsignale bzw. Umfahren von Halbschranken) zurückführen [16]. Berücksichtigt man 
die Möglichkeit der Abwendung eines Zusammenpralls durch zusätzliches Blickverhalten, 
das bei absichtlichem Fehlverhalten meist zu beobachten ist (vgl. Abschnitt 4.2.3), so ist 
eine erheblich größere Dunkelziffer absichtlichen Fehlverhaltens zu erwarten. Für die wei-
tere Untersuchung soll deshalb für motorisierte Verkehrsarten ein Anteil von 90 % ab-
sichtlichen und 10 % unbeabsichtigten Fehlverhaltens angenommen werden.  
Für nichtmotorisierte Straßenverkehrsteilnehmer ist bei Halbschranken ausschließlich 
absichtliches Fehlverhalten anzunehmen (Umlaufen), da unbeabsichtigtes Fehlverhalten 
durch das Anstoßen an die Schranken wirksam verhindert wird.  
Bei Vollabschluss kann davon ausgegangen werden, dass kein absichtliches Fehlverhal-
ten von Kraftfahrzeugführern auftritt, da andernfalls eine Beschädigung der Fahrzeuge 
durch die Schranken zu erwarten wäre; demzufolge tritt nur unbeabsichtigtes Fehlverhal-
ten auf. Für nichtmotorisierte Verkehrsarten gilt hingegen wie bei Halbschranken die An-
nahme, das nur absichtliches Fehlverhalten möglich ist (Unterkriechen, Überklettern). 
Die für die weitere Untersuchung hergeleiteten Anteile der Fehlverhaltensarten sind zu-
sammenfassend in Tabelle 4-4 dargestellt. 
Verkehrsart motorisiert nichtmotorisiert 
Fehlverhaltensart absichtlich unbeabsichtigt absichtlich unbeabsichtigt 
Anteil bei passiver Sicherung 50 % 50 % 50 % 50 % 
Anteil bei Lichtsignalen 90 % 10 % 90 % 10 % 
Anteil bei Halbschranken 90 % 10 % 100 % 0 % 
Anteil bei Vollabschluss 0 % 100 % 100 % 0 % 
Tabelle 4-4: Angenommene Anteile der Fehlverhaltensarten im Entscheidungsbereich 
Setzt man ideale Verhältnisse voraus, so lassen sich unter Zuordnung der Sicherungsar-
ten zu den Verhaltensebenen (Abschnitt 2.2.3) folgende Analogieschlüsse für unbeabsich-
tigte Fehlhandlungen anwenden: 
 Bei passiven Bahnübergängen ist regelbasiertes Verhalten anzunehmen, da auf die 
Bahnübergangssituation mit einer bewussten Handlung (Suche nach Schienenfahrzeu-
gen) und mit einer Entscheidung entsprechend der Verkehrsregeln reagiert werden 
muss. Allerdings müssen im Vergleich zum sonstigen Straßenverkehr wesentlich grö-
ßere Bereiche überblickt werden, außerdem stellen Begegnungen mit Schienenfahr-
zeugen äußerst seltene Verkehrssituationen dar (vgl. von Benda [129]), weshalb von 
geringen Erfahrungen mit der Situation auszugehen ist. Daher wird eine Fehlerwahr-
scheinlichkeit von 5 · 10-2 angenommen, die regelbasiertem Verhalten bei ungünstigen 
Umweltbedingungen entspricht. 
 Bei Sicherung durch Lichtsignale ist fertigkeitsbasiertes Verhalten der motorisierten 
Straßenverkehrsteilnehmer anzunehmen, da sie auf ein im Straßenverkehr vielfach 
vorhandenes Signalbild durch erlernte sensomotorische Reaktion antworten müssen 
(vgl. [130, 131]). Es wird deshalb eine Fehlerwahrscheinlichkeit von 10-3 angenommen. 
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Aufgrund der geringen Akzeptanz durch nichtmotorisierte Straßenverkehrsteilnehmer 
(Orientierung eher an der subjektiven Einschätzung der Gefahr als an Lichtsignalen) ist 
auch ein Einfluss auf das unbeabsichtigte Fehlverhalten zu erwarten. Durch die Be-
obachtung der Bahnstrecke anstatt der Lichtsignale liegt eine erhebliche Ablenkung 
vor, deren Wirkung mit ungünstigen Umweltbedingungen vergleichbar ist. Damit be-
trägt die Fehlerwahrscheinlichkeit für nichtmotorisierte Verkehrsarten 5 · 10-3. 
 Bei Sicherung durch Halbschranken ist zwar ebenfalls fertigkeitsbasiertes Verhalten 
anzunehmen, da diese nur gemeinsam mit Lichtsignalen eingesetzt werden. Allerdings 
führen die Halbschranken als physische Hindernisse zu einer wesentlich stärkeren 
Sperrwirkung. Als Fehlerwahrscheinlichkeit wird hier für motorisierte Straßenverkehrs-
teilnehmer ein Wert von 10-4 angesetzt. Gegenüber unbeabsichtigtem Fehlverhalten 
nichtmotorisierter Straßenverkehrsteilnehmer stellen die Halbschranken eine so wirk-
same Sicherung dar, dass praktisch keine Gefährdung mehr auftreten kann, da diese 
Verkehrsteilnehmer lediglich gegen die geschlossene Halbschranke stoßen würden.  
 Bei Sicherung durch Vollabschluss könnte für unbeabsichtigtes Fehlverhalten motori-
sierter Straßenverkehrsteilnehmer der Wert von Halbschranken übernommen werden, 
da ein Durchbrechen der Schranken in beiden Fällen möglich ist. Allerdings ist die opti-
sche Sperrwirkung des Vollabschlusses wesentlich größer, sodass sie um eine weite-
re Zehnerpotenz abgestuft wird (10-5). Für nichtmotorisierte Straßenverkehrsteilneh-
mer besteht hinsichtlich der unbeabsichtigten Fehlhandlungen kein Unterschied zu 
Halbschranken, sodass diese Gefährdung auch hier nicht angenommen werden muss. 
Verknüpft man die Aufteilung zwischen absichtlichem und unbeabsichtigtem Fehlverhal-
ten mit den menschlichen Fehlerwahrscheinlichkeiten für unbeabsichtigte Fehlhandlun-
gen, so lassen sich indirekt die Werte für absichtliche Fehlhandlungen bestimmen. Bei 
nichtmotorisierten Verkehrsarten in Verbindung mit Halbschranken oder Vollabschluss ist 
diese Ableitung nicht möglich, da kein Basiswert für unbeabsichtigtes Fehlverhalten exis-
tiert. Hierfür wird eine Abstufung gewählt, die auch zwischen passiver Sicherung und 
Lichtsignalen vorliegt (etwa ein halbe Zehnerpotenz). Die Ergebnisse sind in Tabelle 4-5 
dargestellt. 








passive Sicherung 5 · 10-2 5 · 10-2 10-1 5 · 10-2 5 · 10-2 10-1 
Lichtsignale 9 · 10-3 10-3 10-2 5 · 10-2 5 · 10-3 6 · 10-2 
Halbschranken 9 · 10-4 10-4 10-3 10-2 0 10-2 
Vollabschluss 0 10-5 10-5 5 · 10-3 0 5 · 10-3 
Tabelle 4-5: Angenommene Fehlerwahrscheinlichkeiten im Entscheidungsbereich 
Vergleicht man die Summen aus der Tabelle mit den beobachteten Fehlhandlungshäufig-
keiten aus der Literatur, ergibt sich eine relativ gute Übereinstimmung der Größenord-
nungen. Für motorisierte Straßenverkehrsteilnehmer entsprechen sie weitgehend den 
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bereits 1965 von Müller [26] geschätzten Werten. Die Abweichungen gegenüber anderen 
Quellen erklären sich durch die in der Praxis auftretenden und damit bei den betreffenden 
Untersuchungen vorliegenden nicht-idealen Umgebungsbedingungen, die im Mittel zu 
höheren Fehlerwahrscheinlichkeiten als im hier zugrunde gelegten Idealfall führen. 
Neben der Sicherungsart können weitere Faktoren die Gefährdungswahrscheinlichkeit 
beeinflussen. In der Literatur (vgl. auch Abschnitte 2.1.1 bis 2.1.4) werden verschiedene 
Einflüsse genannt, die im weiteren Verlauf näher analysiert und quantifiziert werden sol-
len. Dabei werden die auf das absichtliche Fehlverhalten wirkenden Faktoren in Abschnitt 
4.2.2.2 betrachtet, während sich Abschnitt 4.2.2.3 dem unbeabsichtigten Fehlverhalten 
widmet. 
4.2.2.2 Absichtliches Fehlverhalten 
Die Grundgefährdung für absichtliches Fehlverhalten bei den einzelnen Sicherungsarten 
ist Tabelle 4-5 zu entnehmen. Die nachfolgend ermittelten Gefährdungsfaktoren sind mit 
dieser Grundgefährdung zu multiplizieren.  
Vorsperrzeit 
Häufig wird vermutet, dass die Wahrscheinlichkeit absichtlichen Fehlverhaltens an akti-
ven Bahnübergängen mit der Zeitdauer der Sperrung ansteigt, weil die Ungeduld der 
Straßenverkehrsteilnehmer größer wird [40, 116, 117, 132]. Dieser Faktor ist nur für akti-
ve Bahnübergänge relevant, da bei passiven Bahnübergängen insbesondere die Vorsperr-
zeit sehr kurz ist und praktisch nur die Zeit umfasst, in der das Schienenfahrzeug bereits 
direkt wahrnehmbar ist, also in der Regel nur wenige Sekunden vor der Durchfahrt. 
Bereits 1966 empfahl Beyer vor dem Hintergrund absichtlichen Fehlverhaltens, an deut-
schen Bahnübergängen mit Lichtsignalen eine Sperrzeit von 90 s und bei Bahnübergän-
gen mit Halbschranken eine Sperrzeit von 120 s nicht zu überschreiten. Die Werte orien-
tieren sich an den maximal zulässigen Umlaufzeiten lichtsignalgeregelter Straßenknoten, 
die die Straßenverkehrsteilnehmer gewohnt sind. [133] 
An automatischen Bahnübergängen mit Lichtsignalen oder Halbschranken in Großbritan-
nien müssen nach dem heutigen Regelwerk 50 % der Züge innerhalb von 50 s und 95 % 
der Züge innerhalb von 75 s nach der Einschaltung am Bahnübergang eintreffen [117].  
In Deutschland sind für Bahnübergänge der bundeseigenen Eisenbahnen als größte 
planmäßige Vorsperrzeiten bei Lichtsignalen 90 s und bei Halbschranken 240 s zugelas-
sen; für nichtbundeseigene Eisenbahnen gelten geringere Werte [10, 13].  
Die vorgenannten Regelungen lassen sich als vorbeugende Maßnahmen gegen absichtli-
ches Fehlverhalten bei längeren Sperrzeiten verstehen. Zum quantitativen Einfluss der 
Vorsperrzeiten auf das Risiko liegen allerdings nur wenige gesicherte Erkenntnisse vor. 
Risikoanalyse  Kapitel 4 
Seite 82 
In einer US-amerikanischen Studie zur Auswirkung sogenannter Warnzeitangleicher, mit 
denen unabhängig von den Geschwindigkeiten der Schienenfahrzeuge stets gleiche Vor-
sperrzeiten erreicht werden sollen, stellte Bowman ein signifikant geringeres Fehlverhal-
ten an Bahnübergängen fest, die mit solchen Einrichtungen ausgerüstet waren und somit 
auch kürzere Vorsperrzeiten aufwiesen. Insbesondere bei Vorsperrzeiten von mehr als 
50 s wurde ein überproportionaler Anstieg von Fahrten bei Rot festgestellt. [134] 
Richards, Heathington und Fambro beobachteten in einer weiteren US-amerikanischen 
Studie zu Warnzeitangleichern das Verhalten an einem durch Blinklichter gesicherten 
Bahnübergang. Dabei ermittelten sie einen signifikanten Rückgang der auf eine Zugfahrt 
bezogenen Anzahl Querungen bei Rot auf rund ein Drittel des ursprünglichen Wertes, 
nachdem die mittlere Vorsperrzeit durch technische Einrichtungen von rund 75 s auf rund 
42 s reduziert worden war. [135]  
Erkenntnisse zu unterschiedlichen Reaktionen auf Vorsperrzeiten an US-amerikanischen 
Bahnübergängen mit Blinklichtern und an solchen mit Halbschranken erzielten Richards 
und Heathington durch Beobachtungen und Laborstudien. Dabei ergab sich bei Blinklich-
tern erwartungsgemäß eine deutlich geringere Ungeduldsschwelle als bei Halbschranken. 
Auf der Basis dieser Untersuchungen wurde eine maximale Vorsperrzeit von 40 s für 
Blinklichter und von 60 s für Halbschranken empfohlen. [136]  
Bei der Übertragung der US-amerikanischen Erkenntnisse auf deutsche Verhältnisse ist 
zu beachten, dass Blinklichter nach der Gesetzgebung vieler US-Bundesstaaten keine 
absolute Sperrung darstellen, sondern – analog zu einem Stoppschild – nur ein kurzzeiti-
ges Anhalten erfordern. Wenn den Straßenverkehrsteilnehmern danach eine gefahrlose 
Querung möglich erscheint, darf diese trotz des roten Blinklichts erfolgen. Es ist zu ver-
muten, dass sich diese Verhaltensregeln auf das absichtliche Fehlverhalten auswirken. 
Daher können die genannten Werte allenfalls zur Ableitung von Tendenzen herangezogen 
werden.  
Nach einer Untersuchung von Vijendran, Beard und Stevens, die das Fehlverhalten moto-
risierter Straßenverkehrsteilnehmer an britischen Bahnübergängen beobachteten, vertei-
len sich die Missachtungen nach einem starken Anstieg in den ersten Sekunden nach 
Beginn der Sperrung annähernd gleichmäßig über die Vorsperrzeit [109]. Dies gilt sowohl 
für Lichtsignale als auch für Halbschranken, wobei der Einfluss der Schrankenschließung 
deutlich erkennbar ist (Abbildung 4-10).  
Allerdings traten in dieser Untersuchung nur Vorsperrzeiten bis etwa 50 s auf, sodass 
hieraus keine Erkenntnisse für größere Vorsperrzeiten ableitbar sind. Die Untersuchung 
zeigt jedoch, dass jedenfalls innerhalb dieses Zeitraums kein überproportionaler Anstieg 
des Fehlverhaltens motorisierter Verkehrsarten zu erwarten ist.  
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Abbildung 4-10: Summenfunktion des Fehlverhaltens über die Sperrzeit [109] 
Um Anhaltswerte zum Einfluss längerer Vorsperrzeiten zu erhalten, wurde im Rahmen 
der vorliegenden Untersuchung im Juni und Juli 2012 eine internetbasierte Befragung 
von 874 deutschen Straßenverkehrsteilnehmern über die Plattform „SoSci Panel“ [137] 
durchgeführt. Dabei wurden die Befragten – neben weiteren, hier nicht relevanten Frage-
stellungen – mit zwei unterschiedlichen Bahnübergangssituationen konfrontiert und soll-
ten angeben, nach welcher Vorsperrzeit (im Fragebogen als Wartezeit bezeichnet) sie den 
Bahnübergang als Kraftfahrer trotz Sperrung überqueren würden, wenn offensichtlich 
kein Zug kommt. Die Ergebnisse zeigt Abbildung 4-11, die Erscheinungsbilder der ver-
wendeten Fragebögen sind im Anhang wiedergegeben. 
Bei einer Wartezeit von 1 min sind sehr geringe Missachtungsquoten zu erwarten, die mit 
den Annahmen aus Tabelle 4-5 vereinbar sind (hier rund 10-2 bei Lichtsignalen, 0 bei Halb-
schranken). Darüber hinaus steigt die Missachtung etwa linear an, wobei der Anstieg bei 
Lichtsignalen stärker ausfällt. Ab einer Wartezeit von 15 min stellt sich bei beiden Siche-
rungsarten eine Sättigung ein, die bei Lichtsignalen knapp unter 0,7 und bei Halbschran-
ken knapp über 0,4 liegt. Dies deutet darauf hin, dass ein Teil der Straßenverkehrsteil-
nehmer trotz längeren Wartezeiten keinen gesperrten Bahnübergang queren würde. 
Um Verwechslungen bei einem Vergleich mit Abbildung 4-10 zu vermeiden, sei darauf 
hingewiesen, dass dort die Anteile an der Gesamtzahl der Missachtungen dargestellt 
sind: 100 % beinhalten somit sämtliche Missachtungen bei der jeweiligen Sicherungsart 
ohne Rücksicht auf deren absolute Größe. Abbildung 4-11 zeigt hingegen die absoluten 
Missachtungsquoten der jeweiligen Sicherungsart: ein Wert von 1 bedeutet hierbei dem-
nach eine Missachtung durch alle betroffenen Straßenverkehrsteilnehmer.  
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Abbildung 4-11: Befragungsergebnis zu zeitabhängigen Missachtungen (N = 874) 
Zwar lassen die erzielten Befragungsergebnisse zu einer theoretischen Situation nur be-
dingt Rückschlüsse auf das Verhalten in einer praktischen Situation zu, sie sollen jedoch 
mangels realer Beobachtungsdaten nach einer Plausibilitätsprüfung dennoch für die Mo-
dellierung im Rahmen der vorliegenden Untersuchung verwendet werden. 
In der Praxis liegen die auftretenden Werte für die Vorsperrzeit sowohl aufgrund der ein-
gangs genannten Regelwerke als auch wegen der Zumutbarkeit für den Straßenverkehr 
stets unterhalb von 10 min, wenn man von hier nicht relevanten Störungsfällen absieht. 
In diesem Wertebereich kann der oben dargestellte, annähernd lineare Zusammenhang 
zwischen Vorsperrzeit und Missachtungsquote zur mathematischen Modellierung heran-
gezogen werden. Für die motorisierten Straßenverkehrsteilnehmer soll dabei von folgen-
den Voraussetzungen und Annahmen ausgegangen werden: 
 Bei Lichtsignalen tritt unterhalb von 60 s Vorsperrzeit, bei Halbschranken unterhalb von 
120 s Vorsperrzeit keine Erhöhung der Grundgefährdung nach Tabelle 4-5 auf.  
 Bei Vollabschluss wird entsprechend Tabelle 4-5 keine Gefährdung durch absichtliches 
Fehlverhalten angenommen. Deshalb wird für diesen Fall keine Formel benötigt. 
 Größere Vorsperrzeiten als 600 s werden nicht angenommen. 
Damit ergeben sich unter Verwendung der linearen Bereiche aus Abbildung 4-11 für die 
Gefährdung durch absichtliches Fehlverhalten die folgenden Zusammenhänge, sofern 
keine anderen Einflussfaktoren als die Vorsperrzeit wirken: 
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Die bisher hergeleiteten Formeln beziehen sich nur auf motorisierte Verkehrsarten. Für 
die nichtmotorisierten Verkehrsarten sind in Anlehnung daran geeignete Annahmen zu 
treffen. Bei diesen ist mit einer deutlich geringeren Ungeduldsschwelle zu rechnen als bei 
motorisierten Straßenverkehrsteilnehmern. So berichten Beard und Melo aus Portugal 
von einem deutlichen Anstieg absichtlicher Fehlhandlungen bei Lichtsignalen, wenn Vor-
sperrzeiten länger als 30 s dauern [40]. Dieser Wert soll nachfolgend als Untergrenze für 
den Einfluss auf die Gefährdung durch absichtliches Fehlverhalten bei Lichtsignalen her-
angezogen werden.  
Zur Wirkung von Vorsperrzeiten auf das absichtliche Fehlverhalten nichtmotorisierter 
Straßenverkehrsteilnehmer bei den übrigen Sicherungsarten existieren in der Literatur 
keine konkreten Werte. Ebenso fehlen für alle Sicherungsarten Angaben zum Verhalten 
nach längerer Wartezeit, die zur Ableitung der entsprechenden Formeln verwendet wer-
den könnten. Demzufolge müssen hierfür geeignete Annahmen getroffen werden. 
Analog zu den motorisierten Verkehrsarten soll für Halbschranken gegenüber Lichtsigna-
len von einer Verdopplung der Untergrenze ausgegangen werden, sodass sich ein Wert 
von 60 s ergibt. Im Gegensatz zum motorisierten Straßenverkehr sind bei den nichtmoto-
risierten Verkehrsarten auch bei Vollabschluss absichtliche Fehlhandlungen zu erwarten. 
Aufgrund der stärkeren Sperrwirkung des Vollabschlusses, insbesondere der fehlenden 
Möglichkeit des Umlaufens (vgl. Abschnitt 4.2.2.1), ist hier von einer weiteren Abstufung 
der Ungeduldsschwelle auszugehen. Hierfür sollen 120 s angenommen werden, in denen 
kein Anstieg der Grundgefährdung durch absichtliches Fehlverhalten erwartet wird. 
Die Anstiege der Missachtungsquoten bei nichtmotorisierten Verkehrsarten sollen sich an 
den oben abgeleiteten Anstiegen bei den motorisierten Verkehrsarten orientieren: Bei 
gleicher Ungeduldsschwelle wird auch der gleiche Anstieg angenommen. Damit gilt für 
Halbschranken bei nichtmotorisierten Verkehrsarten der gleiche Anstieg wie für Lichtsig-
nale bei motorisierten Verkehrsarten (Untergrenze jeweils 60 s), ebenso für Vollabschluss 
bei nichtmotorisierten Verkehrsarten der gleichen Anstieg wie für Halbschranken bei mo-
torisierten Verkehrsarten (Untergrenze jeweils 120 s). Für Lichtsignale bei nichtmotorisier-
ten Verkehrsarten soll ausgehend von der kleineren Ungeduldsschwelle auch ein größe-
rer Anstieg gelten: Da sich die Missachtungsquote an der Obergrenze der Vorsperrzeit 
von 600 s mit einer Halbierung der Ungeduldsschwelle nach den bisherigen Erkenntnis-
sen etwa verdoppelt, wird für Lichtsignale bei nichtmotorisierten Verkehrsarten (30 s Un-
geduldsschwelle) eine gegenüber Halbschranken bei nichtmotorisierten Verkehrsarten 
(60 s Ungeduldsschwelle) doppelte Missachtungsquote an der Obergrenze angenommen 
und daraus der lineare Verlauf modelliert.  
Die getroffenen Annahmen für nichtmotorisierte Verkehrsarten bei unterschiedlichen Si-
cherungsarten sind in Abbildung 4-12 im Kontext der Befragungsergebnisse für die moto-
risierten Verkehrsarten dargestellt. 
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Abbildung 4-12: Abhängigkeit des absichtlichen Fehlverhaltens von der Vorsperrzeit 
Nach diesen Annahmen steigt die Missachtungsquote der Fußgänger und Radfahrer an 
Bahnübergängen mit Lichtsignalen nach einer Wartezeit von 5 min auf rund 50 %. Für 
Halbschranken ist nach 5 min mit einer Missachtungsquote von rund 20 % und für Voll-
abschluss von rund 10 % zu rechnen. Diese Werte zum absichtlichen Fehlverhalten 
nichtmotorisierter Straßenverkehrsteilnehmer sind mit der Lebenswirklichkeit vereinbar 
und können als realistisch eingeordnet werden. Wie eingangs erwähnt, liegen die real 
auftretenden Wartezeiten jedoch in den meisten Fällen niedriger. 
Aus Abbildung 4-12 ergeben sich für die nichtmotorisierten Verkehrsarten folgende ma-
thematische Zusammenhänge für die Gefährdung durch absichtliches Fehlverhalten:  
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Aufgrund der gewählten Methodik soll im Rahmen der Risikoanalyse hier nicht die Ge-
fährdung in Abhängigkeit von der Vorsperrzeit bestimmt werden, sondern nur der auf die 
Grundgefährdung wirkende Einflussfaktor. Dadurch können später weitere Gefährdungs-
faktoren implementiert werden. Die hier benötigten Faktoren lassen sich leicht ermitteln, 
indem Formel 4-30 bis Formel 4-34 durch die jeweilige Grundgefährdung geteilt werden. 
Die Ergebnisse sind in Tabelle 4-6 dargestellt. 
Kapitel 4  Risikoanalyse 
  Seite 87 
Verkehrsart 
motorisiert nichtmotorisiert 
Bedingung Faktor Bedingung Faktor 
Lichtsignale 
tVorsp ≤ 60 s 1 tVorsp ≤ 30 s 1 
60 s < tVorsp ≤ 600 s 0,09 * tVorsp – 4,3 30 s < tVorsp ≤ 600 s 0,03 * tVorsp + 0,1 
Halbschranken 
tVorsp ≤ 120 s  1 tVorsp ≤ 60 s 1 
120 s < tVorsp ≤ 600 s 0,56 * tVorsp – 65,6 60 s < tVorsp ≤ 600 s 0,08 * tVorsp – 3,8 
Vollabschluss - 1 
tVorsp ≤ 120 s 1 
120 s < tVorsp ≤ 600 s 0,10 * tVorsp – 11,0 
Tabelle 4-6: Faktoren zum absichtlichen Fehlverhalten abhängig von der Vorsperrzeit 
Durch die Berücksichtigung des Einflusses der Vorsperrzeit auf das Risiko wird bei den 
motorisierten Straßenverkehrsteilnehmern auch ein wirksames Korrektiv zur Wirkung der 
Vorsperrzeit auf das Risiko eingeführt. Andernfalls würde das Risiko mit steigender Vor-
sperrzeit stets sinken, da diese auch die Aussetzung beeinflusst (vgl. Abschnitt 4.2.1), 
was jedoch nur in gewissen Grenzen der Realität entspricht. 
Soziale Kontrolle 
Absichtliches Fehlverhalten kann davon beeinflusst werden, ob andere Personen anwe-
send sind, die es beobachten und missbilligen. Dieses Phänomen wird als soziale Kontrol-
le bezeichnet [138]. Tendenziell kann eine soziale Kontrolle vorliegen, wenn sich bei grö-
ßerem Verkehrsaufkommen mehrere Straßenverkehrsteilnehmer gleichzeitig am Bahn-
übergang befinden oder wenn Einrichtungen wie Bushaltestellen oder Ladengeschäfte 
unmittelbar am Bahnübergang liegen. 
Für motorisierte Straßenverkehrsteilnehmer stellte Heilmann fest, dass die Lage inner-
halb oder außerhalb geschlossener Ortschaften keine messbare Auswirkung auf das Ver-
halten hat [15]. Innerhalb geschlossener Ortschaften besteht eine größere Wahrschein-
lichkeit der sozialen Kontrolle. Die Erkenntnis deutet darauf hin, dass die soziale Kontrolle 
für motorisierte Straßenverkehrsteilnehmer keine oder nur eine geringe Rolle spielt. Dies 
deckt sich auch mit den Thesen von Grewe, wonach soziale Kontrolle im motorisierten 
Straßenverkehr kaum eine Rolle spielt [139]. Mangels gegenteiliger Erkenntnisse soll da-
her ein Einfluss der sozialen Kontrolle auf motorisierte Straßenverkehrsteilnehmer nicht 
angenommen werden. 
Für das Verhalten nichtmotorisierter Straßenverkehrsteilnehmern liegen keine Erkennt-
nisse zum Einfluss der sozialen Kontrolle vor. Daher soll ein möglicher Einfluss im Rah-
men der vorliegenden Untersuchung zunächst ebenfalls nicht berücksichtigt werden; dies 
bleibt weiteren Forschungen vorbehalten. 
Nähe zu Bahnhöfen und Haltepunkten  
Eine Lage in der Nähe von Bahnhöfen und Haltepunkten kann sich auf verschiedene Wei-
se auf absichtliches Fehlverhalten auswirken: einerseits durch einen Anteil nichtmotori-
sierter Straßenverkehrsteilnehmer, die den Bahnübergang auf dem Weg zum Bahnsteig 
überqueren müssen und wegen befürchteter negativer Konsequenzen (Verpassen des 
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Zuges) zum Ignorieren der Sicherungseinrichtungen neigen, und andererseits durch die 
größere Vorsperrzeit, die in solchen infrastrukturellen Situationen oft auftritt (Haltezeit der 
Züge, Abhängigkeit zu Stellwerken). 
Auch zu diesem potenziellen Gefährdungsfaktor existieren in der Literatur keine gesicher-
ten Erkenntnisse, sondern lediglich Tendenzen, die für nichtmotorisierte Verkehrsarten 
einen steigernden Einfluss auf das absichtliche Fehlverhalten nahelegen [132, 140].  
In der Studie von Heilmann führte die Nähe zu Bahnhöfen und Haltepunkten bei Halb-
schranken und Vollabschluss zwar zu einer drei- bis achtfach größeren Fehlhandlungs-
wahrscheinlichkeit nichtmotorisierter Straßenverkehrsteilnehmer gegenüber Bahnüber-
gängen auf freier Strecke, bei Lichtsignalen verringerte sie sich jedoch unter diesen Um-
ständen auf ein Viertel [15]. Offenbar wirkten dabei weitere Einflussfaktoren, die ohne 
Kenntnis der genauen Rahmenbedingungen nicht beurteilt werden können.  
Die Erkenntnisse reichen für eine sinnvolle Modellierung des Einflusses nicht aus, daher 
gelten dieselben Ausführungen wie zur sozialen Kontrolle. Durch die in der Nähe von 
Bahnhöfen und Haltepunkten meist vorliegende längere Vorsperrzeit, die oben behandelt 
wurde, erfolgt zumindest eine indirekte Berücksichtigung in der Risikoanalyse. 
Zusammenfassung 
Als Gefährdungsfaktor, dessen Einfluss auf das absichtliche Fehlverhalten als gesichert 
angesehen werden kann, ließ sich im Rahmen der vorliegenden Untersuchung nur die 
Vorsperrzeit identifizieren. Deren Wirkung ist in Tabelle 4-6 quantifiziert. 
4.2.2.3 Unbeabsichtigtes Fehlverhalten 
Die Grundgefährdung für unbeabsichtigtes Fehlverhalten bei den einzelnen Sicherungsar-
ten ergibt sich aus Tabelle 4-5. Im folgenden Abschnitt werden weitere Faktoren analy-
siert, die sich auf die Wahrscheinlichkeit unbeabsichtigten Fehlverhaltens auswirken. Wie 
beim absichtlichen Fehlverhalten ist auch hier eine Multiplikation mit der Grundgefähr-
dung vorzunehmen. 
Straßenführung 
Als Voraussetzung für ein regelkonformes Verhalten der Straßenverkehrsteilnehmer 
müssen die Sicherungseinrichtungen bzw. die Schienenfahrzeuge rechtzeitig wahrnehm-
bar sein. Hierauf hat die Linienführung der Straße, entlang derer sich die Straßenver-
kehrsteilnehmer bewegen, einen Einfluss. Während für Fußgänger und Radfahrer der 
Bereich unmittelbar am Bahnübergang entscheidend ist, muss für Kraftfahrer ein deutlich 
größerer Annäherungsbereich betrachtet werden. Shinar und Raz ermittelten in ihren Un-
tersuchungen zum Fahrverhalten an israelischen Bahnübergängen einen Einflussbereich 
von bis zu 200 m [141]. Dieser Wert wurde auch an australischen Bahnübergängen von 
Tey, Ferreira und Wallace bestätigt [142]. Allerdings befanden sich die betreffenden 
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Bahnübergänge außerorts, wo in der Regel schneller gefahren wird als innerorts. Daher 
ist zu vermuten, dass innerorts geringere Einflussbereiche vorliegen. 
Rechnet man den außerorts ermittelten Einflussbereich in einen Zeitwert um, ergeben 
sich bei einer mittleren Geschwindigkeit von etwa 90 km/h rund 8 s. Dies entspricht etwa 
dem Bereich der Orientierungssichtweite aus dem Straßenentwurf, innerhalb derer sich 
der Fahrer auf die unmittelbar bevorstehende Verkehrssituation einstellen soll (siehe hier-
zu u. a. [143, 144]). Unter der Annahme, dass dieser Zeitwert unabhängig von der Ge-
schwindigkeit gilt, lässt sich für die innerorts gefahrenen Geschwindigkeiten von 30 km/h 
bis 50 km/h ein Einflussbereich von 70 m bis 110 m vor dem Bahnübergang ableiten. 
In einer Studie der Bundesanstalt für Straßenwesen zur Wirksamkeit von Blinklichtern 
und Lichtzeichen an Bahnübergängen [14] wurde bei einem außerorts rund 100 m hinter 
einer Kurve gelegene Übergang gegenüber zwei Übergängen in geradem Straßenverlauf 
mit praktisch unbegrenzter Sichtweite und ähnlichen Geschwindigkeiten eine etwa zwei- 
bis dreifache Missachtungshäufigkeit durch Kraftfahrern festgestellt. Dies traf auf die Si-
cherung sowohl durch Blinklichter als auch durch Lichtzeichen zu, ebenso auf Einschalt-
zeitpunkte sowohl vor der objektiven Sichtbarkeit des Bahnübergangs (sodass die bereits 
abgelaufene Zeitdauer für die Straßenverkehrsteilnehmer nicht erkennbar war) als auch 
danach. Die Studie erwähnte diese Erkenntnis zwar, ging jedoch nicht näher auf den 
Sachverhalt und mögliche Gründe ein. Mangels anderer wesentlicher Unterschiede zwi-
schen den Bahnübergängen ist anzunehmen, dass die Kurve hierbei als entscheidender 
Einflussfaktor wirkte.  
Eine Untersuchung der US-amerikanischen Verkehrssicherheitsbehörde analysierte 60 
Zusammenpralle an passiven Bahnübergängen, wobei die betroffenen Straßenverkehrs-
teilnehmer in 25 Fällen vor oder während des Unfalls eine Kurve durchfuhren. Zwar lag 
keine Vergleichsstichprobe vor, jedoch wurden die Kurven als unfallbegünstigende Fakto-
ren gewertet, da sie von der Beachtung der Bahnübergänge ablenken können. [124] 
Unabhängig von bahnübergangsspezifischen Fragestellungen wurde der Einfluss von 
Kurven auf die Straßenverkehrssicherheit vielfach untersucht, wobei sich eine überpro-
portionale Unfallhäufigkeit im Bereich von Kurven ergab (vgl. [145, 146, 147, 144, 148]). 
Diese wird unter anderem mit eingeschränkten Sichtmöglichkeiten, verändertem Blick-
verhalten und höherer Beanspruchung durch die Spurhaltung erklärt, weshalb die Fahr-
aufgabe selbst sowie andere Aufgaben durch den Kraftfahrer nicht mehr mit der erforder-
lichen Qualität ausführbar sind. Dieser Effekt verstärkt sich mit sinkendem Kurvenradius 
und sinkender Übersichtlichkeit.  
Aus den Erkenntnissen abgeleitet wird von Cohen unter anderem empfohlen, keine Ver-
kehrszeichen in Kurvenbereichen aufzustellen, da diese kaum wahrgenommen und damit 
kaum beachtet werden können [145]. Konkret nennt Castro einen Bereich von etwa 8° bis 
10° ausgehend von der Blickrichtung der Augen, in dem sich Verkehrszeichen befinden 
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sollten, um ausreichend wahrgenommen werden zu können [149]. Ein ähnlicher Bereich 
von 5° bis 10° wird bei Weise auch als „guter Sehbereich“ bezeichnet [90]. Bei Kurven-
fahrten wird die Blickrichtung beeinflusst, was demzufolge auch die Wahrnehmung der 
Zeichen und Einrichtungen an Bahnübergängen beeinträchtigen kann. 
Kurven mit Radien über 500 m können nach einer Untersuchung von Diem vernachlässigt 
werden, weil hier kein verändertes Fahr- und Blickverhalten vorliegt. Bei kleineren Radien 
verändert sich jedoch das Verhalten, wobei die Blickentfernung vor dem Fahrzeug deut-
lich verringert wird. Während sie in Geraden über 100 m beträgt, sinkt sie in Kurven mit 
Radien von 250 m auf etwa 50 m bis 60 m, in Kurven mit Radien von 110 m auf 25 m bis 
35 m. Der Blick konzentriert sich dabei stark auf die Fahrbahnränder, wobei Unterschiede 
zwischen Links- und Rechtskurven bestehen. [150] 
In einer Studie von Richter et al. zeigte sich, dass die Beanspruchung insbesondere bei 
Kurvenradien unter 200 m stark ansteigt [146]. Somit kann eine steigende Beanspru-
chung mit kleiner werdendem Kurvenradius angenommen werden. 
Das Blickverhalten kann nicht unabhängig von der gefahrenen Geschwindigkeit beurteilt 
werden. Allerdings richtet sich die Geschwindigkeitswahl außerorts im Wesentlichen 
nach den Kurvenradien [151], sodass sie mittelbar berücksichtigt ist. Innerorts spielen 
Kurven vorrangig bei Abbiegevorgängen an Kreuzungen und Einmündungen eine Rolle. 
Bezogen auf Bahnübergänge sind damit drei Wirkungsmechanismen von Kurven zu be-
rücksichtigen, die sich aus der Straßenführung ergeben können:  
 die Wirkung über die objektive Sichtbarkeit des Bahnübergangs bzw. der Bahnstrecke, 
wenn sich beispielsweise innerhalb der Kurve Sichthindernisse befinden; 
 die Wirkung über die subjektive Wahrnehmbarkeit des Bahnübergangs bzw. der Bahn-
strecke, wenn die Kurve den Blick des Kraftfahrers auf den Nahbereich konzentriert; 
 die Wirkung über die Aufmerksamkeit der Straßenverkehrsteilnehmer, die durch die 
Aufgabe der Kurvenfahrt vom Bahnübergang bzw. der Bahnstrecke abgelenkt wird.  
Eine genaue Trennung zwischen den drei Aspekten ist dabei kaum möglich, da die Effek-
te praktisch nicht getrennt voneinander beobachtet werden können.  
Hinsichtlich der objektiven Sichtbarkeit bestehen Vorgaben in den Regelwerken, die diese 
Sichtbarkeit mindestens auf die Länge des Anhalteweges vor dem Bahnübergang fordern 
[10, 13]. Die Erfüllung dieser Anforderungen wird vorausgesetzt; allerdings sind die resul-
tierenden Sichtweiten für alle hier maßgeblichen Geschwindigkeitsbereiche deutlich ge-
ringer als die eingangs ermittelten Beeinflussungsbereiche. Daher ist davon auszugehen, 
dass Sichtweiten kleiner als die Strecke, die innerhalb von etwa 8 s zurückgelegt wird, die 
optimale Wirkung der Sicherungseinrichtungen beeinträchtigen. Dies sollte auch unab-
hängig von der Kurvenproblematik berücksichtigt werden und ist beispielsweise auch auf 
Kuppen und Wannen übertragbar. 
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Hinsichtlich der subjektiven Wahrnehmbarkeit und der Beanspruchung sollten außerorts 
Kurven berücksichtigt werden, deren Radius kleiner als 500 m ist. Für Kurven innerorts 
existieren bislang keine quantitativen Angaben zu den Radien; aufgrund der geringeren 
Geschwindigkeiten kann hier von einem kleineren Grenzwert ausgegangen werden, wo-
für jedoch weitergehende Untersuchungen notwendig sind. Als Anhaltswert lässt sich 
aus dem quadratischen Zusammenhang zwischen Kurvenradius und fahrbarer Geschwin-
digkeit (konstante Querbeschleunigung vorausgesetzt) bei angenommener halber Ge-
schwindigkeit innerorts gegenüber außerorts ein Radius von etwa 125 m ableiten.    
Sowohl innerorts als auch außerorts sind solche Kurven zu berücksichtigen, wenn: 
 der Bahnübergang im Kurvenverlauf liegt oder 
 der Bahnübergang in einem Abstand hinter der Kurve liegt, der in weniger als 8 s 
durchfahren wird. 
Auch bei Abbiegevorgängen liegt ein Fahrmanöver wie bei Kurvenfahrten vor. Demzufol-
ge ist die erhöhte Gefährdung auch für Verkehrsströme zu berücksichtigen, die vor einem 
Bahnübergang abbiegen. Dabei können allerdings auch zusätzliche Wirkungen auftreten, 
auf die weiter unten noch einzugehen sein wird. 
Mangels spezifischer quantitativer Angaben zum Einfluss der Kurvenfahrten und insbe-
sondere des Kurvenradius auf die Wahrnehmung der Sicherungseinrichtungen bzw. der 
Schienenfahrzeuge soll auf die allgemeinen Zahlenwerte zu menschlichen Fehlerwahr-
scheinlichkeiten zurückgegriffen werden. Aufgrund des erörterten Zusammenhangs zwi-
schen Kurvenfahrt und Beanspruchung des Kraftfahrzeugführers ist hier der Faktor für 
Handlungen bei Stress durch Überforderung zu verwenden. Damit ist die Grundgefähr-
dung durch unbeabsichtigtes Fehlverhalten für die jeweilige Sicherungsart mit dem Faktor 
2 zu multiplizieren. Dieser Wert ist auch mit den eingangs erwähnten Erkenntnissen aus 
der Studie der Bundesanstalt für Straßenwesen [14] vereinbar, bei der sich eine etwa 
zwei- bis dreifache Missachtungshäufigkeit nach Kurvenfahrt gegenüber Bahnübergängen 
mit geradem Straßenverlauf ergab. 
Der genannte Wert gilt nur für motorisierte Verkehrsarten. Bei den nichtmotorisierten 
Straßenverkehrsteilnehmern kann davon ausgegangen werden, dass Kurven aufgrund der 
geringen Fortbewegungsgeschwindigkeit nicht vom Bahnübergang ablenken. 
Straßenverkehrsanlagen 
Neben einer kurvigen Straßenführung können sich auch vor dem Bahnübergang befindli-
che Verkehrsanlagen wie Kreuzungen, Einmündungen usw. auf das Verhalten der Stra-
ßenverkehrsteilnehmer auswirken und unbeabsichtigte Fehlhandlungen begünstigen. 
Wigglesworth benannte Kreuzungen in der Nähe von Bahnübergängen bereits 1978 als 
maßgebliche Faktoren, die die Aufmerksamkeit auf sich ziehen und damit von der Beach-
tung der Sicherungseinrichtungen bzw. der Bahnstrecke ablenken [152]. 
Risikoanalyse  Kapitel 4 
Seite 92 
In einer neuseeländischen Studie erörterte Gibson die Einflüsse von Kreuzungen an 
Bahnübergängen auf die Sicherheit. Neben anderen Wirkungsmechanismen, die jedoch 
im Rahmen der vorliegenden Untersuchung entweder durch die Straßenführung oder die 
Unabwendbarkeit berücksichtigt werden, erwähnt er explizit die Ablenkung durch die 
Kreuzungssituation, eine Reizüberflutung durch zu viele Verkehrszeichen sowie die mög-
liche Verwechslung von Sicherungseinrichtungen am Bahnübergang mit denen an der 
Straßenkreuzung. [153] 
Eine Ablenkung durch eine benachbarte Straßenverkehrsanlage ist vor allem dann zu er-
warten, wenn Straßenverkehrsteilnehmer dort nicht die Vorfahrt haben und somit ihre 
Aufmerksamkeit auf die bevorrechtigten Verkehrsströme richten müssen. Bei den unter-
geordneten Verkehrsströmen ist außerdem mit einer größeren Anzahl auffälliger Ver-
kehrszeichen, Markierungen usw. zu rechnen, die zusätzliche Reize darstellen und damit 
die Wahrnehmbarkeit des Bahnübergangs beeinträchtigen (vgl. hierzu [152, 113, 149]). 
Deshalb sollen im Rahmen der vorliegenden Untersuchung nur solche Verkehrsanlagen 
berücksichtigt werden, bei denen der betrachtete Verkehrsstrom wartepflichtig ist. 
Konkrete quantitative Erkenntnisse zum Einfluss benachbarter Verkehrsanlagen auf das 
unbeabsichtigte Fehlverhalten der Straßenverkehrsteilnehmer an Bahnübergängen liegen 
nicht vor. Deshalb sollen dafür – wie bereits für den Einfluss der Straßenführung – die 
menschlichen Fehlerwahrscheinlichkeiten aus Abschnitt 2.2.3 herangezogen werden. Im 
hier vorliegenden Fall handelt es sich um eine Erhöhung der Fehlerwahrscheinlichkeit 
durch ungünstige Umweltbedingungen, die eine Wahrnehmung der Sicherungseinrich-
tungen erschweren. Demzufolge ist ein Faktor von 5 anzusetzen. Als Wirkungsbereich 
der Verkehrsanlagen kann der oben zur Straßenführung aufgestellte Wert von 8 s Fahrzeit 
herangezogen werden. 
Zusammenfassend ist die Grundgefährdung für unbeabsichtigte Fehlhandlungen mit dem 
Faktor 5 zu multiplizieren, wenn  
 der betreffende Verkehrsstrom an einer Verkehrsanlage wartepflichtig ist und 
 diese in einem zeitlichen Abstand von weniger als 8 s vor dem Bahnübergang liegt. 
Wie bei der Straßenführung soll auch bei den Straßenverkehrsanlagen nur von einer Wir-
kung auf motorisierte Verkehrsarten ausgegangen werden, da für das Verhalten der 
nichtmotorisierten Straßenverkehrsteilnehmer der Bereich unmittelbar am Bahnübergang 
bzw. wenige Meter davor entscheidend ist. In diesem Bereich können sich im Regelfall 
keine ablenkenden Straßenverkehrsanlagen mehr befinden.  
Sichteinschränkungen 
Zunächst ist zu vermuten, dass Sichteinschränkungen an passiven Bahnübergängen die 
Gefährdung durch unbeabsichtigte Fehlhandlungen erhöhen, da die Schienenfahrzeuge 
im Vergleich zu uneingeschränkter Sicht objektiv später erkennbar sind und den Straßen-
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verkehrsteilnehmern somit weniger Zeit für die Wahrnehmung und Reaktion verbleibt. 
Allerdings kamen Schöne und Buder in zwei Studien zu dem Ergebnis, dass die einge-
schränkte Sicht auf die Bahnstrecke zu einem vorsichtigeren Verhalten der motorisierten 
Straßenverkehrsteilnehmer (geringere Annäherungsgeschwindigkeit, intensiveres Suchen 
nach Schienenfahrzeugen kurz vor dem Bahnübergang) führt [120, 154]. Umgekehrt stell-
ten Ward und Wilde nach der Beseitigung von Sichteinschränkungen ein weniger vorsich-
tiges Verhalten in Form höherer Annäherungsgeschwindigkeiten fest [155].  
Ein ähnlicher Zusammenhang gilt für die nichtmotorisierten Verkehrsarten. Nach den Er-
kenntnissen von Stevens führen kurze Sichtzeiten an Bahnübergängen für Fußgänger 
nicht zu mehr Unfällen, was durch ein vorsichtigeres Verhalten aufgrund der gefährlichen 
Situation („Risikokompensation“) erklärt wird [126]. Beard und Melo konnten an portugie-
sischen Bahnübergängen für Fußgänger selbst bei Sichtzeiten unter 5 s keine signifikant 
höhere Unfallzahl feststellen [40].  
Somit kann bei bestehenden Sichteinschränkungen von einer Risikokompensation durch 
die Straßenverkehrsteilnehmer ausgegangen werden, sodass keine systematisch höhere 
Gefährdung vorliegt. Demzufolge müssen Sichteinschränkungen nicht als eigenständiger 
Einflussfaktor auf das unbeabsichtigte Fehlverhalten berücksichtigt werden. 
Für das Gesamtrisiko spielen die Sichtverhältnisse dennoch eine Rolle: für die mögliche 
Abwendung eines drohenden Zusammenpralls ist die verfügbare Sicht entscheidend. Auf 
diesen Zusammenhang wird bei der Unabwendbarkeit in Abschnitt 4.2.3 eingegangen. 
Kreuzungswinkel 
Während der Kreuzungswinkel bei aktiven Bahnübergängen – eine geradlinige Straßen-
führung vorausgesetzt – für die Wahrnehmung der Sicherungseinrichtungen und damit 
für die Gefährdung durch unbeabsichtigtes Fehlverhalten nicht relevant ist, kann er bei 
passiven Bahnübergängen die Wahrnehmung der Bahnstrecke und der dort befindlichen 
Schienenfahrzeuge beeinflussen. Demzufolge ist zu prüfen, inwieweit der Kreuzungswin-
kel bei passiven Bahnübergängen als Gefährdungsfaktor berücksichtigt werden muss.  
Unbestritten ist die Tatsache, dass rechtwinklige Kreuzungen die günstigsten Sichtver-
hältnisse bieten, da die Bahnstrecke in beiden Richtungen gleichmäßig überblickt werden 
kann. Dieser Erkenntnis wird vor allem bei der Gestaltung von Straßenknotenpunkten 
Rechnung getragen; so fordern die deutschen Regelwerke einen Kreuzungswinkel etwa 
zwischen 70° und 110° [156]. 
Zum Einfluss nicht-rechtwinkliger Kreuzungen auf die Sicherheit an Bahnübergängen zeigt 
sich in der Literatur allerdings kein einheitliches Bild.  
So konnten Cooper und Ragland anhand einer Untersuchung von rund 500 Zusammen-
prallen an kalifornischen Bahnübergängen (sowohl an aktiven als auch an passiven) keine 
statistisch signifikante Abhängigkeit der Unfallhäufigkeit vom Kreuzungswinkel feststel-
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len. Dabei wurden die Daten der Bahnübergänge, an denen sich Zusammenpralle ereig-
net hatten, mit den Bestandsdaten aller Bahnübergänge verglichen. Eine identische Ver-
kehrsstärke auf Straße und Bahnstrecke wurde dabei vorausgesetzt, jedoch kein Nach-
weis dafür erbracht. [73]  
Nach einer Studie der US-amerikanischen Verkehrssicherheitsbehörde lag bei 27 von 60 
untersuchten Zusammenprallen an passiven Bahnübergängen keine rechtwinklige Kreu-
zung vor, weshalb diese Fälle als besonders gefährlich eingestuft wurden. Allerdings er-
folgte kein Vergleich mit der Verteilung der Kreuzungswinkel innerhalb der Grundgesamt-
heit aller passiven Bahnübergänge; außerdem fehlt auch hier eine Berücksichtigung der 
Verkehrsstärken. [124] 
Heinig erkannte durch Vergleich zweier Stichproben passiver Bahnübergänge mit Zu-
sammenprallen (366 Bahnübergänge) und ohne Zusammenpralle (122 Bahnübergänge) 
ebenfalls keinen klaren Einfluss des Kreuzungswinkels auf die Unfallhäufigkeit. Für annä-
hernd rechtwinklige Bahnübergänge (80° bis 100°) ergab sich dabei sogar eine überpro-
portional hohe Unfallzahl. Die Verkehrsstärken wurden dabei allerdings nicht berücksich-
tigt, zudem konnten mangels hinreichend detaillierter Daten die jeweiligen Bewegungs-
richtungen der Schienen- und Straßenfahrzeuge nicht ermittelt werden. [157] 
Beard und Melo ermittelten für Portugal eine überproportional hohe Unfallzahl an nicht-
rechtwinkligen Bahnübergängen, wobei dieser Effekt insbesondere an passiven Bahn-
übergängen auftrat. Allerdings fehlen Angaben zu konkreten Rahmenbedingungen. [40] 
Schließlich fand auch eine kanadische Studie von Caird et al. eine überproportional große 
Unfallzahl an nicht-rechtwinkligen Bahnübergängen, wobei hier sowohl aktive als auch 
passive Bahnübergänge einbezogen wurden. Allerdings lagen weder Angaben zu den 
Verkehrsstärken noch zu den Bewegungsrichtungen der Straßen- und Schienenfahrzeuge 
vor. [158] 
Die unterschiedlichen Erkenntnisse sind vermutlich auf die unterschiedliche Methodik 
und die fehlende Berücksichtigung der Verkehrsstärken zurückzuführen. Je nach Regel-
werk im betreffenden Land sind Bahnübergänge mit größerer Verkehrsbedeutung (und 
damit größerer Verkehrsstärke) eher rechtwinklig angelegt als Bahnübergänge mit gerin-
gerer Bedeutung, wodurch sich die Aussagen der Untersuchungen teilweise relativieren. 
Für die hier angestrebte Ermittlung von Gefährdungsfaktoren ist die Frage zu beantwor-
ten, ob an einem passiven Bahnübergang mit nicht-rechtwinkliger Kreuzung grundsätzlich 
eine größere Wahrscheinlichkeit für ein Fehlverhalten der Straßenverkehrsteilnehmer 
besteht. Das vorgesehene Verhalten besteht im Suchen nach Schienenfahrzeugen in bei-
den Richtungen der Bahnstrecke. Dabei sind zwei Einflüsse des Kreuzungswinkels zu 
beachten: während bei Annäherung von Straße und Bahnstrecke im spitzen Winkel zuei-
nander schlechtere Sichtmöglichkeiten bestehen, führt ein stumpfer Winkel zu einer bes-
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seren Überschaubarkeit der Bahnstrecke. Da beide Fälle an einem Bahnübergang in der 
Regel gleichzeitig auftreten und sich die Schienenverkehrsstärke meist symmetrisch auf-
teilt, ist in gewissen Grenzen ein Ausgleich der Gefährdung zu erwarten. Außerdem spielt 
auch hier die oben erläuterte Risikokompensation eine Rolle, wodurch ein vorsichtigeres 
Verhalten dem Einfluss des spitzen Winkels entgegenwirken kann. 
Im Rahmen der vorliegenden Untersuchung soll deshalb angenommen werden, dass ein 
nicht-rechtwinkliger Bahnübergang keine systematisch höhere Gefährdung durch unbe-
absichtigte Fehlhandlungen bewirkt und daher an dieser Stelle nicht berücksichtigt wer-
den muss.  
Sollte sich allerdings tatsächlich ein Schienenfahrzeug nähern, besteht bei spitzem Winkel 
eine geringere Wahrscheinlichkeit, dass ein unaufmerksamer Straßenverkehrsteilnehmer 
einen Zusammenprall noch vermeiden kann. Dieser Aspekt ist für den Risikofaktor Ge-
fährdung jedoch nicht relevant, sondern wird beim Risikofaktor Unabwendbarkeit betrach-
tet (Abschnitt 4.2.3.3). 
Gestützt wird diese Vorgehensweise durch eine Untersuchung von Åberg, der das Ver-
halten an aktiven Bahnübergängen mit Blinklichtern in Schweden untersuchte: Bei Paral-
lelführung von Straße und Bahnstrecke vor dem Bahnübergang, die sich als Extremfall 
eines spitzen Winkels interpretieren lässt, stellte er eine siebenmal so hohe Anzahl Unfäl-
le mit einer Annäherung des Schienenfahrzeugs von hinten gegenüber einer Annäherung 
von vorn fest [159]. Da sich diese Unfälle an aktiven Bahnübergängen ereigneten, deren 
primäre Sicherung die Blinklichter bildeten, muss die Wirkung des Kreuzungswinkels im 
Wesentlichen über die Unabwendbarkeit erfolgt sein: Beim Missachten oder Übersehen 
der Blinklichter besteht eine größere Wahrscheinlichkeit, einen Zusammenprall abzuwen-
den, wenn das von vorn kommende Schienenfahrzeug noch wahrgenommen wird, als 
dies bei einem von hinten kommenden Schienenfahrzeug der Fall ist. 
Kurzzeitig auftretende Einflussfaktoren 
Verschiedene Gefährdungsfaktoren, die unbeabsichtigte Fehlhandlungen der Straßenver-
kehrsteilnehmer begünstigen können, treten zeitlich begrenzt, in veränderlicher zeitlicher 
Lage oder sehr selten auf. Dazu gehören insbesondere: 
 zweites Schienenfahrzeug in der Gegenrichtung bei mehrgleisigen Strecken; 
 Witterungseinflüsse wie Sonnenblendung, Eisglätte oder Nebel. 
Eine quantitative Berücksichtigung dieser Faktoren ist im Rahmen der vorliegenden Un-
tersuchung nicht sinnvoll. Die hier verwendete Methode arbeitet mit Durchschnittswer-
ten der Risikofaktoren, die von Einzelereignissen mit geringer Eintrittswahrscheinlichkeit 
kaum beeinflusst werden.  
Sollte im Einzelfall an einem Bahnübergang einer der genannten Umstände regelmäßig 
auftreten, empfiehlt sich eine qualitative Betrachtung. 
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Zusammenfassung 
Die Gefährdungsfaktoren, die auf das unbeabsichtigte Fehlverhalten wirken, sind zusam-
menfassend in Tabelle 4-7 dargestellt. Um sie zu berücksichtigen, ist eine multiplikative 
Verknüpfung mit der Grundgefährdung der jeweiligen Sicherungsart vorzunehmen. 
Situation Faktor 
Kurve mit Radius kleiner 500 m (außerorts) oder kleiner 125 m (innerorts) in einem Abstand vor 
dem Bahnübergang, der einer Fahrzeit von weniger als 8 s entspricht 
2 
Verkehrsanlagen mit Wartepflicht für den jeweiligen Verkehrsstrom in einem Abstand vor dem 
Bahnübergang, der einer Fahrzeit von weniger als 8 s entspricht 
5 
Tabelle 4-7: Gefährdungsfaktoren bei unbeabsichtigtem Fehlverhalten 
4.2.3 Unabwendbarkeit 
4.2.3.1 Allgemeines 
Nicht jede Gefährdung am Bahnübergang führt zum Zusammenprall. Vielfach kann dieser 
durch eine Notreaktion der Beteiligten abgewendet werden, wenn die Gefährdungssitua-
tion rechtzeitig erkannt wird. Damit stellt die Abwehrmöglichkeit einen Faktor dar, der das 
Risiko beeinflusst und deshalb bei Risikoberechnungen zu berücksichtigen ist (vgl. [19, 
20]). Im Rahmen der vorliegenden Untersuchung wird für diesen Faktor der Begriff der 
Unabwendbarkeit verwendet, wie ihn beispielsweise Heilmann in [15] für die Wahr-
scheinlichkeit benutzte, mit der eine Gefährdung zu einem Unfall führt. Damit wird auch 
der mathematische Zusammenhang verdeutlicht, in dem die Unabwendbarkeit bei Ver-
nachlässigung der übrigen Einflussfaktoren proportional zum Risiko ist (vgl. Abschnitt 4.1). 
In der Literatur finden sich nur wenige Ansätze zur Bewertung der Unabwendbarkeit, da 
sich diese kaum beobachten lässt. Verschiedene Untersuchungen deuten jedoch auf die 
Relevanz und die Einflussfaktoren der Unabwendbarkeit hin.  
Bereits die US-amerikanische Studie von Berg und Oppenlander aus dem Jahre 1969 (vgl. 
Abschnitt 2.1.3) erkannte die vorhandenen Sichtverhältnisse auf die Bahnstrecke als ei-
nen signifikanten Einflussfaktor auf das Unfallgeschehen, und zwar unabhängig von der 
Sicherungsart [42]. Hierfür kann praktisch nur die Abwendungsmöglichkeit von Unfällen 
ausschlaggebend gewesen sein, da an aktiven Bahnübergängen in erster Linie die techni-
schen Einrichtungen und nicht die Sichtverhältnisse für die Sicherheit sorgen sollen. 
Anandarao und Martland stellten 1998 in Japan eine um 50 % höhere Unfallrate an Bahn-
übergängen fest, die eine Sicht von der Straße auf die Bahnstrecke von weniger als 20 m 
aufwiesen, als an solchen Bahnübergängen mit einer größeren Sichtweite [47]. Auch dies 
galt unabhängig von der Sicherungsart und ist damit ein Anhaltspunkt für die Bedeutung 
der Sichtverhältnisse für die Unfallvermeidung.  
Schließlich berichteten Ubalde, Bachiller und Casas 2004 über Kriterien zur Beseitigung 
von Bahnübergängen in Spanien: Diese werden unter anderem nach dem Verhältnis der 
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vorhandenen zur theoretisch erforderlichen Sichtweite eingestuft, auch wenn es sich um 
aktive Bahnübergänge handelt [140]. Auch dies unterstreicht den Einfluss der Unab-
wendbarkeit und zeigt einen möglichen Bewertungsansatz. 
Eine erste quantitative Bewertung der Unabwendbarkeit findet sich 1986 bei Heilmann. 
Durch den Vergleich von Unfallzahlen aus der Statistik mit der Häufigkeit beobachteter 
Fehlhandlungen und der Wahrscheinlichkeit des Antreffens einer Sperrung ermittelte er 
pauschale Werte für die Unabwendbarkeit. Differenziert nach Sicherungsarten ergaben 
sich dafür folgende Wahrscheinlichkeiten [15]: 
 Halbschranken: 2,9 · 10-3, 
 Lichtsignale: 3,6 · 10-3, 
 passive Sicherung: 3,2 · 10-3.  
Für die vorliegende Untersuchung sind diese Werte jedoch nicht verwendbar, da sie auf 
einer anderen Systematik der Risikoberechnung beruhen. Basis der Berechnung von 
Heilmann war die Konfrontation mit einer Sperrung, nicht die Konfrontation mit einem 
Schienenfahrzeug. So wurde beispielsweise das Antreffen eines roten Lichtzeichens als 
Aussetzung und dessen Missachtung als Gefährdung interpretiert, woraus dann unter 
Vergleich mit der Häufigkeit von Zusammenprallen die Unabwendbarkeit berechnet wur-
de. Dadurch implizieren die gezeigten Werte das Verhältnis der Belegungsdauer der 
Schienenfahrzeuge zur gesamten Sperrzeit eines Bahnübergangs. Dies erklärt auch die 
sehr niedrigen Werte für aktive Bahnübergänge, wonach nur etwa jede 300. Gefährdung 
zu einem Zusammenprall führt, obwohl dort im Durchschnitt nicht von günstigen Sicht-
verhältnissen ausgegangen werden kann. Wendet man hierauf die Systematik der vorlie-
genden Untersuchung an, würde die Unabwendbarkeit mindestens eine Zehnerpotenz 
höher liegen. 
Außerdem werden bei Heilmann die konkreten Umgebungsbedingungen (beispielsweise 
Sichtverhältnisse) nicht berücksichtigt, die für die Abwendung von Zusammenprallen ent-
scheidend sein können und bei einer Betrachtung des einzelnen Bahnübergangs einbezo-
gen werden müssen. Pauschale Werte, ermittelt aus durchschnittlichen Verhältnissen 
einer größeren Anzahl Bahnübergänge, sind für die im Rahmen der vorliegenden Unter-
suchung gewählte Systematik nicht ausreichend. 
Im Rahmen einer Untersuchung zur Methodik von Risikoanalysen betrachtete Bepperling 
2008 die Möglichkeiten menschlicher Gefahrenabwehr beim Versagen technischer Ein-
richtungen, darunter beispielhaft auch an Bahnübergängen [19]. Da für die Unabwendbar-
keit im Sinne der vorliegenden Untersuchung die Funktion der Sicherungseinrichtungen 
keine Rolle spielt (Gefährdung ist bereits eingetreten), handelt es sich um einen ver-
gleichbaren Anwendungsfall. Es wird mit drei Stufen gearbeitet, die mit den menschli-
chen Fehlerwahrscheinlichkeiten unter ungünstigen Umständen nach Hinzen [56] belegt 
wurden [19]: 
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 häufig möglich: 10-2, entspricht der Fehlerwahrscheinlichkeit für fertigkeitsbasierte 
Handlungen unter ungünstigen Umständen, 
 selten möglich: 10-1, entspricht der Fehlerwahrscheinlichkeit für regelbasierte Hand-
lungen unter ungünstigen Umständen, 
 fast nie möglich: 1, entspricht der Fehlerwahrscheinlichkeit für wissensbasierte Hand-
lungen unter ungünstigen Umständen. 
Die Bewertung in drei Kategorien ist dem Verwendungszweck des Verfahrens angemes-
sen. Allerdings wird das Erkennen der gefährlichen Situation implizit vorausgesetzt und 
mit den dargestellten Werten lediglich die Wahrscheinlichkeit einer korrekten Ausführung 
der Abwehrhandlung quantifiziert. Die für das Erkennen der Situation maßgebenden Fak-
toren können bei der hier angestrebten Detaillierungsstufe allerdings nicht vernachlässigt 
werden. Demzufolge kann dieser Ansatz nicht verwendet werden; relevant ist jedoch die 
Berücksichtigung der menschlichen Fehlerwahrscheinlichkeiten bei der Gefahrenabwehr. 
Die Abläufe und Wechselwirkungen in den betreffenden Situationen sind komplex und 
bisher kaum untersucht. Statistiken können hierfür nicht herangezogen werden, da – im 
Gegensatz zu Unfällen – keine systematische Erfassung derartiger Ereignisse erfolgt. 
Doch selbst bei Vorliegen solcher Daten wäre eine erhebliche Dunkelziffer zu erwarten, 
die eine statistisch gesicherte Aussage zur Grundgesamtheit verhindern dürfte. Daher 
muss mit Annahmen und Schätzungen gearbeitet werden, für die nachfolgend zunächst 
die theoretischen Grundlagen hergeleitet werden sollen. 
Betrachtet werden ausschließlich menschliche Abwehrhandlungen, da technische Sys-
teme zu diesem Zweck bisher keine Verbreitung gefunden haben. Als Reaktionen der 
beteiligten Personen zur Abwendung eines Zusammenpralls kommen damit infrage: 




 Handlungen des Schienenfahrzeugführers; 
o Einleiten einer Schnellbremsung, 
o Abgabe von Pfeifsignalen zur Warnung des Straßenverkehrsteilnehmers. 
Handlungen anderer Personen, beispielsweise eine Warnung durch zufällig anwesende 
Unbeteiligte, dürften nur im Einzelfall eine Rolle spielen und werden deshalb vernachläs-
sigt. Damit liegt es nahe, dass für die Möglichkeit der Unfallvermeidung vor allem die fol-
genden beiden Faktoren relevant sind: 
 Sichtverhältnisse für Straßenverkehrsteilnehmer und Schienenfahrzeugführer, 
 Geschwindigkeiten der Straßenverkehrsteilnehmer und Schienenfahrzeuge. 
Es soll angenommen werden, dass zur Abwendung eines Zusammenpralls, der aus einer 
Gefährdung im Bereich der Entscheidung entstehen würde, vor allem der Straßenver-
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kehrsteilnehmer beitragen kann. Dies ist dann der Fall, wenn ein sich näherndes Schie-
nenfahrzeug für den Straßenverkehrsteilnehmers erkennbar wird, er es wahrnimmt und 
entsprechend reagiert, in der Regel durch Bremsen mit der höchstmöglichen Verzöge-
rung, gegebenenfalls auch durch starkes Beschleunigen oder seitliches Ausweichen. Bei 
Fußgängern und Radfahrern ist auch eine Wahrnehmung von Fahrgeräuschen des Schie-
nenfahrzeugs und anschließende Reaktion denkbar. 
Umgekehrt wird der Schienenfahrzeugführer zwar noch eine Schnellbremsung einleiten 
und Pfeifsignale abgeben, wenn er erkennt, dass sich ein Straßenverkehrsteilnehmer 
dem Bahnübergang in gefährlicher Weise nähert, jedoch wird insbesondere die Schnell-
bremsung aufgrund der Systemeigenschaften des Schienenverkehrs nur im Ausnahme-
fall eine rechtzeitige Wirkung entfalten. Die Warnsignale wären vor allem für Fußgänger 
und Radfahrer hörbar, während sie in fahrenden Kraftfahrzeugen weniger gut wahrnehm-
bar sind [15, 160]. Zu einem früheren Zeitpunkt ist der Schienenfahrzeugführer nach den 
für ihr geltenden Richtlinien und der gängigen Rechtsprechung nicht zu einer vorbeugen-
den Handlung verpflichtet, da er zunächst von der Beachtung seines Vorrangs ausgehen 
kann und andernfalls ständig auf potenzielle Gefahrenquellen in der Umgebung der Bahn-
strecke reagieren müsste (vgl. [91, 161]). 
Die geringe Abwendungsmöglichkeit des Schienenfahrzeugführers lässt sich auch an-
hand von Unfallstatistiken bestätigen, wenn man als Orientierungswert dafür die unmit-
telbar vor einem Zusammenprall erreichte Geschwindigkeitsreduzierung heranzieht. Aus 
einer Stichprobe von rund 100 amtlichen Untersuchungsberichten zu Zusammenprallen 
bei Eisenbahnen des Bundes in den Jahren 2008 und 2009 ließen sich bei 66 Unfällen die 
vor und beim Zusammenprall gefahrenen Geschwindigkeiten der Schienenfahrzeuge re-
konstruieren [78]: Die mittlere Ausgangsgeschwindigkeit von 79 km/h konnte auf eine 
mittlere Kollisionsgeschwindigkeit von 72 km/h reduziert werden. 
Dementsprechend ist die Abwendbarkeit vor allem von den Sichtverhältnissen der Stra-
ßenverkehrsteilnehmer abhängig, deren Nutzbarkeit wiederum von den Geschwindigkei-
ten der Straßenverkehrsteilnehmer und Schienenfahrzeuge beeinflusst wird. Selbst bei 
optimalen Bedingungen für die Wahrnehmbarkeit des drohenden Zusammenpralls ist 
jedoch mit Ausführungsfehlern zu rechnen, zumal die Handlungen in einer Gefahrensitua-
tion, also unter Stress erfolgen. Deshalb ist die menschliche Fehlerwahrscheinlichkeit in 
die Betrachtung einzubeziehen. Der Zusammenhang ist in Abbildung 4-13 als Fehlerbaum 
dargestellt. 
Mathematisch ergibt sich die Unabwendbarkeit aus dem Nichterkennen der Situation 
oder aus Ausführungsfehlern bei der Abwendung durch den Straßenverkehrsteilnehmer, 
wobei sich diese beiden Fälle nicht ausschließen. Damit lautet die Formel:  
    (                  )   (          )   (                  )   (          )   Formel 4-35 
 
Risikoanalyse  Kapitel 4 
Seite 100 
 
Abbildung 4-13: Fehlerbaum zur Unabwendbarkeit im Entscheidungsbereich 
Für die Wahrscheinlichkeit des rechtzeitigen Erkennens existieren sowohl bei absichtli-
chem als auch bei unbeabsichtigtem Fehlverhalten zwei Grenzfälle: 
 Ein rechtzeitiges Erkennen wird angenommen, also P(Nichterkennbarkeit) = 0, wenn 
die Sichtweite des Straßenverkehrsteilnehmers lSicht,Svt auf die Bahnstrecke mindestens 
so groß ist, dass die Annäherungszeit des Schienenfahrzeugs tAnn,Sfz  von dieser Stelle 
bis zum Bahnübergang mindestens so groß ist wie die Räumzeit des Straßenverkehrs-
teilnehmers tRäum,Svt ab dem genannten Entscheidungspunkt vor dem Bahnübergang bis 
zum vollständigen Verlassen des Gefahrenbereichs mit der gesamten Fahrzeuglänge. 
In diesem Fall hat der Straßenverkehrsteilnehmer stets die Möglichkeit, rechtzeitig auf 
ein sich näherndes Schienenfahrzeug reagieren. 
 Ein rechtzeitiges Erkennen wird nicht angenommen, also P(Nichterkennbarkeit) = 1, 
wenn die Sichtweite des Straßenverkehrsteilnehmers auf die Bahnstrecke so klein ist, 
dass die Annäherungszeit des Schienenfahrzeugs von dieser Stelle kleiner ist als die 
Reaktionszeit des Straßenverkehrsteilnehmers. In diesem Fall kann von keiner wirk-
samen Reaktion mehr ausgegangen werden. 
Zwischen dem ersten und dem zweiten Grenzfall ist mit einer sinkenden Erkennbarkeit zu 
rechnen, wobei verschiedene Verläufe möglich sind (beispielsweise Abgabe und Wahr-
nehmung von Pfeifsignalen, stärkere Beschleunigung, Ausweichen). Mangels gesicherter 
Erkenntnisse über die genauen Abläufe, die aufgrund der dynamischen Situation und der 
Wechselwirkungen zwischen den Beteiligten eine hohe Komplexität aufweisen dürften, 
ist keine exakte Abbildung zwischen den beiden Grenzfällen möglich. Unbestritten ist 
jedoch die Tatsache, dass ein Zusammenprall umso wahrscheinlicher abwendbar ist, je 
früher das sich nähernde Schienenfahrzeug vom Straßenverkehrsteilnehmer erkannt 
wird. Vereinfacht soll deshalb ein linearer Verlauf angenommen werden, der sich aus dem 
Verhältnis der vorhandenen Annäherungszeit zur erforderlichen Räumzeit ergibt.  
Für die Nichterkennbarkeit gilt damit folgender Zusammenhang: 
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Die Wahrscheinlichkeiten sind jeweils nach Zuflussrichtung und Verkehrsart zu differen-
zieren. Für die Sichtweite, aus der sich die Annäherungszeit ergibt, ist ein Mittelwert aus 
beiden Richtungen der Bahnstrecke anzusetzen, soweit diese nicht symmetrisch sind. 
Für die Berechnung der Nichterkennbarkeit muss außerdem zwischen absichtlichen und 
unbeabsichtigten Fehlhandlungen differenziert werden.  
Bei absichtlichen Fehlhandlungen sind die Sichtverhältnisse unmittelbar vor dem Bahn-
übergang relevant, da sich die Straßenverkehrsteilnehmer vor der verbotswidrigen Über-
querung durch ein intensives Blickverhalten bewusst von der vermeintlichen Gefahrlosig-
keit überzeugen [15] und sich dabei geringen Geschwindigkeiten bewegen [112]. Dies 
bewirkt eine Risikominderung, sofern die Sicht im Anhalteweg des Straßenverkehrsteil-
nehmers aus geringer Geschwindigkeit vor dem Bahnübergang eine rechtzeitige Wahr-
nehmung ermöglicht (Berechnung siehe Abschnitt 4.2.3.2). 
Bei unbeabsichtigtem Fehlverhalten hingegen ist ein solches bewusstes Blickverhalten 
nicht zu erwarten; vielmehr wird sich ein Zusammenprall nur vermeiden lassen, wenn der 
Straßenverkehrsteilnehmer das Schienenfahrzeug zufällig wahrnimmt, wodurch sich für 
die Erkennbarkeit eine andere Wahrscheinlichkeit ergibt. Diese hängt von den Sichtver-
hältnissen in größerer Entfernung vor dem Bahnübergang in Verbindung mit dem Ge-
sichtsfeld des Straßenverkehrsteilnehmers ab. Eine Risikominderung ergibt sich, wenn 
die unter Berücksichtigung des Sehfeldes nutzbare Sicht im Anhalteweg des Straßenver-
kehrsteilnehmers aus normaler Geschwindigkeit vor dem Bahnübergang eine rechtzeitige 
Wahrnehmung ermöglichen (Berechnung siehe Abschnitt 4.2.3.3). 
Neben der Erkennbarkeit ist zusätzlich die menschliche Fehlerwahrscheinlichkeit zu be-
rücksichtigen, da selbst bei erkannter Gefahrensituation Entscheidungs- oder Ausfüh-
rungsfehler möglich sind (beispielsweise Beschleunigen statt Bremsen). Es ist anzuneh-
men, dass der erkannte drohende Zusammenprall zu einer sensomotorischen Reaktion 
des Straßenverkehrsteilnehmers führt, womit ein fertigkeitsbasiertes Verhalten vorliegt. 
Allerdings erfolgt diese unter Stress, weshalb nach Abschnitt 2.2.3 als Fehlerwahrschein-
lichkeit anzusetzen ist: 
 (          )  2  1     Formel 4-37 
4.2.3.2 Absichtliches Fehlverhalten 
Für die Unabwendbarkeit bei Gefährdung durch absichtliches Fehlverhalten kann ein An-
satz gewählt werden, der an die Sichtflächenberechnung bei passiven Bahnübergängen 
angelehnt ist. Dort wird davon ausgegangen, dass sich die Straßenverkehrsteilnehmer in 
einem bestimmten Abstand vor dem Bahnübergang durch ihr Blickverhalten vergewis-
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sern, ob sie die Gleise gefahrlos überqueren können. Die Sicht muss so groß sein, dass 
ein Straßenverkehrsteilnehmer den Gefahrenbereich nach Entscheidung zum Überqueren 
vollständig verlassen kann, bevor ein Schienenfahrzeug den Bahnübergang erreicht. Bei 
der regelkonformen Berechnung der Sichtflächen wird dabei stets der ungünstigste an-
zunehmende Fall (längster und gleichzeitig langsamster Straßenverkehrsteilnehmer bei 
niedriger Bremsverzögerung) sowie ein Sicherheitszuschlag angesetzt [10, 13]. 
Da es sich bei der hier zur Rede stehenden Gefahrenabwehr um eine Ausnahmesituation 
handelt und die realen Verhältnisse ermittelt werden sollen, ist nicht der ungünstigste, 
sondern der tatsächlich vorliegende Fall zu betrachten. Demzufolge sind die Parameter 
der jeweiligen Verkehrsart in Gefahrensituationen anzusetzen (Tabelle 3-2).  
Wie oben erwähnt wurde, wird vor absichtlichen Fehlhandlungen wegen des dabei erfol-
genden Such- bzw. Blickverhaltens meist mit geringen Geschwindigkeiten gefahren. Die 
Sichtweite sollte für Straßenfahrzeuge deshalb auf einen Entscheidungspunkt auf der 
Straße kurz vor dem Bahnübergang bezogen werden. Folgende Annäherungsgeschwin-
digkeiten vAnn,Svt,s der Straßenverkehrsteilnehmer sollen für die Berechnung des Anhalte-
weges unter Bedingungen einer Gefahrensituation angenommen werden: 
 20 km/h für motorisierte Straßenverkehrsteilnehmer, 
 10 km/h für Radfahrer, 
 unverminderte Gehgeschwindigkeit für Fußgänger. 
Es kann davon ausgegangen werden, dass bei einer Entscheidung für das Durchfahren 
eine starke Beschleunigung stattfindet, die jedoch stark vom Einzelfall abhängt. Verein-
facht wird eine gleichförmige Bewegung mit den genannten Geschwindigkeiten bis zum 
Gefahrenbereich und anschließende Räumung mit der normalerweise an der betreffen-
den Stelle gefahrenen Geschwindigkeit angenommen. Für die letztgenannte Komponente 
kann die bereits bei der Aussetzung in Abschnitt 4.2.1 verwendete Belegungszeit heran-
gezogen werden (Formel 4-24). 
Damit ergibt sich die Räumzeit der Straßenverkehrsteilnehmer zu: 
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Die Annäherungszeit des Schienenfahrzeugs entspricht der Fahrzeit innerhalb der verfüg-
baren Sichtweite mit unverminderter Geschwindigkeit: 
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4.2.3.3 Unbeabsichtigtes Fehlverhalten 
Bei unbeabsichtigten Fehlhandlungen ist im Gegensatz zu den absichtlichen Fehlhandlun-
gen kein bewusstes Suchen nach Schienenfahrzeugen zu erwarten. Zwar schaut nach 
den Erkenntnissen von Aberg trotz vorhandener Lichtsignale etwa ein Drittel bis die Hälf-
te aller Fahrer zusätzlich nach Zügen [162], allerdings ist nicht zu erwarten, dass gerade 
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die aufmerksamen Fahrer, die den Bahnübergang wahrgenommen haben und deshalb 
zusätzlich die Bahnstrecke beobachten, die Sicherungseinrichtungen übersehen. Demzu-
folge lässt sich hieraus keine allgemeine Risikominderung ableiten. 
Die Abwendung eines Zusammenpralls nach einer Gefährdung durch unbeabsichtigtes 
Fehlverhalten ist dann möglich, wenn das Schienenfahrzeug zu einem Zeitpunkt in das 
Sehfeld der Straßenverkehrsteilnehmers eintritt, in dem dieser noch durch starkes Brem-
sen, starkes Beschleunigen oder Ausweichen erfolgreich reagieren kann. Das Sehfeld 
beschreibt dabei den Bereich, den der Straßenverkehrsteilnehmer ohne Kopf- oder Au-
genbewegungen visuell wahrnehmen kann [163]. Nur dieser Bereich kann für die Ab-
wendung zugrunde gelegt werden, womit das Prinzip der regulären Sichtflächenberech-
nung – die von bewussten Kopfbewegungen ausgeht – hier nicht anwendbar ist. 
Die Festlegung der nutzbaren Sichtweite muss dementsprechend jeweils im Einzelfall 
erfolgen. Eine wesentliche Rolle spielt dabei die Geschwindigkeit des Straßenverkehrs-
teilnehmers, die sich auf das Sehfeld auswirkt. Es beträgt im Stillstand über 180° und 
wird mit zunehmender Geschwindigkeit kleiner; bei 50 km/h beträgt es rund 150° und bei 
100 km/h nur noch rund 60° ([164], zit. nach [15]). Die genannten Werte für das Sehfeld 
beziehen sich auf beide Seiten der Blickachse gemeinsam (nach links und nach rechts); 
für die Betrachtung nur einer Seite der Blickachse (nach links oder nach rechts) ist jeweils 
der halbe Wert anzusetzen. 
Bei Fußgängern kann aufgrund der geringen Geschwindigkeit von einem Sehfeld von 
etwa 180° ausgegangen werden, sodass die Erkennbarkeit hier im Wesentlichen vom 
Kreuzungswinkel bestimmt wird. Bei rechtwinkliger Kreuzung besteht daher eine hohe 
Wahrscheinlichkeit, ein sich näherndes Schienenfahrzeug doch noch wahrzunehmen. 
Die Wahrnehmung des Schienenfahrzeugs muss im hier vorliegenden Fall im Anhalteweg 
vor dem Bahnübergang aus unverminderter Geschwindigkeit erfolgt sein. Analog zum 
absichtlichen Fehlverhalten ergibt sich die Räumzeit der Straßenverkehrsteilnehmer zu: 
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Die Annäherungszeit des Schienenfahrzeugs entspricht der Fahrzeit innerhalb der nutzba-
ren (also vom Sehfeld abhängigen) Sichtweite mit unverminderter Geschwindigkeit: 
                   
                    
    
  Formel 4-41 
4.2.4 Schadensausmaß 
Nachfolgend wird das beim Eintritt des Zusammenpralls zu erwartende Schadensausmaß 
S betrachtet. Wie in Abschnitt 4.1 festgelegt, werden nur Personenschäden der Straßen-
verkehrsteilnehmer berücksichtigt und es wird unterhalb der Betrachtungsebene Bahn-
übergang nur eine Abhängigkeit von der Verkehrsart und vom Verursachungsbereich 
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(hier: Entscheidungsbereich) angenommen. Weitere Einflussfaktoren sind daher nur auf 
der Ebene des Bahnübergangs zu betrachten. 
Die Abhängigkeit des Schadensausmaßes von der Verkehrsart ergibt sich aus der Anzahl 
der jeweils betroffenen Personen (bei Straßenfahrzeugen aus dem Besetzungsgrad), au-
ßerdem sind die Personen in den Straßenfahrzeugen in unterschiedlichem Maße ge-
schützt. Der Einfluss des Verursachungsbereichs resultiert aus der nur im Räumungsbe-
reich bestehenden Möglichkeit, das Straßenfahrzeug vor dem Zusammenpralle zu verlas-
sen und dadurch das Schadensausmaß zu reduzieren, weshalb das mittlere Schadens-
ausmaß im Entscheidungsbereich höher ist als im Räumungsbereich [36, 73]. 
Als Einflussfaktor auf der Ebene des Bahnübergangs wird in der Literatur nur die Abhän-
gigkeit von der Geschwindigkeit der Schienenfahrzeuge genannt. Mit steigender Ge-
schwindigkeit erhöht sich das Schadensausmaß [40, 73, 112]. Der kausale Zusammen-
hang ergibt sich aus dem Einfluss der kinetischen Energie. 
Die Geschwindigkeit der Straßenfahrzeuge kann in der Regel vernachlässigt werden, da 
der Impuls des Straßenfahrzeugs gegenüber dem Impuls des Schienenfahrzeugs gering 
ist und überwiegend ein seitliches Auftreffen des Schienenfahrzeugs auf das Straßen-
fahrzeug erfolgt [23]. 
Beim Schadensausmaß handelt es sich um einen aus der Statistik vergleichsweise gut 
ableitbaren Risikofaktor, da sowohl die Anzahl der Zusammenpralle als auch die dabei 
entstehenden Personenschäden bekannt und dokumentiert sind. Allerdings weisen die 
für Deutschland verfügbaren Statistiken nicht den erforderlichen Detaillierungsgrad auf, 
sodass zusätzlich auf Erkenntnisse aus dem Ausland zurückgegriffen werden muss. Auf-
grund der universellen Gültigkeit der physikalischen Zusammenhänge ist eine Übertrag-
barkeit jedoch weitgehend möglich. 
Nachfolgend wird das Schadensausmaß für den Entscheidungsbereich deshalb in folgen-
den Schritten abgeleitet: 
 Ermittlung des mittleren Schadensausmaßes nach beteiligten Verkehrsarten, 
 Umrechnung in mittleres Schadensausmaß für Straßenverkehrsteilnehmer, 
 Ermittlung der Abhängigkeit von der Geschwindigkeit der Schienenfahrzeuge, 
 Umrechnung in mittleres Schadensausmaß nach Verursachungsbereich. 
Betrachtet man zunächst das durchschnittliche Schadensausmaß in Deutschland auf Ba-
sis von Statistiken der Eisenbahnen des Bundes [64, 65, 66, 67, 68, 69, 4], ergeben sich 
für die Jahre 2003 bis 2009 rund 0,24 Personenschäden je Zusammenprall. Ähnliche Wer-
te finden sich bei Berücksichtigung methodischer Abweichungen (teilweise keine Unter-
scheidung in Schwer- und Leichtverletzte) auch in den Nachbarländern Belgien, Frank-
reich und Niederlande [165] sowie Österreich [166, 167] und Tschechien [168]. In diesen 
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Ländern kann insbesondere hinsichtlich des Geschwindigkeitsniveaus an Bahnübergän-
gen von vergleichbaren Verhältnissen wie in Deutschland ausgegangen werden kann. 
Von Interesse ist weiterhin das Schadensausmaß bei unterschiedlichen Arten der Stra-
ßenverkehrsteilnahme. Die Werte für Deutschland sind in Tabelle 4-8 dargestellt und 
wurden ebenfalls nach den Unfallstatistiken [64, 65, 66, 67, 68, 69, 4] berechnet, wobei 
die in Abschnitt 4.1 festgelegte Wichtung der Personenschäden erfolgte. Da nur zehn 
Zusammenpralle unter Beteiligung von Bussen zu verzeichnen waren, lässt sich hieraus 
kein belastbarer Wert ableiten; dazu ist eine gesonderte Betrachtung nötig.  
Verkehrsteilnahmeart 
1 2 3 4 5 6 
Pkw Lkw Bus Krad Rad Fuß 
empirische Werte 
Personenschäden 177,9 22,4 5,3 22,2 43,5 109,8 
Zusammenpralle 1049 195 10 44 113 155 
Sges,mittel,s (Personenschäden/Zusammenprall) 0,17 0,11 - 0,50 0,38 0,71 
geschätzte Werte 
Anteil der Straßenverkehrsteilnehmer 95 % 60 % - 99 % 99 % 99 % 
SSvt,mittel,s (Personenschäden/Zusammenprall) 0,16 0,07 - 0,50 0,38 0,70 
Tabelle 4-8: Schadensausmaß bei Zusammenprallen in Deutschland 2003–2009 
Im Mittel entfallen rund 95 % des Schadensausmaßes auf Straßenverkehrsteilnehmer 
und rund 5 % auf Schienenfahrzeuginsassen. Eine nach Verkehrsarten gegliederte Statis-
tik zu diesen Anteilen ist allerdings nicht verfügbar, sodass diese geschätzt werden müs-
sen. Der weitaus größte Teil der Zusammenpralle erfolgt mit Pkw (vgl. Abschnitt 2.3.1), 
weshalb für diese Verkehrsart der Mittelwert von 95 % für die Straßenverkehrsteilneh-
mer direkt übernommen werden soll. Bei Beteiligung von Kradfahrern, Radfahrern und 
Fußgänger beschränkt sich das Schadenspotenzial der Schienenfahrzeuginsassen auf 
Schockverletzungen der Bahnmitarbeiter, sodass hier ein Anteil von 99 % für Straßenver-
kehrsteilnehmer abzuschätzen ist. Bei Lkw ist hingegen aufgrund der Größe und Masse 
dieser Fahrzeuge mit einem höheren Anteil Personenschäden bei den Schienenfahrzeu-
ginsassen zu rechnen, hier ergibt sich bereits aufgrund der für die übrigen Verkehrsarten 
getroffenen Annahmen ein Wert von etwa 60 %.  
Zwei vergleichsweise selten auftretende Fälle weisen ein besonders großes Schadenspo-
tenzial auf, lassen sich mit statistischen Daten weniger Jahre jedoch nicht sinnvoll abbil-
den. Es handelt sich einerseits um die bereits angesprochene Beteiligung von Bussen, 
bei denen ein sehr großes Schadensausmaß für Straßenverkehrsteilnehmer zu erwarten 
ist, und andererseits um die Beteiligung von Gefahrgut-Lkw, bei denen ein sehr großes 
Schadensausmaß für Schienenfahrzeuginsassen entstehen kann.  
Die Erfahrung zeigt, welche Ausmaße solche Zusammenpralle annehmen können. Für die 
Beteiligung von Bussen seien aus Deutschland beispielhaft die Unfälle 1954 in Worms 
mit 25 Getöteten und 1959 in Lauffen mit 45 Getöteten genannt [16], aus dem Ausland 
die Unfälle 1959 im schweizerischen Pfäffikon mit 39 Getöteten [169] und 2003 im unga-
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rischen Siófok mit 33 Getöteten [170]. Noch seltener sind Zusammenpralle mit Gefahr-
gut-Lkw, bedingt durch ihren geringen Anteil an der Fahrleistung des Straßenverkehrs. 
Bekanntestes Beispiel für ein katastrophales Schadensausmaß ist der Zusammenprall 
eines Reisezuges mit einem Tanklastwagen im Jahr 1967 in Langenweddingen mit min-
destens 94 Getöteten [171]; andere Quellen vermuten bis zu 140 Getötete [172], wobei 
sich die Differenz aus der Festlegung einer abschließenden Opferzahl und anschließender 
Informationssperre seitens staatlicher Stellen erklärt [173]. 
Für Busse soll eine Orientierung am Besetzungsgrad erfolgen, der in Abschnitt 3.2 mit 20 
Personen festgelegt wurde und damit etwa 14-mal höher liegt als bei Pkw. Rechnet man 
das mittlere Schadensausmaß aus Tabelle 4-8 entsprechend hoch und geht dabei von 
einer Verteilung des Schadens zwischen Straßenverkehrsteilnehmern und Schienenfahr-
zeuginsassen wie bei Pkw aus, ergeben sich 2,24 Personenschäden je Zusammenprall. 
Da auch Zusammenpralle mit Bussen bekannt sind, bei denen keine oder nur geringe 
Personenschäden auftraten, ist dieser Wert realistisch. 
Für Gefahrgut-Lkw gestaltet sich eine Schätzung schwieriger. Im gesamten deutschen 
Straßenverkehr ereigneten sich unter Beteiligung von Gefahrguttransporten in den Jahren 
2006 bis 2008 im Mittel jährlich nur rund 130 Unfälle mit Personenschäden oder schwe-
ren Sachschäden [174]; an Bahnübergängen sind seit vielen Jahren überhaupt keine der-
artigen Unfälle bekannt geworden. Deshalb ist die Berechnung eines mittleren Scha-
densausmaßes praktisch nicht möglich. Dieses hängt stark von den Bedingungen im Ein-
zelfall ab, insbesondere von der Anzahl beteiligter Personen, deren Geschütztheitsgrad im 
betroffenen Schienenfahrzeug sowie der Art des Gefahrguttransportes. Da die Systema-
tik der vorliegenden Untersuchung ohnehin nur das Schadensausmaß der Straßenver-
kehrsteilnehmer quantitativ berücksichtigt, verbleibt nur die Möglichkeit einer qualitativen 
Analyse im jeweiligen Einzelfall. Diese wird insbesondere dann notwendig sein, wenn an 
einem Bahnübergang straßenseitig regelmäßig Gefahrgut-Lkw (beispielsweise aus einem 
nahe gelegenen Tanklager) und bahnseitig regelmäßig Reisezüge verkehren. Hierfür sollte 
in jedem Einzelfall eine Expertengruppe aus Vertretern des Bahnbetreibers und der Stra-
ßenbehörden über das Gefährdungspotenzial und geeignete Gegenmaßnahmen beraten. 
Damit kann an dieser Stelle auf eine pauschale quantitative Bewertung des Scha-
densausmaßes verzichtet werden. 
Die bislang betrachteten Werte enthalten bereits die spezifische Verteilung der Ge-
schwindigkeiten der Schienenfahrzeuge über die Bahnübergänge. Für eine Betrachtung 
des einzelnen Bahnübergangs, wie sie in der vorliegenden Untersuchung erfolgt, muss 
der Einfluss der Geschwindigkeiten berücksichtigt werden. 
Wie in Abschnitt 4.2.3 gezeigt wurde, weichen Ausgangs- und Kollisionsgeschwindigkeit 
bei Zusammenprallen meist nur geringfügig voneinander ab. Damit kann die mittlere Ge-
schwindigkeit einer Strecke als Anhaltswert für die Kollisionsgeschwindigkeit betrachtet 
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werden. Dementsprechend bezieht sich das Schadensausmaß nachfolgend auf die Aus-
gangsgeschwindigkeit der Schienenfahrzeuge. 
Die Unfallstatistiken der Eisenbahnen des Bundes enthalten zwar keine Aussagen zu 
konkreten Geschwindigkeiten, jedoch lassen sich für die Jahre 2004 bis 2009 die nach 
Streckenkategorien differenzierten Schadensausmaße entnehmen [65, 66, 67, 68, 69, 4]. 
Diese lassen sich in Anlehnung an Bepperling [19] den mittleren Streckengeschwindigkei-
ten zuordnen (siehe Anhang). Nach dieser Zuordnung ergibt sich der in Abbildung 4-14 
dargestellte Zusammenhang zwischen Geschwindigkeit und Schadensausmaß. 
 
Abbildung 4-14: Schadensausmaß in Deutschland 2004 bis 2009 
Im betrachteten Geschwindigkeitsbereich ist eine annähernd lineare Abhängigkeit des 
Schadensausmaßes von der mittleren Streckengeschwindigkeit erkennbar. Rechnerisch 
ergibt sich ein Wert von rund 0,003 Personenschäden je km/h Streckengeschwindigkeit. 
Auf die Richtigkeit des Zusammenhangs deutet das Schadensausmaß von rund 0,25 Per-
sonenschäden je Zusammenprall im mittleren Geschwindigkeitsbereich bei 80 km/h hin, 
das etwa dem eingangs erwähnten mittleren Schadensausmaß entspricht.  
Physikalisch wäre eine quadratische Abhängigkeit des Schadensausmaßes von der Ge-
schwindigkeit zu erwarten gewesen. Die Zusammenhänge bei der Schadensentstehung 
sind jedoch offenbar komplexer. Außerdem werden hier nur Personenschäden betrach-
tet, deren Gewichtung eine logarithmische Abstufung aufweist. Möglicherweise gibt es 
auch weitere, hier nicht betrachtete Einflussfaktoren auf die Personenschäden, die von 
der Geschwindigkeit der Schienenfahrzeuge abhängig sind, aber dem Einfluss der kineti-
schen Energie entgegenwirken, beispielsweise die Wahrscheinlichkeit eines seitlichen 
Auftreffens auf ein Straßenfahrzeug. Da diese Parameter allerdings mit vertretbarem 
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Aufwand nicht zu untersuchen sind, soll der empirisch ermittelte lineare Zusammenhang 
zugrunde gelegt werden. 
Die vorgenannten Werte beinhalten noch das gesamte Schadensausmaß für Straßenver-
kehrsteilnehmer und Schienenfahrzeuginsassen und stellen einen Mittelwert über alle 
Verkehrsarten dar. Deshalb ist später eine Umrechnung erforderlich. Zunächst soll der auf 
Basis der Streckenkategorien für Deutschland ermittelte Zusammenhang zwischen Ge-
schwindigkeit der Schienenfahrzeuge und Schadensausmaß mit ausländischen Quellen 
abgeglichen werden. 
 
Abbildung 4-15: Todeswahrscheinlichkeit in Großbritannien 2001 bis 2010 [112] 
Eine Studie der britischen Unfalluntersuchungsstelle analysierte 60 Zusammenpralle zwi-
schen Reisezügen und Pkw sowie Kleintransportern aus den Jahren 2000 bis 2010 und 
stellte dabei einen deutlichen Zusammenhang zwischen der Zuggeschwindigkeit beim 
Zusammenpralls und der Wahrscheinlichkeit eines Todesfalls fest (Abbildung 4-15). 
Während diese Wahrscheinlichkeit bei Zuggeschwindigkeiten von umgerechnet 30 km/h 
rund 0,05 beträgt, steigt sie bis 90 km/h auf rund 0,35 und bis 160 km/h auf rund 0,9. Im 
mittleren Geschwindigkeitsbereich verläuft sie annähernd linear mit einem Anstieg von 
rund 0,003 bis 0,005 je km/h Zuggeschwindigkeit. Allerdings hängen die konkreten Einzel-
fälle von vielen zufälligen Faktoren ab, darunter beispielsweise dem Alter, der Sitzposition 
und dem Kollisionspunkt. [112] 
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Auch in einer portugiesischen Studie von Beard und Melo wurde eine vergleichbare Ab-
hängigkeit des Schadensausmaßes von der Kollisionsgeschwindigkeit ermittelt. Diese 
wurde aus den mittleren Geschwindigkeiten bei unterschiedlichen Sicherungsarten her-
geleitet (Abbildung 4-16). Rechnerisch ergibt sich ein mittlerer Wert von etwa 0,003 bis 
0,004 Personenschäden je km/h Schienenfahrzeuggeschwindigkeit. Deutlich wird auch 
das hohe Schadensausmaß bei Fußgängern; Bahnübergänge von Fußwegen sind in der 
Abbildung durch ein X gekennzeichnet. [40] 
 
Abbildung 4-16: Schadensausmaß in Portugal 1999 bis 2007 [40] 
Eine kalifornische Studie zu Sicherheitsmaßnahmen an Bahnübergängen bietet ebenfalls 
konkrete Werte für die Abhängigkeit des Schadensausmaßes von der Zuggeschwindig-
keit. Aus den Unfalldaten der Jahre 2000 bis 2004 wurde ermittelt, dass die Wahrschein-
lichkeit eines tödlichen Unfalls bis zu einer Geschwindigkeit von umgerechnet 30 km/h 
rund 0,03 beträgt und bis 130 km/h annähernd linear auf rund 0,35, woraus sich ein An-
stieg von rund 0,003 pro km/h Zuggeschwindigkeit errechnen lässt. Es wurde allerdings 
nicht angegeben, ob das Schadensausmaß auch die Insassen der Schienenfahrzeuge 
einschließt. [73] 
Eine geschwindigkeitsspezifische Auswertung des Schadensausmaßes bei 581 Zusam-
menprallen in Österreich aus den Jahren 2000 bis 2009 zeigt Tabelle 4-9. 
Geschwindigkeitsbereich (km/h) 0 … 50 51 … 70 71 … 100 > 100 
getötete Personen je Zusammenprall 0,032 0,106 0,192 0,381 
schwer verletzte Personen je Zusammenprall 0,110 0,179 0,192 0,179 
leicht verletzte Personen je Zusammenprall 0,273 0,344 0,280 0,214 
gewichtete Personenschäden je Zusammenprall 0,046 0,127 0,214 0,401 
angenommene mittlere Geschwindigkeit (km/h) 25 60 85 130 
Personenschäden je km/h 0,002 0,002 0,003 0,003 
Tabelle 4-9: Schadensausmaß in Österreich 2000 bis 2009, berechnet nach [175] 
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Die Geschwindigkeitsbereiche beziehen sich auf die am Bahnübergang tatsächlich zuläs-
sigen Geschwindigkeiten; bei unterschiedlichen Geschwindigkeiten für Richtung und Ge-
genrichtung wurde die größere angesetzt [175]. Anders als bei der oben für Deutschland 
vorgenommenen Zuordnung der Geschwindigkeiten zu Streckenklassen sind hier deshalb 
die mittleren Werte über den jeweiligen Bereich anzusetzen. Es ergibt sich wiederum ein 
geschwindigkeitsspezifischer Anstieg des Schadensausmaßes von rund 0,002 bis 0,003 
Personenschäden je km/h Zuggeschwindigkeit. 
Die für verschiedene Länder gezeigten Anstiege weisen – unter Beachtung methodischer 
Unterschiede sowie unterschiedlicher Bezugsgrößen der Personenschäden – etwa die 
gleiche Größe wie der für Deutschland ermittelte Zusammenhang auf, was eine Allge-
meingültigkeit vermuten lässt. Deshalb soll der in Abbildung 4-14 dargestellte lineare Zu-
sammenhang als geeignete Näherung verwendet werden. 
Zwar gilt der lineare Zusammenhang nach den Erkenntnissen der britischen Unfallunter-
suchungsstelle [112] nicht bei sehr kleinen und sehr großen Geschwindigkeiten, aller-
dings basieren die dort verwendeten Daten auf einer Zahl von nur 60 Unfällen, weisen 
dementsprechende Unsicherheiten auf und beziehen sich ausschließlich auf das Todesri-
siko. Zudem treten die Zusammenpralle mit sehr kleinen und sehr großen Geschwindig-
keiten selten auf. Im Vergleich zu  [112] kommt es bei Ansatz eines linearen Zusammen-
hangs im unteren Geschwindigkeitsbereich zu einer leichten Überschätzung und im obe-
ren Geschwindigkeitsbereich zu einer leichten Unterschätzung des Schadensausmaßes. 
Der geschwindigkeitsabhängige Anstieg des Schadensausmaßes von 0,003 Personen-
schäden je Zusammenprall und km/h ist nun für die einzelnen Verkehrsarten umzurech-
nen. Hierbei wird angenommen, dass für alle Verkehrsarten ein linearer Anstieg mit 
Schnittpunkt im Koordinatenursprung vorliegt. Damit ist der Anstieg für die einzelnen 
Verkehrsarten durch das Verhältnis ihres jeweiligen mittleren Schadensausmaßes zum 
eingangs bestimmten mittleren Schadensausmaß über alle Verkehrsarten von 0,23 Per-
sonenschäden je Zusammenprall bestimmt werden (Tabelle 4-10). 
Verkehrsteilnahmeart 
1 2 3 4 5 6 
Pkw Lkw Bus Krad Rad Fuß 
SSvt,mittel,s (Personenschäden/Zusammenprall) 0,16 0,07 2,24 0,50 0,38 0,70 
Verhältnis SSvt,mittel,s / SSvt,mittel,alle 0,696 0,304 9,739 2,174 1,652 3,043 
resultierender Anstieg von SSvt,s je km/h 0,0021 0,0009 0,0292 0,0065 0,0050 0,0091 
Tabelle 4-10: Geschwindigkeitsabhängiger Anstieg des Schadensausmaßes 
Schließlich muss noch der Einfluss der Verursachungsbereiche berücksichtigt werden, 
der in den vorstehend ermittelten Werten enthalten ist. Zusammenpralle können durch 
Ereignisse sowohl im Entscheidungs- als auch im Räumungsbereich entstehen. Nach 
Erkenntnissen von Griffioen aus den Niederlanden [36] sowie Cooper und Ragland aus 
Kalifornien [73] ist dabei mit einem unterschiedlichen Schadensausmaß zu rechnen. Vor 
Zusammenprallen, die aus Problemen im Räumungsbereich resultieren, haben Straßen-
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verkehrsteilnehmer häufig noch die Möglichkeit, ihre Fahrzeuge zu verlassen. Dadurch 
sind bei einem Zusammenprall mit Verursachung im Räumungsbereich weniger Personen 
betroffen als bei Verursachung im Entscheidungsbereich. 
Aus den Daten von Griffioen (Untersuchung von 100 Zusammenprallen) lässt sich für den 
Räumungsbereich ein Schadensausmaß von etwa 25 % des Schadensausmaßes im Ent-
scheidungsbereich ableiten [36]. Bei Cooper und Ragland betrug das Schadensausmaß im 
Räumungsbereich rund 30 % des Wertes aus dem Entscheidungsbereich [73], wobei 
rund 600 Zusammenpralle ausgewertet wurden. Es erfolgte zwar keine Unterscheidung 
zwischen Schwer- und Leichtverletzten, anhand des Verhältnisses der Getöteten lässt 
sich der Wert jedoch bestätigen. 
Eine ausführliche statistische Auswertung für deutsche Bahnübergänge ist nicht möglich, 
da in den Statistiken nicht erfasst wird, welche Unfälle im Zusammenhang mit Räu-
mungsproblemen standen. Als Tendenz lässt sich aus einer Stichprobe von 12 Zusam-
menprallen, die aus Problemen im Räumungsbereich resultieren, ein mittleres Schadens-
ausmaß von rund 0,1 Personenschäden je Zusammenprall ermitteln, was etwa 35 % des 
Schadensausmaßes im Entscheidungsbereich entspricht. [78] 
Für die vorliegende Untersuchung soll aus Basis der genannten Quellen angenommen 
werden, dass das Schadensausmaß im Räumungsbereich rund 30 % des Schadensaus-
maßes im Entscheidungsbereich beträgt. Um aus dem mittleren Schadensausmaß beider 
Bereiche das spezifische Ausmaß für den Entscheidungsbereich zu gewinnen, müssen 
die Anteile der Bereiche am Mittelwert berücksichtigt werden. Aus den Abschnitten 2.3.2 
und 2.3.3 ist bekannt, dass im Mittel etwa 80 % der Zusammenpralle im Entscheidungs-
bereich und etwa 20 % im Räumungsbereich entstehen. Damit lässt sich das Schadens-
ausmaß im Entscheidungsbereich wie folgt berechnen: 
                 2     
          
                 2         
   1 16          
Mit dem ermittelten Faktor von 1,16 sind die mittleren Anstiege des Schadensausmaßes 
der mehrspurigen Kraftfahrzeuge aus Tabelle 4-10 zu multiplizieren.  
Für Kradfahrer, Radfahrer und Fußgänger treten hingegen praktisch keine Probleme im 
Räumungsbereich auf, weil diese entweder durch ihren geringen Platzbedarf nicht von 
Rückstau betroffen sein können bzw. durch ihre Wendigkeit praktisch immer eine Mög-
lichkeit finden können, bei Bedarf den Gefahrenbereich zu verlassen. Damit kann für die-
se Verkehrsarten der Anstieg des Schadensausmaßes aus Tabelle 4-10 direkt für den 
Entscheidungsbereich übernommen werden. 
Zusammenfassend gelten damit für das Schadensausmaß im Entscheidungsbereich fol-
gende mathematische Zusammenhänge (bis höchstens 160 km/h): 
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Die Unstetigkeit in der Funktion für Fußgänger resultiert aus der Sättigung bei einem Per-
sonenschaden je Zusammenprall, da definitionsgemäß jeweils ein einzelner Fußgänger 
betrachtet wird. Grafisch sind die Abhängigkeiten in Abbildung 4-17 dargestellt. 
 
Abbildung 4-17: Schadensausmaß im Entscheidungsbereich nach Verkehrsart 
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Verglichen mit dem überproportional hohen Schadensausmaß bei Beteiligung von Bussen 
liegen die Werte bei den übrigen Verkehrsteilnahmearten nahe beieinander. Bei differen-
zierterer Betrachtung weisen Zusammenpralle mit Beteiligung von Lkw und Pkw ein ähn-
liches Schadensausmaß auf; ebenso liegen die Werte der weniger geschützten Straßen-
verkehrsteilnehmer Radfahrer, Kradfahrer und Fußgänger nahe beieinander. 
4.3 Räumungsbereich 
4.3.1 Aussetzung 
Die Aussetzung im Räumungsbereich beschreibt die Anzahl der Begegnungen zwischen 
Straßen- und Schienenfahrzeugen, die durch einen Aufenthalt der Straßenfahrzeuge im 
Gefahrenbereich entstehen, der über den normalen Zeitbedarf für die Überquerung hin-
ausgeht. Als Gründe für solch einen zusätzlichen Aufenthalt werden im Rahmen der vor-
liegenden Untersuchung nur Straßenverkehrsanlagen hinter dem Bahnübergang betrach-
tet, die das Räumen beeinträchtigen können. Hierzu gehören beispielsweise Einmündun-
gen oder Kreuzungen, bei denen einzelne oder alle vom Bahnübergang wegführende Ver-
kehrsströme wartepflichtig sind.  
Weitere externe Einflüsse wie Fahrzeugdefekte oder Witterungsfolgen werden nicht ein-
bezogen, da diese praktisch nicht vorhersehbar sind und zudem nur eine geringe Bedeu-
tung für das Gesamtrisiko haben (vgl. Abschnitte 1.3 und 2.3.3).  
Betrachtet werden nur mehrspurige Kraftfahrzeuge, da bei den übrigen Verkehrsarten 
(Krad, Rad, Fuß) davon ausgegangen werden kann, dass diese Straßenverkehrsteilneh-
mer aufgrund ihres geringen Platzbedarfs und ihrer Wendigkeit stets eine Möglichkeit 
zum Verlassen des Gefahrenbereichs finden. 
Eine Begegnung zwischen Straßen- und Schienenfahrzeug ist potenziell möglich, wenn 
eine Straßenverkehrsanlage zu einem Rückstau von Straßenfahrzeugen bis auf den 
Bahnübergang führt und sich gleichzeitig ein Schienenfahrzeug nähert (Abbildung 4-18) 
 
Abbildung 4-18: Fehlerbaum zur Aussetzung im Räumungsbereich 
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Ein gefährlicher Zustand kann dabei nach den Erkenntnissen von Turner nur eintreten, 
wenn die Dauer des jeweiligen Rückstaus größer ist als die Vorsperrzeit, da vor Ablauf 
dieser Zeit kein Schienenfahrzeug eintreffen kann und ab Beginn der Vorsperrzeit in der 
Regel keine weiteren Straßenfahrzeuge auf den Bahnübergang fahren [176].  
Demzufolge sind nur solche Rückstaus zu berücksichtigen, die länger dauern als die Vor-
sperrzeit. Unter der vereinfachten Annahme, dass jeweils genau ein Straßen- und ein 
Schienenfahrzeug von den möglichen Folgen betroffen ist, lässt sich die Aussetzung in 
Anlehnung an die von Turner [176] aufgestellte Formel wie folgt berechnen: 
           
              (                    )       
     
  Formel 4-48 
Dabei ist NRückst,s,z,a die Anzahl der Rückstaus mit einer Dauer größer als die Vorsperrzeit 
tVorsp und tRückst,s,z,a die mittlere Dauer dieser Rückstaus. Mit NSfz wird die Schienenver-
kehrsstärke bezeichnet. Die Angaben beziehen sich auf den Betrachtungszeitraum tBetr.  
Zur Gewinnung der benötigten Rückstauhäufigkeiten und -dauern kommen verschiedene 
Methoden infrage: 
 verdeckte Beobachtung der Verkehrsabläufe mit Erfassung der rückstaubedingten Be-
legungszeiten (beispielsweise mittels Videobeobachtung, siehe hierzu [176]), 
 Simulation der Verkehrsabläufe am Bahnübergang mit Erfassung der rückstaubeding-
ten Belegungszeiten, 
 verkehrstechnische Berechnung (beispielsweise unter Verwendung der Überstau-
ungswahrscheinlichkeit, siehe hierzu [118]). 
4.3.2 Gefährdung 
Die Verhaltensvorschriften für Straßenverkehrsteilnehmer bestimmen, dass ein Bahn-
übergang erst befahren werden darf, wenn er zügig geräumt werden kann [177]. Eine 
Gefährdung tritt auf, wenn der tatsächliche Ablauf hiervon abweicht, sodass ein Straßen-
fahrzeug in den Gefahrenbereich einfährt, obwohl es diesen nicht unmittelbar wieder ver-
lassen kann. Mögliche Gründe hierfür sind: 
 fehlende Erkennbarkeit der Wartepflicht (beispielsweise keine Sicht auf übergeordnete 
Verkehrsströme) bei gleichzeitig fehlender Aufstellfläche hinter dem Bahnübergang, 
 fehlende Erkennbarkeit der Wartepflicht bei vorhandener Aufstellfläche hinter dem 
Bahnübergang (unerwartetes Entstehen eines Rückstaus), 
 Wirken von Umgebungsfaktoren, die ein Erkennen der Wartepflicht erschweren (bei-
spielsweise spitze Winkel zwischen den Straßen hinter dem Bahnübergang), 
 Wirken von Umgebungsfaktoren, die vom Beachten der Wartepflicht ablenken (bei-
spielsweise komplexe Verkehrssituationen vor dem Bahnübergang), 
 unbeabsichtigtes Fehlverhalten trotz Erkennbarkeit der Wartepflicht (menschliches 
Fehlverhalten im Sinne des Restrisikos). 
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Ein absichtliches Fehlverhalten wird im Räumungsbereich vernachlässigt, da den Stra-
ßenverkehrsteilnehmern im Gegensatz zum Entscheidungsbereich (vermeintliche Zeiter-
sparnis) hierdurch kein unmittelbarer Vorteil erwächst (vgl. Abschnitt 4.1). Hingegen sind 
unbeabsichtigte Fehler zu berücksichtigen. 
Aus den obigen Ausführungen lässt sich entnehmen, dass es sich bei den Abläufen um 
Fahraufgaben unter verschiedenen Rahmenbedingungen handelt. Zur Quantifizierung der 
Gefährdung sollen deshalb die menschlichen Fehlerwahrscheinlichkeiten nach Abschnitt 
2.2.3 herangezogen werden. 
Ist die Wartepflicht vor dem Bahnübergang nicht erkennbar und besteht gleichzeitig keine 
ausreichende Aufstellfläche hinter dem Bahnübergang, muss praktisch jeder Straßenver-
kehrsteilnehmer zunächst in den Gefahrenbereich einfahren und dort halten, um den 
übergeordneten Verkehrsströmen die Vorfahrt zu gewähren. Damit wird GR = 1.  
Wenn in der gleichen Situation eine ausreichende Aufstellfläche hinter dem Bahnüber-
gang vorhanden ist, können sich Straßenfahrzeuge dort aufstellen. Wegen der fehlenden 
Erkennbarkeit der Wartepflicht erwarten nachfolgende Straßenverkehrsteilnehmer das 
Anhalten eines vorausfahrenden Fahrzeugs jedoch nicht in jedem Fall und fahren deshalb 
möglicherweise in den Gefahrenbereich ein. Dies lässt sich vermeiden, wenn die Stra-
ßenverkehrsteilnehmer aufgrund ihrer Beobachtungen und Erfahrungen vorsorglich rea-
gieren und somit vor dem Bahnübergang anhalten. Hierfür soll eine wissensbasierte 
Handlung angenommen werden, weshalb gilt: GR = 10-1. 
Auch bei uneingeschränkter Erkennbarkeit der Wartepflicht muss mit einer Restwahr-
scheinlichkeit menschlicher Fehlhandlungen gerechnet werden. Für das Beachten der 
genannten Verhaltensvorschriften ist eine regelbasierte menschliche Handlung anzuneh-
men, womit GR = 10-2 wird. 
Die Erkennbarkeit der Wartepflicht kann durch verschiedene Umgebungsbedingungen 
erschwert sein, ebenso können weitere Aufgaben den Straßenverkehrsteilnehmer beim 
Wahrnehmen der Wartepflicht überfordern. Dadurch besteht eine höhere Wahrschein-
lichkeit, dass Straßenfahrzeuge in den Gefahrenbereich einfahren und dort halten. Analog 
zu Abschnitt 4.2.2 sollen dafür zusätzliche Faktoren berücksichtigt werden: 
 erschwerte Erkennbarkeit der Wartepflicht bzw. der übergeordneten Verkehrsströme 
(zum Beispiel spitze Kreuzungswinkel oder optische Ablenkungsfaktoren) wird als un-
günstige Umweltbedingung interpretiert, wodurch sich GR = 5 · 10-2 ergibt, 
 zusätzliche Aufgaben (zum Beispiel weitere Verkehrsanlagen vor dem Bahnübergang) 
führen zu Stress durch Überforderung, weshalb GR = 2 · 10-2 wird, 
 eine Kombination aus erschwerter Erkennbarkeit und zusätzlichen Aufgaben führt zu 
einem Wert von GR = 10-1. 
Eine Übersicht der resultierenden Werte enthält Tabelle 4-11. 
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Situation GR 
(a) Wartepflicht nicht erkennbar, keine Aufstellfläche hinter Bahnübergang 1 
(b) Wartepflicht nicht erkennbar, Aufstellfläche hinter Bahnübergang vorhanden 10-1 
(c) Wartepflicht uneingeschränkt erkennbar 10-2 
(d) Erkennbarkeit der Wartepflicht erschwert 5 · 10-2 
(e) Wartepflicht uneingeschränkt erkennbar, jedoch Ablenkung durch zusätzliche Aufgaben 2 · 10-2 
(f) Erkennbarkeit der Wartepflicht erschwert und Ablenkung durch zusätzliche Aufgaben 10-1 
Tabelle 4-11: Gefährdungsfaktoren im Räumungsbereich 
4.3.3 Unabwendbarkeit 
Grundlegende Ausführungen zur Unabwendbarkeit, die auch für den Räumungsbereich 
gelten, enthält Abschnitt 4.2.3. Bei der Abwendung eines Zusammenpralls, der aus einer 
Gefährdung im Bereich der Räumung resultieren würde, wird im Rahmen der vorliegen-
den Untersuchung angenommen, dass in erster Linie der Schienenfahrzeugführer reagie-
ren kann, wenn er in seinem Fahrweg ein Hindernis erkennt und daraufhin eine Schnell-
bremsung einleitet sowie Pfeifsignale abgibt.  
Die Aufmerksamkeit und Blickrichtung des Straßenverkehrsteilnehmers wird in den hier 
vorliegenden Fällen nicht auf die Bahnstrecke gerichtet sein, sofern dieser überhaupt er-
kennt, dass er sich noch im Gefahrenbereich des Bahnübergangs befindet. Im stehenden 
Kraftfahrzeug können allerdings Pfeifsignale mit hoher Wahrscheinlichkeit wahrgenom-
men werden [15], woraufhin wiederum eine Reaktion des Straßenverkehrsteilnehmers 
möglich ist. 
Bei aktiven Bahnübergängen geht der Ankunft des Schienenfahrzeugs der Sicherungs-
vorgang voraus, beispielsweise das Schließen von Halbschranken. Dieser könnte den 
Straßenverkehrsteilnehmer ebenfalls auf die Gefahr aufmerksam machen und ihn dazu 
bewegen, den Gefahrenbereich zu verlassen. Allerdings führt der Sicherungsvorgang 
auch zum Anhalten von Straßenfahrzeugen vor dem Bahnübergang in der entgegenge-
setzten Fahrtrichtung, was ein Räumen gerade in dieser Situation erschweren kann. Des-
halb soll eine Abwendung durch das Wahrnehmen der eingeschalteten Sicherungsein-
richtungen nicht berücksichtigt werden. 
Demzufolge wird die Abwendbarkeit im Bereich der Räumung vor allem durch die Sicht-
verhältnisse für den Schienenfahrzeugführer bestimmt, deren Nutzbarkeit wiederum von 
der Geschwindigkeit des Schienenfahrzeugs und dem Bremsweg abhängt. Die Sichtver-
hältnisse für den Schienenfahrzeugführer spiegeln tendenziell auch die Sichtmöglichkei-
ten eines auf dem Bahnübergang befindlichen Straßenverkehrsteilnehmers wider. 
Für den Bereich der Räumung lautet die Fragestellung: Wie hoch ist die Wahrscheinlich-
keit, dass der Schienenfahrzeugführer auf dem Bahnübergang befindliche Straßenver-
kehrsteilnehmer zu einem Zeitpunkt wahrnimmt, um noch vor ihnen anhalten zu können 
oder um sie durch Pfeifsignale zu einem Verlassen des Gefahrenbereichs zu bewegen? 
Die Unabwendbarkeit kann daraus unter Einbeziehung der menschlichen Fehlerwahr-
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scheinlichkeit des Schienenfahrzeugführers berechnet werden. Es ergibt sich der in Ab-
bildung 4-19 dargestellte Fehlerbaum. 
 
Abbildung 4-19: Fehlerbaum zur Unabwendbarkeit im Räumungsbereich 
Empirische Werte zur Unabwendbarkeit im Räumungsbereich sind nicht bekannt. Des-
halb kann nur mit theoretischen Herleitungen und Schätzungen gearbeitet werden. Ma-
thematisch kann die Unabwendbarkeit im Räumungsbereich analog zu Abschnitt 4.2.3 
aus den beiden Wahrscheinlichkeiten wie folgt modelliert werden:  
    (                  )   (          )   (                  )   (          )  Formel 4-49 
Für die Fehlerwahrscheinlichkeit des Schienenfahrzeugführers ist eine fertigkeitsbasierte 
Handlung unter Stress (wegen der Gefahrensituation) bei ungünstigen Umweltbedingun-
gen (wegen der großen Sichtentfernungen) anzusetzen. Damit gilt entsprechend Ab-
schnitt 2.2.3: 
 (          )  1     Formel 4-50 
Für die Wahrscheinlichkeit des rechtzeitigen Erkennens existieren zwei Grenzfälle: 
 Ein rechtzeitiges Erkennen ist möglich, also P(Nichterkennbarkeit) = 0, wenn die 
Sichtweite des Schienenfahrzeugführers lSicht,Sfz auf den Bahnübergang mindestens so 
groß ist wie der Anhalteweg des Schienenfahrzeugs lAnh,Sfz. 
 Ein rechtzeitiges Erkennen ist nicht möglich, also P(Nichterkennbarkeit) = 1, wenn die 
Sichtweite des Schienenfahrzeugführers kleiner ist als der Weg, den das Schienen-
fahrzeug während der Reaktionszeiten des Schienenfahrzeugführers und des Straßen-
verkehrsteilnehmers zuzüglich eines Zeitwertes zur Abgabe von Pfeifsignalen und zum 
Verlassen des Bahnübergangs durch das Straßenfahrzeug zurücklegt. Dieser Zeitwert 
wird nachfolgend als Verlustzeit tVerl bezeichnet. 
Zwischen den beiden genannten Fällen gestaltet sich eine Quantifizierung schwierig, da 
über die genauen Abläufe keine Erkenntnisse vorliegen. Es ist jedoch die Annahme ge-
rechtfertigt, dass die Unabwendbarkeit mit sinkender Sichtweite linear ansteigt. Unter 
Einbeziehung der Grenzfälle lässt sich dieser Zusammenhang mathematisch wie folgt 
ausdrücken: 
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  Formel 4-51 
Als Basis sind die durchschnittlichen Verhältnisse am Bahnübergang anzusetzen, also die 
Mittelwerte aller Schienenfahrzeugbewegungen und Fahrtrichtungen.  
Als Anhalteweg der Schienenfahrzeuge sollte nicht der Regelbremsweg der Strecke her-
angezogen werden, da dieser den ungünstigsten zulässigen Fall repräsentiert. Stattdes-
sen sind die tatsächlichen Anhaltewege der Schienenfahrzeuge zu verwenden, die meist 
kleiner sind als der Regelbremsweg der Strecke. Die Sichtweiten sind ebenfalls als Mit-
telwerte über beide Fahrtrichtungen anzusetzen.  
Die Verlustzeit setzt sich aus mehreren Zeitkomponenten zusammen. Für die beiden Re-
aktionszeiten können jeweils die in Abschnitt 3.2 festgelegten 1,3 s verwendet werden, 
da es sich hier um eine Notreaktion handelt. Die notwendige Dauer eines Pfeifsignals bis 
zur Wahrnehmung durch den Straßenverkehrsteilnehmer wird mit etwa 2 s anzusetzen 
sein. Die Räumzeit ist nicht exakt bestimmbar, da sie unter anderem vom Standort des 
Straßenfahrzeugs abhängt. Unter Zuhilfenahme der in Abschnitt 4.2.1 ermittelten Bele-
gungszeiten kann für einen starken Beschleunigungs- und anschließenden Räumvorgang 
für Pkw ein Wert von etwa 2 s und für Lkw und Busse ein Wert von etwa 4 s angenom-
men werden. Damit ergibt sich für die Verlustzeit ab dem Zeitpunkt der Erkennbarkeit 
durch den Schienenfahrzeugführer: 
 bei Pkw etwa 5 s, 
 bei Lkw und Bus etwa 7 s. 
4.3.4 Schadensausmaß 
Wie in Abschnitt 4.2.4 hergeleitet wurde, beträgt das Schadensausmaß im Räumungsbe-
reich rund 30 % des Schadensausmaßes im Entscheidungsbereich. Der Unterschied 
ergibt sich aus der häufig bestehenden Möglichkeit der Insassen, ein auf dem Bahnüber-
gang stehendes Straßenfahrzeug vor dem Zusammenprall zu verlassen. Die übrigen Ab-
hängigkeiten von Verkehrsart und Geschwindigkeit der Schienenfahrzeuge sollen unver-
ändert übernommen werden. Damit ergeben sich folgende Formeln: 
                    Formel 4-52 
                    Formel 4-53 
         1 2        Formel 4-54 
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Für die Beteiligung von Gefahrgut-Lkw gelten die in Abschnitt 4.2.4 getroffenen Aussa-
gen, wonach hierfür jeweils eine qualitative Risikoanalyse durchzuführen ist. 
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4.4 Zusammenfassung 
In den vorangegangenen Abschnitten wurden wesentliche Einflussfaktoren auf das Risiko 
an Bahnübergängen ermittelt. Sie sind in Tabelle 4-12 zusammengestellt. Verkehrsartspe-
zifische Eigenschaften (Länge, Breite, Reaktionszeiten, Bremsverzögerungen usw.) sowie 
die Unterscheidung in Verkehrsarten sowie Zu- und Abflussrichtungen sind dabei nicht in 
der Tabelle wiedergegeben, sondern finden sich an der ausgewiesenen Stelle. 
Risikofaktor Parameter 
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(Abschnitt 4.3.2) 
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Tabelle 4-12: Risikofaktoren an Bahnübergängen 




Die Risikobewertung dient der Einschätzung, ob das bei der Risikoanalyse in Abschnitt 4 
ermittelte Risiko akzeptiert werden kann oder ob weitere Sicherheitsmaßnahmen getrof-
fen werden müssen. Eine völlige Sicherheit und damit Abwesenheit jeglicher Risiken ist 
allerdings selbst mit erheblichem Aufwand nicht erreichbar, sodass ein höheres Grenzri-
siko als Null definiert werden muss. Das bestehende Risiko ist akzeptabel, wenn gilt: 
          Formel 5-1 
Wie in Abschnitt 4.1 festgelegt, werden nur die Risiken der Straßenverkehrsteilnehmer 
quantitativ betrachtet. Aufgrund des unterschiedlichen Geschütztheitsgrades im jeweili-
gen Fahrzeug ist davon auszugehen, dass für die Schienenfahrzeuginsassen in nahezu 
allen Fällen ein akzeptables Risiko vorliegt, wenn auch für die Straßenverkehrsteilnehmer 
ein akzeptables Risiko vorliegt. Die in Abschnitt 4.2.1 identifizierten Fälle mit besonderen 
Risiken für Schienenfahrzeuginsassen werden qualitativ behandelt und fallen nicht in den 
Betrachtungsbereich dieser Risikobewertung. 
Bei der Risikobewertung ist nach individuellen und kollektiven Risiken zu differenzieren. 
Der Grenzwert für das individuelle Risiko soll sicherstellen, dass kein Straßenverkehrs-
teilnehmer einem übermäßigen Risiko ausgesetzt ist. Mit dem Grenzwert für das kollekti-
ve Risiko soll der Aspekt der Gesamtsicherheit jedes Bahnübergangs und damit auch der 
beteiligten Verkehrssysteme berücksichtigt werden.  
Die beiden Bedingungen für das individuelle und das kollektive Risiko lassen sich mathe-
matisch wie folgt ausdrücken: 
                                          Formel 5-2 
                             Formel 5-3 
5.2 Methoden 
Die Wahl geeigneter Risikoakzeptanzkriterien ist schwierig, da sie technische, rechtliche, 
ethische und gesellschaftspolitische Fragestellungen berührt. Unmittelbar für den hier 
vorliegenden Fall anwendbare Grenzwerte existieren bislang in Deutschland nicht. Daher 
müssen die benötigten Grenzwerte anderweitig hergeleitet werden.  
Bereits an dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, dass im Rahmen der vorliegenden Unter-
suchung lediglich erste Vorschläge unterbreitet werden können. Aufgrund der weit rei-
chenden Auswirkungen solcher Risikogrenzwerte müssen hierfür weiterführende Studien 
und Diskussionen in Expertenkreisen erfolgen. Anschließend ist es ohne Weiteres mög-
lich, andere Grenzwerte in das entwickelte Verfahren zu implementieren. 
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Zunächst sollen verschiedene Möglichkeiten zur Herleitung von Risikoakzeptanzkriterien 
betrachtet werden. Für den Eisenbahnbereich nennt Braband folgende Ansätze [178]: 
 ALARP (As Low As Reasonably Practicable): Einteilung in Risikobereiche, ggf. Durch-
führung einer Nutzen- Kosten-Analyse mit monetärer Bewertung des Risikos, 
 MGS (Mindestens Gleiche Sicherheit): Vergleich mit einem Referenzsystem, das ge-
nau den Anforderungen aus den anerkannten Regeln der Technik entspricht, 
 GAMAB (Globalement Au Moins Aussi Bon): Vergleich mit einem realen und zugelas-
senen Referenzsystem, 
 MEM (Minimum Endogenous Mortality): Vergleich mit der kleinsten natürlichen 
menschlichen Sterblichkeitsrate. 
Die europäische Verordnung über gemeinsame Sicherheitsmethoden im Eisenbahnwe-
sen sieht drei Möglichkeiten zur Risikobewertung vor [179]: 
 Anwendung der anerkannten Regeln der Technik (entspricht MGS), 
 Vergleich mit einem Referenzsystem (entspricht GAMAB), 
 explizite Risikoeinschätzung (beispielsweise ALARP oder MEM). 
Der ALARP-Ansatz wird bislang nur in Großbritannien verwendet und ist außerhalb um-
stritten, da eine monetäre Aufwandsgrenze zur Vermeidung von Personenschäden defi-
niert werden muss. Dies führt neben Fragen der Legalität auch zu einem erheblichen 
Aufwand. Aus diesen Gründen soll der Ansatz an sich hier nicht weiter betrachtet wer-
den. Von Interesse ist jedoch das enthaltene Prinzip der Einteilung von Risiken in unter-
schiedliche Stufen, nach denen sich die Notwendigkeit von Maßnahmen richtet. 
Beim Ansatz MGS wäre ein fiktives System von Bahnübergängen erforderlich, die gerade 
die Mindestforderungen der anerkannten Regeln der Technik erfüllen. Für die Modellie-
rung entstünde ein erheblicher Aufwand. Zudem fehlt der Nachweis, dass ein genau nach 
den Mindestforderungen gestalteter Bahnübergang in der Praxis tatsächlich ein akzeptab-
les Sicherheitsniveau böte. Deshalb soll auch dieser Ansatz nicht verfolgt werden. 
Der Ansatz GAMAB könnte bestehende Bahnübergänge als Referenzsystem nutzen und 
die erreichte Sicherheit zum Maßstab für die allgemeine Risikoakzeptanz erheben. Man-
gels hinreichend detaillierter Statistiken lassen sich jedoch praktisch keine Aussagen zu 
bestehenden individuellen Risiken treffen, sodass dieser Ansatz nur zur Gewinnung von 
Grenzwerten für das kollektive Risiko nutzbar wäre.  
Beim MEM-Prinzip wird postuliert, dass das von technischen Systemen ausgehende indi-
viduelle Risiko nicht höher sein darf als die kleinste natürliche Sterblichkeitsrate. Dabei 
wird das gleichzeitige Wirken von 20 technischen Systemen angenommen, deren jewei-
liges Risiko demzufolge 1/20 der natürlichen Sterblichkeitsrate nicht übersteigen darf. Der 
Ansatz wird zwar teilweise wegen zu pauschaler Annahmen kritisiert [178], bietet jedoch 
als einziger Ansatz einen begründeten Anhaltswert für individuelle Risiken. 
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Das größte Problem bei der Anwendung der gezeigten Risikoakzeptanzkriterien auf das 
hier vorliegende Problem besteht in ihrer eigentlichen Zweckbestimmung für funktionale 
Sicherheitsanforderungen an technische Systeme. Aus den Zahlenwerten werden zuläs-
sige Versagensraten für technische Funktionen abgeleitet, die sich im Fehlerfall gefährlich 
auswirken können. Das menschliche Verhalten wird meist nur im Rahmen einer mögli-
chen Gefahrenabwehr beim Vorliegen technischen Versagens bewertet. Im vorliegenden 
Fall steht das menschliche Verhalten jedoch im Mittelpunkt. Es kann nur teilweise von 
der Technik beeinflusst werden kann; dies gilt insbesondere bei absichtlichen Fehlhand-
lungen, die einen erheblichen Anteil am Gesamtrisiko haben (vgl. Abschnitt 2.3).  
Demzufolge kann keiner der genannten Ansätze aus dem Eisenbahnwesen unmittelbar 
übernommen werden. Es ist ein modifiziertes Risikoakzeptanzkriterium notwendig, das 
sich jedoch aus Legitimitätsgründen an den bestehenden Ansätzen orientieren sollte. 
Aus dem Straßenwesen ist der Ansatz der monetären Sicherheitsbewertung anhand 
standardisierter Grundunfallkostenraten bekannt. Dabei wird das aktuelle Unfallgesche-
hen eines Straßenabschnittes mit dem typischen Unfallgeschehen ähnlicher Abschnitte 
verglichen und daraus das Sicherheitspotenzial berechnet [115]. Das Prinzip ähnelt dem 
oben erläuterten GAMAB-Ansatz, da ebenfalls das kollektive Risiko bestehender Anlagen 
als Bezugsgröße genutzt wird, allerdings unter Bezug auf das menschliche Verhalten. 
Zusammenfassend eignen sich die Grundprinzipien des GAMAB-Ansatzes, die sich auch 
bei den Risikoanalysen des Straßenwesens wiederfinden, zur Ableitung eines kollektiven 
Grenzrisikos. Als Maßstab für das individuelle Grenzrisiko kann zwar das MEM-Prinzip 
verwendet werden, allerdings sind die bahnübergangsspezifischen Besonderheiten zu 
berücksichtigen. Insbesondere stellen die Einflüsse absichtlicher Fehlhandlungen keine 
direkten unvermeidlichen Wirkungen des technischen Systems dar, sondern unterliegen 
in hohem Maße der Selbstverantwortung der Straßenverkehrsteilnehmer, sodass hier 
eine Anpassung vorzunehmen ist. 
Da die bisherigen Regeln zur Gestaltung von Bahnübergängen nur eine geringe Risikoori-
entierung aufweisen (vgl. Abschnitt 1.1), ist eine große Schwankungsbreite in den beste-
henden Risiken zu erwarten. Daher ist zu noch zu entscheiden, ob von den gegenwärtig 
akzeptierten Fällen das mittlere oder das höchste Risiko als Grenzwert herangezogen 
werden soll. Bei Verwendung des Mittelwertes würden zahlreiche bestehende Bahn-
übergänge als unsicher deklariert, obwohl sie den geltenden Regelwerken entsprechen 
und das Risiko damit als akzeptiert anzusehen ist. Durch Verwendung des Höchstwertes 
würde das Risiko an vielen Bahnübergängen hingegen perspektivisch steigen.  
Deshalb ist es sinnvoll, in (sehr grober) Anlehnung an eine ähnliche Vorgehensweise beim 
ALARP-Prinzip sowohl für das individuelle als auch für das kollektive Risiko jeweils zwei 
verschiedene Grenzwerte zu definieren (Abbildung 5-1). Damit kann gleichzeitig das Ziel 
einer langfristigen Erhöhung der Sicherheit verfolgt werden: 
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 einen Zulässigkeitsgrenzwert, der sich am höchsten bestehenden und somit als akzep-
tiert unterstellten Risiko orientiert und keinesfalls überschritten werden darf, 
 einen Zielgrenzwert, der sich am mittleren bestehenden Risiko orientiert und mittel- 
bis langfristig nicht überschritten werden soll.  
 
Abbildung 5-1: Lage der Grenzwerte auf dem Risikostrahl 
Das ALARP-Prinzip sieht für Risiken zwischen den beiden Grenzwerten die Durchführung 
einer Nutzen-Kosten-Analyse vor, auf deren Basis über die Notwendigkeit und den Um-
fang weiterer risikoreduzierender Maßnahmen zu entscheiden ist. Vor dem Hintergrund 
des Charakters der hier gezeigten Risikobewertung im Sinne eines ersten Vorschlages 
wird im Rahmen der vorliegenden Untersuchung auf die Implementierung einer Nutzen-
Kosten-Analyse verzichtet.   
5.3 Anwendung 
5.3.1 Individuelles Risiko 
Nach dem MEM-Prinzip dürfen technische Systeme das individuelle Risiko gegenüber der 
minimalen natürlichen Sterblichkeitsrate nicht wesentlich erhöhen. Diese beträgt rund 
2 · 10-4 Todesfälle pro Jahr und Person. Unter der Annahme einer maximalen Anzahl von 
20 technischen Systemen, denen der Mensch gleichzeitig unfreiwillig ausgesetzt ist, 
ergibt sich nach diesem Ansatz rechnerisch ein zulässiges individuelles Risiko von rund 
10-5 Todesfällen pro Jahr und Person. [106] 
Mangels ausdrücklicher Angaben zur Wichtung unterschiedlicher Schweregrade der Per-
sonenschäden soll das in der vorliegenden Untersuchung gewählte Verhältnis angenom-
men werden (siehe Abschnitt 4.1), sodass der Grenzwert nachfolgend direkt als 10-5 Per-
sonenschäden pro Jahr und Person ausgedrückt werden kann. 
Das MEM-Kriterium kann, wie in Abschnitt 5.2 ausgeführt, im Wesentlichen für die unbe-
absichtigte und damit fremdbestimmte Einwirkung technischer Systeme auf den Men-
schen herangezogen werden, weniger für absichtliches und somit selbstbestimmtes 
Fehlverhalten der Straßenverkehrsteilnehmer. Ein erheblicher Anteil der Risiken an Bahn-
übergängen resultiert jedoch aus diesem absichtlichen Fehlverhalten. Eine Lösung hierfür 
besteht in einer Erhöhung des MEM-Wertes im Verhältnis der Anteile absichtlichen und 
unbeabsichtigten Fehlverhaltens. Wie gezeigt wurde, tragen absichtliches und unbeab-
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sichtigtes Fehlverhalten etwa zur Hälfte zum Risiko bei (siehe Abschnitt 2.3.3). Als ver-
tretbarer Ansatz, der in der gleichen Größenordnung wie der MEM-Wert liegt, soll für die 
vorliegende Untersuchung deshalb der doppelte MEM-Wert, also 2 · 10-5 Personenschä-
den pro Jahr und Person, angenommen werden. 
Die bisher bestehenden und akzeptierten Risiken liegen jedoch eine Zehnerpotenz höher 
als der modifizierte MEM-Wert, wie beispielsweise eine Untersuchung von Basler und 
Partner aus dem Jahr 1986 zeigte: Als individuelles Risiko für den ungünstigsten Fall einer 
mehrfachen Überquerung pro Tag wurden dabei 2 · 10-4 Todesfälle pro Jahr und Person 
berechnet, die stellvertretend für alle Personenschäden stehen [16]. Es gibt keine An-
haltspunkte für eine Veränderung dieses Zahlenwertes. Demzufolge werden 2 · 10-4 Per-
sonenschäden pro Jahr und Person übernommen. 
Berücksichtigt man den Hauptzweck der Festlegung individueller Risikogrenzwerte – die 
Vermeidung überdurchschnittlicher Risiken für die Straßenverkehrsteilnehmer –, soll das 
aus dem MEM-Prinzip abgeleitete individuelle Risiko von 2 · 10-5 Personenschäden pro 
Jahr und Person als Zielgrenzwert angestrebt werden. Der bestehende Höchstwert von 
2 · 10-4 Personenschäden pro Jahr und Person wird als Zulässigkeitsgrenzwert übernom-
men.  
Zusammenfassend werden folgende Grenzwerte für das individuelle Risiko angesetzt: 
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Da in der vorliegenden Untersuchung die kleinste Betrachtungseinheit ein Straßenver-
kehrsteilnehmer ist, zu dem auch mehrere Personen gehören können, ist eine Umrech-
nung anhand der in Abschnitt 3.1 festgelegten Personenzahl notwendig. Dabei ist der pro 
Person geltende Grenzwert mit der potenziell betroffenen Personenzahl zu multiplizieren. 
Die resultierenden Werte sind in Tabelle 5-1 zusammengestellt. 
Verkehrsart Pkw Lkw Bus Krad Rad Fuß 
Personenzahl 1,4 1,0 20,0 1,0 1,0 1,0 
RBÜ,ind,s,zul (Ps/(Svt ⋅ a)) 2,8 · 10-4 2 · 10-4 4 · 10-3 2 · 10-4 2 · 10-4 2 · 10-4 
RBÜ,ind,s,Ziel (Ps/(Svt ⋅ a)) 2,8 · 10-5 2 · 10-5 4 · 10-4 2 · 10-5 2 · 10-5 2 · 10-5 
Tabelle 5-1: Grenzwerte für individuelle Risiken 
Zu den Grenzwerten ist anzumerken, dass die Unterschiede ausschließlich aus den Be-
setzungszahlen resultieren. Da diese auch in das Schadensausmaß einfließen, ist das 
individuelle Risiko in der Gesamtbetrachtung wieder unabhängig von der Verkehrsart. 
5.3.2 Kollektives Risiko 
Für die Bestimmung der Grenzwerte des kollektiven Risikos müssen nach dem GAMAB-
Prinzip die kollektiven Risiken bestehender Bahnübergänge berechnet werden. Im hier 
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vorliegenden Fall soll der Bezug auf das Risiko eines einzelnen Bahnübergangs erfolgen. 
Aus Statistiken der Jahr 2003 bis 2009 ergibt sich ein über alle Bahnübergänge gemittel-
tes Risiko von rund 3 · 10-3 Personenschäden pro Jahr; allerdings weist die Sicherungsart 
Lichtsignale ein höheres mittleres Risiko pro Bahnübergang auf, das etwa 1 · 10-2 Perso-
nenschäden pro Jahr beträgt  [64, 65, 66, 67, 68, 69, 4].  
Dieser Mittelwert – der etwa einem Personenschaden in 100 Jahren entspricht – stellt 
jedoch nicht den ungünstigsten akzeptierten Fall dar, da er naturgemäß aus einer Grund-
gesamtheit mit entsprechender Streuung resultiert. Diese Streuung ist mangels ausrei-
chend detaillierter Statistiken jedoch unbekannt. Aus Presseberichten ist jedoch bekannt, 
dass in Deutschland Bahnübergänge mit mehreren Getöteten innerhalb von 10 Jahren 
existieren (u. a. [180, 181, 182, 183]), die allerdings nicht zwangsläufig als gesellschaftlich 
akzeptiert angesehen werden können. Als Kompromiss innerhalb der vorliegenden Arbeit 
wird deshalb vorgeschlagen, einen Grenzwert zu wählen, der höher als der genannte Mit-
telwert liegt, sich jedoch innerhalb der gleichen Zehnerpotenz befindet. Als typische Ab-
stufung innerhalb einer Zehnerpotenz bietet sich der Faktor √1  an (vgl. [19, 20]), womit 
sich ein zulässiges Risiko von rund 3 · 10-2 Personenschäden pro Jahr ergibt.  
Für das kollektive Risiko eines Bahnübergangs gelten somit die folgenden Grenzwerte: 
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5.4 Zusammenfassung 
Unter Bezugnahme auf verschiedene Risikoakzeptanzkriterien wurden Grenzwerte herge-
leitet. Durch die aufgestellten Kriterien werden die kollektiven Risiken des gesamten 
Bahnübergangs und die individuellen Risiken spezifischer Nutzergruppen berücksichtigt. 
Dadurch wird sowohl der Gesamtsicherheit als auch den Besonderheiten bestimmter 
Verkehrsarten sowie Zu- und Abflussrichtungen Rechnung getragen. 
Für die kollektiven Risiken wurde pro Jahr und Bahnübergang ein Zulässigkeitsgrenzwert 
von 3 · 10-2 Personenschäden festgelegt, zusätzlich ein anzustrebender Zielgrenzwert von 
3 · 10-3 Personenschäden. Die individuellen Risiken müssen aufgrund der unterschiedli-
chen betroffenen Personenzahl nach Verkehrsarten differenziert werden und gelten je-
weils pro Jahr und Straßenverkehrsteilnehmer; sie sind in Tabelle 5-1 dargestellt. 
Die eigentliche Risikobewertung erfolgt durch Vergleich der definierten Grenzwerte für 
individuelle und kollektive Risiken mit den in Abschnitt 4 ermittelten vorhandenen Risiken.  
Liegen die vorhandenen Risiken an einem Bahnübergang unter dem Zielgrenzwert, ist 
das Sicherheitsniveau aus Sicht der quantitativen Risikobetrachtung akzeptabel. Bei Risi-
ken zwischen dem Zielgrenzwert und dem Zulässigkeitsgrenzwert sollte der jeweilige 
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Bahnübergang überprüft und langfristig so gestaltet werden, dass der Zielgrenzwert ein-
gehalten wird. Liegen die Risiken über dem Zulässigkeitsgrenzwert, sind Maßnahmen zur 
Risikoreduzierung erforderlich. 
Überschreiten nur die individuellen Risiken einzelner Gruppen die genannten Grenzen, 
sind lediglich für die betroffenen Straßenverkehrsteilnehmer bzw. Zu- oder Abflussrich-
tungen risikoreduzierende Maßnahmen erforderlich, beispielsweise für Fußgänger oder 
abbiegende Verkehrsströme. 
Aufgrund der erheblichen Auswirkungen der Fragestellung, welches Risiko vertretbar ist, 
gestaltet sich eine abschließende Beantwortung schwierig. Die hergeleiteten Akzeptanz-
kriterien können daher nur als erster Vorschlag verstanden werden. Insbesondere die 
Bedeutung absichtlichen Fehlverhaltens wirft die Grundsatzfrage auf, inwieweit solche 
Risiken überhaupt quantifiziert werden können und sollen. Hierzu sind weitergehende 
interdisziplinäre Untersuchungen notwendig. 
Ergänzend sind qualitative Aspekte der Diskriminierungsfreiheit gegenüber behinderten 
Menschen zu berücksichtigen, die sich einer quantitativen Risikobewertung entziehen 
und daher als grundsätzliche Anforderungen einzuhalten sind. So kann beispielsweise 
eine Sicherung von Bahnübergängen für Fußgänger nur auf optischer oder nur auf akusti-
scher Basis von diesem Standpunkt aus nicht akzeptiert werden. 
Ebenfalls nur qualitativ kann das Risiko für sehr selten auftretende Fälle bewertet wer-
den, die jedoch ein sehr großes Schadensausmaß aufweisen. In diesen Bereich fallen die 
im Abschnitt 4.2.4 erörterten Zusammenpralle mit Gefahrgut-Lkw. Wenn die regelmäßige 
Fahrtstrecke eines solchen Straßenfahrzeugs über einen Bahnübergang führt, muss hier-
für eine Einzelfallbetrachtung durch Experten erfolgen, in deren Ergebnis über die Akzep-
tanz des Risikos entschieden wird. 
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6 Risikobeherrschung 
6.1 Grundlagen 
Die Risikobeherrschung ist erforderlich, wenn die vorhandenen oder erwarteten Risiken 
an einem Bahnübergang die festgelegten Risikogrenzwerte überschreiten. Sie dient der 
Auswahl risikoreduzierender Maßnahmen und damit der Einhaltung eines akzeptablen 
Sicherheitsniveaus. 
Grundsätzlich kann das Risiko bereits durch Anpassung der in den Abschnitten 4.2 und 
4.3 ermittelten Einflussfaktoren verringert werden, insbesondere durch bauliche Verände-
rungen. Dieser Weg ist zu bevorzugen, weil hierdurch die Risiken unmittelbar an ihrer 
Quelle bekämpft werden. Wenn die örtlichen oder finanziellen Rahmenbedingungen je-
doch eine derartige Beeinflussung der Risikofaktoren nicht zulassen, sind andere Maß-
nahmen zur Risikoreduzierung erforderlich. 
Analog zum Abschnitt 4 wird nachfolgend die Risikobeherrschung im Entscheidungs- und 
Räumungsbereich jeweils nach den Faktoren Aussetzung, Gefährdung, Unabwendbarkeit 
und Schadensausmaß betrachtet. Dabei werden nur Maßnahmen berücksichtigt, die be-
reits in Deutschland oder im Ausland angewendet wurden und bei denen Erkenntnisse 
oder Schätzungen über die Wirksamkeit vorliegen. 
Hinsichtlich der Bewertung von Maßnahmen an Bahnübergänge weisen Rakotonirainy, 
Soole und Larue auf Unzulänglichkeiten in den verfügbaren Untersuchungen hin, da oft-
mals keine statistischen Prüfverfahren eingesetzt werden oder andere methodische 
Mängel vorliegen [76]. Für den hier vorliegenden Zweck und unter Berücksichtigung der 
insgesamt erreichbaren Genauigkeit sollen die in der Literatur verfügbaren Erkenntnisse 
dennoch als Schätzwerte verwendet werden. 
Für die vorliegende Untersuchung ist die Risikominderung der Maßnahmen von Interes-
se. In der Literatur wird häufig angegeben, um wie viel Prozent das Auftreten gefährlicher 
Situationen durch eine bestimmte Maßnahme gesenkt werden konnte. Diese Werte 
müssen dann noch in einen Gefährdungsminderungsfaktor, der zwischen 0 und 1 liegt, 
umgerechnet werden. Durch Multiplikation des jeweils beeinflussten Risikofaktors mit 
dem Gefährdungsminderungsfaktor kann die Maßnahme in die Berechnung integriert 
werden. Dabei ist zu beachten, dass Maßnahmen oftmals spezifisch für bestimmte Si-
cherungs- oder Verkehrsarten wirken. 
Die aufgeführten Maßnahmen sind nicht abschließend, sondern stellen einen groben 
Überblick über dokumentierte Möglichkeiten zur Risikoreduzierung dar. Die Integration 
weiterer Maßnahmen erfordert jeweils eine Wirkungsüberprüfung. 




Als wesentliche Beeinflussungsmöglichkeit des Risikofaktors Aussetzung ist die Verrin-
gerung der Straßenverkehrsstärke zu nennen. Dies gilt für das kollektive Risiko der 
nichtmotorisierten Straßenverkehrsteilnehmer uneingeschränkt, für Kraftfahrzeuge auf-
grund des in Abschnitt 4.2.1 erläuterten Stott-Effektes nur bei geringen Verkehrsstärken. 
Maßgebend ist dabei das Maximum der Aussetzung. Für Verkehrsstärken über diesem 
Maximum würde eine Verringerung der Verkehrsstärke die Aussetzung erhöhen. 
Die Straßenverkehrsstärke lässt sich beispielsweise durch Verlagerung auf benachbarte 
höhenfreie Kreuzungen oder auf Bahnübergänge mit einem geringeren Risiko verringern. 
Gegebenenfalls ist dies auch nur für einzelne Verkehrsarten in Betracht zu ziehen, die am 
betreffenden Bahnübergang einem unzulässig hohen Risiko ausgesetzt sind (zum Beispiel 
bei Linienbusverkehr). Allerdings kann eine Verlagerung auf andere Bahnübergänge dort 
zu negativen Auswirkungen auf die Sicherheit und Verkehrsqualität führen [184], sodass 
solche Maßnahmen stets im Zusammenhang untersucht werden müssen. 
Eine unmittelbare Reduzierung des Risikos ergibt sich theoretisch auch aus einer Sen-
kung der Schienenverkehrsstärke. Allerdings wird es in den meisten Fällen nicht möglich 
oder nicht angemessen sein, diesen Parameter allein aus Gründen der Bahnübergangssi-
cherheit zu beeinflussen. Denkbar ist eine solche Maßnahme allenfalls im Güterverkehr 
bei entsprechenden Alternativstrecken mit höherwertig gesicherten Bahnübergängen. 
Der Effekt einer geänderten Straßen- oder Schienenverkehrsstärke kann durch einfaches 
Neuberechnen der Aussetzung und damit des gesamten Risikos festgestellt werden. Da 
kein linearer Zusammenhang vorliegt, ist die quantitative Angabe eines Verhältnisses 
nicht sinnvoll. 
Letztlich ist auch die Beseitigung eines Bahnübergangs und der Ersatz durch eine höhen-
freie Kreuzung dem Bereich der Aussetzung zuzuordnen, da durch die räumliche Tren-
nung keine Begegnungen von Schienenfahrzeugen und Straßenverkehrsteilnehmern 
mehr zu erwarten sind. Sofern anderweitig keine ausreichende Risikoreduzierung er-
reichbar ist, kann eine Beseitigung als letzter Ausweg notwendig werden. Im Ausland 
wird die Beseitigung von Bahnübergängen teilweise an konkrete Belastungsgrenzen ge-
knüpft, beispielsweise wird sie in Spanien ab einem Verkehrsmoment (Produkt der 
Schienen- und Straßenverkehrsstärke pro Zeiteinheit) von 1500 pro Tag gefordert [140]. 
Eine Veränderung der übrigen Parameter ist entweder nicht möglich (Fahrzeugmaße), hat 
kaum Auswirkungen (Kreuzungswinkel) oder wirkt sich indirekt risikosteigernd aus (Ge-
schwindigkeiten, Annäherungszeit).  
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6.2.2 Gefährdung 
6.2.2.1 Allgemeines 
Eine wesentliche Möglichkeit zur Beeinflussung der Gefährdungswahrscheinlichkeit be-
steht in der Änderung der Sicherungsart. Die quantitativen Effekte sind durch Varianten-
rechnungen mit den in Abschnitt 4.2.2 dargestellten Zahlenwerten bestimmbar. 
Diesem Bereich zuzuordnen ist auch die in der Literatur häufig genannte Ergänzung von 
Bahnübergängen mit Halbschranken durch zusätzliche Ausfahrtschranken, sodass die 
Wirkung eines Vollabschlusses entsteht. Um dadurch keine neue Gefährdung durch po-
tentiell eingeschlossene Straßenfahrzeuge zu schaffen, können folgende Vorkehrungen 
getroffen werden: 
 Zulassung der Fahrt des Schienenfahrzeugs nach Freiprüfung des Gefahrenraums 
durch Sensoren – bei belegtem Gefahrenraum muss das Schienenfahrzeug halten,  
 Schließen der Ausfahrtschranken nach Freiprüfung des Gefahrenraums durch Senso-
ren – bei belegtem Gefahrenraum bleiben die Ausfahrtschranken geöffnet  [16, 132], 
 Ausführung der Ausfahrtschranken in offensichtlich zerbrechlicher Bauweise, um im 
Falle eingeschlossener Straßenfahrzeuge die Fluchtmöglichkeit zu verdeutlichen [185], 
 Schließen der Ausfahrtschranken zeitversetzt nach dem Schließen der Zufahrtschran-
ken, um keine Straßenfahrzeuge einzuschließen, die trotz bereits eingeschalteter 
Lichtsignale noch in den Gefahrenbereich einfahren könnten. 
Gelegentlich werden preisgünstigere Sicherungsanlagen vorgeschlagen („Low-Cost-
Technik“, siehe beispielsweise [186]). Ihre Wirkung entspricht bei gleichem Erschei-
nungsbild für die Straßenverkehrsteilnehmer den bestehenden Sicherungsarten. Durch 
den Vorteil geringerer Kosten können mit den gleichen finanziellen Mitteln mehr Bahn-
übergänge ausgestattet werden, was jedoch außerhalb des Betrachtungsbereichs dieser 
Untersuchung liegt. 
Weitere Maßnahmen sind hinsichtlich ihrer Wirkungen nach der Beeinflussung absichtli-
cher und unbeabsichtigter Fehlhandlungen zu unterscheiden. 
6.2.2.2 Absichtliche Fehlhandlungen 
Gegen absichtliche Fehlhandlungen können angedrohte oder tatsächlich durchgeführte 
Sanktionierungsmaßnahmen wirken. Hierfür wird in der Literatur insbesondere die für 
den Straßenverkehrsteilnehmer erkennbare Aufzeichnung von Rotlichtverstößen durch 
Kameras an aktiven Bahnübergängen genannt [186].   
Eine Studie von Raslear nennt einen Rückgang des Missachtungsgrades um 84 % nach 
dem Einsatz solcher Kameras an Bahnübergängen in Los Angeles [113]. Dies entspricht 
einem Gefährdungsminderungsfaktor von 0,16. 
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Von Saccomanno, Park und Fu wird für die Verfolgung bewusster Verstöße ein Unfall-
minderungsfaktor von 0,25 genannt [187], wobei allerdings mangels näherer Bezugsgrö-
ßen kein unmittelbarer Rückschluss auf die Gefährdungsminderung möglich ist. Da ab-
sichtliches Fehlverhalten nur einen Teil der Unfälle verursacht, dürfte der Gefährdungs-
minderungsfaktor höher liegen. 
Basler und Partner schätzen die Reduktion des bewussten Fehlverhaltens an aktiven 
Bahnübergängen in Deutschland durch Rotlichtkameras mit etwa 50 % ein [16], was ei-
nem Gefährdungsminderungsfaktor von 0,5 entspricht. Allerdings beruht dieser Wert 
nicht auf Beobachtungen, sondern auf Expertenschätzungen. 
Cooper und Ragland beziffern die Effektivität von Rotlichtkameras bei Halbschranken in 
Kalifornien mit 72 % [73]. Der Gefährdungsminderungsfaktor beträgt damit 0,28.  
Caird et al. nennen für Kanada Reduzierungen der Verstöße nach dem Einsatz von Rot-
lichtkameras um 34 bis 94 %, allerdings ohne nähere Spezifizierung der Rahmenbedin-
gungen [158]. Dies entspräche Gefährdungsminderungsfaktoren von 0,06 bis 0,66. 
Washington und Oh empfehlen für Rotlichtkameras den Ansatz eines Gefährdungsminde-
rungsfaktors von 0,3 [188]. Der Wert wurde auf Basis internationaler Studien ermittelt. 
Die Schwankungsbreite der genannten Quellen kann durch unterschiedliche Rahmenbe-
dingungen und die Qualität der Ausgangsdaten erklärt werden. So ist es beispielsweise 
unmöglich, bei Beobachtungen an Bahnübergängen mit optischen Signalen ohne Halb-
schranken oder Schranken zwischen absichtlichem und unbeabsichtigtem Fehlverhalten 
zu unterscheiden. Da dies bei Bahnübergängen mit Halbschranken möglich ist (Umfahren 
meist als absichtliche Fehlhandlung, Durchbrechen meist als unbeabsichtigte Fehlhand-
lung), soll eine Orientierung an diesem Wert erfolgen, den Cooper und Ragland mit rund 
0,3 beziffern. Dies entspricht auch dem Wert von Washington und Oh, der die am besten 
abgesicherte Quelle darstellt. Demzufolge sollte für den Einsatz von Rotlichtkameras an 
aktiven Bahnübergängen ein Gefährdungsminderungsfaktor von 0,3 angesetzt werden. 
Vor dem Einsatz der Rotlichtkameras sind juristische Randbedingungen zu klären. So 
können Missachtungen durch Motorradfahrer aufgrund des fehlenden vorderen amtlichen 
Kennzeichens nach heutigem Stand in Deutschland nur verfolgt werden, wenn die Kame-
ras sowohl eine Front- als auch ein Heckaufnahme anfertigen. 
Für Bahnübergänge mit Halbschranken ist eine weitere wesentliche Maßnahme bekannt, 
mit der das Umfahren als Form absichtlichen Fehlverhaltens unterbunden werden soll. 
Dabei handelt es sich um die Trennung der Richtungsfahrstreifen durch bauliche Vorkeh-
rungen (Separatoren, Fahrbahnteiler, Mittelinseln). 
Ko et al. ermittelten in einer US-amerikanischen Studie für Separatoren aus Kunststoff 
einen Rückgang der Umfahrungshäufigkeit von 1,1 % auf unter 0,1 %, was einer Redu-
Kapitel 6  Risikobeherrschung 
  Seite 131 
zierung um mehr als 90 % entspricht [189]. Basis war die Beobachtung von 2700 
Schließvorgängen. Der Gefährdungsminderungsfaktor beträgt somit rund 0,1. 
Von Cooper und Ragland werden für vergleichbare Einrichtungen (ebenfalls in den USA) 
Reduktionen um 75 % bis 80 % genannt [73], woraus sich ein Gefährdungsminderungs-
faktor von 0,2 bis 0,25 ergibt. 
Nach Analysen von Griffioen aus den Niederlanden können durch den Einsatz von Separa-
toren 30 % bis 70 % der Umfahrungen von Halbschranken verhindert werden [36]. Der 
Gefährdungsminderungsfaktor beträgt nach dieser Studie demzufolge 0,3 bis 0,7.  
Saccomanno, Park und Fu nennen für die Ausrüstung von BÜ mit Halbschranken mit Se-
paratoren einen Gefährdungsminderungsfaktor von 0,34 auf Basis vier verschiedener in-
ternationaler Studien [187]. 
Cooper und Ragland nennen für Separatoren in Kalifornien eine Effektivität von 75 % bis 
80 %, was einem Wirkungsfaktor von 0,2 bis 0,25 entspricht [73] 
Für Kanada geben Caird et al. die Reduktion des vorsätzlichen Fehlverhaltens durch Sepa-
ratoren mit 80 % an [158], woraus sich ein Gefährdungsminderungsfaktor von 0,2 ergibt. 
Basler und Partner schätzen, dass eine Mittelinsel das Umfahren von Halbschranken voll-
ständig verhindert [16]. Dies entspricht einem Gefährdungsminderungsfaktor von 0,0. 
Allerdings beruht diese Angabe lediglich auf Expertenschätzungen. 
Aufgrund der vorgenannten Studien soll für eine Mitteltrennung bei Halbschranken ein 
Gefährdungsminderungsfaktor von 0,2 angesetzt werden. 
Die bisher genannten Maßnahmen wirken im Wesentlichen auf das Verhalten motorisier-
ter Straßenverkehrsteilnehmer. Für die nichtmotorisierten Verkehrsteilnehmer existieren 
kaum Maßnahmen gegen absichtliche Fehlhandlungen, zumal vor allem Fußgänger fast 
immer eine Möglichkeit finden können, um in den Gefahrenbereich zu gelangen, bei-
spielsweise durch Überklettern der Schranken. 
Eine Maßnahme, die unbeabsichtigte Fehler von Fußgängern während eines absichtli-
chen Fehlverhaltens vermeiden soll, wird von der Federal Railroad Administration ge-
nannt: Warnanzeigen, die über die Annäherung eines zweiten Zuges informieren, bewir-
ken eine Verminderung des riskanten Verhaltens durch Übersehen des zweiten Zuges bei 
einer Zugbegegnung um 14 % [190]. Allerdings stellen solche Vorfälle nur einen geringen 
Teil der Gesamtgefährdung dar, da Zugbegegnungen selten und starken zufälligen Ein-
flüssen unterworfen sind und in der vorliegenden Untersuchung nicht explizit berücksich-
tigt wurden. Deshalb kann für diese Maßnahme kein allgemeingültiger Gefährdungsmin-
derungsfaktor angegeben werden. Ein Einsatz kann sich abhängig von der Örtlichkeit bei 
regelmäßigen Zugbegegnungen auf zweigleisigen Strecken empfehlen.  
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6.2.2.3 Unbeabsichtigte Fehlhandlungen 
Ziele der Maßnahmen zur Verringerung unbeabsichtigter Fehlhandlungen sind vor allem 
die Erhöhung der Wahrnehmbarkeit von Bahnübergängen und Schienenfahrzeugen sowie 
die Reduzierung der Annäherungsgeschwindigkeiten der Straßenfahrzeuge. 
Für passive Bahnübergänge testete Rösiger ein dynamisches Anzeigesystem („Dialog-
display“), mit dem Kraftfahrzeugführer eine verbale Rückmeldung über ihre angemessene 
oder zu hohe Geschwindigkeit erhielten. Dabei konnte neben einer dauerhaften Ge-
schwindigkeitsreduzierung um rund 5 km/h (Ausgangswert rund 40 km/h) auch eine Ver-
besserung des Blickverhaltens nachgewiesen werden: Insbesondere in die stärker sicht-
eingeschränkte Richtung erfolgten nach Installation des Systems 20 % mehr Blicke [125]. 
In Verbindung mit der Geschwindigkeitsverringerung kann damit ein Gefährdungsminde-
rungsfaktor von 0,8 abgeschätzt werden. 
Ein ähnliches System wurde in Österreich getestet („ISIS-EK“), wobei hier statt einer 
Leuchtschrift das Gefahrzeichen für Bahnübergänge wiedergegeben wurde. Das Zeichen 
leuchtete jeweils bei Annäherung eines Straßenfahrzeugs oder eines Schienenfahrzeugs 
auf. Zusätzlich kamen Warnlichter in der Fahrbahn („Lanelights“) zum Einsatz. In der Fol-
ge war eine geringfügige Senkung der Geschwindigkeiten feststellbar [191], allerdings 
gab es weder eine umfassende Vorher-Nachher-Untersuchung noch eine Betrachtung 
von Langzeiteffekten, sodass noch keine gesicherten Aussagen möglich sind.  
Bauliche Maßnahmen zur Geschwindigkeitsreduzierung der Straßenfahrzeuge vor dem 
Bahnübergang können die Sicherheit erhöhen, indem sie mehr Zeit zur Wahrnehmung 
des Bahnübergangs und der Sicherungseinrichtungen schaffen. Allerdings besteht die 
Gefahr, dass sie zu viel Aufmerksamkeit auf sich ziehen und beispielsweise von der Be-
obachtung der Bahnstrecke ablenken [192]. Eine Anwendung kommt damit allenfalls an 
aktiven Bahnübergängen infrage. 
In den Niederlanden untersuchten van der Horst und Bakker zwei Arten von potenziell 
geschwindigkeitsdämpfenden Maßnahmen: Rüttelstreifen und Bodenschwellen („speed 
humps“). Während die Rüttelstreifen zu keiner messbaren Geschwindigkeitsreduzierung 
führten, konnten die Geschwindigkeiten mit den Bodenschwellen im Mittel um 9 km/h 
bis 15 km/h gesenkt werden (Geschwindigkeitsbereich 30 km/h bis 60 km/h). Es wurde 
empfohlen, die Schwellen mindestens 20 m vor dem Bahnübergang anzuordnen, um sie 
und den Bahnübergang als zwei unterschiedliche Ereignisse zu verdeutlichen. Aussagen 
zum Einfluss auf das Risiko wurden nicht getroffen. [193] 
Griffioen nennt für die Effektivität von Bodenschwellen vor Bahnübergängen ohne nähere 
Spezifizierung ihrer Art Größenordnungen von 20 % bis 60 % [36], was einem Gefähr-
dungsminderungsfaktor von 0,4 bis 0,8 entspricht. 
Kapitel 6  Risikobeherrschung 
  Seite 133 
Washington und Oh stufen Bodenschwellen zur Geschwindigkeitsdämpfung auf Basis 
einer Auswertung verschiedener internationaler Quellen mit einem Wirkungsfaktor von 
rund 0,8 bezogen auf die Unfallzahl ein [188]. Aufgrund der zahlreichen Einflüsse der Ge-
schwindigkeit auf das Risiko lässt sich daraus nicht unmittelbar ein Gefährdungsminde-
rungsfaktor ableiten, tendenziell dürfte dieser jedoch eher etwas niedriger liegen als 0,8. 
Aufgrund der unsicheren Quellenlage ohne Angabe näherer Rahmenbedingungen soll für 
Geschwindigkeitsdämpfung durch Bodenschwellen ein Gefährdungsminderungsfaktor 
von 0,8 angesetzt werden. 
Vor dem Einsatz geschwindigkeitsdämpfender Bodenschwellen sind die juristischen 
Randbedingungen zu prüfen. Je nach Beschaffenheit der Schwellen kann diese Maß-
nahme bei bestimmten Fahrzeugen mit geringer Bodenfreiheit Schäden verursachen, 
was neben Schadenersatzforderungen auch eine Beeinträchtigung der Verkehrssicherheit 
nach sich ziehen kann. 
Um das Übersehen von Schienenfahrzeugen an passiven Bahnübergängen zu vermin-
dern, werden gelegentlich Blitzleuchten an den führenden Fahrzeugen vorgeschlagen, 
beispielsweise in einer australischen Studie von Cairney, der dafür auch ein sehr gutes 
Kosten-Nutzen-Verhältnis postulierte, jedoch keine quantitativen Aussagen traf [192]. 
Basler und Partner nennen Blitzleuchten ebenfalls als mögliche Maßnahme zur Erhöhung 
der Aufmerksamkeit und schätzen ein, dass sich Gefährdungen durch Unaufmerksamkeit 
an passiven Bahnübergängen um 10 % senken lassen [16]. Der Gefährdungsminderungs-
faktor beträgt demnach 0,9. 
Weitere in verschiedenen Ländern angewendete Maßnahmen, zu denen zwar bisher kei-
ne ausreichenden Erkenntnisse über die Wirksamkeit vorliegen, die jedoch tendenziell die 
Wahrscheinlichkeit von Gefährdungen durch unbeabsichtigtes Fehlverhalten senken, 
werden nachfolgend genannt: 
 Einsatz von Blitzlichtern anstelle von Blinklichtern am Bahnübergang, um eine bessere 
Wahrnehmung zu erzielen, insbesondere wenn die Aufmerksamkeit der Straßenver-
kehrsteilnehmer durch die Straßenführung abgelenkt ist [186, 192], 
 Einsatz gelber Blinklichter als Vorankündigung eines Haltgebotes, wenn die Aufmerk-
samkeit durch die Straßenführung abgelenkt ist [194, 195], 
 Wiederholung der Sicherungseinrichtungen für Straßenverkehrsteilnehmer, die in ei-
nem bestimmten Abstand vor dem Bahnübergang einbiegen und deren Blickrichtung 
dadurch abgelenkt ist [153], 
 stärker nach Sicherungsart differenzierte Verkehrszeichen zur Ankündigung des Bahn-
übergangs [196, 197], 
 ergänzende Verkehrszeichen für besondere Situationen wie einseitige Sichteinschrän-
kungen, spitze Winkel oder Parallelführung [52, 123]. 




Die Erkenntnisse aus Abschnitt 4.2.3 lassen sich unmittelbar anwenden. Demnach führen 
Sichtverbesserungen für Straßenverkehrsteilnehmer zu einer geringeren Unabwendbar-
keit. Dies gilt für alle Sicherungs- und Verkehrsarten. Für absichtliches und unbeabsichtig-
tes Fehlverhalten sind jedoch unterschiedliche Sichtbeziehungen maßgebend. 
Von Geschwindigkeitsverringerungen, die ebenfalls die Unabwendbarkeit senken wür-
den, soll hier nicht ausgegangen werden. Eine Verringerung der Geschwindigkeit der 
Schienenfahrzeuge allein zur Senkung der Unabwendbarkeit wäre unangemessen. Da die 
Geschwindigkeit der Schienenfahrzeuge jedoch auch zahlreiche andere Risikofaktoren 
beeinflusst, sind diese stets im Zusammenhang zu betrachten; eine solche Geschwindig-
keitsreduzierung wirkt grundsätzlich senkend auf das Risiko. Geschwindigkeitsbeschrän-
kungen für Straßenverkehrsteilnehmer stoßen häufig auf geringe Akzeptanz und sind 
damit kaum wirksam (vgl. [120]). 
Die quantitativen Effekte einer verbesserten Sicht lassen sich mit Hilfe der in Abschnitt 
4.2.3 dargestellten mathematischen Zusammenhänge ermitteln. 
6.2.3.2 Absichtliches Fehlverhalten 
Um die Unabwendbarkeit bei absichtlichem Fehlverhalten zu verringern, müsste die Sicht 
für die Straßenverkehrsteilnehmer unmittelbar vor dem Bahnübergang in Richtung der 
Bahnstrecke verbessert werden. Dies resultiert aus der Erkenntnis, dass sich Straßenver-
kehrsteilnehmer vor absichtlichen Fehlhandlungen meist bewusst davon zu überzeugen 
versuchen, ob sich ein Schienenfahrzeug nähert. 
6.2.3.3 Unbeabsichtigtes Fehlverhalten 
Für dieses Fehlverhalten wäre die Sicht für die Straßenverkehrsteilnehmer auf die Bahn-
strecke in einem größeren Bereich vor dem Bahnübergang zu verbessern. Dies ergibt 
sich aus der nur zufälligen Wahrnehmung von Schienenfahrzeugen im Gesichtsfeld der 
Straßenverkehrsteilnehmer. 
6.2.4 Schadensausmaß 
Das Schadensausmaß bei einem Zusammenprall kann praktisch nur durch die Geschwin-
digkeit der Schienenfahrzeuge beeinflusst werden. Maßnahmen der passiven Sicherheit 
der Straßenfahrzeuge sind durch die große kinetische Energie der Schienenfahrzeuge 
nahezu wirkungslos. Im Bereich der passiven Sicherheit der Schienenfahrzeuge existieren 
Ansätze, mit denen das Schadensausmaß der Schienenfahrzeuginsassen reduziert wer-
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den kann. Diese sind jedoch nicht Gegenstand der vorliegenden Untersuchung; hierfür 
wird auf [23] verwiesen. 
Maßnahmen gegen Folgeereignisse (Entgleisungen, Brände), wie sie vereinzelt in auslän-
dischen Studien vorgeschlagen werden [6], sind zwar grundsätzlich sinnvoll, haben jedoch 
nur geringes Potenzial für eine messbare Risikoreduzierung. In Deutschland kommt es 
bei rund 3 % der Zusammenpralle zu einer Entgleisung (berechnet für die Jahre 2003 bis 
2009 nach  [64, 65, 66, 67, 68, 69, 4]). Aufgrund der geringen Häufigkeit lassen sich keine 
Aussagen zu systematischen Einflussfaktoren und möglichen Ansätzen treffen; dies 
bleibt weitergehenden Untersuchungen vorbehalten. 
6.3 Räumungsbereich 
6.3.1 Aussetzung 
Grundsätzlich gelten zunächst auch für die Aussetzung die Ausführungen in Abschnitt 
6.2.1, da sich eine Verringerung der Straßenverkehrsstärke auch auf den Räumungsbe-
reich auswirkt. Im Gegensatz zum Entscheidungsbereich spielt der „Stott-Effekt“ hierbei 
keine Rolle, sodass die Aussetzung im Räumungsbereich mit sinkender Straßenverkehrs-
stärke stets sinkt. 
Um die Aussetzung im Räumungsbereich zu vermindern, kommt weiterhin die Beseiti-
gung, Veränderung oder Verschiebung der Straßenverkehrsanlage in Betracht, durch die 
das Räumen des Bahnübergangs behindert wird. In einer neuseeländischen Studie von 
Gibson wird für kurze oder fehlende Aufstelllängen beispielsweise die Anlage eines 
„Fluchtfahrstreifens“ hinter dem Bahnübergang vorgeschlagen, auf dem sich abbiegende 
Fahrzeuge aufstellen können; ebenso werden größere Ausrundungshalbmesser an der 
Straßenkreuzung genannt, um Aufstellmöglichkeiten zu verbessern [153]. Die Auswir-
kungen solcher Maßnahmen können mit Hilfe des Abschnitts 4.3.1 berechnet werden, 
sofern die zugrunde liegenden Daten vorliegen. 
6.3.2 Gefährdung 
Mit einer technischen Gefahrenraumfreimeldung können Gefährdungen im Räumungsbe-
reich nahezu vollständig ausgeschlossen werden. Die Fahrt von Schienenfahrzeugen wird 
dabei erst zugelassen, wenn der Gefahrenbereich freigemeldet wurde. Im Rahmen der 
europäischen SELCAT-Studien wurde beispielhaft gezeigt, dass selbst eine Gefahren-
raumfreimeldung auf niedrigem technischen Sicherheitsniveau (SIL 0) zu einer Senkung 
des Risikos um 99 % führen kann [198]. Die heute zugelassenen Techniken weisen je-
doch ein deutlich höheres Sicherheitsniveau auf, sodass technische Fehlfunktionen ver-
nachlässigbar sind (vgl. Abschnitt 1.3). Damit ergibt sich ein Gefährdungsminderungsfak-
tor von 0. 
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Eine ähnliche Wirkung ist für vorgeschaltete Lichtzeichen und Abhängigkeiten zu benach-
barten Lichtsignalanlagen des Straßenverkehrs (BÜSTRA) anzunehmen. Mit diesen Ein-
richtungen wird der übergeordnete Verkehrsstrom angehalten, um dem sonst warte-
pflichtigen Verkehrsstrom das Räumen des Bahnübergangs zu ermöglichen. Allerdings 
können die Lichtzeichen von den bevorrechtigten Verkehrsströmen auch übersehen wer-
den. Demzufolge ist die menschliche Fehlerwahrscheinlichkeit für fertigkeitsbasiertes 
Verhalten von 10-3 als Gefährdungsminderungsfaktor anzusetzen. Ein absichtliches Miss-
achten der vorgeschalteten Lichtzeichen bzw. der Lichtsignale am Straßenknotenpunkt 
wird nicht angenommen, da sich im hier vorliegenden Fall das räumende Straßenfahrzeug 
bereits im Bahnübergangsbereich befindet und somit von den wartepflichtigen Straßen-
verkehrsteilnehmern erkannt werden kann. 
Mit dynamischen Verkehrszeichen vor dem Bahnübergang können Straßenverkehrsteil-
nehmer aufgefordert werden, den Gefahrenbereich freizuhalten, wenn Sensoren einen 
Rückstau hinter dem Bahnübergang registrieren. Bei einem Versuch in Großbritannien 
stellten Turner et al. fest, dass die Häufigkeit gefährlicher Belegungen des Gefahren-
raums um rund 30 % reduziert werden konnte, allerdings stehen noch konkrete Untersu-
chungen zur Risikominderung aus [176]. Griffioen nennt für dynamische Rückstauwarn-
anzeigen Reduktionen des Fehlverhaltens um 40 % bis 60 % [36]. Unter Berücksichti-
gung der Quellenlage soll für diese Maßnahme ein Gefährdungsminderungsfaktor von 0,6 
angesetzt werden. 
Als unterstützende Maßnahme, die unter anderem in Neuseeland angewendet wird, 
nennt Gibson die auffällige Markierung der Fahrbahn im freizuhaltenden Gefahrenbereich, 
womit insbesondere für kurze Fahrzeuge (Pkw) eine geringere Gefährdung erzielbar sein 
soll [153]. Allerdings wurde die Wirkung nicht quantifiziert, sodass hierzu weitere Unter-
suchungen – insbesondere im Hinblick auf Gewöhnungseffekte – durchzuführen sind. 
6.3.3 Unabwendbarkeit 
Die Ausführungen zum Entscheidungsbereich in Abschnitt 6.2.3 gelten für den Räu-
mungsbereich analog, wobei hier die Sichtverhältnisse für Schienenfahrzeugführer maß-
gebend sind. Wie sich Sichtverbesserungen auswirken, kann mit den mathematischen 
Zusammenhängen aus Abschnitt 4.3.3 berechnet werden. 
6.3.4 Schadensausmaß 
Es gelten die gleichen Ausführungen wie zum Entscheidungsbereich in Abschnitt 6.2.4. 
Ein möglicherweise verringertes Schadensausmaß durch Geschwindigkeitsreduzierungen 
der Schienenfahrzeuge vor einem Zusammenprall wird indirekt bei der Unabwendbarkeit 
berücksichtigt und muss daher hier nicht betrachtet werden. 
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6.4 Zusammenfassung 
Grundsätzlich lassen sich die Risiken beeinflussen, indem die bei der Risikoanalyse in den 
Abschnitten 4.2 und 4.3 ermittelten Einflussfaktoren direkt verändert werden, beispiels-
weise durch Verwendung einer anderen Sicherungsart oder durch bauliche Veränderun-
gen. Ergänzend dazu gibt es spezifische Maßnahmen, mit denen insbesondere der Risi-
kofaktor Gefährdung beeinflussbar ist. Eine Zusammenstellung der in den vorangegange-








Rotlichtkameras aktive Bahnübergänge motorisierte GE,abs 0,3 
Fahrbahnteiler/Separatoren Halbschranken motorisierte GE,abs 0,2 
Blitzleuchten an Schienenfahrzeugen passive Bahnübergänge alle GE,unb 0,9 
Dialogdisplay  passive Bahnübergänge motorisierte GE,unb 0,8 
Geschwindigkeitsdämpfer aktive Bahnübergänge motorisierte GE,unb 0,8 
Räumungsbereich 
technische Gefahrenraumfreimeldung aktive Bahnübergänge motorisierte GR 0 
vorgeschaltete Lichtzeichen aktive Bahnübergänge motorisierte GR 10
-3 
Abhängigkeit zu Lichtsignalanlagen aktive Bahnübergänge motorisierte GR 10
-3 
dynamische Rückstauwarnanzeige alle Bahnübergänge motorisierte GR 0,6 
Tabelle 6-1: Minderungsfaktoren von Maßnahmen zur Risikobeherrschung 
Die konkrete Entscheidung über die zu treffenden Maßnahmen muss unter Berücksichti-
gung der örtlichen Verhältnisse erfolgen. Kommen verschiedene Maßnahmen infrage, 
empfiehlt sich die Durchführung einer Nutzen-Kosten-Analyse im jeweiligen Einzelfall. 
Diese liegt jedoch außerhalb des Betrachtungsbereichs dieser Untersuchung. 




Das Verfahren zur Sicherheitsbeurteilung für einen konkreten Bahnübergang setzt sich 
aus drei Phasen zusammen, die auf den vorangegangenen Kapiteln basieren: 
 Risikoanalyse (Kapitel 4),  
 Risikobewertung (Kapitel 5), 
 Risikobeherrschung (Kapitel 6). 
Im Einzelnen sind dazu die in Abbildung 7-1 dargestellten Schritte durchzuführen. In der 
Risikoanalyse werden zunächst die vorhandenen Eigenschaften des Bahnübergangs und 
des darauf stattfindenden Verkehrs untersucht, um die individuellen und kollektiven Risi-
ken zu quantifizieren. Anschließend erfolgt in der Risikobewertung ein Vergleich mit vor-
gegebenen Grenzwerten. Liegen alle bestehenden Risiken unter den Zulässigkeitsgrenz-
werten, weist der Bahnübergang ein akzeptables Sicherheitsniveau auf; andernfalls sind 
Maßnahmen zur Risikobeherrschung erforderlich, unteren deren Einbeziehung das Ver-
fahren dann zu wiederholen ist. Zusätzlich ist die Einhaltung der Zielgrenzwerte zu prüfen, 
um eine langfristige Risikoreduzierung zu erreichen. 
 
Abbildung 7-1: Ablauf des Beurteilungsverfahrens 
Die einzelnen Berechnungsschritte wurden zur leichteren Handhabung in eine elektroni-
sche Berechnungstabelle umgesetzt, die dieser Arbeit als Anlage beigefügt ist. Ebenso 
sind die Anwendungsbeispiele aus Abschnitt 7.4 als Dateien in der Anlage enthalten. 
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7.2 Plausibilitätsprüfung 
Eine umfassende Validierung des Modells im Sinne der Prüfung aller Parameter und Zu-
sammenhänge auf Übereinstimmung mit der Realität würde eine hinreichend große und 
detaillierte Stichprobe von Bestands- und Unfalldaten erfordern. Diese Daten liegen je-
doch gegenwärtig nicht vor und sind mit vertretbarem Aufwand auch nicht beschaffbar, 
zumal bei der behördlichen Unfallaufnahme nur ein Teil der hier betrachteten Merkmale 
systematisch erfasst wird und ein noch kleinerer Teil öffentlich zugänglich ist (vgl. hierzu 
auch [199]). Somit kann eine Validierung nicht im Rahmen der vorliegenden Untersu-
chung, sondern erst nach Erfüllung der entsprechenden Voraussetzungen erfolgen. 
Um das entwickelte Modell jedoch zumindest hinsichtlich der Plausibilität seiner Ergeb-
nisse zu bewerten, wird ein Vergleich mit Unfalldaten aus der Statistik durchgeführt. Die-
ser Vergleich bezieht sich auf folgende Sicherungsarten: 
 passive Sicherung durch Übersicht, 
 aktive Sicherung durch Lichtsignale, hier: Lichtzeichen (Farbfolge Gelb – Rot). 
Hintergrund der Beschränkung auf diese beiden Sicherungsarten sind die Einsatzkriterien 
in den Regelwerken für die Eisenbahnen des Bundes [10, 12]: Während Halbschranken 
und Vollabschluss unabhängig von Straßen- und Schienenverkehrsstärke sowie von den 
Geschwindigkeiten der Schienenfahrzeuge an praktisch allen Bahnübergängen vorkom-
men können, beschränkt sich der Einsatz von Übersicht und Lichtzeichen auf bestimmte 
Grenzwerte. Erst dies ermöglicht geeignete Annahmen für die Modellanwendung. 
Tabelle 7-1 zeigt die Berechnung des mittleren kollektiven Risikos eines Bahnübergang 
der jeweiligen Sicherungsart aus den Unfallstatistiken der Jahre 2003 bis 2009. Die gerin-
ge Anzahl von Bahnübergängen mit Lichtsignalen resultiert aus dem Umstand, dass dabei 
nur Anlagen mit Lichtzeichen, nicht jedoch mit Blinklichtern einbezogen werden konnten. 
Letztere dürfen neu nicht mehr errichtet werden, sind jedoch zahlreich im Bestand vor-
handen; allerdings galten zum Errichtungszeitpunkt andere Einsatzkriterien. 
Sicherungsart Übersicht 1) Lichtsignale 2) 
mittlere Anzahl BÜ im Zeitraum 2003–2009  3000 3) 131 
mittlere Anzahl getöteter Personen/a 3,7 1,4 
mittlere Anzahl schwer verletzter Personen/a 6,1 1,3 
mittlere Anzahl leicht verletzter Personen/a 13,6 5,4 
mittleres kollektives Risiko aller BÜ (Ps/a) 4,5 1,6 
mittleres kollektives Risiko pro BÜ (Ps/a) 1,5 ⋅ 10-3 1,2 ⋅ 10-2 
Anmerkungen: 
1)  bei Fußwegen nur ohne Umlaufsperren, um Auswahl auf Nebenbahnen bis 80 km/h zu beschränken 
2) hier: nur Lichtzeichen, keine Blinklichter 
3)  Abschätzung auf Basis der Angaben für andere nichttechnisch gesicherte BÜ in den Statistiken  
 (mittlere Anzahl nichttechnisch gesicherte BÜ ohne Postensicherung und ohne Abschlüsse: rund 9500, 
 davon Übersicht mit Pfeifsignalen: rund 3600, mit Pfeifsignalen und Langsamfahrstelle: rund 2000,  
 verbleiben 3900 mit Übersicht, Pfeifsignalen und/oder Umlaufsperren, letztere beide geschätzt auf 900) 
Tabelle 7-1: Kollektive Risiken 2003–2009, berechnet nach [64, 65, 66, 67, 68, 69, 4] 
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Für die Modellierung sind Annahmen zu treffen, die einen Mittelwert über sämtliche 
Bahnübergänge der betreffenden Sicherungsart darstellen. Es wird von folgenden Werten 
ausgegangen (in Klammern jeweils Begründungen aus Regelwerk [10, 12] und Praxis): 
 Länge der Schienenfahrzeuge: 100 m (typischerweise verhältnismäßig kurze Züge auf 
Nebenbahnen, insbesondere aus Triebwagen bestehend), 
 Geschwindigkeit der Schienenfahrzeuge:  
o bei Übersicht: 50 km/h (typische Geschwindigkeiten auf Nebenbahnen 50 km/h bis 
80 km/h, aufgrund der Sichtverhältnisse an Bahnübergängen jedoch oft auf geringe-
re Werte beschränkt; somit Mittelwert eher bei 50 km/h anzunehmen),  
o bei Lichtsignalen: 60 km/h (siehe zuvor, jedoch ohne Geschwindigkeitsbeschrän-
kungen; vgl. auch Tabelle im Anhang zu Abschnitt 4.2.4) 
 Schienenverkehrsstärke: 30 Sfz/d (typischer Wert für Nebenbahnen, entspricht Stun-
dentakt in beide Richtungen über einen Zeitraum von 15 h), 
 Vorsperrzeit:  
o bei Übersicht: 10 s (aus Sichtflächenberechnung typischer Wert von der Erkennbar-
keit des Schienenfahrzeugs bis zur Ankunft am Bahnübergang),  
o bei Lichtsignalen: 25 s (Minimalwert 20 s, Maximalwert 90 s, angestrebt wird je-
weils der kleinste mögliche Wert; abhängig von Überwachungsart und Geschwin-
digkeitsspektrum treten praktisch jedoch auch größere Werte auf), 
 Straßenverkehrsstärke, gleichmäßig auf beide Zufahrtsseiten aufgeteilt: 
o bei Übersicht:  
 motorisierter Verkehr: 20 Pkw/d und 2 Lkw/d (Sicherungsart bis 100 Kfz/d zuge-
lassen, jedoch hauptsächlich an Feld- und Waldwegen angewendet), 
 nichtmotorisierter Verkehr: 10 Fußgänger/d (wegen der hauptsächlichen Anwen-
dung an Feld- und Waldwegen), 
o bei Lichtsignalen:  
 motorisierter Verkehr: 1000 Pkw/d und 100 Lkw/d (Sicherungsart bis 2500 Kfz/d 
zugelassen, bei Straßenverkehrsstärke im oberen Bereich wird jedoch oft vor-
sorglich höherwertige Sicherungsart errichtet),  
 nichtmotorisierter Verkehr: 100 Fußgänger/d (Sicherungsart nur bei geringem 
Fußgängerverkehr zugelassen) 
 Kreuzungswinkel: 80° (Begründung: nach Regelwerk sind rechtwinklige Kreuzungen 
anzustreben, praktisch treten jedoch auch spitz- und stumpfwinklige Fälle auf), 
 Geschwindigkeiten der Straßenverkehrsteilnehmer: 
o bei Übersicht:  
 Pkw und Lkw 30 km/h (nach Regelwerk bis 50 km/h zulässig, aufgrund der 
Sichtverhältnisse jedoch oft weiter beschränkt; Annäherung an solche Bahn-
übergänge erfolgt außerdem in der Regel langsamer), 
 Fußgänger 1,2 m/s (übliche Größe für Gehgeschwindigkeiten), 
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o bei Lichtsignalen: 
 Pkw und Lkw 50 km/h (nach Regelwerk bis 70 km/h zulässig, örtlich jedoch nicht 
überall fahrbar bzw. gefahren oder aus anderen Gründen beschränkt), 
 Fußgänger 1,2 m/s (übliche Größe für Gehgeschwindigkeiten), 
 Sichtweiten für Straßenverkehrsteilnehmer: 
o bei Übersicht: am Bahnübergang 150 m, im Gefahrenanhalteweg 100 m (durch 
Freihaltung der Sichtflächen theoretisch noch größere Werte, durch Kreuzungswin-
kel und Straßenführung liegt Bahnstrecke jedoch nicht zwangsläufig im Sehfeld), 
o bei Lichtsignalen: am Bahnübergang 100 m, im Gefahrenanhalteweg 50 m (geringer 
als bei Übersicht, da keine Freihaltung von Sichtflächen; durch Zulassung der Siche-
rungsart nur bei geringem Fußgängerverkehr jedoch meist außerorts zu finden, wo 
Sichthindernisse praktisch nur selten auftreten), 
 Faktor für unbeabsichtigte Gefährdung: 2 wegen Kurve vor Bahnübergang (Praxis 
zeigt, dass im Mittel keine idealen Verhältnisse im Sinne einer geradlinigen Annähe-
rung der Straße an den Bahnübergang vorliegen), 
 keine Rückstaugefahr im Räumungsbereich (aufgrund der vergleichsweise geringen 
Straßenverkehrsstärken wird im Mittel nicht von Rückstaus ausgegangen, deren Dauer 
die Vorsperrzeit übersteigt), 
 eine Zuflussrichtung je Zufahrtsseite (methodisch vereinfachte Annahme, die jedoch 
für sich genommen keine Auswirkung auf das Gesamtrisiko hat). 
Bei Anwendung des Modells ergeben sich die entsprechend Tabelle 7-2 (Bahnübergänge 
mit Übersicht) und Tabelle 7-3 (Bahnübergänge mit Lichtsignalen) berechneten Risiken. 
Zufahrtsseite Zuf 1 Zuf 2 
Verkehrsart s 1 (Pkw) 2 (Lkw) 6 (Fuß) 1 (Pkw) 2 (Lkw) 6 (Fuß) 
Zuflussrichtung z 1 1 1 4 4 4 
Abflussrichtung a 4 4 4 1 1 1 
Aussetzung im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.1 
              (Beg/a) 1,8 ⋅ 10
1 2,3 ⋅ 100 3,8 ⋅ 100 1,8 ⋅ 101 2,3 ⋅ 100 3,8 ⋅ 100 
Gefährdung im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.2 
             (Gef/Beg) 5,0 ⋅ 10
-2 5,0 ⋅ 10-2 5,0 ⋅ 10-2 5,0 ⋅ 10-2 5,0 ⋅ 10-2 5,0 ⋅ 10-2 
             (Gef/Beg) 1,0 ⋅ 10
-1 1,0 ⋅ 10-1 5,0 ⋅ 10-2 1,0 ⋅ 10-1 1,0 ⋅ 10-1 5,0 ⋅ 10-2 
Unabwendbarkeit im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.3 
             (Zp/Gef) 2,0 ⋅ 10
-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 
             (Zp/Gef) 2,0 ⋅ 10
-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 
Schadensausmaß im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.4 
     (Ps/Zp) 1,2 ⋅ 10
-1 5,0 ⋅ 10-2 4,6 ⋅ 10-1 1,2 ⋅ 10-1 5,0 ⋅ 10-2 4,6 ⋅ 10-1 
Risiko im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.1 
              (Ps/a) 6,5 ⋅ 10
-4 3,4 ⋅ 10-5 3,5 ⋅ 10-4 6,5 ⋅ 10-4 3,4 ⋅ 10-5 3,5 ⋅ 10-4 
Risiko im Räumungsbereich nach Abschnitt 4.1 
              (Ps/a) 0 0 - 0 0 - 
Risiko am Bahnübergang nach Abschnitt 4.1 
               (Ps/a) 6,5 ⋅ 10
-4 3,4 ⋅ 10-5 3,5 ⋅ 10-4 6,5 ⋅ 10-4 3,4 ⋅ 10-5 3,5 ⋅ 10-4 
         (Ps/a) 2,1 ⋅ 10
-3 
Tabelle 7-2: Kollektives Risiko für Übersicht nach Modellierung 
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Zufahrtsseite Zuf 1 Zuf 2 
Verkehrsart s 1 (Pkw) 2 (Lkw) 6 (Fuß) 1 (Pkw) 2 (Lkw) 6 (Fuß) 
Zuflussrichtung z 1 1 1 4 4 4 
Abflussrichtung a 4 4 4 1 1 1 
Aussetzung im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.1 
              (Beg/a) 4,0 ⋅ 10
2 4,6 ⋅ 101 3,8 ⋅ 101 4,0 ⋅ 102 4,6 ⋅ 101 3,8 ⋅ 101 
Gefährdung im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.2 
             (Gef/Beg) 9,0 ⋅ 10
-3 9,0 ⋅ 10-3 5,0 ⋅ 10-2 9,0 ⋅ 10-3 9,0 ⋅ 10-3 5,0 ⋅ 10-2 
             (Gef/Beg) 2,0 ⋅ 10
-3 2,0 ⋅ 10-3 5,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 5,0 ⋅ 10-3 
Unabwendbarkeit im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.3 
             (Zp/Gef) 2,0 ⋅ 10
-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 
             (Zp/Gef) 2,0 ⋅ 10
-3 2,2 ⋅ 10-1 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,2 ⋅ 10-1 2,0 ⋅ 10-3 
Schadensausmaß im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.4 
     (Ps/Zp) 1,4 ⋅ 10
-1 6,0 ⋅ 10-2 5,5 ⋅ 10-1 1,4 ⋅ 10-1 6,0 ⋅ 10-2 5,5 ⋅ 10-1 
Risiko im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.1 
              (Ps/a) 1,3 ⋅ 10
-3 1,2 ⋅ 10-3 2,3 ⋅ 10-3 1,3 ⋅ 10-3 1,2 ⋅ 10-3 2,3 ⋅ 10-3 
Risiko im Räumungsbereich nach Abschnitt 4.1 
              (Ps/a) 0 0 - 0 0 - 
Risiko am Bahnübergang nach Abschnitt 4.1 
               (Ps/a) 1,3 ⋅ 10
-3 1,2 ⋅ 10-3 2,3 ⋅ 10-3 1,3 ⋅ 10-3 1,2 ⋅ 10-3 2,3 ⋅ 10-3 
         (Ps/a) 9,6 ⋅ 10
-3 
Tabelle 7-3: Kollektives Risiko für Lichtsignale nach Modellierung 
Im Ergebnis ist festzustellen, dass die mit dem Modell berechneten kollektiven Risiken 
für beide betrachtete Sicherungsarten die gleiche Größenordnung aufweisen wie die aus 
der Statistik berechneten mittleren kollektiven Risiken (Abbildung 7-2). Unter Berücksich-
tigung der Ungenauigkeiten in den Annahmen kann dies als Anhaltspunkt dafür gelten, 
dass die Modellparameter die richtigen Größenordnungen aufweisen. Die oben erwähnte 
Notwendigkeit einer umfassenden Validierung des Modells bleibt hiervon unberührt. 
 
Abbildung 7-2: Vergleich der Ergebnisse aus Modell und Statistik 
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7.3 Sensitivitätsanalyse 
7.3.1 Ausgangsszenarien 
Um die Stärke des Einflusses einzelner Parameter auf das Risiko zu ermitteln, wird nach-
folgend eine Sensitivitätsanalyse durchgeführt. Zunächst werden Ausgangsszenarien mit 
typischen Werten definiert. Anschließend erfolgt die Variation jedes einzelnen Parameters 
innerhalb seines praktisch auftretenden Wertebereichs, während die übrigen Parameter 
unverändert bleiben. Durch grafische Gegenüberstellung der jeweils variierten Größe und 
des Risikos kann der Einfluss beurteilt werden. 
Für die Ausgangsszenarien werden folgende Annahmen (Mittelwerte) getroffen: 
 Länge der Schienenfahrzeuge: 200 m, 
 Schienenfahrzeuggeschwindigkeiten: 80 km/h (Szenario 1), 160 km/h (Szenario 2), 
 Schienenverkehrsstärke: 40 Sfz/d, 
 Vorsperrzeit: 40 s, 
 eine Zufahrtsseite (zulässige Vereinfachung, da zwischen den zwei im Regelfall vor-
handenen Zufahrtsseiten eines Bahnübergangs keine Abhängigkeiten bestehen), 
 eine Zuflussrichtung mit Pkw, Lkw, Bus, Krad, Rad, Fuß von jeweils 200 Svt/d, 
 Kreuzungswinkel: 90°, 
 Geschwindigkeiten der Straßenverkehrsteilnehmer: 50 km/h (Pkw, Lkw, Bus, Krad), 
10 km/h (Rad), 1,2 m/s (Fuß), 
 Sicherungsart: Halbschranken, 
 keine zusätzlichen Gefährdungsfaktoren oder Gegenmaßnahmen, 
 Sichtweite der Straßenverkehrsteilnehmer unmittelbar vor dem Bahnübergang zur 
Abwendung von Gefährdungen aus absichtlichen Fehlhandlungen: 100 m, 
 nutzbare Sichtweite der Straßenverkehrsteilnehmer im Gefahrenanhalteweg zur Ab-
wendung von Gefährdungen aus unbeabsichtigten Fehlhandlungen: 60 m, 
 keine Verkehrsanlagen, die das Räumen beeinträchtigen, 
 mittlere Sichtweite des Schienenfahrzeugführers: 200 m, 
 mittlerer Gefahrenanhalteweg der Schienenfahrzeuge: 200 m (Szenario 1), 500 m 
(Szenario 2). 
Da sich das kollektive Risiko aus der Summe der individuellen Risiken in Verbindung mit 
der Straßenverkehrsstärke ergibt, ist eine Berechnung der individuellen Risiken zum 
Zwecke der Identifizierung der maßgeblichen Einflussfaktoren ausreichend. Eine Aus-
nahme hiervon bildet die Straßenverkehrsstärke selbst, deren Einfluss sowohl auf das 
individuelle als auch auf das kollektive Risiko zu analysieren ist. 
Die Daten zur Sensitivitätsanalyse sind im Anhang enthalten, womit sich die nachfolgen-
den Ausführungen auf die grafische Darstellung beschränken können. 
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7.3.2 Schienenfahrzeuglänge 
Bereich: 50 m bis 750 m, Stufe: 50 m 
 
Abbildung 7-3: Einfluss der Schienenfahrzeuglänge (Szenario 1) 
 
Abbildung 7-4: Einfluss der Schienenfahrzeuglänge (Szenario 2) 
Es ist erkennbar, dass die Schienenfahrzeuglänge nur im unteren Bereich Einfluss auf das 
individuelle Risiko hat. Dort steigt das Risiko leicht mit der Länge der Schienenfahrzeuge. 
Dies resultiert aus der Tatsache, dass kurze Schienenfahrzeuge den Bahnübergang be-
reits wieder verlassen haben können, bevor es zu einer Begegnung mit einem Straßen-
verkehrsteilnehmer kommt (vgl. Abschnitt 4.2.1).  
Bei motorisierten Verkehrsarten ist der Einfluss aufgrund des längeren Anhalteweges und 
dessen Wirkung auf die Aussetzungszeit etwas stärker ausgeprägt als bei nichtmotori-
sierten. Bei Fußgängern wird das individuelle Risiko von der Schienenfahrzeuglänge prak-
tisch nicht beeinflusst. 
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7.3.3 Schienenfahrzeuggeschwindigkeit 
Bereich: 20 km/h bis 160 km/h, Stufe: 20 km/h 
 
Abbildung 7-5: Einfluss der Schienenfahrzeuggeschwindigkeit (Szenario 1) 
 
Abbildung 7-6: Einfluss der Schienenfahrzeuggeschwindigkeit (Szenario 2) 
Mit steigender Geschwindigkeit steigt auch das Risiko. Dies erklärt sich durch den Ein-
fluss der Geschwindigkeit der Schienenfahrzeuge sowohl auf die Unabwendbarkeit (vgl. 
Abschnitt 4.2.3) als auch auf das Schadensausmaß (vgl. Abschnitt 4.2.4). Zwischen den 
beiden Szenarien bestehen hierbei keine Unterschiede, da sich diese über die Geschwin-
digkeiten definieren. 
Die Schwankungen im Anstieg resultieren aus den Unstetigkeiten der Formeln zur Un-
abwendbarkeit. Ebenso ist die Sättigung des Risikos im oberen Geschwindigkeitsbereich 
auf diese Formeln zurückzuführen: Ab einer bestimmten Geschwindigkeit ist eine Ab-
wendung unmöglich, darüber hinaus wird nur noch das Schadensausmaß beeinflusst. 
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7.3.4 Schienenverkehrsstärke  
Bereich: 7300 Sfz/a (20 Sfz/d) bis 73000 Sfz/a (200 Sfz/d), Stufe: 7300 Sfz/a (20 Sfz/d) 
 
Abbildung 7-7: Einfluss der Schienenverkehrsstärke (Szenario 1) 
 
Abbildung 7-8: Einfluss der Schienenverkehrsstärke (Szenario 2) 
Erwartungsgemäß steigt das individuelle Risiko in beiden Szenarien linear mit der Schie-
nenverkehrsstärke an, da diese ausschließlich die Aussetzung in linearer Weise beein-
flusst (vgl. Abschnitt 4.2.1). Eine Verzehnfachung der Schienenverkehrsstärke führt dem-
zufolge auch zu einer Verzehnfachung des Risikos.  
Die unterschiedlichen Werte der beiden Szenarien sind mit den unterschiedlichen Ge-
schwindigkeiten zu begründen, die das Risiko über weitere Parameter ebenfalls beein-
flussen. Dadurch liegt das Risiko bei Szenario 2 höher als bei Szenario 1. 
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7.3.5 Vorsperrzeit 
Bereich: 0 s bis 240 s, Stufe: 20 s 
 
Abbildung 7-9: Einfluss der Vorsperrzeit (Szenario 1) 
 
Abbildung 7-10: Einfluss der Vorsperrzeit (Szenario 2) 
Für die nichtmotorisierten Verkehrsarten hat die Vorsperrzeit im unteren Bereich keinen 
Einfluss auf das individuelle Risiko, wirkt nach Überschreiten der Ungeduldsschwelle auf-
grund der dann zu erwartenden Zunahme absichtlicher Fehlhandlungen jedoch linear stei-
gernd (siehe hierzu auch Abbildung 4-12).  
Für die motorisierten Verkehrsarten fällt das Risiko aufgrund des „Stott-Effekts“ zunächst 
ab (vgl. Abschnitt 4.2.1), steigt dann oberhalb der Ungeduldsschwelle (vgl. Abschnitt 
4.2.2.2) wieder an und bleibt anschließend annähernd konstant. Dies gilt für beide Szena-
rien in unterschiedlicher Intensität. 
Gesamtverfahren  Kapitel 7 
Seite 148 
7.3.6 Straßenverkehrsstärke 
Bereich: je Verkehrsart 1095 Svt/a (3 Svt/d) bis 730000 Svt/a (2000 Svt/d), dabei kontinu-
ierliche Steigerung für alle Verkehrsarten, somit in der Zuflussrichtung insgesamt 18 Svt/d 
(davon 12 motorisierte Svt/d) bis 12000 Svt/d (davon 8000 motorisierte Svt/d) 
 
Abbildung 7-11: Einfluss der Straßenverkehrsstärke (Szenario 1) 
 
Abbildung 7-12: Einfluss der Straßenverkehrsstärke (Szenario 2) 
Auf das individuelle Risiko der nichtmotorisierten Verkehrsarten hat die Straßenverkehrs-
stärke keinen Einfluss, da der „Stott-Effekt“ nicht wirkt (vgl. Abschnitt 4.2.1). Bei den 
motorisierten Verkehrsarten sinkt das individuelle Risiko aufgrund dieses Effektes mit 
steigender Straßenverkehrsstärke hingegen stark ab.  
Bei der Straßenverkehrsstärke ist zusätzlich der Einfluss auf das kollektive Risiko zu un-
tersuchen, da sich dieses aus den individuellen Risiken in Verbindung mit der Straßenver-
kehrsstärke ergibt (vgl. Abschnitt 4.1). Hierzu wird die Straßenverkehrsstärke wie zuvor 
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variiert. Zur besseren Nachvollziehbarkeit werden die kollektiven Risiken getrennt nach 
motorisierten und nichtmotorisierten Verkehrsarten dargestellt. 
 
Abbildung 7-13: Einfluss der Straßenverkehrsstärke auf kollektives Risiko (Szenario 1) 
 
Abbildung 7-14: Einfluss der Straßenverkehrsstärke auf kollektives Risiko (Szenario 2) 
Das kollektive Risiko des Bahnübergangs setzt sich aus den kollektiven Risiken der moto-
risierten und der nichtmotorisierten Verkehrsarten zusammen. Für die motorisierten Ver-
kehrsarten ist die Wirkung des in Abschnitt 4.2.1 erläuterten „Stott-Effekt“ deutlich zu 
erkennen, der mit steigender Straßenverkehrsstärke zunächst einen Anstieg, dann jedoch 
ein Sinken des kollektiven Risikos bewirkt. Da dieser Effekt auf die nichtmotorisierten 
Verkehrsarten nicht wirkt, steigt deren kollektives Risiko kontinuierlich an.  
Je nach Zusammensetzung des Verkehrs setzt sich der Einfluss der motorisierten oder 
der nichtmotorisierten Verkehrsarten durch. Unter den hier angenommenen Bedingungen 
ist der starke Einfluss der letztgenannten Gruppe erkennbar. In der Summe kommt es zu 
einem kontinuierlichen, jedoch abflachenden Anstieg des kollektiven Risikos. 
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7.3.7 Kreuzungswinkel 
Bereich: 30° bis 150°, Stufe: 30° 
 
Abbildung 7-15: Einfluss des Kreuzungswinkels (Szenario 1) 
 
Abbildung 7-16: Einfluss des Kreuzungswinkels (Szenario 2) 
In allen betrachteten Fällen wirkt sich der Kreuzungswinkel auf das individuelle Risiko aus: 
Je größer die Abweichung vom rechten Winkel, umso größer das Risiko. Dies erklärt sich 
aus dem Einfluss des Kreuzungswinkels auf die Belegungszeit der Straßenverkehrsteil-
nehmer und damit auf die Aussetzung (vgl. Abschnitt 4.2.1). Zusätzlich wirkt der Kreu-
zungswinkel auch auf die Unabwendbarkeit, in die ebenfalls die Belegungszeit einfließt. 
Diese Unterschiede zwischen den beiden Szenarien resultieren aus der Unabwendbarkeit 
die ebenfalls vom Kreuzungswinkel beeinflusst wird. Sie steigt bei spitzem bzw. stump-
fem Kreuzungswinkel an und erhöht damit das individuelle Risiko. 
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7.3.8 Straßengeschwindigkeiten 
Bereich: Fußgänger 3,6 km/h (1,0 m/s), 4,3 km/h (1,2 m/s), 5,0 km/h (1,4 m/s), Radfahrer 
10 km/h, 30 km/h, motorisierte Verkehrsarten 10 km/h, 30 km/h, 50 km/h und 70 km/h 
 
Abbildung 7-17: Einfluss der Geschwindigkeit der Verkehrsteilnehmer (Szenario 1) 
 
Abbildung 7-18: Einfluss der Geschwindigkeit der Verkehrsteilnehmer (Szenario 2) 
Die unterschiedlichen Gehgeschwindigkeiten der Fußgänger wirken sich kaum auf das 
individuelle Risiko aus. Bei allen übrigen Verkehrsarten ist ein Einfluss insbesondere im 
unteren Geschwindigkeitsbereich festzustellen. Allerdings unterscheidet sich der Einfluss 
deutlich zwischen den beiden Szenarien, was auf die Geschwindigkeitsunterschiede der 
Schienenfahrzeuge und deren Wirkung auf die Unabwendbarkeit (vgl. Abschnitt 4.2.3) 
zurückzuführen ist. Tendenziell haben steigende Geschwindigkeiten der Straßenverkehrs-
teilnehmer im Bereich bis etwa 30 km/h einen senkenden Einfluss auf das Risiko. Dar-
über lässt dieser Einfluss jedoch nach und kann das individuelle Risiko – abhängig von 
den übrigen Randbedingungen – auch erhöhen. 
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7.3.9 Sicherungsart 
Bereich: passive Sicherung, Lichtsignale, Halbschranken, Vollabschluss; Besonderheit: 
direkte Wirkung auf die Vorsperrzeit (Annahmen: passive Sicherung 10 s, Lichtsignale 
30 s, Halbschranken 40 s, Vollabschluss 60 s). 
 
Abbildung 7-19: Einfluss der Sicherungsart (Szenario 1) 
 
Abbildung 7-20: Einfluss der Sicherungsart (Szenario 2) 
Erwartungsgemäß führen höherwertige Sicherungsarten in allen Fällen zu einem sinken-
den individuellen Risiko. Der Einfluss fällt jedoch unterschiedlich stark aus. So ist die Wir-
kung für nichtmotorisierte Verkehrsarten schwächer als für motorisierte Verkehrsarten, da 
bei ersteren der zusätzliche Einfluss über die Vorsperrzeit und damit über den „Stott-
Effekt“ fehlt (vgl. Abschnitt 4.2.1). Eine weitere Ursache für den schwächeren Einfluss 
auf die nichtmotorisierte Verkehrsarten liegt in der unterschiedlichen Wirkung der Siche-
rungsarten (vgl. Tabelle 4-4). 
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7.3.10 Gefährdungsfaktoren 
Bereich: 1 bis 10, Stufe: 1 
 
Abbildung 7-21: Einfluss der Gefährdungsfaktoren (Szenario 1) 
 
Abbildung 7-22: Einfluss der Gefährdungsfaktoren (Szenario 2) 
In allen Fällen erhöhen die Gefährdungsfaktoren das individuelle Risiko. Allerdings fällt der 
Einfluss vergleichsweise gering aus, da sich die Gefährdungsfaktoren nur auf unbeabsich-
tigte Fehlhandlungen auswirken, die den kleineren Teil der auftretenden Fehlhandlungen 
darstellen (vgl. Tabelle 4-4). 
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7.3.11 Sichtverhältnisse I 
Sicht unmittelbar am Bahnübergang, Bereich: 0 m bis 200 m, Stufe: 20 m 
 
Abbildung 7-23: Einfluss der Sichtweite unmittelbar am Bahnübergang (Szenario 1) 
 
Abbildung 7-24: Einfluss der Sichtweite unmittelbar am Bahnübergang (Szenario 2) 
Eine steigende Sichtweite senkt für alle Verkehrsarten das individuelle Risiko. Bei kleinen 
Sichtweiten ist noch kein Einfluss festzustellen, da in diesen Bereichen aufgrund der Re-
aktionszeiten der Straßenverkehrsteilnehmer kein Zusammenprall abwendbar ist (vgl. 
Abschnitt 4.2.2.2). Bei großen Sichtweiten ist dagegen eine Sättigung festzustellen, da 
nahezu alle Zusammenpralle abwendbar sind und keine Verbesserung mehr möglich ist. 
Die konkrete Wirkung hängt jedoch von weiteren Parametern der Unabwendbarkeit ab, 
beispielsweise von den Geschwindigkeiten der Schienenfahrzeuge. Hieraus resultieren 
auch die Unterschiede zwischen den beiden Szenarien: Bei Szenario 2 setzt die Wirkung 
erst bei deutlich größeren Sichtweiten ein. 
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7.3.12 Sichtverhältnisse II 
Sicht im Gefahrenanhalteweg, Bereich: 0 m bis 200 m, Stufe: 20 m 
 
Abbildung 7-25: Einfluss der Sichtweite im Gefahrenanhalteweg (Szenario 1) 
 
Abbildung 7-26: Einfluss der Sichtweite im Gefahrenanhalteweg (Szenario 2) 
Tendenziell wirkt sich auch hier nach Überwindung einer durch die Reaktionszeit beding-
ten Untergrenze die steigende Sichtweite senkend auf das individuelle Risiko aus. Aller-
dings fällt der Einfluss bei langen oder langsamen Verkehrsarten (Bus, Lkw) schwächer 
aus und unterbleibt bei nichtmotorisierten Verkehrsarten unter den hier zugrunde geleg-
ten Verhältnissen vollständig. 
Bei hohen Geschwindigkeiten der Schienenfahrzeuge, so wie in Szenario 2, ist trotz gro-
ßer Sichtweiten eine Abwendung drohender Zusammenpralle kaum noch möglich, da die 
verbleibende Zeit nicht mehr zum Räumen des Bahnübergangs ausreicht. 
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7.3.13 Räumungsprobleme 
Bereich für Anzahl: 0 bis 70080 Staus/a (192 Staus/d), Stufe: 11680 Staus/a (32 Staus/d); 
Bereich für mittlere Rückstaudauer: 40 s bis 60 s, Stufe: 10 s; Bereich für Erkennbarkeit 
der Verkehrssituation: Kategorien a bis f, siehe Tabelle 4-11; vereinfacht nur für Pkw 
 
Abbildung 7-27: Einfluss der Räumungsprobleme (Szenario 1) 
 
Abbildung 7-28: Einfluss von Räumungsproblemen (Szenario 2) 
Rückstaus bis zur Dauer der Vorsperrzeit haben keinen Einfluss auf das individuelle Risi-
ko. In allen anderen Fällen steigt dieses sowohl mit der Anzahl als auch mit der Dauer der 
Rückstaus. Als zusätzlich steigernde Parameter wirken eine schlechte Erkennbarkeit der 
Verkehrssituation sowie Ablenkungsfaktoren im Räumungsbereich (vgl. Abschnitt 4.3.2). 
Die Unterschiede zwischen beiden Szenarien resultieren aus den Geschwindigkeiten der 
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7.3.14 Schlussfolgerungen 
Aus der Sensitivitätsanalyse lassen sich folgende Erkenntnisse zur Wirkung der Parame-
ter auf die individuellen und kollektiven Risiken ableiten, bezogen jeweils auf die praktisch 
auftretenden Wertebereiche unter den angenommenen Rahmenbedingungen: 
 Die Länge der Schienenfahrzeuge hat einen schwachen Einfluss von deutlich weniger 
als einer Zehnerpotenz, jedoch nur im Bereich kleiner Längen. 
 Die Geschwindigkeit der Schienenfahrzeuge hat einen starken Einfluss von mehreren 
Zehnerpotenzen. Mit steigender Geschwindigkeit steigen die Risiken, wobei abhängig 
von anderen Parametern deutliche Sprünge auftreten. 
 Die Schienenverkehrsstärke weist einen mittleren Einfluss innerhalb einer Zehnerpo-
tenz auf. Mit steigender Schienenverkehrsstärke steigen die Risiken kontinuierlich an. 
 Auch die Vorsperrzeit hat einen mittleren Einfluss von etwa einer Zehnerpotenz. Mit 
steigender Vorsperrzeit sinken die Risiken zunächst, steigen dann jedoch wieder an. 
 Die Straßenverkehrsstärke hat für nichtmotorisierte Verkehrsarten keinen Einfluss auf 
die individuellen Risiken. Für motorisierte Verkehrsarten liegt ein starker Einfluss über 
mehrere Zehnerpotenzen vor, wobei sie mit steigender Straßenverkehrsstärke sinken. 
 Die Straßenverkehrsstärke besitzt weiterhin starken Einfluss auf das kollektive Risiko. 
Nachdem es mit der Verkehrsstärke zunächst für alle Verkehrsarten stark ansteigt, fällt 
es für motorisierte Verkehrsarten anschließend kontinuierlich ab. 
 Der Kreuzungswinkel weist für motorisierte Verkehrsarten einen schwachen Einfluss 
auf. Für nichtmotorisierte Verkehrsarten kann er abhängig von anderen Parametern 
stark sein. Die Risiken steigen mit steigender Abweichung vom rechten Winkel. 
 Zur Geschwindigkeit der Straßenverkehrsteilnehmer ist wegen zu starker Abhängigkei-
ten mit anderen Parametern keine einheitliche Aussage möglich. Im unteren Bereich 
wirkt eine steigende Geschwindigkeit tendenziell senkend auf die Risiken. 
 Die Sicherungsarten haben einen starken Einfluss über mehrere Zehnerpotenzen. Je 
wirksamer die Sicherungsart, umso geringer das Risiko. 
 Die Gefährdungsfaktoren im Entscheidungsbereich (Kurven und Einmündungen oder 
Kreuzungen) weisen einen mittleren Einfluss von etwa einer Zehnerpotenz auf, sofern 
beide gleichzeitig auftreten. Sonst werden die Risiken nur schwach beeinflusst. 
 Die Sichtverhältnisse unmittelbar am Bahnübergang besitzen einen starken Einfluss 
von mehreren Zehnerpotenzen. Mit steigenden Sichtmöglichkeiten sinken die Risiken, 
wobei allerdings durch andere Parameter deutliche Sprünge auftreten. 
 Auch die Sichtverhältnisse im Gefahrenanhalteweg können einen starken Einfluss von 
mehreren Zehnerpotenzen besitzen, der allerdings von anderen Parametern abhängt, 
für die einzelnen Verkehrsarten unterschiedlich ausfällt und Sprünge aufweist. 
 Die Anzahl und Dauer von Rückstaus im Räumungsbereich haben einen starken Ein-
fluss von mehreren Zehnerpotenzen auf die Risiken. Zusätzlich steigernd wirken eine 
sinkende Erkennbarkeit der Wartepflicht und Ablenkungsfaktoren. 
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7.4 Anwendungsbeispiele 
7.4.1 Beispiel 1 
Als erstes Beispiel soll ein vergleichsweise einfacher Bahnübergang mit folgenden Eigen-
schaften betrachtet werden (siehe auch Abbildung 7-29): 
 eine Zuflussrichtung je Zufahrtsseite mit folgendem Straßenverkehr: 
o täglich von 6 bis 22 Uhr je Zuflussrichtung 500 Pkw, 50 Lkw und 100 Radfahrer, 
o mittlere Geschwindigkeiten: Pkw 50 km/h, Lkw 30 km/h, Rad 10 km/h, 
 eingleisige Bahnstrecke mit folgendem Schienenverkehr: 
o täglich von 6 bis 22 Uhr insgesamt 32 Sfz, 
o mittlere Geschwindigkeit: 80 km/h, 
o mittlere Länge: 100 m, 
 Kreuzungswinkel: 90°, 
 Sicherungsart: Lichtsignale, 
 mittlere Vorsperrzeit: 20 s, 
 Zuflussrichtung 1: Kurve (Radius ca. 100 m) bis ca. 50 m vor dem Bahnübergang, 
 Zuflussrichtung 4: gerade Straßenführung ab ca. 200 m vor dem Bahnübergang, 
 Sicht: von Straße ab ca. 50 m vor Bahnübergang ca. 100 m auf die Bahnstrecke, 
 keine weiteren Verkehrsanlagen im Umfeld, 
 Betrachtungszeitraum: 1 a (365 d mit jeweils 16 h Verkehr). 
 
Abbildung 7-29: Lageskizze zu Beispiel 1 
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Somit sind zwei Zuflussrichtungen z  {1, 4}, zwei Abflussrichtungen a  {1, 4} und drei 
Verkehrsarten s  {1, 2, 5} zu berücksichtigen. Da hinter dem Bahnübergang keine weite-
ren Verkehrsanlagen existieren und keine Rückstaus zu erwarten sind, ergeben sich aus 
dem Räumungsbereich keine Risiken. 
Die ausführliche Berechnung ist im Anhang enthalten, in Tabelle 7-4 sind die Ergebnisse 
zusammengefasst. Die Unterschiede zwischen den beiden Zufahrtsseiten ergeben sich 
durch die Kurve in Zuflussrichtung 1, die sich bei den motorisierten Verkehrsarten auf die 
Gefährdung durch unbeabsichtigte Fehlhandlungen auswirkt (Faktor 2 nach Tabelle 4-7). 
Zufahrtsseite Zuf 1 Zuf 2 
Verkehrsart s 1 (Pkw) 2 (Lkw) 5 (Rad) 1 (Pkw) 2 (Lkw) 5 (Rad) 
Zuflussrichtung z 1 1 1 4 4 4 
Abflussrichtung a 4 4 4 1 1 1 
Aussetzung im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.1 
             (Beg/a) 2,7 ⋅ 10
0 3,1 ⋅ 100 3,0 ⋅ 100 2,7 ⋅ 100 3,1 ⋅ 100 3,0 ⋅ 100 
              (Beg/a) 4,4 ⋅ 10
2 5,1 ⋅ 101 9,9 ⋅ 101 4,4 ⋅ 102 5,1 ⋅ 101 9,9 ⋅ 101 
Gefährdung im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.2 
             (Gef/Beg) 9,0 ⋅ 10
-3 9,0 ⋅ 10-3 5,0 ⋅ 10-2 9,0 ⋅ 10-3 9,0 ⋅ 10-3 5,0 ⋅ 10-2 
             (Gef/Beg) 2,0 ⋅ 10
-3 2,0 ⋅ 10-3 5,0 ⋅ 10-3 1,0 ⋅ 10-3 1,0 ⋅ 10-3 5,0 ⋅ 10-3 
Unabwendbarkeit im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.3 
             (Zp/Gef) 2,0 ⋅ 10
-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 
             (Zp/Gef) 2,0 ⋅ 10
-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 
Schadensausmaß im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.4 
     (Ps/Zp) 1,9 ⋅ 10
-1 8,0 ⋅ 10-2 4,0 ⋅ 10-1 1,9 ⋅ 10-1 8,0 ⋅ 10-2 4,0 ⋅ 10-1 
Risiko im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.1 
             (Ps/a) 1,1 ⋅ 10
-5 5,4 ⋅ 10-6 1,3 ⋅ 10-4 1,0 ⋅ 10-5 4,9 ⋅ 10-6 1,3 ⋅ 10-4 
              (Ps/a) 1,9 ⋅ 10
-3 9,0 ⋅ 10-5 4,3 ⋅ 10-3 1,7 ⋅ 10-3 8,2 ⋅ 10-5 4,3 ⋅ 10-3 
Risiko im Räumungsbereich nach Abschnitt 4.1 
             (Ps/a) 0 0 - 0 0 - 
              (Ps/a) 0 0 - 0 0 - 
Risiko am Bahnübergang nach Abschnitt 4.1 
              (Ps/a) 1,1 ⋅ 10
-5 5,4 ⋅ 10-6 1,3 ⋅ 10-4 1,0 ⋅ 10-5 4,9 ⋅ 10-6 1,3 ⋅ 10-4 
               (Ps/a) 1,9 ⋅ 10
-3 9,0 ⋅ 10-5 4,3 ⋅ 10-3 1,7 ⋅ 10-3 8,2 ⋅ 10-5 4,3 ⋅ 10-3 
         (Ps/a) 1,2 ⋅ 10
-2 
Bewertung der Risiken nach Abschnitt 5.3 
             ≤            ja ja ja ja ja ja 
        ≤             ja 
             ≤             ja ja nein ja ja nein 
        ≤             nein 
Tabelle 7-4: Risikobeurteilung zu Beispiel 1, Ausgangssituation 
Beim Vergleich der bestehenden Risiken mit den Grenzwerten wird erkennbar, dass die 
Zulässigkeitsgrenzen eingehalten werden. Die Zielgrenzwerte werden teilweise über-
schritten, sodass sich langfristig Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit empfehlen.  
Insgesamt weist der Bahnübergang mit seiner Sicherung durch Lichtsignale ein akzeptab-
les Sicherheitsniveau auf. Diese Sicherung wäre unter den hier getroffenen Annahmen 
auch nach den geltenden deutschen Regelwerken zulässig [10, 13]. 
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Bisher ging das Beispiel von einer Schienenverkehrsstärke von 32 Sfz/d aus, was einem 
Stundentakt in beide Richtungen entspricht. Nachfolgend soll geprüft werden, wie sich 
eine Erhöhung der Schienenverkehrsstärke auf einen Halbstundentakt (64 Sfz/d) auswir-
ken würde. 
Die Schienenverkehrsstärke wirkt sich nur auf die Aussetzung aus, während die übrigen 
Risikofaktoren unverändert bleiben (Tabelle 7-5). Die Aussetzung verdoppelt sich. 
Zufahrtsseite Zuf 1 Zuf 2 
Verkehrsart s 1 (Pkw) 2 (Lkw) 5 (Rad) 1 (Pkw) 2 (Lkw) 5 (Rad) 
Zuflussrichtung z 1 1 1 4 4 4 
Abflussrichtung a 4 4 4 1 1 1 
Aussetzung im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.1 
             (Beg/a) 5,3 ⋅ 10
0 6,1 ⋅ 100 5,9 ⋅ 100 5,3 ⋅ 100 6,1 ⋅ 100 5,9 ⋅ 100 
              (Beg/a) 8,9 ⋅ 10
2 1,0 ⋅ 102 2,0 ⋅ 102 8,9 ⋅ 102 1,0 ⋅ 102 2,0 ⋅ 102 
Gefährdung im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.2 
             (Gef/Beg) 9,0 ⋅ 10
-3 9,0 ⋅ 10-3 5,0 ⋅ 10-2 9,0 ⋅ 10-3 9,0 ⋅ 10-3 5 ⋅ 10-2 
             (Gef/Beg) 2,0 ⋅ 10
-3 2,0 ⋅ 10-3 5,0 ⋅ 10-3 1,0 ⋅ 10-3 1,0 ⋅ 10-3 5 ⋅ 10-3 
Unabwendbarkeit im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.3 
             (Zp/Gef) 2,0 ⋅ 10
-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 
             (Zp/Gef) 2,0 ⋅ 10
-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 
Schadensausmaß im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.4 
     (Ps/Zp) 1,9 ⋅ 10
-1 8,0 ⋅ 10-2 4,0 ⋅ 10-1 1,9 ⋅ 10-1 8,0 ⋅ 10-2 4,0 ⋅ 10-1 
Risiko im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.1 
             (Ps/a) 2,2 ⋅ 10
-5 1,1 ⋅ 10-5 2,6 ⋅ 10-4 2,0 ⋅ 10-5 9,8 ⋅ 10-6 2,6 ⋅ 10-4 
              (Ps/a) 3,7 ⋅ 10
-3 1,8 ⋅ 10-4 8,7 ⋅ 10-3 3,4 ⋅ 10-3 1,6 ⋅ 10-4 8,7 ⋅ 10-3 
Risiko im Räumungsbereich nach Abschnitt 4.1 
             (Ps/a) 0 0 - 0 0 - 
              (Ps/a) 0 0 - 0 0 - 
Risiko am Bahnübergang nach Abschnitt 4.1 
              (Ps/a) 2,2 ⋅ 10
-5 1,1 ⋅ 10-5 2,6 ⋅ 10-4 2,0 ⋅ 10-5 9,8 ⋅ 10-6 2,6 ⋅ 10-4 
               (Ps/a) 3,7 ⋅ 10
-3 1,8 ⋅ 10-4 8,7 ⋅ 10-3 3,4 ⋅ 10-3 1,6 ⋅ 10-4 8,7 ⋅ 10-3 
         (Ps/a) 2,5 ⋅ 10
-2 
Bewertung der Risiken nach Abschnitt 5.3 
             ≤            ja ja nein ja ja nein 
        ≤             ja 
             ≤             ja ja nein ja ja nein 
        ≤             nein 
Tabelle 7-5: Risikobeurteilung zu Beispiel 1, geänderte Schienenverkehrsstärke 
Unter den neuen Bedingungen werden die Zulässigkeitsgrenzen nicht mehr eingehalten. 
Das individuelle Risiko der Radfahrer liegt außerhalb des zulässigen Bereichs. Damit 
weist der Bahnübergang insgesamt kein akzeptables Risiko auf; es sind Maßnahmen zur 
Erhöhung der Sicherheit erforderlich.  
Beim Vergleich mit den geltenden deutschen Regelwerken wäre die Sicherung durch 
Lichtsignale im vorliegenden Fall bei bundeseigenen Eisenbahnen unzulässig [10], bei 
nichtbundeseigenen Eisenbahnen jedoch erlaubt [13].  
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Da der Bahnübergang bisher mit Lichtsignalen gesichert ist, bietet sich eine Änderung der 
Sicherungsart an. Als Sicherung mit der nächsthöheren Wirksamkeit kommen Halb-
schranken infrage. Deshalb wird nun geprüft, ob mit Halbschranken ein akzeptables Si-
cherheitsniveau erreicht wird.  
Die Sicherungsart wirkt sich in erster Linie auf die Gefährdung durch absichtliches und 
unbeabsichtigtes Fehlverhalten auf, die durch die höherwertige Sicherung sinkt. Zusätz-
lich führen Halbschranken aufgrund des Schließvorgangs zu einer höheren Vorsperrzeit 
als Lichtsignale (Annahme hier: 30 s), was durch den „Stott-Effekt“ die Aussetzung der 
motorisierten Straßenverkehrsteilnehmer beeinflusst. Die übrigen Risikofaktoren bleiben 
unverändert (Tabelle 7-6). 
Zufahrtsseite Zuf 1 Zuf 2 
Verkehrsart s 1 (Pkw) 2 (Lkw) 5 (Rad) 1 (Pkw) 2 (Lkw) 5 (Rad) 
Zuflussrichtung z 1 1 1 4 4 4 
Abflussrichtung a 4 4 4 1 1 1 
Aussetzung im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.1 
             (Beg/a) 4,8 ⋅ 10
0 5,6 ⋅ 100 5,9 ⋅ 100 4,8 ⋅ 100 5,6 ⋅ 100 5,9 ⋅ 100 
              (Beg/a) 8,0 ⋅ 10
2 9,3 ⋅ 101 2,0 ⋅ 102 8,0 ⋅ 102 9,3 ⋅ 101 2,0 ⋅ 102 
Gefährdung im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.2 
             (Gef/Beg) 9,0 ⋅ 10
-4 9,0 ⋅ 10-4 1,0 ⋅ 10-2 9,0 ⋅ 10-4 9,0 ⋅ 10-4 1,0 ⋅ 10-2 
             (Gef/Beg) 2,0 ⋅ 10
-4 2,0 ⋅ 10-4 0 1,0 ⋅ 10-4 1,0 ⋅ 10-4 0 
Unabwendbarkeit im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.3 
             (Zp/Gef) 2,0 ⋅ 10
-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 
             (Zp/Gef) 2,0 ⋅ 10
-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 
Schadensausmaß im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.4 
     (Ps/Zp) 1,9 ⋅ 10
-1 8,0 ⋅ 10-2 4,0 ⋅ 10-1 1,9 ⋅ 10-1 8,0 ⋅ 10-2 4,0 ⋅ 10-1 
Risiko im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.1 
             (Ps/a) 2,0 ⋅ 10
-6 9,8 ⋅ 10-7 6,9 ⋅ 10-5 1,9 ⋅ 10-6 8,9 ⋅ 10-7 6,9 ⋅ 10-5 
              (Ps/a) 3,4 ⋅ 10
-4 1,6 ⋅ 10-5 2,3 ⋅ 10-3 3,1 ⋅ 10-4 1,5 ⋅ 10-5 2,3 ⋅ 10-3 
Risiko im Räumungsbereich nach Abschnitt 4.1 
             (Ps/a) 0 0 - 0 0 - 
              (Ps/a) 0 0 - 0 0 - 
Risiko am Bahnübergang nach Abschnitt 4.1 
              (Ps/a) 2,0 ⋅ 10
-6 9,8 ⋅ 10-7 4,7 ⋅ 10-5 1,9 ⋅ 10-6 8,9 ⋅ 10-7 4,7 ⋅ 10-5 
               (Ps/a) 3,4 ⋅ 10
-4 1,6 ⋅ 10-5 1,6 ⋅ 10-3 3,1 ⋅ 10-4 1,5 ⋅ 10-5 1,6 ⋅ 10-3 
         (Ps/a) 3,8 ⋅ 10
-3 
Bewertung der Risiken nach Abschnitt 5.3 
             ≤            ja ja ja ja ja ja 
        ≤             ja 
             ≤             ja ja nein ja ja nein 
        ≤             nein 
Tabelle 7-6: Risikobeurteilung zu Beispiel 1, geänderte Sicherungsart 
Mit der Sicherung durch Halbschranken weist der Bahnübergang wieder ein akzeptables 
Sicherheitsniveau auf. Die weiterhin vorliegende Überschreitung der Zielgrenzwerte zieht 
zunächst keinen Handlungsbedarf nach sich; allerdings sollte der Bahnübergang auf mög-
liche langfristige Verbesserungsmaßnahmen überprüft werden; ggf. unter Durchführung 
einer Nutzen-Kosten-Analyse. 
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7.4.2 Beispiel 2 
Für das zweite Beispiel werden die gleichen Annahmen wie für die Ausgangssituation im 
ersten Beispiel verwendet, ergänzend dazu ist jedoch eine weitere Zuflussrichtung auf 
der nördlichen Zufahrtsseite 2 vorhanden (siehe Abbildung 7-30).  
 
Abbildung 7-30: Lageskizze zu Beispiel 2 
Dadurch sind nun drei Zuflussrichtungen z  {1, 4, 5}, zwei Abflussrichtungen a  {1, 4} und 
drei Verkehrsarten s  {1, 2, 5} zu berücksichtigen. Ein Abfluss in die einmündende Straße 
durch Linksabbieger aus Zuflussrichtung 1 wird nicht angenommen, da es sich um eine 
Einbahnstraße handelt. 
Die zusätzliche Zuflussrichtung 5 soll nicht zu einer Erhöhung der Gesamtverkehrsstärke 
führen, stattdessen wird von einer Aufteilung des bisher auf Zuflussrichtung 1 liegenden 
motorisierten Straßenverkehrs ausgegangen: 80 % (400 Pkw und 40 Lkw) verbleiben auf 
Zuflussrichtung 1, 20 % (100 Pkw und 10 Lkw) gehen auf Zuflussrichtung 5 über. Für alle 
abbiegenden Verkehrsströme wird eine Geschwindigkeit von 30 km/h angenommen. 
Neben dem bereits im Beispiel 1 berücksichtigten Faktor für die Straßenführung mit Kur-
ve in Zuflussrichtung 1 sind dabei auch die Besonderheiten der Zuflussrichtung 5 einzu-
beziehen. Hier liegt durch den Einbiegevorgang eine Kurve (Faktor 2 nach Tabelle 7-5) und 
eine Verkehrsanlage mit Wartepflicht (Faktor 5) vor. Damit ergibt sich für Zuflussrichtung 
5 ein Faktor von 10, mit dem die Gefährdung durch unbeabsichtigte Fehlhandlungen zu 
multiplizieren ist. 
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Auch die Unabwendbarkeit wird von der Einmündung beeinflusst, da für einbiegende 
Fahrzeuge eine ungünstigere Sicht auf den westlich liegenden Teil der Bahnstrecke anzu-
nehmen ist. Dies betrifft die Sicht im Gefahrenanhalteweg vor dem Bahnübergang, die 
für die Abwendung von Gefährdungen durch unbeabsichtigte Fehlhandlungen relevant ist. 
Aus Zuflussrichtung 5 sollen nur noch 50 m des westlichen Teils der Bahnstrecke im 
Blickfeld liegen, während die Sicht auf den östlichen Teil weiterhin 100 m beträgt; im Mit-
tel über beide Fahrtrichtungen ergibt sich damit eine Sichtweite von 75 m. Die Sichtmög-
lichkeiten unmittelbar am Bahnübergang (relevant für die Abwendung von Gefährdungen 
durch absichtliche Fehlhandlungen) sollen unbeeinflusst bleiben. 
Wie im vorherigen Beispiel wird zunächst der vorhandene Zustand auf Einhaltung der 
Grenzwerte geprüft (Tabelle 7-7). 
Zufahrtsseite Zuf 1 Zuf 2 
Verkehrsart s 1 (Pkw) 2 (Lkw) 5 (Rad) 1 (Pkw) 2 (Lkw) 5 (Rad) 
Zuflussrichtung z 1 1 1 4 5 4 5 4 
Abflussrichtung a 4 4 4 1 1 1 1 1 
Aussetzung im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.1 
             (Beg/a) 2,7 ⋅ 10
0 3,1 ⋅ 100 3,0 ⋅ 100 2,7 ⋅ 100 2,4 ⋅ 100 3,1 ⋅ 100 3,1 ⋅ 100 3,0 ⋅ 100 
              (Beg/a) 4,4 ⋅ 10
2 5,1 ⋅ 101 9,9 ⋅ 101 3,5 ⋅ 102 8,1 ⋅ 101 4,1 ⋅ 101 1,0 ⋅ 101 9,9 ⋅ 101 
Gefährdung im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.2 
             (Gef/Beg) 9,0 ⋅ 10
-3 9,0 ⋅ 10-3 5,0 ⋅ 10-2 9,0 ⋅ 10-3 9,0 ⋅ 10-3 9,0 ⋅ 10-3 9,0 ⋅ 10-3 5,0 ⋅ 10-2 
             (Gef/Beg) 2,0 ⋅ 10
-3 2,0 ⋅ 10-3 5,0 ⋅ 10-3 1,0 ⋅ 10-3 1,0 ⋅ 10-2 1,0 ⋅ 10-3 1,0 ⋅ 10-2 5,0 ⋅ 10-3 
Unabwendbarkeit im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.3 
             (Zp/Gef) 2,0 ⋅ 10
-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 
             (Zp/Gef) 2,0 ⋅ 10
-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-1 2,0 ⋅ 10-3 
Schadensausmaß im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.4 
     (Ps/Zp) 1,9 ⋅ 10
-1 8,0 ⋅ 10-2 4,0 ⋅ 10-1 1,9 ⋅ 10-1 1,9 ⋅ 10-1 8,0 ⋅ 10-2 8,0 ⋅ 10-2 4,0 ⋅ 10-1 
Risiko im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.1 
             (Ps/a) 1,1 ⋅ 10
-5 5,4 ⋅ 10-6 1,9 ⋅ 10-4 1,0 ⋅ 10-5 1,8 ⋅ 10-5 4,9 ⋅ 10-6 5,0 ⋅ 10-4 1,9 ⋅ 10-4 
              (Ps/a) 1,9 ⋅ 10
-3 9,0 ⋅ 10-5 6,4 ⋅ 10-3 1,4 ⋅ 10-3 5,9 ⋅ 10-4 6,6 ⋅ 10-5 1,7 ⋅ 10-3 6,4 ⋅ 10-3 
Risiko im Räumungsbereich nach Abschnitt 4.1 
             (Ps/a) 0 0 - 0 0 0 0 - 
              (Ps/a) 0 0 - 0 0 0 0 - 
Risiko am Bahnübergang nach Abschnitt 4.1 
              (Ps/a) 1,1 ⋅ 10
-5 5,4 ⋅ 10-6 1,3 ⋅ 10-4 1,0 ⋅ 10-5 1,8 ⋅ 10-5 4,9 ⋅ 10-6 5,0 ⋅ 10-4 1,3 ⋅ 10-4 
               (Ps/a) 1,9 ⋅ 10
-3 9,0 ⋅ 10-5 4,3 ⋅ 10-3 1,4 ⋅ 10-3 5,9 ⋅ 10-4 6,6 ⋅ 10-5 1,7 ⋅ 10-3 4,3 ⋅ 10-3 
         (Ps/a) 1,8 ⋅ 10
-2 
Bewertung der Risiken nach Abschnitt 5.3 
             ≤            ja ja ja ja ja ja nein ja 
        ≤             ja 
             ≤             ja ja nein ja ja ja nein nein 
        ≤             nein 
Tabelle 7-7: Risikobeurteilung zu Beispiel 2, Ausgangssituation 
Für Lkw aus Zuflussrichtung 5 wird das zulässige individuelle Risiko überschritten; die 
übrigen Werte liegen unterhalb der Zulässigkeitsgrenzen. Somit weist der Bahnübergang 
in der vorliegenden Form ein nicht akzeptables Risiko auf, was aus der Verkehrssituation 
mit abbiegenden und wartepflichtigen Fahrzeugen aus Zuflussrichtung 5 resultiert.  
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Als Lösung des Problems soll wiederum eine Ausrüstung des Bahnübergangs mit Halb-
schranken vorgenommen werden. Diese Maßnahme beeinflusst die Gefährdung durch 
absichtliche und unbeabsichtigte Fehlhandlungen sowie die Aussetzung durch Erhöhung 
der Vorsperrzeit (wieder mit 30 s angenommen). Die Ergebnisse zeigt Tabelle 7-8. 
Zufahrtsseite Zuf 1 Zuf 2 
Verkehrsart s 1 (Pkw) 2 (Lkw) 5 (Rad) 1 (Pkw) 2 (Lkw) 5 (Rad) 
Zuflussrichtung z 1 1 1 4 5 4 5 4 
Abflussrichtung a 4 4 4 1 1 1 1 1 
Aussetzung im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.1 
             (Beg/a) 2,4 ⋅ 10
0 2,8 ⋅ 100 3,0 ⋅ 100 2,4 ⋅ 100 2,2 ⋅ 100 2,8 ⋅ 100 2,8 ⋅ 100 3,0 ⋅ 100 
              (Beg/a) 4,0 ⋅ 10
2 4,7 ⋅ 101 9,9 ⋅ 101 3,2 ⋅ 102 7,4 ⋅ 101 3,7 ⋅ 101 9,3 ⋅ 100 9,9 ⋅ 101 
Gefährdung im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.2 
             (Gef/Beg) 9,0 ⋅ 10
-4 9,0 ⋅ 10-4 1,0 ⋅ 10-2 9,0 ⋅ 10-4 9,0 ⋅ 10-4 9,0 ⋅ 10-4 9,0 ⋅ 10-4 1,0 ⋅ 10-2 
             (Gef/Beg) 2,0 ⋅ 10
-4 2,0 ⋅ 10-4 0 1,0 ⋅ 10-4 1,0 ⋅ 10-3 1,0 ⋅ 10-4 1,0 ⋅ 10-3 0 
Unabwendbarkeit im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.3 
             (Zp/Gef) 2,0 ⋅ 10
-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 
             (Zp/Gef) 2,0 ⋅ 10
-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-1 2,0 ⋅ 10-3 
Schadensausmaß im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.4 
     (Ps/Zp) 1,9 ⋅ 10
-1 8,0 ⋅ 10-2 4,0 ⋅ 10-1 1,9 ⋅ 10-1 1,9 ⋅ 10-1 8,0 ⋅ 10-2 8,0 ⋅ 10-2 4,0 ⋅ 10-1 
Risiko im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.1 
             (Ps/a) 1,0 ⋅ 10
-6 4,9 ⋅ 10-7 3,5 ⋅ 10-5 9,3 ⋅ 10-7 1,6 ⋅ 10-6 4,5 ⋅ 10-7 4,5 ⋅ 10-5 3,5 ⋅ 10-5 
              (Ps/a) 1,7 ⋅ 10
-4 8,2 ⋅ 10-6 1,2 ⋅ 10-3 1,2 ⋅ 10-4 5,4 ⋅ 10-5 6,0 ⋅ 10-6 1,5 ⋅ 10-4 1,2 ⋅ 10-3 
Risiko im Räumungsbereich nach Abschnitt 4.1 
             (Ps/a) 0 0 - 0 0 0 0 - 
              (Ps/a) 0 0 - 0 0 0 0 - 
Risiko am Bahnübergang nach Abschnitt 4.1 
              (Ps/a) 1,0 ⋅ 10
-6 4,9 ⋅ 10-7 2,4 ⋅ 10-5 9,3 ⋅ 10-7 1,6 ⋅ 10-6 4,5 ⋅ 10-7 4,5 ⋅ 10-5 2,4 ⋅ 10-5 
               (Ps/a) 1,7 ⋅ 10
-4 8,2 ⋅ 10-6 7,9 ⋅ 10-4 1,2 ⋅ 10-4 5,4 ⋅ 10-5 6,0 ⋅ 10-6 1,5 ⋅ 10-4 7,9 ⋅ 10-4 
         (Ps/a) 2,1 ⋅ 10
-3 
Bewertung der Risiken nach Abschnitt 5.3 
             ≤            ja ja ja ja ja ja ja ja 
        ≤             ja 
             ≤             ja ja nein ja ja ja nein nein 
        ≤             ja 
Tabelle 7-8: Risikobeurteilung zu Beispiel 2, geänderte Sicherungsart 
Nach der Sicherung durch Halbschranken liegen alle Risiken unterhalb der Zulässigkeits-
grenzwerte. Der Bahnübergang weist ein akzeptables Sicherheitsniveau auf. Es werden 
lediglich einzelne Zielgrenzwerte für das individuelle Risiko überschritten. 
Nach den geltenden deutschen Regelwerken wäre eine Sicherung durch Halbschranken 
nicht erforderlich gewesen [10, 13], da dort die Einflüsse aus Straßenführung und Ver-
kehrsanlagen bisher keine Berücksichtigung finden. 
Abschließend soll überprüft werden, ob auch bei einer Erhöhung der Schienenverkehrs-
stärke noch ein akzeptables Sicherheitsniveau vorliegt. Wie in Beispiel 1 wird eine Ver-
dopplung der Schienenverkehrsstärke vorgenommen. Diese wirkt sich auf die Ausset-
zung aus, während die übrigen Risikofaktoren unverändert bleiben (Tabelle 7-9). 
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Zufahrtsseite Zuf 1 Zuf 2 
Verkehrsart s 1 (Pkw) 2 (Lkw) 5 (Rad) 1 (Pkw) 2 (Lkw) 5 (Rad) 
Zuflussrichtung z 1 1 1 4 5 4 5 4 
Abflussrichtung a 4 4 4 1 1 1 1 1 
Aussetzung im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.1 
             (Beg/a) 4,8 ⋅ 10
0 5,6 ⋅ 100 5,9 ⋅ 100 4,8 ⋅ 100 4,4 ⋅ 100 5,6 ⋅ 100 5,6 ⋅ 100 5,9 ⋅ 100 
              (Beg/a) 8,0 ⋅ 10
2 9,3 ⋅ 101 2,0 ⋅ 102 6,4 ⋅ 102 1,5 ⋅ 102 7,5 ⋅ 101 1,9 ⋅ 101 2,0 ⋅ 102 
Gefährdung im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.2 
             (Gef/Beg) 9,0 ⋅ 10
-4 9,0 ⋅ 10-4 1,0 ⋅ 10-2 9,0 ⋅ 10-4 9,0 ⋅ 10-4 9,0 ⋅ 10-4 9,0 ⋅ 10-4 1,0 ⋅ 10-2 
             (Gef/Beg) 2,0 ⋅ 10
-4 2,0 ⋅ 10-4 0 1,0 ⋅ 10-4 1,0 ⋅ 10-3 1,0 ⋅ 10-4 1,0 ⋅ 10-3 0 
Unabwendbarkeit im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.3 
             (Zp/Gef) 2,0 ⋅ 10
-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 
             (Zp/Gef) 2,0 ⋅ 10
-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-1 2,0 ⋅ 10-3 
Schadensausmaß im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.4 
     (Ps/Zp) 1,9 ⋅ 10
-1 8,0 ⋅ 10-2 4,0 ⋅ 10-1 1,9 ⋅ 10-1 1,9 ⋅ 10-1 8,0 ⋅ 10-2 8,0 ⋅ 10-2 4,0 ⋅ 10-1 
Risiko im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.1 
             (Ps/a) 2,0 ⋅ 10
-6 9,8 ⋅ 10-7 4,7 ⋅ 10-5 1,9 ⋅ 10-6 3,2 ⋅ 10-6 8,9 ⋅ 10-7 9,1 ⋅ 10-5 4,7 ⋅ 10-5 
              (Ps/a) 3,4 ⋅ 10
-4 1,6 ⋅ 10-5 1,6 ⋅ 10-3 2,5 ⋅ 10-4 1,1 ⋅ 10-4 1,2 ⋅ 10-5 3,0 ⋅ 10-4 1,6 ⋅ 10-3 
Risiko im Räumungsbereich nach Abschnitt 4.1 
             (Ps/a) 0 0 - 0 0 0 0 - 
              (Ps/a) 0 0 - 0 0 0 0 - 
Risiko am Bahnübergang nach Abschnitt 4.1 
              (Ps/a) 2,0 ⋅ 10
-6 9,8 ⋅ 10-7 6,9 ⋅ 10-5 1,9 ⋅ 10-6 3,2 ⋅ 10-6 8,9 ⋅ 10-7 9,1 ⋅ 10-5 6,9 ⋅ 10-5 
               (Ps/a) 3,4 ⋅ 10
-4 1,6 ⋅ 10-5 2,3 ⋅ 10-3 2,5 ⋅ 10-4 1,1 ⋅ 10-4 1,2 ⋅ 10-5 3,0 ⋅ 10-4 2,3 ⋅ 10-3 
         (Ps/a) 4,2 ⋅ 10
-3 
Bewertung der Risiken nach Abschnitt 5.3 
             ≤            ja ja ja ja ja ja ja ja 
        ≤             ja 
             ≤             ja ja nein ja ja ja nein nein 
        ≤             nein 
Tabelle 7-9: Risikobeurteilung zu Beispiel 2, geänderte Sicherungsart 
Auch bei einer Verdopplung der Schienenverkehrsstärke auf 64 Sfz/d liegt mit der Siche-
rung durch Halbschranken noch ein akzeptables Sicherheitsniveau vor.  
7.4.3 Beispiel 3 
Die bisherigen Beispiele wiesen nur Risiken im Entscheidungsbereich auf. Im dritten Bei-
spiel soll zusätzlich der Einfluss möglicher Verkehrsstockungen motorisierter Straßenfahr-
zeuge hinter dem Bahnübergang betrachtet werden. Dabei werden zunächst die Rah-
menbedingungen aus Beispiel 2 übernommen, wobei vom Stundentakt (32 Sfz/d) und 
von der zulässigen Variante mit Halbschranken (Vorsperrzeit 30 s) ausgegangen wird.  
Die Staubildung soll sich aus einer neuen Abbiegebeziehung von Zuflussrichtung 1 zu 
Abflussrichtung 5 ergeben, die gegenüber den Fahrzeugen aus Zuflussrichtung 4 warte-
pflichtig ist. Diese Verkehrssituation wird in Abbildung 7-31 gezeigt. 
Aus Gründen einer übersichtlichen Darstellung wird der Radverkehr in diesem Beispiel 
vernachlässigt. Insgesamt sind damit drei Zuflussrichtungen z  {1, 4, 5}, drei Abflussrich-
tungen a  {1, 4, 5} und zwei Verkehrsarten s  {1, 2} zu berücksichtigen. 
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Abbildung 7-31: Lageskizze zu Beispiel 3 
Als neue Eingangsparameter werden Anzahl und Dauer der Rückstaus auf den Bahnüber-
gang, die länger als die Vorsperrzeit bestehen, benötigt. Im Ergebnis einer angenomme-
nen Simulation der Verkehrsabläufe soll bekannt sein, dass pro Tag 32 Rückstaus auf den 
Bahnübergang auftreten, die länger als die Vorsperrzeit dauern und somit für die Risiko-
beurteilung relevant sind. Die mittlere Dauer dieser Rückstaus soll 45 s betragen. 
Für das Beurteilungsverfahren wird die nach Verkehrsströmen und Verkehrsarten diffe-
renzierte Anzahl der Rückstaus benötigt. Die Wahrscheinlichkeit, von diesem Rückstau 
betroffen zu sein, soll sich nach den Anteilen der Verkehrsströme und Verkehrsarten ge-
wichtet werden, wobei Lkw aufgrund ihrer dreifachen Länge (vgl. Abschnitt 3.2) eine ent-
sprechende dreifache Gewichtung erhalten. Es werden folgende Werte angenommen: 
 Verkehrsstrom von Zuflussrichtung 1 nach Abflussrichtung 4: 
o Pkw (gewichteter Anteil 62 %): 19,8 Rückstaus pro Tag, 
o Lkw (gewichteter Anteil 18 %): 5,8 Rückstaus pro Tag, 
 Verkehrsstrom von Zuflussrichtung 1 nach Abflussrichtung 5: 
o Pkw (gewichteter Anteil 15 %): 4,8 Rückstaus pro Tag, 
o Lkw (gewichteter Anteil 5 %) 1,6 Rückstaus pro Tag. 
Die Verkehrssituation mit Wartepflicht vor dem Gegenverkehr soll bereits vor dem Bahn-
übergang uneingeschränkt erkennbar sein, sodass nach Abschnitt 4.3.2 eine Gefähr-
dungswahrscheinlichkeit im Räumungsbereich von 10-2 angenommen wird. 
Für alle abbiegenden Verkehrsströme wird eine Geschwindigkeit von 30 km/h angesetzt. 
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Zur Bestimmung der Unabwendbarkeit werden noch die Sichtweite des Schienenfahr-
zeugführers auf den Bahnübergang und der Anhalteweg der Schienenfahrzeuge benötigt: 
 mittlere Sichtweite des Schienenfahrzeugführers: 150 m, 
 mittlerer Anhalteweg der Schienenfahrzeuge im Gefahrenfall: 200 m. 
Mit den vorliegenden Angaben können nun die bestehenden Risiken berechnet werden. 
Die Zusammenfassung der Berechnung ist in Tabelle 7-10 dargestellt. 
Zufahrtsseite Zuf 1 Zuf 2 
Verkehrsart s 1 (Pkw) 2 (Lkw) 1 (Pkw) 2 (Lkw) 
Zuflussrichtung z 1 1 4 5 4 5 
Abflussrichtung a 4 5 4 5 1 1 1 1 
Aussetzung im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.1 
             (Beg/a) 2,4 ⋅ 10
0 2,2 ⋅ 100 2,8 ⋅ 100 2,8 ⋅ 100 2,4 ⋅ 100 2,2 ⋅ 100 2,8 ⋅ 100 2,8 ⋅ 100 
              (Beg/a) 3,2 ⋅ 10
2 7,4 ⋅ 101 4,6 ⋅ 101 9,3 ⋅ 100 3,2 ⋅ 102 7,4 ⋅ 101 3,7 ⋅ 101 9,3 ⋅ 100 
Gefährdung im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.2 
             (Gef/Beg) 9,0 ⋅ 10
-4 9,0 ⋅ 10-4 9,0 ⋅ 10-4 9,0 ⋅ 10-4 9,0 ⋅ 10-4 9,0 ⋅ 10-4 9,0 ⋅ 10-4 9,0 ⋅ 10-4 
             (Gef/Beg) 2,0 ⋅ 10
-4 2,0 ⋅ 10-4 2,0 ⋅ 10-4 2,0 ⋅ 10-4 1,0 ⋅ 10-4 1,0 ⋅ 10-3 1,0 ⋅ 10-4 1,0 ⋅ 10-3 
Unabwendbarkeit im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.3 
             (Zp/Gef) 2,0 ⋅ 10
-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 
             (Zp/Gef) 2,0 ⋅ 10
-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-1 
Schadensausmaß im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.4 
     (Ps/Zp) 1,9 ⋅ 10
-1 1,9 ⋅ 10-1 8,0 ⋅ 10-2 8,0 ⋅ 10-2 1,9 ⋅ 10-1 1,9 ⋅ 10-1 8,0 ⋅ 10-2 8,0 ⋅ 10-2 
Risiko im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.1 
             (Ps/a) 1,0 ⋅ 10
-6 9,3 ⋅ 10-7 4,9 ⋅ 10-7 4,9 ⋅ 10-7 9,2 ⋅ 10-7 1,6 ⋅ 10-6 4,5 ⋅ 10-7 4,5 ⋅ 10-5 
              (Ps/a) 1,4 ⋅ 10
-4 3,1 ⋅ 10-5 8,2 ⋅ 10-6 1,6 ⋅ 10-6 1,2 ⋅ 10-4 5,4 ⋅ 10-5 5,9 ⋅ 10-6 1,5 ⋅ 10-4 
Aussetzung im Räumungsbereich nach Abschnitt 4.3.1 
             (Beg/a) 4,5 ⋅ 10
-1 5,3 ⋅ 10-1 8,8 ⋅ 10-1 1,5 ⋅ 100 0 0 0 0 
              (Beg/a) 6,0 ⋅ 10
1 1,8 ⋅ 101 1,5 ⋅ 101 4,9 ⋅ 100 0 0 0 0 
Gefährdung im Räumungsbereich nach Abschnitt 4.3.2 
         (Gef/Beg) 1,0 ⋅ 10
-2 1,0 ⋅ 10-2 1,0 ⋅ 10-2 1,0 ⋅ 10-2 - - - - 
Unabwendbarkeit im Räumungsbereich nach Abschnitt 4.3.3 
         (Zp/Gef) 2,6 ⋅ 10
-1 2,6 ⋅ 10-1 1,0 ⋅ 100 1,0 ⋅ 100 - - - - 
Schadensausmaß im Räumungsbereich nach Abschnitt 4.3.4 
     (Ps/Zp) 5,6 ⋅ 10
-2 5,6 ⋅ 10-2 2,4 ⋅ 10-2 2,4 ⋅ 10-2 - - - - 
Risiko im Räumungsbereich nach Abschnitt 4.1 
             (Ps/a) 6,5 ⋅ 10
-5 7,6 ⋅ 10-5 2,1 ⋅ 10-4 3,5 ⋅ 10-4 0 0 0 0 
              (Ps/a) 8,7 ⋅ 10
-3 2,5 ⋅ 10-3 3,5 ⋅ 10-3 1,2 ⋅ 10-3 0 0 0 0 
Risiko am Bahnübergang nach Abschnitt 4.1 
              (Ps/a) 6,6 ⋅ 10
-5 7,7 ⋅ 10-5 2,1 ⋅ 10-4 3,5 ⋅ 10-4 9,2 ⋅ 10-7 1,6 ⋅ 10-6 4,5 ⋅ 10-7 4,5 ⋅ 10-5 
               (Ps/a) 8,8 ⋅ 10
-3 2,6 ⋅ 10-3 3,5 ⋅ 10-3 1,2 ⋅ 10-3 1,2 ⋅ 10-4 5,4 ⋅ 10-5 5,9 ⋅ 10-6 1,5 ⋅ 10-4 
         (Ps/a) 1,6 ⋅ 10
-2 
Bewertung der Risiken nach Abschnitt 5.3 
             ≤            ja ja nein nein ja ja ja ja 
        ≤             ja 
             ≤             nein nein nein nein ja ja ja nein 
        ≤             nein 
Tabelle 7-10: Risikobeurteilung zu Beispiel 3, Ausgangssituation 
Während der Bahnübergang ohne Rückstaugefahr in Beispiel 2 noch ein akzeptables Si-
cherheitsniveau aufwies, werden nun mehrere Zulässigkeitsgrenzwerte überschritten. 
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Da die Überschreitungen aus dem Rückstau resultieren, kommt als Lösung nur eine 
Maßnahme zur Vermeidung gefährlicher Rückstaus infrage. In der vorliegenden Situation 
sind nach dem geltenden Regelwerk vorgeschaltete Lichtzeichen notwendig, die den 
Verkehrsstrom aus Zuflussrichtung 4 räumlich vor der Einmündung und zeitlich vor dem 
eigentlichen Sicherungsvorgang des Bahnübergangs anhalten, um den Verkehrsströmen 
aus Zuflussrichtung 1 das Räumen zu ermöglichen [10, 13]. Diese Maßnahme wirkt sich 
auf die Gefährdung im Räumungsbereich aus, wofür nach Abschnitt 6.3.2 ein Minde-
rungsfaktor von 10-3 anzusetzen ist. Tabelle 7-11 zeigt die neuen Berechnungsergebnisse 
unter Berücksichtigung der vorgeschalteten Lichtzeichen. 
Zufahrtsseite Zuf 1 Zuf 2 
Verkehrsart s 1 (Pkw) 2 (Lkw) 1 (Pkw) 2 (Lkw) 
Zuflussrichtung z 1 1 4 5 4 5 
Abflussrichtung a 4 5 4 5 1 1 1 1 
Aussetzung im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.1 
             (Beg/a) 2,4 ⋅ 10
0 2,2 ⋅ 100 2,8 ⋅ 100 2,8 ⋅ 100 2,4 ⋅ 100 2,2 ⋅ 100 2,8 ⋅ 100 2,8 ⋅ 100 
              (Beg/a) 3,2 ⋅ 10
2 7,4 ⋅ 101 4,6 ⋅ 101 9,3 ⋅ 100 3,2 ⋅ 102 7,4 ⋅ 101 3,7 ⋅ 101 9,3 ⋅ 100 
Gefährdung im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.2 
             (Gef/Beg) 9,0 ⋅ 10
-4 9,0 ⋅ 10-4 9,0 ⋅ 10-4 9,0 ⋅ 10-4 9,0 ⋅ 10-4 9,0 ⋅ 10-4 9,0 ⋅ 10-4 9,0 ⋅ 10-4 
             (Gef/Beg) 2,0 ⋅ 10
-4 2,0 ⋅ 10-4 2,0 ⋅ 10-4 2,0 ⋅ 10-4 1,0 ⋅ 10-4 1,0 ⋅ 10-3 1,0 ⋅ 10-4 1,0 ⋅ 10-3 
Unabwendbarkeit im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.3 
             (Zp/Gef) 2,0 ⋅ 10
-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 
             (Zp/Gef) 2,0 ⋅ 10
-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-1 
Schadensausmaß im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.4 
     (Ps/Zp) 1,9 ⋅ 10
-1 1,9 ⋅ 10-1 8,0 ⋅ 10-2 8,0 ⋅ 10-2 1,9 ⋅ 10-1 1,9 ⋅ 10-1 8,0 ⋅ 10-2 8,0 ⋅ 10-2 
Risiko im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.1 
             (Ps/a) 1,0 ⋅ 10
-6 9,3 ⋅ 10-7 4,9 ⋅ 10-7 4,9 ⋅ 10-7 9,2 ⋅ 10-7 1,6 ⋅ 10-6 4,5 ⋅ 10-7 4,5 ⋅ 10-5 
              (Ps/a) 1,4 ⋅ 10
-4 3,1 ⋅ 10-5 8,2 ⋅ 10-6 1,6 ⋅ 10-6 1,2 ⋅ 10-4 5,4 ⋅ 10-5 5,9 ⋅ 10-6 1,5 ⋅ 10-4 
Aussetzung im Räumungsbereich nach Abschnitt 4.3.1 
             (Beg/a) 4,5 ⋅ 10
-1 5,3 ⋅ 10-1 8,8 ⋅ 10-1 1,5 ⋅ 100 0 0 0 0 
              (Beg/a) 6,0 ⋅ 10
1 1,8 ⋅ 101 1,5 ⋅ 101 4,9 ⋅ 100 0 0 0 0 
Gefährdung im Räumungsbereich nach Abschnitt 4.3.2 
         (Gef/Beg) 1,0 ⋅ 10
-5 1,0 ⋅ 10-5 1,0 ⋅ 10-5 1,0 ⋅ 10-5 - - - - 
Unabwendbarkeit im Räumungsbereich nach Abschnitt 4.3.3 
         (Zp/Gef) 2,6 ⋅ 10
-1 2,6 ⋅ 10-1 1,0 ⋅ 100 1,0 ⋅ 100 - - - - 
Schadensausmaß im Räumungsbereich nach Abschnitt 4.3.4 
     (Ps/Zp) 5,6 ⋅ 10
-2 5,6 ⋅ 10-2 2,4 ⋅ 10-2 2,4 ⋅ 10-2 - - - - 
Risiko im Räumungsbereich nach Abschnitt 4.1 
             (Ps/a) 6,5 ⋅ 10
-8 7,6 ⋅ 10-8 2,1 ⋅ 10-7 3,5 ⋅ 10-7 0 0 0 0 
              (Ps/a) 8,7 ⋅ 10
-6 2,5 ⋅ 10-6 3,5 ⋅ 10-6 1,2 ⋅ 10-6 0 0 0 0 
Risiko am Bahnübergang nach Abschnitt 4.1 
              (Ps/a) 1,1 ⋅ 10
-6 1,0 ⋅ 10-6 7,0 ⋅ 10-7 8,4 ⋅ 10-7 9,2 ⋅ 10-7 1,6 ⋅ 10-6 4,5 ⋅ 10-7 4,5 ⋅ 10-5 
               (Ps/a) 1,4 ⋅ 10
-4 3,4 ⋅ 10-5 1,2 ⋅ 10-5 2,8 ⋅ 10-6 1,2 ⋅ 10-4 5,4 ⋅ 10-5 5,9 ⋅ 10-6 1,5 ⋅ 10-4 
         (Ps/a) 5,2 ⋅ 10
-4 
Bewertung der Risiken nach Abschnitt 5.3 
             ≤            ja ja ja ja ja ja ja ja 
        ≤             ja 
             ≤             ja ja ja ja ja ja ja nein 
        ≤             ja 
Tabelle 7-11: Risikobeurteilung zu Beispiel 3, Maßnahme gegen Rückstaubildung 
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Das Sicherheitsniveau des Bahnübergangs bewegt sich nun im zulässigen Bereich. Ab-
gesehen von einem Einzelwert des individuellen Risikos werden auch die langfristig an-
gestrebten Zielgrenzwerte eingehalten. 
Analog zu den anderen Beispielen soll abschließend noch die Auswirkung einer geänder-
ten Schienenverkehrsstärke geprüft werden. Die Schienenverkehrsstärke soll von 
32 Sfz/d auf 64 Sfz/d steigen, womit sich Aussetzungen erhöhen (Tabelle 7-12). 
Zufahrtsseite Zuf 1 Zuf 2 
Verkehrsart s 1 (Pkw) 2 (Lkw) 1 (Pkw) 2 (Lkw) 
Zuflussrichtung z 1 1 4 5 4 5 
Abflussrichtung a 4 5 4 5 1 1 1 1 
Aussetzung im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.1 
             (Beg/a) 4,8 ⋅ 10
0 4,4 ⋅ 100 5,6 ⋅ 100 5,6 ⋅ 100 4,8 ⋅ 100 4,4 ⋅ 100 5,6 ⋅ 100 5,6 ⋅ 100 
              (Beg/a) 6,4 ⋅ 10
2 1,5 ⋅ 102 9,3 ⋅ 101 1,9 ⋅ 101 6,4 ⋅ 102 1,5 ⋅ 102 7,4 ⋅ 101 1,9 ⋅ 101 
Gefährdung im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.2 
             (Gef/Beg) 9,0 ⋅ 10
-4 9,0 ⋅ 10-4 9,0 ⋅ 10-4 9,0 ⋅ 10-4 9,0 ⋅ 10-4 9,0 ⋅ 10-4 9,0 ⋅ 10-4 9,0 ⋅ 10-4 
             (Gef/Beg) 2,0 ⋅ 10
-4 2,0 ⋅ 10-4 2,0 ⋅ 10-4 2,0 ⋅ 10-4 1,0 ⋅ 10-4 1,0 ⋅ 10-3 1,0 ⋅ 10-4 1,0 ⋅ 10-3 
Unabwendbarkeit im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.3 
             (Zp/Gef) 2,0 ⋅ 10
-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 
             (Zp/Gef) 2,0 ⋅ 10
-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-3 2,0 ⋅ 10-1 
Schadensausmaß im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.2.4 
     (Ps/Zp) 1,9 ⋅ 10
-1 1,9 ⋅ 10-1 8,0 ⋅ 10-2 8,0 ⋅ 10-2 1,9 ⋅ 10-1 1,9 ⋅ 10-1 8,0 ⋅ 10-2 8,0 ⋅ 10-2 
Risiko im Entscheidungsbereich nach Abschnitt 4.1 
             (Ps/a) 2,0 ⋅ 10
-6 1,9 ⋅ 10-6 9,8 ⋅ 10-7 9,8 ⋅ 10-7 1,8 ⋅ 10-6 3,2 ⋅ 10-6 8,9 ⋅ 10-7 9,0 ⋅ 10-5 
              (Ps/a) 2,7 ⋅ 10
-4 6,2 ⋅ 10-5 1,6 ⋅ 10-5 3,3 ⋅ 10-6 2,5 ⋅ 10-4 1,1 ⋅ 10-4 1,2 ⋅ 10-5 3,0 ⋅ 10-4 
Aussetzung im Räumungsbereich nach Abschnitt 4.3.1 
             (Beg/a) 9,0 ⋅ 10
-1 1,1 ⋅ 100 1,8 ⋅ 100 2,9 ⋅ 100 0 0 0 0 
              (Beg/a) 1,2 ⋅ 10
2 3,5 ⋅ 101 2,9 ⋅ 101 9,7 ⋅ 100 0 0 0 0 
Gefährdung im Räumungsbereich nach Abschnitt 4.3.2 
         (Gef/Beg) 1,0 ⋅ 10
-5 1,0 ⋅ 10-5 1,0 ⋅ 10-5 1,0 ⋅ 10-5 - - - - 
Unabwendbarkeit im Räumungsbereich nach Abschnitt 4.3.3 
         (Zp/Gef) 2,6 ⋅ 10
-1 2,6 ⋅ 10-1 1,0 ⋅ 100 1,0 ⋅ 100 - - - - 
Schadensausmaß im Räumungsbereich nach Abschnitt 4.3.4 
     (Ps/Zp) 5,6 ⋅ 10
-2 5,6 ⋅ 10-2 2,4 ⋅ 10-2 2,4 ⋅ 10-2 - - - - 
Risiko im Räumungsbereich nach Abschnitt 4.1 
             (Ps/a) 1,3 ⋅ 10
-7 1,5 ⋅ 10-7 4,2 ⋅ 10-7 7,0 ⋅ 10-7 0 0 0 0 
              (Ps/a) 1,7 ⋅ 10
-5 5,1 ⋅ 10-6 7,0 ⋅ 10-6 2,3 ⋅ 10-6 0 0 0 0 
Risiko am Bahnübergang nach Abschnitt 4.1 
              (Ps/a) 2,2 ⋅ 10
-6 2,0 ⋅ 10-6 1,4 ⋅ 10-6 1,7 ⋅ 10-6 1,8 ⋅ 10-6 3,2 ⋅ 10-6 8,9 ⋅ 10-7 9,0 ⋅ 10-5 
               (Ps/a) 2,9 ⋅ 10
-4 6,7 ⋅ 10-5 2,3 ⋅ 10-5 5,6 ⋅ 10-6 2,5 ⋅ 10-4 1,1 ⋅ 10-4 1,2 ⋅ 10-5 3,0 ⋅ 10-4 
         (Ps/a) 1,0 ⋅ 10
-3 
Bewertung der Risiken nach Abschnitt 5.3 
             ≤            ja ja ja ja ja ja ja ja 
        ≤             ja 
             ≤             ja ja ja ja ja ja ja nein 
        ≤             ja 
Tabelle 7-12: Risikobeurteilung zu Beispiel 3, geänderte Schienenverkehrsstärke 
Auch nach der Verdopplung der Schienenverkehrsstärke bleibt das Sicherheitsniveau des 
Bahnübergangs im zulässigen Bereich. 




Die Vorgaben zur straßenseitigen Gestaltung von Bahnübergängen sind in Deutschland 
auf mehrere Regelwerke für Bahnbetreiber und Straßenbehörden verteilt und unterschei-
den sich zudem nach Zugangsrechten (öffentliche oder nichtöffentliche Eisenbahnen) 
sowie Eigentumsverhältnissen (bundeseigene oder nichtbundeseigene Eisenbahnen). 
Eine Zusammenführung einiger dieser Regelwerke wird angestrebt und untersucht [200]; 
im Rahmen der vorliegenden Arbeit sind sie jedoch noch getrennt zu betrachten. 
Nachfolgend werden nur die bundeseinheitlichen Regelwerke für öffentliche Eisenbahnen 
betrachtet, die von der vorliegenden Studie betroffen sind (Tabelle 8-1). Grundsätzlich 
lassen sich die Erkenntnisse jedoch auch auf nichtöffentliche Eisenbahnen übertragen. 
Eisenbahn 
Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung (EBO) 
Richtlinie „Bahnübergänge planen und  
instand halten“ (DB-Richtlinie 815)  
Bahnübergangsvorschrift für nicht-
bundeseigene Eisenbahnen (BÜV-NE) 
Straße 
Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) 
Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung (VwV-StVO) 
Tabelle 8-1: Betroffene Regelwerke zu Bahnübergängen öffentlicher Eisenbahnen 
Die Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung [12] stellt grundlegende Anforderungen an die 
Sicherung von Bahnübergängen und gibt Einsatzkriterien und Erscheinungsbilder der Si-
cherungsarten vor, soweit diese in den Verantwortungsbereich des Bahnbetreibers fallen. 
Darauf aufbauende konkrete Gestaltungsvorgaben bis hin zu Maßangaben enthalten die 
nachgeordneten Regelwerke (Richtlinie „Bahnübergänge planen und instand halten“ [10] 
bzw. Bahnübergangsvorschrift für nichtbundeseigene Eisenbahnen [13]).  
In der Straßenverkehrs-Ordnung [177] sind neben Verhaltensregeln für die Straßenver-
kehrsteilnehmer die Erscheinungsbilder der Verkehrszeichen und -einrichtungen festge-
legt. Diese Verordnung wird ergänzt durch eine Verwaltungsvorschrift [194], die sich an 
Straßenbehörden richtet und Maßnahmen in deren Verantwortungsbereich vorschreibt. 
Grundsätzlich könnte ein Beurteilungsverfahren, wie es in der vorliegenden Untersuchung 
vorgestellt wurde, direkt in den Regelwerken vorgeschrieben werden. Dabei wäre die 
Forderung nach einer risikoorientierten Gestaltung der Bahnübergänge auf Verordnungs-
ebene anzusiedeln. Gleichzeitig könnte ein Großteil der bisher dort fest definierten Ein-
satzkriterien entfallen. Das eigentliche Verfahren wäre angesichts seines Detaillierungs-
grades auf der Ebene der anerkannten Regeln der Technik einzuordnen. Da dies jedoch 
eine Abkehr von der langjährigen Praxis bedeutete und zudem noch die Praxistauglichkeit 
des vorgestellten Verfahrens nachzuweisen ist, werden als Vorstufe zunächst wichtige 
risikoorientierte Änderungen und Ergänzungen der bestehenden Regeln vorgeschlagen. 
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8.2 EBO 
Die bahnübergangsspezifischen Vorgaben der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung sind 
bisher nur in wenigen Punkten risikoorientiert. Hierzu gehören die nach der Straßenver-
kehrsstärke (§ 11 Abs. 7 und 13) abgestuften Einsatzkriterien der Sicherungsarten, wenn-
gleich sich dieser Einfluss nach den Erkenntnissen der vorliegenden Arbeit relativiert. 
Praktisch führt vor allem die Unterscheidung in Haupt- und Nebenbahn tendenziell zu ei-
ner risikoorientierten Gestaltung, da diese die zugehörigen Risikofaktoren (Schienenver-
kehrsstärke, Geschwindigkeiten der Schienenfahrzeuge) zumindest grob widerspiegelt. 
Mit Hilfe der Erkenntnisse der vorliegenden Untersuchung müssen einerseits feinere Ab-
stufungen der bereits enthaltenen Risikofaktoren vorgenommen, andererseits auch neue 
Risikofaktoren als Einsatzkriterien berücksichtigt werden.  
Nach den Erkenntnissen der vorliegenden Untersuchung stellt die Geschwindigkeit der 
Schienenfahrzeuge einen der stärksten Einflussfaktoren auf das Risiko dar. Die bisherige 
Unterscheidung in Haupt- und Nebenbahn führt nur zu zwei Geschwindigkeitsstufen: bis 
80 km/h und bis 160 km/h (§ 11 Abs. 2, 6 und 7  i. V. m. § 40 Abs. 2). Innerhalb der passi-
ven Sicherungsarten und für Privatwege gibt es zusätzliche Geschwindigkeitsgrenzen, die 
jedoch nur einen kleinen Teil der Bahnübergänge betreffen. Daher müssen weitere Unter-
teilungen der Geschwindigkeiten vorgenommen werden. 
Die Grenzwerte der Straßenverkehrsstärke (§ 11 Abs. 13) sollten überprüft werden. Die 
gegenwärtige Regelung lässt mit bis zu 2500 Kraftfahrzeugen pro Tag einen Bereich zu, 
in dem die Begegnungswahrscheinlichkeit besonders hoch ist (höhere Verkehrsstärken 
werden durch den „Stott-Effekt“ kompensiert, siehe Abschnitt 4.2.1). 
In die Auswahl der Sicherungsarten nach der Straßenverkehrsstärke werden bislang au-
ßerdem nur Kraftfahrzeuge einbezogen, während nichtmotorisierte Straßenverkehrsteil-
nehmer keine Rolle spielen (§ 11 Abs. 13). Dies vernachlässigt deren Risiken, was ange-
sichts des vergleichsweise hohen Schadensausmaßes dieser Verkehrsarten nicht ver-
tretbar ist. Deshalb muss auch für nichtmotorisierte Straßenverkehrsteilnehmer die Ver-
kehrsstärke berücksichtigt werden. 
Weiterhin ist das Risiko an einem Bahnübergang direkt proportional zur Schienenver-
kehrsstärke. Zwar weisen Hauptbahnen oft eine höhere Schienenverkehrsstärke auf als 
Nebenbahnen, jedoch ist dieser Zusammenhang nicht zwingend. Demzufolge sollte auch 
die konkrete Schienenverkehrsstärke als Entscheidungskriterium aufgenommen werden. 
Weitere Risikofaktoren ergeben sich vor allem aus dem straßenverkehrlichen Umfeld vor 
dem Bahnübergang. Dieses gehört zwar nach gegenwärtiger Rechtslage nicht in den Zu-
ständigkeitsbereich des Bahnbetreibers, berührt jedoch aufgrund der Auswirkungen wie-
derum die Sicherungseinrichtungen in seiner Zuständigkeit. Auf der Ebene der Eisenbahn-
Bau- und Betriebsordnung muss daher zumindest die Berücksichtigung straßenverkehrli-
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cher Umgebungsfaktoren bei der Auswahl der Sicherungsart gefordert werden. Dadurch 
wird auch eine Abstimmung des Bahnbetreibers mit den Straßenbehörden notwendig, 
die ebenfalls vorgeschrieben werden sollte. 
Die Sicherungsarten selbst sind bisher in unterschiedlicher Qualität differenziert. Wäh-
rend für die passiven Sicherungsarten detaillierte Einsatzkriterien bestehen (§ 11 Abs. 7), 
werden die aktiven Sicherungsarten ohne Angabe einer Rangfolge lediglich genannt (§ 11 
Abs. 6). Angesichts der gravierenden Unterschiede in der Wirksamkeit der Sicherungsar-
ten (mehrere Zehnerpotenzen) muss hier eine stärkere Differenzierung erfolgen. 
Aus Gründen der Diskriminierungsfreiheit gegenüber Straßenverkehrsteilnehmern mit 
eingeschränktem Hör- oder Sehvermögen muss bei Bahnübergängen mit Fußgänger- und 
Radverkehr stets eine Wahrnehmung über zwei Sinne möglich sein. Bei passiven Bahn-
übergängen schließt dies eine alleinige Sicherung durch Übersicht oder durch Pfeifsignale 
aus. Die Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung selbst enthält bereits Anforderungen an die 
Barrierefreiheit (§ 2 Abs. 3), mit denen jedoch nicht alle in derselben Verordnung enthal-
tenen Gestaltungsregeln für Bahnübergänge vereinbar sind. 
Nahezu alle bestehenden Vorschriften zu Bahnübergängen in der Eisenbahn-Bau- und 
Betriebsordnung beziehen sich auf den Entscheidungsbereich vor bzw. am Bahnüber-
gang. Risiken erwachsen jedoch auch aus Straßenverkehrsanlagen im Räumungsbereich 
hinter dem Bahnübergang. Dementsprechend muss eine Grundforderung aufgenommen 
werden, nach der bei vorhersehbarer Rückstaugefahr hinter einem Bahnübergang Vor-
kehrungen zum sicheren Räumen zu treffen sind. 
Daraus ergibt sich auch eine Trennung der Einsatzkriterien für Vollabschluss und für Ge-
fahrenraumfreimeldung. Während der Vollabschluss dem Entscheidungsbereich zuzuord-
nen ist, wirkt die Gefahrenraumfreimeldung gegen Risiken aus dem Räumungsbereich. 
Ein Vollabschluss kann somit beispielsweise wegen der Straßenverkehrsstärke erforder-
lich werden, ohne dass die Notwendigkeit einer Gefahrenraumfreimeldung besteht. Um-
gekehrt kann unabhängig vom Vollabschluss eine Gefahrenraumfreimeldung notwendig 
werden, beispielsweise wegen Rückstaugefahr.  
Sofern bei Vollabschluss das Einschließen von Straßenverkehrsteilnehmern verhindert 
werden soll, ist dies auch durch andere Vorkehrungen realisierbar (siehe hierzu Abschnitt 
6.3.2). Allerdings hängt die Gefahr des Einschließens direkt mit den Risikofaktoren im 
Räumungsbereich zusammen: Wenn keine problematischen Straßenverkehrsanlagen 
hinter dem Bahnübergang vorhanden sind, besteht keine Rückstaugefahr und damit nur 
eine geringe Wahrscheinlichkeit des Einschließens von Straßenverkehrsteilnehmern.  
Im Ausland werden Bahnübergänge mit Vollabschluss überwiegend ohne Gefahrenraum-
freimeldung eingesetzt [201]. Da ein Vollabschluss ohne Gefahrenraumfreimeldung in 
Deutschland jedoch eine Abkehr von grundlegenden Prinzipien mit sich bringen würde, 
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sind hierfür zunächst weiterführende Untersuchungen zu den Auswirkungen auf die Si-
cherheit notwendig.  
8.3 DB-Richtlinie 815  
Die DB-Richtlinie 815 „Bahnübergänge planen und instand halten“ enthält Vorschriften 
für den Bahnbetreiber und von ihm beauftragte Planer. In der Richtlinie wird vor allem die 
Ausgestaltung der Sicherungseinrichtungen behandelt. Sie konkretisiert die Vorgaben der 
Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung. Demzufolge eignet sich die Richtlinie für die Auf-
nahme zusätzlicher Risikofaktoren als Einsatzkriterien für die Sicherungsarten. 
Bisher ist die Risikoorientierung in unterschiedlicher Tiefe ausgeprägt. Während bei-
spielsweise für die Sicherung durch Lichtsignale exakte Einsatzbedingungen bis hin zu 
Schienenverkehrsstärke und Geschwindigkeiten vorgeschrieben werden (815.0032 Ab-
schn. 1 Abs. 3), gibt es für die Entscheidung zwischen Halbschranken und Vollabschluss 
lediglich das Kriterium der maximalen Annäherungszeit (815.0032 Abschn. 1 Abs. 8). 
Die Zulässigkeitsgrenzen der Annäherungszeit – die in der vorliegenden Untersuchung zur 
Vorsperrzeit gehört –, müssen neu diskutiert werden. Zwar führt ein Anstieg zu häufige-
rem absichtlichem Fehlverhalten und somit zu einem größeren Risiko (besonders bei 
nichtmotorisierten Verkehrsarten), gleichzeitig haben steigende Vorsperrzeiten durch den 
„Stott-Effekt“ aber auch eine senkende Wirkung auf das Risiko der motorisierten Ver-
kehrsarten.  
Eine Anhebung der bisherigen Untergrenzen (20 s für Lichtsignale, 26 s für Halbschran-
ken) ist in diesem Zusammenhang allenfalls in geringem Maße sinnvoll, beispielsweise 
auf 25 s für Lichtsignale und 30 s für Halbschranken. Für die Obergrenze müssen die auf-
tretenden Verkehrsarten berücksichtigt werden. Während die bestehenden Werte (90 s 
für Lichtsignale, 240 s für Halbschranken) bei ausschließlich motorisiertem Verkehr am 
Bahnübergang akzeptiert werden können, müssen bei nichtmotorisiertem Verkehr kleine-
re Obergrenzen gelten (60 s für Lichtsignale, 120 s für Halbschranken). 
Außerdem ist die bisherige Regelung, wonach die größte zulässige Annäherungszeit nur 
für jeweils eine Zugfahrt gilt, nicht akzeptabel. Hierdurch ist theoretisch eine beliebig lan-
ge Sperrzeit erlaubt, sofern für jede einzelne Zugfahrt die zulässige Annäherungszeit ein-
gehalten wird. Der Ansatz, mit einer Begrenzung der Zeitwerte einem absichtlichen Fehl-
verhalten der Straßenverkehrsteilnehmer vorzubeugen, wird damit konterkariert.  
Die notwendige Regelungstiefe hinsichtlich der Sicherungsarten hängt von den Anpas-
sungen der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung ab. Als örtliche Risikofaktoren, die 
ebenfalls für die Auswahl der Sicherungsart relevant sein können, müssen die Straßen-
führung sowie Ablenkungsfaktoren integriert werden (siehe Abschnitt 4.2.2.3). 
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Nach den Erkenntnissen der vorliegenden Untersuchung müssen höhere Anforderungen 
an die Erkennbarkeit des Bahnübergangs und seiner Sicherungseinrichtungen für motori-
sierte Straßenverkehrsteilnehmer gestellt werden. Bisher wird die Erkennbarkeit nur über 
den Anhalteweg gefordert (815.0032 Abschn. 3 Abs. 1), künftig muss eine größere Ent-
fernung in Anlehnung an die Orientierungssichtweite aus dem Straßenverkehr gewähr-
leistet werden. 
Die Sichtverhältnisse werden im Regelwerk bisher nur in Zusammenhang mit einer Si-
cherung durch Übersicht erwähnt. Bessere Sichtmöglichkeiten für die Straßenverkehrs-
teilnehmer haben durch ihren Beitrag zur Abwendbarkeit gefährlicher Situationen jedoch 
bei allen Sicherungsarten einen senkenden Einfluss auf das Risiko. Dies führt zu zwei 
Forderungen für alle Sicherungsarten: 
 die Straße sollte bereits vor dem Bahnübergang rechtwinklig zur Bahnstrecke geführt 
werden, weil dies günstige Sichtmöglichkeiten in beide Richtungen ermöglicht, 
 bestehende Sichtmöglichkeiten sollten auch bei aktiven Bahnübergängen nicht durch 
Bebauung, Bewuchs und andere Sichthindernisse verschlechtert werden. 
Für den Räumungsbereich existieren bisher pauschale Vorgaben, die das Risiko nur grob 
widerspiegeln (815.0032 Abschn. 1 Abs. 17 und 18). Deshalb müssen die Risikofaktoren 
aus diesem Bereich, insbesondere die tatsächliche Rückstaugefahr und die Erkennbarkeit 
der Wartepflicht bzw. der übergeordneten Verkehrsströme für die Straßenverkehrsteil-
nehmer, als neue Kriterien für entsprechende Gegenmaßnahmen aufgenommen werden. 
Zudem sind die in der Richtlinie enthaltenen Lösungsmöglichkeiten verhältnismäßig starr, 
obwohl für bestimmte Risiken verschiedenartige Maßnahmen existieren (vgl. Kapitel 6). 
Daher empfiehlt sich die Aufnahme eines Maßnamenkatalogs, aus dem sich geeignete 
Einsatzfälle und erwartete Wirkungen ergeben. 
Problematisch ist die Einordnung der Gestaltungsvorgaben zum straßenverkehrlichen 
Umfeld (vorrangig in 815.0030 und 815.0032). Diese entfalten für die Straßenbehörden, in 
deren Zuständigkeit sich die Anlagen befinden, keine verbindliche Wirkung. Solange keine 
gemeinsame Richtlinie für Bahnbetreiber und Straßenbehörden besteht, sollten die be-
treffenden Inhalte in bestehende Straßenrichtlinien bzw. in die Verwaltungsvorschrift zur 
Straßenverkehrs-Ordnung verschoben werden, um ihre Wirksamkeit sicherzustellen.  
8.4 BÜV-NE 
Die Bahnübergangsvorschrift für nichtbundeseigene Eisenbahnen hat in der Hierarchie 
der Regelwerke den gleichen Stellenwert wie die DB-Richtlinie 815 für die bundeseige-
nen Eisenbahnen. Daher gelten die Ausführungen aus Abschnitt 8.3 analog. Allerdings 
beinhaltet sie bislang deutlich weniger Regelungsinhalte als die Richtlinie 815, insbeson-
dere zum straßenverkehrlichen Umfeld.  
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Hinsichtlich der in Abschnitt 8.3 gegebenen Empfehlungen zu den Grenzwerten für die 
Vorsperrzeit ist anzumerken, dass die Bahnübergangsvorschrift für nichtbundeseigene 
Eisenbahnen bereits strengere Regeln enthält. Anstelle der Annäherungszeit gibt sie die 
größte zulässiges Leuchtdauer vor, wodurch sich der Grenzwert auch auf das Eintreffen 
mehrerer Zugfahrten bezieht; außerdem wird für Halbschranken neben der Obergrenze 
von 240 s ein anzustrebender Wert von höchstens 120 s vorgegeben (§ 12 Abs. 14).  
Eine konsequente Risikoorientierung erfordert eine Abkehr von der bisherigen Unter-
scheidung der Regeln nach den Eigentumsverhältnissen des Bahnbetreibers. Das Risiko 
richtet sich nach Faktoren, die unabhängig von den Eigentumsverhältnissen sind. Um das 
gleiche Sicherheitsniveau zu erreichen, müssen deshalb die Inhalte der Bahnübergangs-
vorschrift für nichtbundeseigene Eisenbahnen und der DB-Richtlinie 815 angeglichen 
werden (vgl. [200]). Damit erübrigt sich eine gesonderte Betrachtung dieser Vorschrift. 
Eine spezifische Bedeutung hat die Bahnübergangvorschrift für nichtbundeseigene Ei-
senbahnen allerdings für Infrastrukturen mit sehr einfachen Betriebsverhältnissen, die in 
der DB-Richtlinie 815 nicht berücksichtigt sind. Solche Verhältnisse können beispielswei-
se auf Anschlussbahnen vorliegen. Auch wenn diese Bahnen nicht in den Betrachtungs-
bereich der vorliegenden Untersuchung fallen, können grundsätzliche Erkenntnisse über-
tragen werden: So sind bei geringen Schienenverkehrsstärken und geringen Geschwin-
digkeiten sowie beim Fahren auf Sicht erhebliche Erleichterungen möglich, ohne dabei 
inakzeptable Risiken einzugehen. Hierzu müssen weitergehende Untersuchungen durch-
geführt werden. 
8.5 StVO 
Für die Verhaltensvorschriften in der Straßenverkehrs-Ordnung (§ 19) ergibt sich aus der 
vorliegenden Untersuchung kein konkreter Änderungsbedarf. Die Risiken entstehen 
überwiegend durch fehlende Wahrnehmung relevanter Informationen oder durch Verstö-
ße gegen Verhaltensvorschriften, nicht jedoch durch Unklarheiten oder Lücken in den 
Verkehrsregeln. Demzufolge sind Änderungen der Verkehrsregeln nicht geeignet, um das 
Risiko zu reduzieren. 
Auch Erfahrungen aus dem Ausland lassen nicht erwarten, dass geänderte oder ergänzte 
Verkehrsregeln eine messbare Wirkung erzielen. So wurden in Ungarn im Jahr 1997 für 
Bahnübergänge grundsätzlich Höchstgeschwindigkeiten von 30 km/h innerhalb und 
40 km/h außerhalb geschlossener Ortschaften eingeführt, die jedoch weder das Ge-
schwindigkeitsniveau noch die Unfallzahlen beeinflussen konnten [37]. 
Neben den Verhaltensvorschriften enthält die Straßenverkehrs-Ordnung auch Vorgaben 
zu Zuständigkeiten (§ 45 Abs. 2). Diese räumen dem Bahnbetreiber das uneingeschränkte 
Recht zur Verkehrsregelung durch die Sicherungseinrichtungen unmittelbar am Bahn-
übergang ein, während die übrigen Straßenanlagen in ausschließliche Zuständigkeit der 
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Straßenbehörden fallen. Um den Wechselwirkungen zwischen Bahnübergang und stra-
ßenverkehrlichem Umfeld gerecht zu werden und die damit verbundenen Risikofaktoren 
zu berücksichtigen, muss die gegenseitige Abstimmung zwischen Bahnbetreiber und 
Straßenbehörden verpflichtend vorgeschrieben werden. Diese darf sich nicht nur auf 
Maßnahmen unmittelbar am Bahnübergang beschränken, sondern muss das Umfeld ein-
schließen. 
8.6 VwV-StVO 
Die Verwaltungsvorschrift bindet nur die Straßenbehörden. Deshalb können nur Vorgaben 
für Anlagen in deren Zuständigkeitsbereich getroffen werden, die jedoch die Risiken des 
gesamten Bahnübergangs beeinflussen. Hier müssen analog zu den Regeln für Straßen-
kreuzungen (zu § 8, Randnr. 1 bis 13) auch Regeln zur baulichen und betrieblichen Gestal-
tung der Straßenanlagen vor und hinter Bahnübergängen aufgenommen werden.  
Nach den in Abschnitt 6 der vorliegenden Untersuchung dargelegten Grundsätzen der 
Risikobeherrschung muss die Vermeidung oder Verschiebung problematischer Straßen-
verkehrsanlagen im Umfeld des Bahnübergangs im Vordergrund stehen. Ist dies nicht 
möglich, sind die Anlagen so zu gestalten, dass sie möglichst wenig vom Bahnübergang 
ablenken, beispielsweise durch Verringern nicht bahnübergangsspezifischer Verkehrszei-
chen oder Anpassen der Verkehrsregelung. Erst als letztes Mittel sollten Gegenmaßnah-
men zur Kompensation des Risikos ergriffen werden. Diese Rangfolge muss in die Ver-
waltungsvorschrift aufgenommen werden. 
Im Entscheidungsbereich betrifft dies die Straßenführung (Kurven, Kreuzungswinkel) so-
wie die Komplexität der Verkehrsanlagen vor dem Bahnübergang. Im Räumungsbereich 
ist es vor allem die Art der Verkehrsregelung hinter dem Bahnübergang, die in Verbindung 
mit den Sichtverhältnissen und den Verkehrsstärken die Häufigkeit und Dauer des Auf-
enthalts wartepflichtiger Straßenfahrzeuge im Gefahrenbereich und damit das Risiko be-
stimmt. Hierfür muss jeweils eine Einzelfallbetrachtung der Risikofaktoren gemeinsam 
mit dem Bahnbetreiber vorgeschrieben werden. Angesichts der vergleichsweise geringen 
Anzahl von Bahnübergängen im Zuständigkeitsbereich einzelner Straßenbehörden ist der 
damit verbundene Aufwand vertretbar. 
Teilweise treten die Risiken nur zeitlich begrenzt auf, wenn beispielsweise Straßenbauar-
beiten durchgeführt werden oder sich durch Straßenumleitungen die Verkehrsstärke am 
Bahnübergang ändert. Die Auswirkungen auf das kollektive Risiko über einen größeren 
Betrachtungszeitraum sind gering, allerdings können die individuellen Risiken kritische 
Werte annehmen. Deshalb müssen in die Verwaltungsvorschrift verbindliche Vorgaben 
zur Berücksichtigung von Bahnübergängen aufgenommen werden. 
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9 Zusammenfassung und Ausblick 
9.1 Zusammenfassung 
Ausgehend von der Feststellung, dass in Deutschland bislang kein quantitatives Verfah-
ren zur Beurteilung der Sicherheit von Bahnübergängen existiert, wurde in der vorliegen-
den Arbeit ein Vorschlag für ein solches Verfahren entwickelt. Das zugrunde liegende 
Risikomodell ermöglicht es, aus den Parametern eines einzelnen Bahnübergangs die indi-
viduellen Risiken unterschiedlicher Gruppen von Straßenverkehrsteilnehmern sowie das 
kollektive Risiko des Bahnübergangs abzuschätzen. Zur Bewertung dieser Risiken wurden 
Vorschläge für Akzeptanzkriterien hergeleitet. Ein weiterer Teil der Untersuchung be-
schäftigte sich mit der Ermittlung und Bewertung risikoreduzierender Maßnahmen. 
Da in Deutschland keine für den vorliegenden Zweck hinreichend detaillierten Statistiken 
geführt werden und ausländische Risikomodelle nicht ohne Weiteres übertragbar sind, 
entstand das Verfahren vor allem auf Basis umfangreicher Literaturstudien, qualifizierter 
Schätzungen und ergänzender empirischer Untersuchungen. Anhand einer Plausibilitäts-
prüfung wurde bestätigt, dass das entwickelte Modell Ergebnisse liefert, die annähernd 
mit der Realität übereinstimmen. Da eine umfassende Validierung des Modells allerdings 
noch aussteht, versteht es sich zunächst als Grundgerüst, das mit Hilfe weiterführender 
Untersuchungen zu überprüfen und gegebenenfalls anzupassen ist. 
Der Neuigkeitswert des Modells – auch vor dem Hintergrund der aus dem Ausland be-
kannten Ansätze – besteht in der differenzierten Betrachtung nicht nur des einzelnen 
Bahnübergangs, sondern auch der einzelnen Verkehrsarten und insbesondere der einzel-
nen zum Bahnübergang hin- und vom Bahnübergang wegführenden Verkehrsströme. 
Dadurch wird der Erkenntnis Rechnung getragen, dass sich die spezifischen Eigenschaf-
ten der Straßenverkehrsteilnehmer sowie der von ihnen genutzten Zu- und Abflusswege 
auf die Sicherheit auswirken können.  
Das entwickelte Verfahren zur Sicherheitsbeurteilung von Bahnübergängen setzt sich 
konkret aus drei aufeinander aufbauenden Hauptteilen zusammen: 
 Analyse der Risiken durch Ermittlung und Berechnung der Einflussfaktoren,  
 Bewertung der Risiken durch Vergleich mit festgelegten Akzeptanzkriterien, 
 Beherrschung der Risiken durch Auswahl und Implementierung von Maßnahmen. 
Den aufwändigsten Teil stellt die Risikoanalyse dar, da sie eine differenzierte Erhebung 
oder Schätzung zahlreicher Daten des Bahnübergangs erfordert. Sie enthält im Kern die 
aus der Sicherheitswissenschaft bekannte Risikoformel, nach der sich das Risiko als Pro-
dukt aus der Häufigkeit eines unerwünschten Ereignisses und dem dabei zu erwartenden 
Schadensausmaß ergibt.  
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Als unerwünschtes Ereignis gilt hier der Zusammenprall, also eine Kollision zwischen ei-
nem Schienenfahrzeug und einem Straßenverkehrsteilnehmer auf einem Bahnübergang. 
Das Schadensausmaß wird in Form gewichteter Personenschäden ausgedrückt.  
Die Häufigkeit eines Zusammenpralls zerfällt wiederum in mehrere Faktoren: 
 Häufigkeit, mit der sich Schienenfahrzeuge und Straßenverkehrsteilnehmer innerhalb 
eines bestimmten Betrachtungszeitraums gleichzeitig dem Bahnübergang nähern und 
somit potenziell einer gefährlichen Situation ausgesetzt sind (Aussetzung), 
 Wahrscheinlichkeit, mit der bei bestehender Aussetzung die vorgesehenen sicher-
heitsrelevanten Handlungen durch die Straßenverkehrsteilnehmer absichtlich oder un-
beabsichtigt unterlassen werden dadurch ein Zusammenprall droht (Gefährdung), 
 Wahrscheinlichkeit, mit der bei bestehender Gefährdung eine Abwendung des unmit-
telbar bevorstehenden Zusammenpralls durch eine Notreaktion der Beteiligten nicht 
mehr möglich ist (Unabwendbarkeit). 
Neben der Unterscheidung in absichtliche und unbeabsichtigte Handlungen der Straßen-
verkehrsteilnehmer sind auch die Entstehungsbereiche der Risiken (Entscheidungsbe-
reich vor dem Bahnübergang, Räumungsbereich hinter dem Bahnübergang) zu trennen, 
da jeweils spezifische Wirkungszusammenhänge und Einflussfaktoren gelten. Das resul-
tierende Risikomodell ist in Abbildung 9-1 überblicksartig dargestellt. 
 
Abbildung 9-1: Aufbau des Modells für die Risikoanalyse 
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Als stärkste Einflussfaktoren auf das Risiko ergaben sich aus einer Sensitivitätsanalyse: 
 Geschwindigkeit der Schienenfahrzeuge, 
 Verkehrsart der Straßenverkehrsteilnehmer, 
 Straßenverkehrsstärke, 
 Sicherungsart, 
 Sichtverhältnisse vor dem und unmittelbar am Bahnübergang, 
 Anzahl und Dauer von Rückstaus hinter dem Bahnübergang, 
 Erkennbarkeit der Verkehrssituation hinter dem Bahnübergang. 
Um die Sicherheit bewerten zu können, müssen die ermittelten Risiken mit Akzeptanzkri-
terien verglichen werden. Da in Deutschland bisher keine allgemein anerkannten Grenz-
werte existieren, wurden im Rahmen der vorliegenden Untersuchung aus Statistiken und 
ausländischen Ansätzen erste Vorschläge für solche Werte abgeleitet. Sie untergliedern 
sich in zwingend einzuhaltende Zulässigkeitsgrenzwerte und langfristig anzustrebende 
Zielgrenzwerte (Abbildung 9-2). 
 
Abbildung 9-2: Lage der Grenzwerte auf dem Risikostrahl 
Abhängig vom Ergebnis der Risikobewertung sind Maßnahmen zu Risikobeherrschung zu 
treffen. Diese sollten vorzugsweise in der direkten Veränderung der bei der Risikoanalyse 
ermittelten Einflussfaktoren – insbesondere Anpassung der Sicherungsart oder Beseiti-
gung problematischer Verkehrsanlagen – bestehen. Die Risikobeherrschung kann jedoch 
abhängig von den örtlichen Verhältnissen auch zusätzliche bauliche oder technische 
Maßnahmen umfassen.  
Beispiele für Maßnahmen mit einer besonders starken Risikoreduzierung sind: 
 bauliche Trennung der Richtungsfahrstreifen durch Fahrbahnteiler oder Separatoren 
zur Reduzierung des Umfahrens von Halbschranken, 
 Einsatz von Rotlichtkameras zur Reduzierung absichtlicher Missachtungen von Licht-
signalen oder Halbschranken, 
 Einsatz technischer Gefahrenraumfreimeldeanlagen zum Ausschluss gefährlicher 
Auswirkungen von Rückstaus hinter dem Bahnübergang. 
Nach Auswahl einer Maßnahme sind die Schritte der Risikoanalyse und Risikobewertung 
zu wiederholen, um die Einhaltung der Grenzwerte zu prüfen und somit den Effekt der 
Maßnahme zu beurteilen. Das resultierende Gesamtverfahren zeigt Abbildung 9-3. 
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Abbildung 9-3: Ablauf des Beurteilungsverfahrens 
Aus den erzielten Erkenntnissen wurden Empfehlungen zur Weiterentwicklung der Re-
gelwerke abgeleitet. Hierzu gehört die Forderung nach einer stärkeren Risikoorientierung 
der Gestaltungsregeln, die insbesondere die aufgezeigten Einflussfaktoren berücksichti-
gen müssen. 
9.2 Ausblick 
Im Rahmen der Untersuchung wurde festgestellt, dass zu zahlreichen Aspekten der 
Bahnübergangssicherheit weiterer Forschungsbedarf besteht. Nachfolgend sind die iden-
tifizierten Ansätze für weiterführende Untersuchungen zusammengestellt. 
Ein wesentliches Problem bei der Analyse der Risikofaktoren stellten die unzureichenden 
statistischen Grundlagen dar. Dadurch mussten die Risikofaktoren in Kapitel 4 teilweise 
geschätzt oder theoretisch hergeleitet werden. Um die Zahlenwerte zu präzisieren und 
statistisch abzusichern, sollten sowohl die Bestands- als auch die Unfalldaten zentral er-
fasst und für  wissenschaftliche Untersuchungen zugänglich gemacht werden. Zur Unfal-
laufnahme entwickelte ein Arbeitskreis bereits 2003 ein verbessertes Verfahren [202], 
das jedoch bisher nicht zur Anwendung gekommen ist. Dieses Verfahren sollte aufgegrif-
fen und in ein noch zu entwickelndes Gesamtkonzept zur Bahnübergangsstatistik inte-
griert werden. Als Beitrag hierzu kann auch der Ansatz von Demmer betrachtet werden, 
die Bahnübergangsunfälle genauer zu kategorisieren [199]. 
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Da Zusammenpralle an Bahnübergängen vergleichsweise seltene Ereignisse sind, sollte 
die statistische Basis durch die Einbeziehung von Beinaheunfällen vergrößert werden. 
Unter der Annahme, dass in diesen Fällen der Eintritt eines Zusammenpralls nur durch 
eine Notreaktion vermeidbar war, können die übrigen Risikofaktoren wie bei einem einge-
tretenen Zusammenprall erfasst und ausgewertet werden. Dadurch sind gleichzeitig ge-
nauere Erkenntnisse darüber erzielbar, wodurch die Abwendbarkeit von Unfällen beein-
flusst wird. Ansätze zur Auswertung von Beinaheunfällen auf Gleisbaustellen, die teilwei-
se auf Bahnübergänge übertragbar sind, finden sich bei Rauh und Wilfert [203]. 
Neben der statistischen Auswertung von Unfällen oder Beinaheunfällen können wesentli-
che Erkenntnisse zu Risikofaktoren auch aus Verhaltensuntersuchungen gewonnen wer-
den. Besonders großer Forschungsbedarf besteht dabei zum Verhalten nichtmotorisierter 
Straßenverkehrsteilnehmer. Zwar ist die Vielfalt der Unfallhergänge bekannt, allerdings 
liegen kaum Erkenntnisse zu konkreten Risikofaktoren und Wirkungszusammenhängen 
vor. Mittels verdeckter Videobeobachtung unterschiedlicher Bahnübergangssituationen 
und anschließender systematischer Auswertung, wie beispielsweise von Hoefert prakti-
ziert [127], sind mit vertretbarem Aufwand aussagekräftige Ergebnisse erzielbar. 
Bei motorisierten Straßenverkehrsteilnehmern gestaltet sich die Verhaltensbeobachtung 
insbesondere hinsichtlich des Blickverhaltens schwieriger. Eine mögliche Lösung hierfür 
stellt die Untersuchung im Fahrsimulator dar, wie sie unter anderem Wöllmann nutzte 
[195]. Durch Aufzeichnung der Augenbewegungen lassen sich detaillierte Aussagen zur 
Blickzuwendung und damit Rückschlüsse auf die Aufmerksamkeit treffen. 
Im Bereich des absichtlichen Fehlverhaltens müssen die Risikofaktoren näher untersucht 
werden, da hierzu nur wenige Erkenntnisse vorliegen und die Zahlenwerte geschätzt 
wurden (vgl. Abschnitt 4.2.2.2). Hierzu bieten sich ebenfalls Videobeobachtungen an, wie 
sie beispielsweise Vijendran, Beard und Stevens [109] durchführten. Dabei sollte sowohl 
gewöhnungsbedingtes als auch situationsabhängiges Fehlverhalten untersucht werden, 
beispielsweise durch Betrachtung unterschiedlich langer mittlerer und maximaler Sperr-
zeiten.  
Zu den Risikofaktoren unbeabsichtigter Fehlhandlungen (Abschnitt 4.2.2.3) besteht eben-
falls weiterer Forschungsbedarf. Dies betrifft insbesondere weitere mögliche Ablen-
kungsfaktoren am Bahnübergang, beispielsweise des optischen Hintergrundes und der 
Beschaffenheit der Straßenfahrbahn. Auch in diesem Bereich sind durch Simulatorstudien 
und Verhaltensbeobachtungen unter Variation der Umgebungsbedingungen genauere 
Erkenntnisse zu erwarten. 
Die Ableitung von Risikoakzeptanzkriterien stieß teilweise auf Schwierigkeiten, da beste-
hende Ansätze für technische Risiken nur bedingt auf Systeme mit wesentlicher Abhän-
gigkeit von menschlichen Verhaltensweisen übertragbar sind. Außerdem stellt der Ein-
fluss vorsätzlichen Fehlverhaltens, das praktisch immer möglich ist, die Gültigkeit solcher 
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Grenzwerte infrage (vgl. Abschnitt 5.3). Ein möglicher Ansatz besteht in der Vernachlässi-
gung vorsätzlichen Fehlverhaltens, sodass die Risikoakzeptanz nur fahrlässiges Fehlver-
halten berücksichtigt. Durch ein interdisziplinäres Forschungsprojekt könnten die techni-
schen, rechtlichen, ethischen und gesellschaftspolitischen Aspekte dieses Problemfeldes 
beleuchtet werden. Ziel muss dabei zunächst die Beantwortung der Fragen sein, ob für 
Personenschäden überhaupt Akzeptanzgrenzen festgelegt werden dürfen, für welche 
Verhaltensweisen solche Grenzen gelten können und welche Grenzwerte sich für diesen 
Zweck eignen. Die endgültige Festlegung von Risikoakzeptanzgrenzen wäre dann auf-
grund der weitreichenden Auswirkungen eine Aufgabe des Gesetzgebers. 
Im Bereich der Risikobeherrschung wurde deutlich, dass nur zu einem kleinen Teil mögli-
cher Maßnahmen wissenschaftlich gesicherte Erkenntnisse über die Wirksamkeit vorlie-
gen. In Verbindung mit den zahlreichen in der Literatur enthaltenen Vorschlägen besteht 
die Gefahr, in der Praxis unwirksame oder sogar schädliche Maßnahmen anzuwenden. 
Deshalb sollte eine Systematik zur Wirkungsüberprüfung solcher Maßnahmen entwickelt 
werden. Im Kern muss dabei das Erreichen des angestrebten Ziels – beispielsweise eine 
verbesserte Wahrnehmung der Schienenfahrzeuge oder der Sicherungseinrichtungen 
zum Zwecke der Risikoreduzierung – anhand geeigneter Parameter analysiert werden. 
Die oben genannten Methoden (Feld- oder Simulatorstudien) eignen sich auch hierfür. 
Vorrangig sollten die in den Abschnitten 6.2 und 6.3 angesprochenen Maßnahmen unter-
sucht werden, zu denen bisher keine Wirksamkeitsüberprüfungen stattfanden, deren 
Anwendung jedoch mit geringem technischen und rechtlichen Aufwand möglich ist bzw. 
die teilweise bereits in anderen Bereichen des Straßenverkehrs angewendet werden. 
Ebenfalls dem Bereich der Risikobeherrschung sind technische Maßnahmen zuzuordnen, 
die moderne Möglichkeiten der Informationsübertragung und -darbietung nutzen (oft als 
„innovative Maßnahmen“ bezeichnet) und dabei auf vorhandene Infrastrukturen zurück-
greifen. Hierzu gehört die Integration von Warnungen vor Bahnübergängen in Autoradios 
oder Navigationssysteme (zu Ansätzen siehe [204, 205]). Neben Fragen der technischen 
Realisierung ist dabei wiederum die erzielbare Risikoreduzierung von Interesse. 
Eine bisher nicht endgültig geklärte Grundsatzfrage im Bereich der Risikobeherrschung, 
die ebenfalls durch Simulatorstudien beantwortet werden könnte, betrifft die Entschei-
dung zwischen rotem Blinklicht und rotem Dauerlicht zur Bahnübergangssicherung, die 
international unterschiedlich gehandhabt wird [201]. Die Argumentationen gegen das 
Blinklicht stützen sich vor allem auf die sonst im Straßenverkehr übliche Verwendung 
blinkender Signale als Warnung vor Gefahren und nicht als Haltgebot, so beispielsweise 
bei Wigglesworth [152]. Für das Blinklicht spricht die bessere Wahrnehmbarkeit, wenn 
der Blick vom Signal abgelenkt ist; mit dieser Begründung werden beispielsweise Wech-
selblinklichter anstelle von roten Dauerlichtern für Fußgängerquerungen bei Straßenbahn-
strecken empfohlen [206]. Da nach den bisherigen Erkenntnissen, insbesondere einer 
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Studie der Bundesanstalt für Straßenwesen [14], nicht mit einer allgemeingültigen Ant-
wort zu rechnen ist, sollten situationsabhängige Untersuchungen durchgeführt werden. 
Dabei könnte auch die gelegentlich vorgeschlagene Verwendung von Blitzlichtern anstelle 
von Blinklichtern (unter anderem bei Richards [186] und Cairney [192]) betrachtet werden. 
In der Untersuchung wurde die Trennung des Vollabschlusses von der Gefahrenraum-
freimeldung vorgeschlagen (siehe Abschnitt 8.2), wie sie im Ausland überwiegend prakti-
ziert wird. Hierfür ist eine detaillierte Risikoanalyse erforderlich, die auch mögliche Alter-
nativen einbezieht, mit denen das Einschließen von Straßenverkehrsteilnehmern zwi-
schen den Schranken vermieden werden kann. Erste Ansätze hierzu wurden in Abschnitt 
6.2.2.1 benannt. 
Mit Hilfe der durch weitere Untersuchungen erzielten Erkenntnisse sollte das in der vor-
liegenden Arbeit vorgestellte Verfahren weiterentwickelt und verfeinert werden. Außer-
dem ist eine Validierung und Kalibrierung auf Basis ausreichend großer Stichproben not-
wendig, bevor das Verfahren in die Praxis überführt werden kann. Dies bedingt wiederum 
eine Verbesserung der Datenbasis (Bestands- und Unfalldaten) für statistische Auswer-
tungen, die mindestens den Detaillierungsgrad der vorliegenden Untersuchung aufweisen 
müssten. 
Einen Ansatz zur methodischen Weiterentwicklung des Beurteilungsverfahrens stellen 
Bayes'sche Netze dar, die in jüngster Zeit Eingang in die Sicherheitsbetrachtungen von 
Bahnsystemen gefunden haben [207]. Dabei werden statt Fehlerbäumen (wie beispiels-
weise in Abbildung 4-1) gerichtete azyklische Graphen zur Modellierung der Risiken ge-
nutzt. Diese Vorgehensweise ermöglicht neben einer kompakten Darstellungsweise vor 
allem eine effizientere Berechnung komplexer Abhängigkeiten zwischen den Einflussgrö-
ßen [208]. Als Ausgangspunkt für diese Weiterentwicklung kann der in Abbildung 9-1 
dargestellte Graph genutzt werden, der zu diesem Zweck mit den ebenfalls in der vorlie-
genden Arbeit ermittelten Zahlenwerten hinterlegt werden kann. 
Nicht Gegenstand der vorliegenden Untersuchung waren Bahnübergänge bei Straßen-
bahnen sowie bei Anschlussbahnen mit zumeist einfachen Betriebsverhältnissen. Die 
erzielten Erkenntnisse, insbesondere das Prinzip der Risikoorientierung, lassen sich je-
doch auch auf diese Bahnübergänge übertragen. Allerdings sind hierzu auch Grundsatz-
entscheidungen zur vielfach umstrittenen Fragestellung notwendig, welche Kreuzungen 
überhaupt als Bahnübergänge eingestuft werden sollen und welche Verhaltens- und Ge-
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Glossar 
Die nachfolgenden Begriffserklärungen gelten spezifisch für die vorliegende Untersu-
chung. Sie können im Detail von den sonst üblichen Bedeutungen abweichen. Querver-
weise zu anderen Stichworten sind kursiv dargestellt. 
Abflussrichtung 
Straße oder Weg, den Straßenverkehrsteilnehmer nach der Überquerung eines Bahn-
übergangs benutzen können 
Aussetzung 
rechnerische Größe, die die Anzahl der Begegnungen im Betrachtungszeitraum be-
schreibt 
Bahnübergang 
höhengleiche Kreuzung einer Eisenbahnstrecke mit einer Straße oder einem Weg 
Bahnübergang, aktiver 
Bahnübergang, bei dem den Straßenverkehrsteilnehmern die Annäherung eines Schie-
nenfahrzeugs durch technische Einrichtungen angekündigt wird 
Bahnübergang, passiver 
alle Bahnübergänge, die nicht zu den aktiven Bahnübergängen gehören 
Begegnung 
gleichzeitiges Eintreffen eines Schienenfahrzeugs und eines Straßenverkehrsteilnehmers 
an einem Bahnübergang, das zu einer Gefährdung führen kann 
Betrachtungszeitraum 
einheitliche Bezugsgröße für das Risiko und alle damit zusammenhängenden Größen mit 
Zeitbezug 
Entscheidungsbereich 
Bereich einer Straße oder eines Weges, den Straßenverkehrsteilnehmer vor der Über-
querung eines Bahnübergangs benutzen 
Fehlverhalten, absichtliches 
Bewusste Missachtung wahrgenommener Sicherungseinrichtungen oder Schienenfahr-
zeuge durch Straßenverkehrsteilnehmer im Entscheidungsbereich 
Fehlverhalten, unbeabsichtigtes 
Nichtwahrnehmung von Sicherungseinrichtungen oder Schienenfahrzeugen durch Stra-
ßenverkehrsteilnehmer im Entscheidungsbereich;  
auch: Nichtwahrnehmung des Vorliegens einer Wartepflicht gegenüber anderen Straßen-




Auftreten absichtlichen Fehlverhaltens oder unbeabsichtigten Fehlverhaltens bei einer 
Begegnung, das zu einem Zusammenprall führen kann;  
auch: rechnerische Größe, die die Anzahl der Gefährdungen je Begegnung beschreibt  
Gefährdungsfaktor 
Umstand, der die Wahrscheinlichkeit des Auftretens einer Gefährdung erhöht 
Grundgefährdung 
Gefährdung, die im Mittel an einem Bahnübergang mit einer bestimmten Sicherungsart 
für eine bestimmte Verkehrsart vorliegt, wenn keine zusätzlichen Gefährdungsfaktoren 
wirken  
Kreuzungswinkel 
Winkel zwischen der Eisenbahnstrecke und einer bestimmten Zuflussrichtung bzw. Ab-
flussrichtung 
Personenschäden 
nach einem definierten Verhältnis gewichtete Anzahl der bei Zusammenprallen getöteten, 
schwer verletzten und leicht verletzten Personen 
Räumungsbereich 
Bereich einer Straße oder eines Weges, den Straßenverkehrsteilnehmer nach der Über-
queren eines Bahnübergangs benutzen 
Risiko 
rechnerische Größe, die die Anzahl der Personenschäden innerhalb des Betrachtungszeit-
raums beschreibt; darstellbar als individuelles Risiko oder kollektives Risiko 
Risiko, individuelles 
Risiko eines durchschnittlichen Straßenverkehrsteilnehmers, der zu einer bestimmten 
Verkehrsart gehört und eine bestimmte Zuflussrichtung und Abflussrichtung benutzt 
Risiko, kollektives 
Summe der individuellen Risiken aller Straßenverkehrsteilnehmer an einem bestimmten 
Bahnübergang 
Risikoanalyse 
Ermittlung der Risiken an einem bestimmten Bahnübergang 
Risikobeherrschung 
Auswahl und Umsetzung von Maßnahmen zur Reduzierung von Risiken, um eine Zuläs-
sigkeitsgrenze oder eine Zielgrenze einzuhalten 
Risikobewertung 
Vergleich der bei der Risikoanalyse ermittelten Risiken mit Zulässigkeitsgrenzen oder 
Zielgrenzen 
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Rückstau 
Belegung des Bahnübergangs über die Zeitdauer hinaus, die für eine unbehinderte Über-
querung notwendig ist; resultierend aus der Verkehrssituation im Räumungsbereich 
Schadensausmaß 
rechnerische Größe, die die Anzahl der Personenschäden bei einem Zusammenprall be-
schreibt 
Schienenfahrzeug 
auf einer Eisenbahnstrecke fahrende Einheit, unabhängig davon, ob es sich um eine Zug-
fahrt oder eine Rangierfahrt handelt  
Schienenverkehrsstärke 
Anzahl der Schienenfahrzeuge im Betrachtungszeitraum, die einen Bahnübergang befah-
ren 
Sicherungsart 
Ausprägung eines aktiven Bahnübergangs (Lichtsignale, Halbschranken, Vollabschluss) 
oder eines passiven Bahnübergangs (Übersicht, Pfeifsignale) 
Sicherungseinrichtungen 
Anlagen an aktiven Bahnübergängen, die den Straßenverkehrsteilnehmern die Annähe-
rung von Schienenfahrzeugen ankündigen 
Straßenverkehrsstärke 
Summe der Überquerungen im Betrachtungszeitraum 
Straßenverkehrsteilnehmer 
auf einer Straße oder auf dem Weg fahrendes Fahrzeug oder gehende Person einer be-
stimmten Verkehrsart, bei Fahrzeugen unabhängig von der Anzahl der Insassen 
Überquerung 
Bewegung eines Straßenverkehrsteilnehmers von einer Zuflussrichtung zu einer Abfluss-
richtung unter Benutzung des Bahnübergangs 
Unabwendbarkeit 
rechnerische Größe, die die Anzahl der Zusammenpralle je Gefährdung beschreibt 
Verkehrsart 
Einteilung von Straßenverkehrsteilnehmern nach ihrer Fortbewegungsart, kategorisiert in 
Pkw, Lkw, Bus, Krad, Rad und Fuß 
Verkehrsarten, motorisierte 
Oberbegriff für die Verkehrsarten Pkw, Lkw, Bus und Krad 
Verkehrsarten, nichtmotorisierte 




Zeitdauer von der Aktivierung der Sicherungseinrichtungen des Bahnübergangs bis zum 
Eintreffen des Schienenfahrzeugs am Bahnübergang 
Zielgrenzwert 
Risiko, das in der Zukunft nicht überschritten werden soll 
Zufahrtsseite 
Oberbegriff für alle auf einer Seite der Eisenbahnstrecke befindlichen Zuflussrichtungen 
und Abflussrichtungen 
Zuflussrichtung 
Verkehrsweg, den Straßenverkehrsteilnehmer vor der Überquerung eines Bahnübergangs 
nutzen können 
Zulässigkeitsgrenzwert 
Risiko, das nicht überschritten werden darf 
Zusammenprall 
Kollision eines Schienenfahrzeugs mit einem Straßenverkehrsteilnehmer auf einem 
Bahnübergang 
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Anhang 
Anhang zu Abschnitt 4.2.1: Auswirkung von Verkehrsschwankungen 
Für die Berechnungen wurden folgende Annahmen zugrunde gelegt: 
 Länge der Schienenfahrzeuge: 200 m, 
 Geschwindigkeit der Schienenfahrzeuge: 160 km/h, 
 Schienenverkehrsstärke: 44 Sfz/d, 
 Straßenverkehrsstärke: 0 Svt/d bis 10000 Svt/d (nur Pkw, nur eine Zufahrtsseite), 
 Kreuzungswinkel: 90°, 
 Geschwindigkeit der Straßenfahrzeuge: 50 km/h. 
Die Schwankungen des Straßenverkehrs über den Tag wurden wie folgt angenommen: 
 2 Spitzenstunden: jeweils 10 % (insgesamt 20 %) des täglichen Verkehrs, 
 8 Nachtstunden: jeweils 1,25 % (insgesamt 10 %) des täglichen Verkehrs, 
 14 Reststunden: jeweils 5 % (insgesamt 70 %) des täglichen Verkehrs. 
Der Schienenverkehr soll wie folgt über den Tag schwanken: 
 16 Spitzen- und Reststunden: jeweils 5,6 % (insgesamt 90%) des täglichen Verkehrs, 
 8 Nachtstunden: jeweils 1,25 % (insgesamt 10 %) des täglichen Verkehrs. 
Beispielrechnung für 20 s Vorsperrzeit 
    
Verkehrsstärken 
Aussetzung 
mit Schwankungen gleichverteilt 
gesamt Spitze Nacht Rest Spitze Nacht Rest gesamt gesamt 
Svt/d Svt/h Svt/h Svt/h Beg/h Beg/h Beg/h Beg/a Beg/a 
0 0 0 0 0 0 0 0 0 
500 50 6 36 1,4E-01 4,2E-03 1,1E-01 676 618 
1000 100 13 71 2,2E-01 8,7E-03 1,8E-01 1106 1062 
1500 150 19 107 2,6E-01 1,2E-02 2,3E-01 1401 1371 
2000 200 25 143 2,7E-01 1,6E-02 2,6E-01 1572 1572 
2500 250 31 179 2,7E-01 1,9E-02 2,7E-01 1633 1690 
3000 300 38 214 2,5E-01 2,3E-02 2,7E-01 1644 1745 
3500 350 44 250 2,3E-01 2,6E-02 2,7E-01 1612 1752 
4000 400 50 286 2,1E-01 2,8E-02 2,6E-01 1554 1724 
4500 450 56 321 1,9E-01 3,1E-02 2,5E-01 1480 1669 
5000 500 63 357 1,6E-01 3,3E-02 2,3E-01 1389 1597 
5500 550 69 393 1,4E-01 3,5E-02 2,1E-01 1294 1513 
6000 600 75 429 1,2E-01 3,7E-02 2,0E-01 1198 1421 
6500 650 81 464 1,0E-01 3,9E-02 1,8E-01 1107 1326 
7000 700 88 500 8,8E-02 4,1E-02 1,6E-01 1017 1231 
7500 750 94 536 7,5E-02 4,3E-02 1,5E-01 931 1136 
8000 800 100 571 6,3E-02 4,4E-02 1,3E-01 855 1045 
8500 850 106 607 5,3E-02 4,6E-02 1,2E-01 780 957 
9000 900 113 643 4,4E-02 4,7E-02 1,1E-01 711 873 
9500 950 119 679 3,7E-02 4,8E-02 9,5E-02 650 795 




Beispielrechnung für 40 s Vorsperrzeit 
    
Verkehrsstärken 
Aussetzung 
mit Schwankungen gleichverteilt 
gesamt Spitze Nacht Rest Spitze Nacht Rest gesamt gesamt 
Svt/d Svt/h Svt/h Svt/h Beg/h Beg/h Beg/h Beg/a Beg/a 
0 0 0 0 0 0 0 0 0 
500 50 6 36 1,1E-01 4,0E-03 8,9E-02 547 519 
1000 100 13 71 1,3E-01 8,1E-03 1,2E-01 732 751 
1500 150 19 107 1,1E-01 1,1E-02 1,3E-01 777 814 
2000 200 25 143 9,0E-02 1,4E-02 1,2E-01 720 785 
2500 250 31 179 6,7E-02 1,6E-02 1,0E-01 607 710 
3000 300 38 214 4,8E-02 1,8E-02 8,3E-02 512 616 
3500 350 44 250 3,3E-02 2,0E-02 6,7E-02 425 520 
4000 400 50 286 2,3E-02 2,1E-02 5,3E-02 349 430 
4500 450 56 321 1,5E-02 2,2E-02 4,1E-02 285 350 
5000 500 63 357 1,0E-02 2,3E-02 3,2E-02 238 281 
5500 550 69 393 6,6E-03 2,4E-02 2,4E-02 198 224 
6000 600 75 429 4,3E-03 2,5E-02 1,8E-02 168 177 
6500 650 81 464 2,8E-03 2,5E-02 1,4E-02 147 139 
7000 700 88 500 1,8E-03 2,5E-02 1,0E-02 125 108 
7500 750 94 536 1,2E-03 2,5E-02 7,5E-03 112 84 
8000 800 100 571 7,4E-04 2,5E-02 5,6E-03 102 65 
8500 850 106 607 4,7E-04 2,5E-02 4,1E-03 95 50 
9000 900 113 643 3,0E-04 2,5E-02 3,0E-03 88 38 
9500 950 119 679 1,9E-04 2,5E-02 2,2E-03 84 29 
10000 1000 125 714 1,2E-04 2,4E-02 1,6E-03 80 22 
 
Beispielrechnung für 60 s Vorsperrzeit 
    
Verkehrsstärken 
Aussetzung 
mit Schwankungen gleichverteilt 
gesamt Spitze Nacht Rest Spitze Nacht Rest gesamt gesamt 
Svt/d Svt/h Svt/h Svt/h Beg/h Beg/h Beg/h Beg/a Beg/a 
0 0 0 0 0 0 0 0 0 
500 50 6 36 8,1E-02 3,9E-03 7,3E-02 441 437 
1000 100 13 71 7,3E-02 7,6E-03 8,2E-02 494 530 
1500 150 19 107 4,9E-02 1,0E-02 7,0E-02 421 484 
2000 200 25 143 3,0E-02 1,2E-02 5,2E-02 324 392 
2500 250 31 179 1,7E-02 1,4E-02 3,7E-02 241 298 
3000 300 38 214 9,0E-03 1,5E-02 2,5E-02 179 217 
3500 350 44 250 4,8E-03 1,6E-02 1,7E-02 134 154 
4000 400 50 286 2,5E-03 1,6E-02 1,1E-02 104 107 
4500 450 56 321 1,3E-03 1,6E-02 6,9E-03 84 73 
5000 500 63 357 6,3E-04 1,7E-02 4,4E-03 71 50 
5500 550 69 393 3,1E-04 1,6E-02 2,7E-03 62 33 
6000 600 75 429 1,5E-04 1,6E-02 1,7E-03 56 22 
6500 650 81 464 7,6E-05 1,6E-02 1,0E-03 52 15 
7000 700 88 500 3,7E-05 1,6E-02 6,3E-04 49 10 
7500 750 94 536 1,8E-05 1,5E-02 3,8E-04 46 6 
8000 800 100 571 8,7E-06 1,5E-02 2,3E-04 44 4 
8500 850 106 607 4,2E-06 1,4E-02 1,4E-04 42 3 
9000 900 113 643 2,0E-06 1,3E-02 8,4E-05 40 2 
9500 950 119 679 9,6E-07 1,3E-02 5,0E-05 38 1 
10000 1000 125 714 4,6E-07 1,2E-02 3,0E-05 36 1 
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Anhang zu Abschnitt 4.2.4: Zuordnung Streckenklassen/Geschwindigkeiten 
Bepperling hat in [19] eine Zuordnung mittlerer Geschwindigkeiten zu Streckenkategorien 
vorgenommen, die hier zugrunde gelegt werden soll. Eine Modifizierung ist in den höhe-
ren Geschwindigkeitsbereichen notwendig, da in Deutschland bei Strecken über 
160 km/h keine Bahnübergänge vorhanden sind, in [19] jedoch auch solche Strecken ent-
halten sind. Statt 160 km/h wird auf diesen Strecken deshalb eine mittlere Geschwindig-
keit von 140 km/h angenommen. Es ergibt sich die folgende Zuordnung: 
Streckenkategorie G 50 R 80 G 120 R 120 M 160 P 160 




Anhang zu Abschnitten 7.1 und 7.1: Elektronische Berechnungstabellen 
Auf der beigefügten CD sind folgende zehn Microsoft-Excel-Arbeitsmappen enthalten: 
 BUE-Risiko.xlsx:  leeres Berechnungsformular, 
 Beispiel 1-1.xlsx: Beispiel 1 (Abschnitt 7.4.1) als Ausgangssituation, 
 Beispiel 1-2.xlsx: Beispiel 1 mit geänderter Schienenverkehrsstärke, 
 Beispiel 1-3.xlsx: Beispiel 1 mit geänderter Sicherungsart, 
 Beispiel 2-1.xlsx: Beispiel 2 (Abschnitt 7.4.2) als Ausgangssituation, 
 Beispiel 2-2.xlsx: Beispiel 2 mit geänderter Sicherungsart, 
 Beispiel 2-3.xlsx: Beispiel 2 mit geänderter Schienenverkehrsstärke, 
 Beispiel 3-1.xlsx: Beispiel 3 (Abschnitt 7.4.3) als Ausgangssituation, 
 Beispiel 3-2.xlsx: Beispiel 3 mit Maßnahmen gegen Rückstaubildung, 
 Beispiel 3-3.xlsx: Beispiel 3 mit geänderter Schienenverkehrsstärke. 
Die Arbeitsmappen gliedern sich jeweils in folgende drei Arbeitsblätter: 
 Eingaben: Eingabe der Parameter, Ausgabe der Endergebnisse, 
 Konstanten: Grundannahmen des Verfahrens, Zulässigkeitsbereiche für Eingaben, 
 Berechnung: Darstellung aller Eingangsdaten, Formeln, Zwischen- und Endergebnisse. 
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Anhang zu Abschnitt 7.3: Zahlenwerte zur Sensitivitätsanalyse 
Die nachfolgenden Tabellen enthalten die Daten der Diagramme zur Sensitivitätsanalyse. 
Grau unterlegt sind jeweils die Werte des Ausgangsszenarios. Für alle in Potenzschreib-
weise angegebenen Risikowerte gilt die Einheit Ps/a. 
Szenario 1 (Geschwindigkeit der Schienenfahrzeuge 80 km/h) 
 
Länge der Schienenfahrzeuge 
     
lSfz (m) Pkw Lkw Bus Krad Rad Fuß  
50 2,3E-06 4,1E-06 1,1E-04 4,6E-06 2,6E-05 4,3E-05  
100 4,0E-06 6,6E-06 1,8E-04 8,5E-06 2,9E-05 4,3E-05  
150 4,0E-06 6,6E-06 1,8E-04 8,5E-06 2,9E-05 4,3E-05  
200 4,0E-06 6,6E-06 1,8E-04 8,5E-06 2,9E-05 4,3E-05  
250 4,0E-06 6,6E-06 1,8E-04 8,5E-06 2,9E-05 4,3E-05  
300 4,0E-06 6,6E-06 1,8E-04 8,5E-06 2,9E-05 4,3E-05  
350 4,0E-06 6,6E-06 1,8E-04 8,5E-06 2,9E-05 4,3E-05  
400 4,0E-06 6,6E-06 1,8E-04 8,5E-06 2,9E-05 4,3E-05  
450 4,0E-06 6,6E-06 1,8E-04 8,5E-06 2,9E-05 4,3E-05  
500 4,0E-06 6,6E-06 1,8E-04 8,5E-06 2,9E-05 4,3E-05  
550 4,0E-06 6,6E-06 1,8E-04 8,5E-06 2,9E-05 4,3E-05  
600 4,0E-06 6,6E-06 1,8E-04 8,5E-06 2,9E-05 4,3E-05  
650 4,0E-06 6,6E-06 1,8E-04 8,5E-06 2,9E-05 4,3E-05  
700 4,0E-06 6,6E-06 1,8E-04 8,5E-06 2,9E-05 4,3E-05  
750 4,0E-06 6,6E-06 1,8E-04 8,5E-06 2,9E-05 4,3E-05  
        
Geschwindigkeit der Schienenfahrzeuge     
vSfz (km/h) Pkw Lkw Bus Krad Rad Fuß  
20 2,2E-07 1,1E-07 3,5E-06 5,8E-07 7,4E-06 1,1E-05  
40 4,5E-07 2,1E-07 7,0E-06 1,2E-06 1,5E-05 2,2E-05  
60 6,7E-07 1,1E-06 1,0E-05 1,7E-06 2,2E-05 3,2E-05  
80 4,0E-06 6,6E-06 1,8E-04 8,5E-06 2,9E-05 4,3E-05  
100 1,5E-05 1,2E-05 3,6E-04 3,8E-05 3,7E-05 2,3E-03  
120 2,7E-05 2,6E-05 5,4E-04 6,8E-05 3,5E-03 7,1E-03  
140 3,8E-05 8,0E-05 1,9E-03 9,7E-05 7,2E-03 1,0E-02  
160 7,0E-05 1,3E-04 3,6E-03 1,3E-04 1,1E-02 1,3E-02  
        
Schienenverkehrsstärke       
NSfz (Sfz/a) Pkw Lkw Bus Krad Rad Fuß  
7300 2,0E-06 3,3E-06 9,2E-05 4,3E-06 1,5E-05 2,2E-05  
14600 4,0E-06 6,6E-06 1,8E-04 8,5E-06 2,9E-05 4,3E-05  
21900 6,1E-06 9,8E-06 2,8E-04 1,3E-05 4,4E-05 6,5E-05  
29200 8,1E-06 1,3E-05 3,7E-04 1,7E-05 5,9E-05 8,6E-05  
36500 1,0E-05 1,6E-05 4,6E-04 2,1E-05 7,4E-05 1,1E-04  
43800 1,2E-05 2,0E-05 5,5E-04 2,6E-05 8,8E-05 1,3E-04  
51100 1,4E-05 2,3E-05 6,4E-04 3,0E-05 1,0E-04 1,5E-04  
58400 1,6E-05 2,6E-05 7,4E-04 3,4E-05 1,2E-04 1,7E-04  
65700 1,8E-05 3,0E-05 8,3E-04 3,8E-05 1,3E-04 1,9E-04  
73000 2,0E-05 3,3E-05 9,2E-04 4,3E-05 1,5E-04 2,2E-04  





Vorsperrzeit        
tVorsp (s) Pkw Lkw Bus Krad Rad Fuß  
0 7,0E-06 1,1E-05 3,2E-04 1,5E-05 2,9E-05 4,3E-05  
20 5,3E-06 8,7E-06 2,4E-04 1,1E-05 2,9E-05 4,3E-05  
40 4,0E-06 6,6E-06 1,8E-04 8,5E-06 2,9E-05 4,3E-05  
60 3,1E-06 5,0E-06 1,4E-04 6,5E-06 2,9E-05 4,3E-05  
80 2,3E-06 3,8E-06 1,1E-04 4,9E-06 7,7E-05 1,1E-04  
100 1,8E-06 2,8E-06 8,0E-05 3,7E-06 1,2E-04 1,8E-04  
120 1,3E-06 2,2E-06 6,1E-05 2,8E-06 1,7E-04 2,5E-04  
140 3,4E-06 2,8E-06 8,3E-05 8,3E-06 2,2E-04 3,2E-04  
160 4,3E-06 2,9E-06 8,9E-05 1,1E-05 2,7E-04 3,9E-04  
180 4,5E-06 2,8E-06 8,8E-05 1,1E-05 3,1E-04 4,6E-04  
200 4,4E-06 2,6E-06 8,2E-05 1,1E-05 3,6E-04 5,3E-04  
220 4,1E-06 2,3E-06 7,3E-05 1,0E-05 4,1E-04 6,0E-04  
240 3,6E-06 2,0E-06 6,4E-05 9,3E-06 4,5E-04 6,7E-04  
        
Straßenverkehrsstärke (unter Annahme gleichmäßiger Steigerung aller Verkehrsarten) 
NSvt (Svt/a) Pkw Lkw Bus Krad Rad Fuß 
1095 6,7E-06 1,1E-05 3,1E-04 1,4E-05 3,0E-05 4,4E-05 
18250 6,0E-06 9,6E-06 2,7E-04 1,3E-05 3,0E-05 4,3E-05 
36500 5,2E-06 8,5E-06 2,4E-04 1,1E-05 3,0E-05 4,3E-05 
73000 4,0E-06 6,6E-06 1,8E-04 8,5E-06 2,9E-05 4,3E-05 
146000 2,4E-06 3,9E-06 1,1E-04 5,1E-06 2,9E-05 4,3E-05 
219000 1,4E-06 2,3E-06 6,6E-05 3,0E-06 2,9E-05 4,3E-05 
292000 8,5E-07 1,4E-06 3,9E-05 1,8E-06 2,9E-05 4,2E-05 
365000 5,1E-07 8,4E-07 2,3E-05 1,1E-06 2,9E-05 4,2E-05 
438000 3,0E-07 5,0E-07 1,4E-05 6,3E-07 2,8E-05 4,2E-05 
511000 1,8E-07 3,0E-07 8,4E-06 3,8E-07 2,8E-05 4,2E-05 
584000 1,1E-07 1,8E-07 5,0E-06 2,3E-07 2,8E-05 4,1E-05 
657000 6,4E-08 1,1E-07 3,0E-06 1,3E-07 2,8E-05 4,1E-05 
730000 3,8E-08 6,6E-08 1,8E-06 8,0E-08 2,7E-05 4,1E-05 
 
weiter Straßenverkehrsstärke, für kollektives Risiko 
NSvt (Svt/a) alle mot. nicht-mot. 
1095 4,1E-04 3,4E-04 7,3E-05 
18250 6,2E-03 5,0E-03 1,2E-03 
36500 1,1E-02 8,8E-03 2,4E-03 
73000 1,8E-02 1,4E-02 4,8E-03 
146000 2,6E-02 1,6E-02 9,6E-03 
219000 2,9E-02 1,4E-02 1,4E-02 
292000 3,0E-02 1,2E-02 1,9E-02 
365000 3,2E-02 8,6E-03 2,4E-02 
438000 3,4E-02 6,2E-03 2,8E-02 
511000 3,7E-02 4,3E-03 3,2E-02 
584000 4,0E-02 3,0E-03 3,7E-02 
657000 4,3E-02 2,0E-03 4,1E-02 
730000 4,7E-02 1,3E-03 4,5E-02 
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Kreuzungswinkel  
α (Grad) Pkw Lkw Bus Krad Rad Fuß  
30 1,1E-05 9,4E-06 2,8E-04 2,3E-05 3,6E-03 1,7E-02  
60 5,9E-06 7,3E-06 2,1E-04 1,2E-05 3,2E-05 7,4E-04  
90 4,0E-06 6,6E-06 1,8E-04 8,5E-06 2,9E-05 4,3E-05  
120 5,9E-06 7,3E-06 2,1E-04 1,2E-05 3,2E-05 7,4E-04  
150 1,1E-05 9,4E-06 2,8E-04 2,3E-05 3,6E-03 1,7E-02  
        
Geschwindigkeiten der Straßenverkehrsteilnehmer    
vSvt (km/h) Pkw Lkw Bus Krad Rad Fuß  
3,6 - - - - - 5,0E-05  
4,3 - - - - - 4,3E-05  
5 - - - - - 3,9E-05  
10 4,8E-05 1,7E-04 4,4E-03 2,9E-05 2,9E-05 -  
30 3,8E-06 8,2E-06 2,2E-04 2,1E-06 2,6E-05 -  
50 4,0E-06 6,6E-06 1,8E-04 8,5E-06 - -  
70 7,9E-06 7,4E-06 2,2E-04 2,4E-05 - -  
        
Sicherungsart        
Art Pkw Lkw Bus Krad Rad Fuß  
passiv 2,5E-03 4,7E-03 1,3E-01 5,1E-03 1,8E-02 3,4E-02  
Lichtsignale 4,6E-05 7,5E-05 2,1E-03 9,8E-05 1,9E-03 3,6E-03  
Halbschranken 4,0E-06 6,6E-06 1,8E-04 8,5E-06 2,9E-05 4,3E-05  
Vollabschluss 2,4E-07 4,7E-07 1,3E-05 4,9E-07 1,5E-05 2,2E-05  
        
Faktor für unbeabsichtigte Gefährdung  
Faktor Pkw Lkw Bus Krad Rad Fuß  
1 4,0E-06 6,6E-06 1,8E-04 8,5E-06 - -  
2 7,3E-06 1,3E-05 3,6E-04 1,5E-05 - -  
3 1,0E-05 1,9E-05 5,3E-04 2,1E-05 - -  
4 1,4E-05 2,5E-05 7,0E-04 2,8E-05 - -  
5 1,7E-05 3,1E-05 8,7E-04 3,4E-05 - -  
6 2,0E-05 3,7E-05 1,0E-03 4,1E-05 - -  
7 2,3E-05 4,4E-05 1,2E-03 4,7E-05 - -  
8 2,7E-05 5,0E-05 1,4E-03 5,4E-05 - -  
9 3,0E-05 5,6E-05 1,6E-03 6,0E-05 - -  
10 3,3E-05 6,2E-05 1,7E-03 6,7E-05 - -  
        
Sichtweite unmittelbar vor dem Bahnübergang     
lSicht,abs (m) Pkw Lkw Bus Krad Rad Fuß  
0 4,1E-04 2,0E-04 6,4E-03 1,1E-03 1,5E-02 2,2E-02  
20 4,1E-04 2,0E-04 6,4E-03 1,1E-03 1,5E-02 2,2E-02  
40 9,3E-05 8,7E-05 2,5E-03 1,8E-04 7,3E-03 1,2E-02  
60 4,0E-06 3,1E-05 5,7E-04 8,5E-06 3,6E-03 6,8E-03  
80 4,0E-06 6,6E-06 1,8E-04 8,5E-06 2,9E-05 1,9E-03  
100 4,0E-06 6,6E-06 1,8E-04 8,5E-06 2,9E-05 4,3E-05  
120 4,0E-06 6,6E-06 1,8E-04 8,5E-06 2,9E-05 4,3E-05  
140 4,0E-06 6,6E-06 1,8E-04 8,5E-06 2,9E-05 4,3E-05  
160 4,0E-06 6,6E-06 1,8E-04 8,5E-06 2,9E-05 4,3E-05  
180 4,0E-06 6,6E-06 1,8E-04 8,5E-06 2,9E-05 4,3E-05  
200 4,0E-06 6,6E-06 1,8E-04 8,5E-06 2,9E-05 4,3E-05  




Sichtweite im Gefahrenanhalteweg vor dem Bahnübergang  
lSicht,unb (m) Pkw Lkw Bus Krad Rad Fuß  
0 4,6E-05 2,2E-05 7,1E-04 1,2E-04 2,9E-05 4,3E-05  
20 4,6E-05 2,2E-05 7,1E-04 1,2E-04 2,9E-05 4,3E-05  
40 1,8E-05 1,2E-05 3,6E-04 4,5E-05 2,9E-05 4,3E-05  
60 4,0E-06 6,6E-06 1,8E-04 8,5E-06 2,9E-05 4,3E-05  
80 9,0E-07 1,5E-06 1,4E-05 2,3E-06 2,9E-05 4,3E-05  
100 9,0E-07 4,3E-07 1,4E-05 2,3E-06 2,9E-05 4,3E-05  
120 9,0E-07 4,3E-07 1,4E-05 2,3E-06 2,9E-05 4,3E-05  
140 9,0E-07 4,3E-07 1,4E-05 2,3E-06 2,9E-05 4,3E-05  
160 9,0E-07 4,3E-07 1,4E-05 2,3E-06 2,9E-05 4,3E-05  
180 9,0E-07 4,3E-07 1,4E-05 2,3E-06 2,9E-05 4,3E-05  






mittlere Dauer des Rückstaus (s), konkrete Verkehrssituation 
40 (a-f) 50 (a) 60 (a) 50 (b) 60 (b) 50 (c)  
50 (d/e),  
60 (c) 
60 (d/e)  50 (f) 60 (f) 
0 4,0E-06 4,0E-06 4,0E-06 4,0E-06 4,0E-06 4,0E-06 4,0E-06 4,0E-06 4,0E-06 4,0E-06 
11680 4,0E-06 1,1E-05 1,8E-05 1,8E-05 3,1E-05 3,8E-05 7,2E-05 1,4E-04 6,9E-04 1,4E-03 
23360 4,0E-06 1,8E-05 3,1E-05 3,1E-05 5,9E-05 7,2E-05 1,4E-04 2,8E-04 1,4E-03 2,7E-03 
35040 4,0E-06 2,4E-05 4,5E-05 4,5E-05 8,6E-05 1,1E-04 2,1E-04 4,1E-04 2,0E-03 4,1E-03 
46720 4,0E-06 3,1E-05 5,9E-05 5,9E-05 1,1E-04 1,4E-04 2,8E-04 5,5E-04 2,7E-03 5,5E-03 
58400 4,0E-06 3,8E-05 7,2E-05 7,2E-05 1,4E-04 1,7E-04 3,4E-04 6,9E-04 3,4E-03 6,8E-03 
70080 4,0E-06 4,5E-05 8,6E-05 8,6E-05 1,7E-04 2,1E-04 4,1E-04 8,2E-04 4,1E-03 8,2E-03 
 
Szenario 2 (Geschwindigkeit der Schienenfahrzeuge 160 km/h) 
 
Länge der Schienenfahrzeuge      
lSfz (m) Pkw Lkw Bus Krad Rad Fuß  
50 2,4E-05 5,6E-05 1,4E-03 3,9E-05 7,0E-03 1,3E-02  
100 3,9E-05 8,1E-05 2,2E-03 6,7E-05 9,5E-03 1,3E-02  
150 5,4E-05 1,1E-04 2,9E-03 9,6E-05 1,1E-02 1,3E-02  
200 7,0E-05 1,3E-04 3,6E-03 1,3E-04 1,1E-02 1,3E-02  
250 7,0E-05 1,3E-04 3,6E-03 1,3E-04 1,1E-02 1,3E-02  
300 7,0E-05 1,3E-04 3,6E-03 1,3E-04 1,1E-02 1,3E-02  
350 7,0E-05 1,3E-04 3,6E-03 1,3E-04 1,1E-02 1,3E-02  
400 7,0E-05 1,3E-04 3,6E-03 1,3E-04 1,1E-02 1,3E-02  
450 7,0E-05 1,3E-04 3,6E-03 1,3E-04 1,1E-02 1,3E-02  
500 7,0E-05 1,3E-04 3,6E-03 1,3E-04 1,1E-02 1,3E-02  
550 7,0E-05 1,3E-04 3,6E-03 1,3E-04 1,1E-02 1,3E-02  
600 7,0E-05 1,3E-04 3,6E-03 1,3E-04 1,1E-02 1,3E-02  
650 7,0E-05 1,3E-04 3,6E-03 1,3E-04 1,1E-02 1,3E-02  
700 7,0E-05 1,3E-04 3,6E-03 1,3E-04 1,1E-02 1,3E-02  
750 7,0E-05 1,3E-04 3,6E-03 1,3E-04 1,1E-02 1,3E-02  
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Geschwindigkeit der Schienenfahrzeuge     
vSfz (km/h) Pkw Lkw Bus Krad Rad Fuß  
20 2,2E-07 1,1E-07 3,5E-06 5,8E-07 7,4E-06 1,1E-05  
40 4,5E-07 2,1E-07 7,0E-06 1,2E-06 1,5E-05 2,2E-05  
60 6,7E-07 1,1E-06 1,0E-05 1,7E-06 2,2E-05 3,2E-05  
80 4,0E-06 6,6E-06 1,8E-04 8,5E-06 2,9E-05 4,3E-05  
100 1,5E-05 1,2E-05 3,6E-04 3,8E-05 3,7E-05 2,3E-03  
120 2,7E-05 2,6E-05 5,4E-04 6,8E-05 3,5E-03 7,1E-03  
140 3,8E-05 8,0E-05 1,9E-03 9,7E-05 7,2E-03 1,0E-02  
160 7,0E-05 1,3E-04 3,6E-03 1,3E-04 1,1E-02 1,3E-02  
        
Schienenverkehrsstärke       
NSfz (Sfz/a) Pkw Lkw Bus Krad Rad Fuß  
7300 3,5E-05 6,7E-05 1,8E-03 6,3E-05 5,4E-03 6,4E-03  
14600 7,0E-05 1,3E-04 3,6E-03 1,3E-04 1,1E-02 1,3E-02  
21900 1,1E-04 2,0E-04 5,4E-03 1,9E-04 1,6E-02 1,9E-02  
29200 1,4E-04 2,7E-04 7,3E-03 2,5E-04 2,2E-02 2,5E-02  
36500 1,8E-04 3,3E-04 9,1E-03 3,2E-04 2,7E-02 3,2E-02  
43800 2,1E-04 4,0E-04 1,1E-02 3,8E-04 3,3E-02 3,8E-02  
51100 2,5E-04 4,7E-04 1,3E-02 4,4E-04 3,8E-02 4,5E-02  
58400 2,8E-04 5,3E-04 1,5E-02 5,0E-04 4,4E-02 5,1E-02  
65700 3,2E-04 6,0E-04 1,6E-02 5,7E-04 4,9E-02 5,7E-02  
73000 3,5E-04 6,7E-04 1,8E-02 6,3E-04 5,4E-02 6,4E-02  
        
Vorsperrzeit        
tVorsp (s) Pkw Lkw Bus Krad Rad Fuß  
0 1,2E-04 2,3E-04 6,3E-03 2,2E-04 1,1E-02 1,3E-02  
20 9,3E-05 1,8E-04 4,8E-03 1,7E-04 1,1E-02 1,3E-02  
40 7,0E-05 1,3E-04 3,6E-03 1,3E-04 1,1E-02 1,3E-02  
60 5,3E-05 1,0E-04 2,7E-03 9,5E-05 1,1E-02 1,3E-02  
80 4,0E-05 7,6E-05 2,1E-03 7,2E-05 2,8E-02 3,3E-02  
100 3,0E-05 5,8E-05 1,6E-03 5,5E-05 4,6E-02 5,3E-02  
120 2,3E-05 4,4E-05 1,2E-03 4,2E-05 6,3E-02 7,4E-02  
140 8,2E-05 3,4E-04 9,0E-03 4,4E-05 8,0E-02 9,4E-02  
160 1,1E-04 4,8E-04 1,3E-02 4,2E-05 9,8E-02 1,1E-01  
180 1,2E-04 5,4E-04 1,4E-02 3,8E-05 1,2E-01 1,3E-01  
200 1,2E-04 5,3E-04 1,4E-02 3,4E-05 1,3E-01 1,6E-01  
220 1,1E-04 5,0E-04 1,3E-02 3,0E-05 1,5E-01 1,8E-01  
240 9,8E-05 4,5E-04 1,2E-02 2,5E-05 1,7E-01 2,0E-01  




Straßenverkehrsstärke (unter Annahme gleichmäßiger Steigerung aller Verkehrsarten) 
NSvt (Svt/a) Pkw Lkw Bus Krad Rad Fuß 
1095 1,2E-04 2,2E-04 6,0E-03 2,1E-04 1,1E-02 1,3E-02 
18250 1,0E-04 2,0E-04 5,3E-03 1,9E-04 1,1E-02 1,3E-02 
36500 9,1E-05 1,7E-04 4,7E-03 1,6E-04 1,1E-02 1,3E-02 
73000 7,0E-05 1,3E-04 3,6E-03 1,3E-04 1,1E-02 1,3E-02 
146000 4,2E-05 8,0E-05 2,2E-03 7,5E-05 1,1E-02 1,3E-02 
219000 2,5E-05 4,8E-05 1,3E-03 4,5E-05 1,1E-02 1,3E-02 
292000 1,5E-05 2,9E-05 7,7E-04 2,6E-05 1,1E-02 1,2E-02 
365000 8,8E-06 1,7E-05 4,6E-04 1,6E-05 1,1E-02 1,2E-02 
438000 5,3E-06 1,0E-05 2,8E-04 9,4E-06 1,0E-02 1,2E-02 
511000 3,1E-06 6,1E-06 1,7E-04 5,6E-06 1,0E-02 1,2E-02 
584000 1,9E-06 3,7E-06 9,9E-05 3,3E-06 1,0E-02 1,2E-02 
657000 1,1E-06 2,2E-06 6,0E-05 2,0E-06 1,0E-02 1,2E-02 
730000 6,7E-07 1,3E-06 3,6E-05 1,2E-06 1,0E-02 1,2E-02 
 
weiter Straßenverkehrsstärke, für kollektives Risiko 
NSvt (Svt/a) alle mot. nicht-mot. 
1095 3,0E-02 6,6E-03 2,4E-02 
18250 4,9E-01 9,7E-02 4,0E-01 
36500 9,6E-01 1,7E-01 7,9E-01 
73000 1,8E+00 2,6E-01 1,6E+00 
146000 3,4E+00 3,1E-01 3,1E+00 
219000 4,9E+00 2,8E-01 4,6E+00 
292000 6,4E+00 2,2E-01 6,2E+00 
365000 7,8E+00 1,7E-01 7,6E+00 
438000 9,2E+00 1,2E-01 9,1E+00 
511000 1,1E+01 8,4E-02 1,1E+01 
584000 1,2E+01 5,8E-02 1,2E+01 
657000 1,3E+01 3,9E-02 1,3E+01 
730000 1,5E+01 2,6E-02 1,5E+01 
        
Kreuzungswinkel 
α (Grad) Pkw Lkw Bus Krad Rad Fuß  
30 2,4E-04 2,0E-04 5,9E-03 4,0E-04 2,4E-02 4,0E-02  
60 1,1E-04 1,5E-04 4,2E-03 1,3E-04 1,4E-02 1,8E-02  
90 7,0E-05 1,3E-04 3,6E-03 1,3E-04 1,1E-02 1,3E-02  
120 1,1E-04 1,5E-04 4,2E-03 1,3E-04 1,4E-02 1,8E-02  
150 2,4E-04 2,0E-04 5,9E-03 4,0E-04 2,4E-02 4,0E-02  
        
Geschwindigkeiten der Straßenverkehrsteilnehmer    
vSvt (km/h) Pkw Lkw Bus Krad Rad Fuß  
3,6 - - - - - 1,7E-02  
4,3 - - - - - 1,3E-02  
5 - - - - - 9,6E-03  
10 5,7E-04 5,3E-04 1,5E-02 9,7E-04 1,1E-02 -  
30 1,7E-04 2,0E-04 5,6E-03 2,4E-04 5,3E-05 -  
50 7,0E-05 1,3E-04 3,6E-03 1,3E-04 - -  
70 5,1E-05 8,8E-05 2,3E-03 1,3E-04 - -  
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Sicherungsart        
Art Pkw Lkw Bus Krad Rad Fuß  
passiv 3,8E-02 3,0E-02 8,9E-01 9,3E-02 1,5E-01 1,6E-01  
Lichtsignale 8,1E-04 1,5E-03 4,2E-02 1,4E-03 6,4E-02 7,3E-02  
Halbschranken 7,0E-05 1,3E-04 3,6E-03 1,3E-04 1,1E-02 1,3E-02  
Vollabschluss 3,6E-06 2,1E-06 6,6E-05 9,2E-06 5,4E-03 6,4E-03  
        
Faktor für unbeabsichtigte Gefährdung 
Faktor Pkw Lkw Bus Krad Rad Fuß  
1 7,0E-05 1,3E-04 3,6E-03 1,3E-04 - -  
2 1,2E-04 1,6E-04 4,5E-03 2,5E-04 - -  
3 1,7E-04 1,9E-04 5,4E-03 3,7E-04 - -  
4 2,1E-04 2,2E-04 6,2E-03 4,9E-04 - -  
5 2,6E-04 2,4E-04 7,1E-03 6,1E-04 - -  
6 3,1E-04 2,7E-04 8,0E-03 7,4E-04 - -  
7 3,6E-04 3,0E-04 8,8E-03 8,6E-04 - -  
8 4,1E-04 3,3E-04 9,7E-03 9,8E-04 - -  
9 4,5E-04 3,5E-04 1,1E-02 1,1E-03 - -  
10 5,0E-04 3,8E-04 1,1E-02 1,2E-03 - -  
        
Sichtweite unmittelbar vor dem Bahnübergang     
lSicht,abs (m) Pkw Lkw Bus Krad Rad Fuß  
0 8,5E-04 4,1E-04 1,3E-02 2,2E-03 2,9E-02 3,0E-02  
20 8,5E-04 4,1E-04 1,3E-02 2,2E-03 2,9E-02 3,0E-02  
40 8,5E-04 4,1E-04 1,3E-02 2,2E-03 2,9E-02 3,0E-02  
60 3,8E-04 2,4E-04 7,5E-03 9,0E-04 1,8E-02 2,0E-02  
80 2,3E-04 1,9E-04 5,6E-03 4,7E-04 1,5E-02 1,6E-02  
100 7,0E-05 1,3E-04 3,6E-03 1,3E-04 1,1E-02 1,3E-02  
120 5,0E-05 7,7E-05 1,7E-03 1,3E-04 7,2E-03 9,3E-03  
140 5,0E-05 2,8E-05 8,9E-04 1,3E-04 3,4E-03 5,9E-03  
160 5,0E-05 2,8E-05 8,9E-04 1,3E-04 5,9E-05 2,5E-03  
180 5,0E-05 2,8E-05 8,9E-04 1,3E-04 5,9E-05 5,9E-05  
200 5,0E-05 2,8E-05 8,9E-04 1,3E-04 5,9E-05 5,9E-05  
        
Sichtweite im Gefahrenanhalteweg vor dem Bahnübergang 
lSicht,unb (m) Pkw Lkw Bus Krad Rad Fuß  
0 1,1E-04 1,5E-04 4,2E-03 2,4E-04 1,1E-02 1,3E-02  
20 1,1E-04 1,5E-04 4,2E-03 2,4E-04 1,1E-02 1,3E-02  
40 1,1E-04 1,5E-04 4,2E-03 2,4E-04 1,1E-02 1,3E-02  
60 7,0E-05 1,3E-04 3,6E-03 1,3E-04 1,1E-02 1,3E-02  
80 5,6E-05 1,3E-04 3,5E-03 9,0E-05 1,1E-02 1,3E-02  
100 4,2E-05 1,2E-04 3,3E-03 5,3E-05 1,1E-02 1,3E-02  
120 2,9E-05 1,2E-04 3,1E-03 1,7E-05 1,1E-02 1,3E-02  
140 2,2E-05 1,1E-04 2,9E-03 4,6E-06 1,1E-02 1,3E-02  
160 2,2E-05 1,1E-04 2,8E-03 4,6E-06 1,1E-02 1,3E-02  
180 2,2E-05 1,1E-04 2,8E-03 4,6E-06 1,1E-02 1,3E-02  









mittlere Dauer des Rückstaus (s), konkrete Verkehrssituation 
40 (a-f) 50 (a) 
50 (b), 
60 (a) 
60 (b) 50 (c) 
50 (d/e), 
60 (c) 
60 (d/e) 50 (f) 60 (f) 
0 7,0E-05 7,0E-05 7,0E-05 7,0E-05 7,0E-05 7,0E-05 7,0E-05 7,0E-05 7,0E-05 
11680 7,0E-05 1,4E-03 2,8E-03 5,5E-03 6,9E-03 1,4E-02 2,7E-02 1,4E-01 2,7E-01 
23360 7,0E-05 2,8E-03 5,5E-03 1,1E-02 1,4E-02 2,7E-02 5,5E-02 2,7E-01 5,5E-01 
35040 7,0E-05 4,2E-03 8,2E-03 1,6E-02 2,1E-02 4,1E-02 8,2E-02 4,1E-01 8,2E-01 
46720 7,0E-05 5,5E-03 1,1E-02 2,2E-02 2,7E-02 5,5E-02 1,1E-01 5,5E-01 1,1E+00 
58400 7,0E-05 6,9E-03 1,4E-02 2,7E-02 3,4E-02 6,8E-02 1,4E-01 6,8E-01 1,4E+00 
70080 7,0E-05 8,2E-03 1,6E-02 3,3E-02 4,1E-02 8,2E-02 1,6E-01 8,2E-01 1,6E+00 
  
 
